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225. Sitzung 

Bonn, den 26. Juni 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zu den Be-
schlüssen der Berliner SPD zur Sicherheits- 
und Bündnispolitik 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der CDU/ 
CSU hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Ge-
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem ge-
nannten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Klein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lintner!) 
— Mir wurde niemand anders gemeldet. 

(Zuruf von der SPD: Ausfallen lassen!  — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Es gibt auch 
nichts zu sagen! — Dr. Vogel [SPD]: Die 

Aktuelle Stunde ist beendet!) 
Ich bitte, das künftig früher zu melden. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Lintner. 
(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Der Ersatz

-

mann!) 

Lintner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Ereignisse beim Berliner Par-
teitag der SPD 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Welche?) 
haben wie die Spitze eines Eisbergs das Ausmaß 
und die Heftigkeit der Richtungskämpfe innerhalb 
der SPD über die Grundlagen der Außen-, Sicher-
heits- und Deutschlandpolitik deutlich werden las-
sen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Der bayerische 
Wahlkampf ist eröffnet!) 

Schon heute steht fest: Nicht irgendwelche belang-
losen Zirkel in der SPD, wie es gern behauptet wird, 
betreiben eine umfassende Richtungsänderung; 
nein, meine Damen und Herren, es sind die Funk-
tions- und Perspektivträger der SPD — und das 
eben nicht nur in Berlin —, die sich auf die Seite 
der Revoltierenden geschlagen haben, und zwar 
nicht immer aus Überzeugung, wie wir wissen, 

wenn man den opportunistischen Hang des SPD-
Fraktionsvorsitzenden und Berliner Abgeordneten 
Dr. Hans-Jochen Vogel zu den jeweiligen Mehrhei-
ten bedenkt. 

(Dolata [CDU/CSU]: „Berliner" müssen Sie 
unterstreichen! — Zuruf des Abg. Egert 

[SPD]) 

Vor diesem Hintergrund ist es besonders interes-
sant, zu erfahren, zu welchen konkreten Inhalten 
u. a. Dr. Vogel dort in Berlin j a gesagt hat. Man muß 
z. B. an Herrn Dr. Vogel die Frage richten, was er 
und die Meinungsführer in der SPD denn meinen, 
wenn sie von „neuen Erkenntnissen und Entwick-
lungen" sprechen. Wer sie berücksichtige, solle ja — 
auch laut Dr. Vogel — sogar „verantwortungsunfä-
hig" sein. Andere SPD-Vertreter haben auf dem be-
sagten Berliner Parteitag sogar von einer „bewuß-
ten Zäsur" und von einem „historischen Parteitag" 
gesprochen. 

Mit all diesen Vokabeln, meine Damen und Her-
ren, können doch wohl nur die Beschlüsse der Berli-
ner SPD gemeint sein. Diese sind in der Deutsch-
landpolitik gekennzeichnet erstens von der Verwei-
gerung des Gehorsams gegenüber den Festlegun-
gen des Grundgesetzes und des Bundesverfas-
sungsgerichts sowie zweitens von einer bewußten 
und gewollten Verfälschung des Kerngehalts unse-
res Wiedervereinigungsanspruchs. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Heftiger Beifall 
in der Union!) 

Das Kernanliegen ist nämlich die Forderung nach 
Gewährung des Selbstbestimmungsrechts für die 
Deutschen und das Verlangen nach elementaren 
Freiheitsrechten. Sie von der SPD tun dabei aber 
so, als handele es sich beim Wiedervereinigungsge-
bot um eine aggressive Doktrin von ewig gestrigen 
Deutschen. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Damit beschädigen Sie bewußt und gewollt ein ganz 
zentrales Anliegen der,  deutschen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Verwirrung und Täuschung des Publikums, 
meine Damen und Herren, spricht die Berliner SPD 
in ihren Beschlüssen zwar mehrfach davon, sie 
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Lintner 
trete für die Menschen- und Freiheitsrechte ein; 
wie sie aber solches tun will, ohne z. B. in den Ver-
dacht zu kommen, eine Systemänderung des kom-
munistischen Regimes in Erwägung zu ziehen, ist 
ihr eigenes Geheimnis. 

Beim Umgang mit Menschenrechten verbietet 
sich jedes Taktieren. Zumindest in Bezug auf die 
Deutschen handelt es sich dabei um reine Lippen-
bekenntnisse. Denn wer wie die SPD vom Selbstbe-
stimmungsrecht des deutschen Volkes nichts mehr 
wissen will, verweigert ihm ein ganz natürliches, 
der Würde jedes Menschen entspringendes Recht. 

So betreibt die SPD ein zynisches Verwirrspiel 
mit Begriffen, indem sie so tut, als sei das Wieder-
vereinigungsgebot etwas Unfriedliches, politisch 
Reaktionäres, das mit Menschen- und Freiheits-
rechten nichts zu tun habe. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Müssen Sie 
immer Ihre uralten Manuskripte vorlesen? 
— Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Der hat doch 

keine neuen!) 

Das neue deutschlandpolitische, sicherheitspoliti-
sche und außenpolitische Gedankengebäude der 
SPD, wie es jetzt in Berlin formuliert worden ist, ist 
unlogisch, unredlich und polemisch zugleich. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist doch 
eine Aktuelle Stunde hier!) 

— Herr Ehmke, wir brauchen unsere Manuskripte 
so lange nicht zu ändern, solange Sie sich auf die-
sem verhängnisvollen Weg befinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist der Versuch, Feuer und Wasser zu einem 
harmonischen Inhalt zusammenzufügen. Die Be-
griffswelt der Beschlüsse spricht Bände, meine Da-
men und Herren. Mit wohlklingenden Vokabeln soll 
die Abkehr der SPD von der Grundsatzgemein-
schaft der demokratischen Parteien in der Deutsch-
landpolitik versteckt werden, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Eine 
Frechheit ist das! — Lange [GRÜNE]: 

Grundsatzgemeinschaft, was ist das?) 

der Abschied aus der Sicherheitsgemeinschaft des 
Westens eingeleitet 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ehrenstahl

-

helm!) 

und der Ausstieg aus der Wertegemeinschaft der 
westlichen Demokratien vorbereitet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: Platitüden!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Vogel (Berlin). 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit dieser Aktuellen 
Stunde betreibt die Union einmal mehr das Lieb-
lingsspiel der deutschen Rechten. Sie versucht ein

-

mal mehr die Sozialdemokraten als geschichts- und 
vaterlandslose Gesellen zu diskriminieren, 

(Dolata [CDU/CSU]: Lesen Sie, was Sie be

-

schlossen haben!) 

als Leute, die das Vaterland, die Freiheit und die 
Demokratie gefährden. Ihnen geht es gar nicht um 
Fragen der Strategie. Ihnen geht es gar nicht um 
die Struktur der Bundeswehr oder um das Bündnis 
oder um Berlin. Sie vermeiden es geradezu peinlich, 
auf den wirklichen Inhalt des Papieres einzugehen, 
das Sie zum Gegenstand Ihrer Kampagne machen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie verschweigen, daß in diesem Text die Un-
menschlichkeit der Sperranlagen an der Grenze zur 
DDR und die Unterdrückung elementarer Grund-
rechte in Osteuropa kritisiert werden. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Gehen Sie auf die 
kritischen Stellen ein!) 

Sie verschweigen, daß die Sicherung der Freiheit 
von Berlin-West als eigentliche Legitimation für die 
fortdauernde Anwesenheit der Schutzmächte be-
zeichnet und den Schutzmächten für ihr Engage-
ment gedankt wird. Sie verschweigen ebenso den 
Satz, der die den Westen bedrohende Ambivalenz 
der sowjetischen Vorwärtsverteidigung und ihrer 
Hochrüstung im Mittelstreckenbereich als entspan-
nungsfeindlich charakterisiert. 

(Dolata [CDU/CSU]: Sie verschweigen Ih

-

ren Sicherheitspartner!) 

Ihnen geht es nur darum, politische Gegner als 
amerikafeindlich, als bundeswehrfeindlich, als sub-
versiv, 

(Franke [Hamburg] [CDU/CSU]: Sind Sie 
doch auch!) 

j a, wie Sie es eben getan haben, als verfassungs-
feindlich zu diffamieren, weil Sie zur argumentati-
ven Auseinandersetzung völlig außerstande sind. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis: Wir haben nicht 
die Absicht, uns für unsere Existenz und für unsere 
Geschichte zu entschuldigen und erst recht nicht 
für unsere Politik und für die Diskussionsprozesse, 
in denen wir unsere Positionen erarbeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben ebensowenig die Absicht, uns von Ihnen 
und von Ihren publizistischen Helfershelfern ein 
Denkverbot auferlegen zu lassen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wer sind denn 
die Helfershelfer?) 

Sie wissen genauso gut wie wir: Die Verantwor-
tung für die großen Katastrophen dieses Jahrhun-
derts ist auf der rechten Seite deutscher Tradition 
zu suchen und nicht bei der deutschen Sozialdemo-
kratie. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Dr. Vogel 
Alles, was uns seit der Mitte der 60er Jahre auf 

dem Weg zu einer europäischen Friedensordnung 
vorangebracht hat, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich!) 
alles, was die Lebensverhältnisse der Menschen in 
den beiden deutschen Staaten und gerade in Berlin 
wirklich verbessert hat, ist gegen den erbitterten 
Widerstand der Union durchgesetzt worden. 

(Beifall bei der SPD) 
Das gilt für die Ostverträge, für den Grundlagenver-
trag, für das Viermächteabkommen. Das gilt ebenso 
für die Schlußakte von Helsinki. Die Initiativen und 
kontroversen Diskussionen, die diese Politik vorbe-
reitet haben, haben Sie genauso diffamiert wie jetzt 
die Beschlüsse des Berliner Parteitags, die Sie über-
haupt nicht zur Kenntnis nehmen. 

Wäre es nach Ihnen gegangen, dann säßen wir 
noch heute in den Gräben des kalten Krieges. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist unerhört, 
diese Diffamierung!) 

Viele von Ihnen sind schon wieder in die Gräben 
des kalten Krieges zurückgekehrt. 

(Beifall bei der SPD — Tatge [GRÜNE]: 
Noch nie herausgekommen!) 

Zuletzt hat Ihr eisiges Schweigen und Ihr mühsam 
unterdrücktes Murren während und nach der Rede 
des Altbundespräsidenten Scheel hier in diesem 
Saal 

(Beifall bei der SPD) 
Ihren wahren Charakter bewiesen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Unerhört diese 
Diffamierung! Reines Ablenkungsmanö

-

ver!) 
Wir lassen uns nicht beirren. Wir wollen keinen 

deutschen Sonderweg. 
(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

-- Herr Präsident, es drängt sich die Frage auf, ob 
man diese Meute eigentlich gelegentlich einmal 
zum Schweigen bringen kann. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Vogel, 
auch ich würde, und zwar in alle Richtungen, sagen, 
daß die Zwischenrufe unterbleiben sollten, aber ich 
möchte hier auch nicht zulassen, daß eine Partei als 
eine Meute bezeichnet wird. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident, ich nehme Ihre 
Belehrung mit Dankbarkeit zur Kenntnis; ich habe 
allerdings aus einem Kirchenlied zitiert, das ich Ih-
nen gerne zur Verfügung stelle. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Wir lassen uns nicht beirren. Wir wollen keinen 

deutschen Sonderweg, aber wir wollen jede Chance 
nutzen, um den Rüstungswettlauf zum Stehen zu 
bringen. Für Sie ist der von Helmut Schmidt in sei-

ner Rede vor den Vereinten Nationen im Juni 1982 
geprägte Begriff der Sicherheitspartnerschaft ein 
Schimpfwort. Für uns ist die Sicherheitspartner-
schaft, ist die Verantwortungsgemeinschaft eine 
Überlebensnotwendigkeit. Das ist der eigentliche 
Unterschied zwischen uns. Es wird Ihnen mit Ihrer 
Kampagne nicht gelingen, diesen Unterschied zu 
verwischen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU — Reddemann [CDU/CSU]: Da 
hat aber einer aus Angst im Dunkeln ge

-

schrien!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich kenne eine ganze Reihe von 
Liedern, aus denen man hier in diesem Hause bes-
ser nicht zitieren würde, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
gerade wenn es sich um die Disqualifizierung einer 
bestimmten Gruppe dieses Parlaments handelt. 

Herr Dr. Vogel, Sie haben eben den Versuch un-
ternommen, aus dem in Berlin beschlossenen Pa-
pier einige Passagen herauszunehmen und mit ih-
nen die Verfassungskonformität dieser Beschlüsse 
darzustellen. Ich bestreite ja überhaupt nicht, daß 
die Worte vom Frieden, von der Zusammenarbeit, 
von der Entspannung und von einer blockübergrei-
fenden Kooperation, wie sie in diesem Papier ent-
halten sind, Grundlage unserer gemeinsamen Poli-
tik sind. Aber wenn Sie einen Vergleich mit den 
70er Jahren und mit der deutschlandpolitischen 
Auseinandersetzung jener Zeit wagen, sollten Sie 
nicht übersehen, daß es einen grundlegenden Un-
terschied zwischen der damaligen Auseinanderset-
zung und derjenigen, die wir heute miteinander 
führen, gibt: Es gab in den 70er Jahren über die 
Ziele der Deutschlandpolitik überhaupt keinen Dis-
sens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Das Ziel der Deutschlandpolitik der 70er Jahre war 
die Überwindung der Teilung, die Überwindung der 
Trennung des deutschen Volkes in zwei Teile. Über 
den Weg zu diesem Ziel ist gewiß hart gestritten 
worden. 

Wenn ich aber heute in dem Berliner Papier lese, 
daß die fortdauernde Existenz zweier voneinander 
unabhängiger deutscher Staaten die Voraussetzung 
für die Erhaltung des Friedens in Europa ist, dann 
zeigt sich auf einmal, daß in dieser Grundfrage, was 
denn eigentlich das Ziel unserer Politik sein kann 
und sein muß, der Konsens verlorenzugehen droht. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Deswegen sollten Sie nicht den Versuch unter-
nehmen, aus dem Papier nur einzelne Passagen zu 
zitieren, sondern sollten davon ausgehen, daß die-
ses Papier eine Grundtendenz enthält, die nicht der 
entspricht, von der wir die Einigkeit und Gemein- 
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samkeit der deutschland- und friedenspolitischen 
Haltung in der Vergangenheit abgeleitet haben, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dann müssen 
Sie Herrn Scheel korrigieren!) 

eine Gemeinsamkeit, die wir, Herr Professor Dr. 
Ehmke, auch für die Zukunft zu erhalten versuchen 
sollten. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So, wie ich Sie 
höre, müssen Sie bei der CDU gut Wetter 

für die Scheel-Rede machen!) 

— Wollen wir hier eine Debatte über die Scheel-
Rede, wollen wir eine Debatte über Entspannungs-
politik führen? In bin zu jeder Debatte in dieser 
Richtung bereit. Ich bin bereit, für Entspannung 
einzutreten, aber ich bin nicht bereit, in diesem 
Hause, in der Politik des Parlaments der Bundesre-
publik Deutschland, zuzulassen, daß die Verhält-
nisse zwischen Ost und West mit völliger Einäugig-
keit dargestellt werden 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

und daß daraus Folgerungen abgeleitet werden, die 
in letzter Konsequenz zu tragen ich nicht bereit 
bin. 

Ist es eigentlich noch sinnvoll, wenn in dem Pa-
pier einer Partei wie der SPD in Berlin mit ihrer 
Tradition auf einmal die Rede davon ist, daß selbst-
verständlich alle Pershing II und Cruise Missiles 
abzuziehen sind, daß aber bei den SS 20 im besten 
Falle von einer Verringerung die Rede ist? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber besten

-

falls!) 

Wird nicht alles umgekehrt, was sich an tatsächli-
cher Entwicklung vollzogen hat? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Es wird gerade 
über eine Nullösung in Genf verhandelt!) 

Wird überhaupt nicht mehr gesehen, daß die Statio-
nierung von Pershing II und Cruise Missiles eine 
Reaktion auf die Stationierung von SS 20 gewesen 
ist? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
doch einfach nicht wahr!) 

Wo ist denn eigentlich hier noch die Ausgewogen-
heit einer Politik, die unsere Sicherheit und die 
Sicherheit unserer Partner wirklich auf Dauer dar-
zustellen in der Lage ist? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das er

-

zählen Sie mal Ihren Kindern! Die werden 
Ihnen was erzählen!) 

Ich bin mit vielen Passagen dieses Papiers — 
Herr Dr. Vogel, ich sage es noch einmal — einver-
standen, wenn man sie aus ihrem Zusammenhang 
herauslöst, aber ich bin nicht damit einverstanden, 
daß man der Bundeswehr unterstellt, sie sei zur 
Aggression fähig. Die NATO ist nicht angriffsfähig, 
und sie wird und will es nicht sein. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist im 
Papier nicht gesagt!) 

Aber wir werden unsere gemeinsamen Anstrengun-
gen darauf richten müssen, daß zur Erhaltung des 
Friedens in der Situation, 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Unerhört, 
Herr Ronneburger, Sie sind weit unter Ih

-

rem Niveau!) 
wie wir sie heute haben, ein ausreichendes Maß an 
Verteidigungsfähigkeit und Verteidigungsbereit-
schaft erhalten bleibt. Ich wäre dankbar dafür, 
wenn wir diese Grundlagen gemeinsamer Politik 
auch in die Zukunft hinüberbringen könnten und 
wenn wir in der Lage wären, das, was uns bewegt, 
was unser Auftrag ist, was unsere Verantwortung 
ist, nicht dadurch in Frage zu stellen, daß wir von 
den gemeinsamen Grundlagen früherer Zeiten ab-
gehen, wie es die Berliner SPD in ihren Beschlüs-
sen getan hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister der Verteidigung. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Der Aufrü

-

stung!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Vertreidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wer die-
ses Dokument liest, der kann nicht glauben, daß es 
von Mitgliedern einer Partei verfaßt wurde, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Dummes 
Zeug!) 

die noch vor knapp vier Jahren die Regierungsver-
antwortung trug. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Zwischen diesem Elaborat — anders kann man es 
nicht bezeichnen — und der Politik Schmidts, von 
Ernst Reuter einmal ganz zu schweigen, liegen Wel-
ten. 

(Zurufe von der SPD) 
Ich frage mich, wie der Kollege Vogel hierher

-

kommt und sich an dieses Pult stellt. Herr Kollege 
Vogel, Sie waren Mitglied einer Regierung, die die 
Strategie der Flexible Response, der flexiblen Ant-
wort, vom ersten bis zum letzten Tag für richtig 
gehalten hat. Viele der Waffen, die hier als aggres-
siv dargestellt sind, sind unter Ihrer Verantwortung 
und Mitverantwortung beschafft worden. Das kann 
doch nicht sein, daß Sie sich hierherstellen und 
nicht anerkennen, daß dieser Teil Ihrer Partei 
gründlich abgewandert und auf eine Linie einge-
schwenkt ist, die tödliche Gefahr für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland beinhaltet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Kein einziges Ar

-

gument! Argumentieren Sie doch mal!) 
In dem Dokument wird ein Weg empfohlen, der 

politisch gefährlich ist, der militärisch außerge-
wöhnlich riskant ist, den ich sogar für selbstmörde-
risch halte, und in dem so viel hanebüchener, aber 
wirklich hanebüchener strategischer und sicher-
heitspolitischer Blödsinn verzapft wird, daß es 
schwerfällt, sich auf wenige Beispiele zu begrenzen. 
Ich will zwei herausgreifen. Da steht der geniale 
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Bundesminister Dr. Wörner 
Satz — nachdem gesagt wird, man dürfe sich nicht 
länger auf Panzer verlassen —: „Dies beruht gene-
rell auf der Überreichweite des Feuers von Raketen 
in bezug auf das Feuer kürzerer Reichweite der 
herkömmlichen Rohrwaffen." Oh Sancta Simplici-
tas! Ich frage mich, ob der Verfasser sich jemals im 
Gelände der Bundesrepublik Deutschland aufgehal-
ten hat. 

Dann kommt der noch schönere Satz: „Die Tiefe 
des Bundesgebiets darf nicht, wie gegenwärtig, für 
Panzer- und Luftabwehrschlachten eingeplant wer-
den."  Erst einmal haben wir den Grundsatz der 
Vorneverteidigung, dem Sie bis vor kurzem auch 
noch angehangen haben, zum zweiten wäre es 
schön, wenn Sie das der Sowjetunion mitteilen wür-
den, daß sie die Tiefe des Bundesgebietes nicht für 
Panzerschlachten vorsehen soll. 

(Zurufe von der SPD) 
Was dort empfohlen wird, Herr Kollege Vogel, ist 
eine Strategie, die wirklich nur noch als Einladung 
zum Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland 
bezeichnet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das wäre das Ende der Kriegsverhinderung. 

(Rusche [GRÜNE]: Wir sind nur vom bösen 
Feind umzingelt, oder was?) 

Aber weit schlimmer noch ist der geistige und der 
politische Duktus dieses Papiers. Die hier skiz-
zierte politische Straße markiert zunächst einmal 
den Einstieg in den Ausstieg aus dem Bündnis: 
Zweitens muß diese Linie zum Bruch mit unserem 
eigentlichen Sicherheitspartner im Westen, nämlich 
den Vereinigten Staaten von Amerika, führen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Und den übrigen 
westeuropäischen Staaten!) 

Drittens verhilft diese Strategie der Sowjetunion 
zur Vorherrschaft über Westeuropa. Und schließlich 
bedeutet diese Linie die faktische Unterwerfung 
unter den Machtwillen der Sowjetunion, nichts an-
deres, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Dieses Konzept führt nicht zu einer Friedensord-
nung, führt nicht zur. Selbstbehauptung Europas. 
Dieses Konzept führt stracks zur Selbstaufgabe Eu

-

ropas und zum Ende unserer Sicherheit und unse-
rer Freiheit. 

Das fängt ganz einfach damit an, daß die Analyse 
schon falsch ist. Da wird so getan, als ob Waffen 
und Strategien die eigentliche Ursache des Unfrie-
dens wären. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nein, Ideologien! 
Diese Platte haben wir lange nicht mehr 

gehört!) 

Kein Wort über die Tatsache, daß die Spaltung 
Deutschlands, daß die Bedrohung der Bundesrepu-
blik Deutschlands, daß die Bedrohung des Westens, 
daß der Unfrieden auf den Machtwillen einer ex-
pansiven Diktatur zurückgeht. Die eigentliche Be-
drohung liegt nicht in den Waffen und in den Solda

-

ten, sondern in dem Unterschied von Freiheit und 
Unfreiheit, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ober  das eigentliche sicherheitspolitische Pro-
blem Europas schweigt sich dieses Papier völlig 
aus, nämlich über die Tatsache, daß wir strukturell 
nicht angriffsfähig sind, während der Warschauer 
Pakt strukturell angriffsfähig ist. Das wird hier völ-
lig unterschlagen, meine Damen und Herren. Wer 
so falsch analysiert, der kann natürlich auch nicht 
zum richtigen Ergebnis kommen. 

Nun wollte der Kollege Vogel, daß wir uns im ein-
zelnen damit auseinandersetzen. Er war so freund-
lich, einige Passagen vorzulesen. Jetzt lese ich Ih-
nen auch einmal einige Passagen vor: 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich bitte, die Zwischen-
rufe einzustellen. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 

Solange die Vereinigten Staaten eine Politik 
der Stärke und Überlegenheit betreiben, müs-
sen ihre europäischen Verbündeten, voran die 
Bundesrepublik Deutschland, die Entspan-
nungspolitik notfalls bis zum Konflikt im 
Bündnis verteidigen und vertreten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Und dann heißt es: 

Das ist der Kern dessen, was die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion die Selbstbe-
hauptung Europas nennt. 

Meine Damen und Herren, ist das Ihre Auffassung? 
Wollen Sie dieser Entspannungspolitik, die in die-
sen Formulierungen ja nichts anderes als die An-
passung an die Forderungen Moskaus bedeutet, das 
Bündnis zum Opfer bringen? Ich kann nur sagen, 
Kollege Vogel, wenn das kein Argument ist, wo 
bleibt Ihre Auseinandersetzung damit? 

Dann wird davon gesprochen, man müsse sich 
gegen die SDI-Vorstellung der Amerikaner wen-
den. Kein Wort darüber, daß die Sowjets das gleiche 
schon seit einem Jahrzehnt tun. Dann wird von den 
sowjetischen Abrüstungsvorstellungen gesprochen, 
kein Wort von den amerikanischen. 

Ich frage mich, Herr Kollege Vogel: Wo waren Sie 
eigentlich, als dieses Papier beschlossen wurde? Sie 
waren doch dabei. Was haben Sie getan, um das zu 
verhindern? Hier wird doch der Eindruck erweckt, 
als ob unsere Schutzmacht, die Schutzmacht Ber-
lins, an den Spannungen dieser Welt Verantwor-
tung trüge, schuld wäre. Es wird so getan, als ob die 
Schuld bei den Amerikanern, nicht bei den Sowjets 
läge. Das ist noch nicht einmal Äquidistanz, das ist 
schon Einäugigkeit, meine Damen und Herren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
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Bundesminister Dr. Wörner 
Die Verfasser dieses Papiers stehen Moskau näher 
als den Vereinigten Staaten von Amerika, eindeu-
tig. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zurufe von der SPD) 

— Da gibt es keinen Zweifel, lesen Sie das Papier 
nach; Sie können es in jedem Satz nachlesen. 

Besonders skandalös ist: Das passiert in Berlin, 
(Zuruf von der CDU/CSU: Pfui!) 

in einer Stadt, die durch eine Mauer getrennt ist. 
Das passiert in Berlin, wo man die Bedrohung täg-
lich erleben kann, meine Damen und Herren, wo 
man den Unterschied zwischen Freiheit und Unfrei-
heit täglich erleben kann. Das passiert in einer 
Stadt, die nur deswegen frei ist, weil eben jene 
beschimpften Amerikaner mit ihren Soldaten prä-
sent sind und die Freiheit dieser Stadt verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das zweite, und das ist noch skandalöser: Da 

sprechen die linken Köpfe dieser Partei auf diesem 
Treffen offen von einer „bewußten Zäsur", von ei-
nem „historischen Parteitag", und sie haben ganz 
offen die Absicht, die ganze SPD auf diesen Weg zu 
trimmen. Hier soll doch eine Linie vorprogram-
miert werden. Und nun die Frage: Hat die Partei-
spitze eingegriffen? Wo ist die Stellungnahme des 
Kanzlerkandidaten Rau? Von Herrn Vogel haben 
wir gerade gehört, daß er nichts dazu zu sagen hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Zum Be

-

fehlsempfang! — Zurufe von der SPD) 
Ich sage Ihnen: Das zeigt, wohin die Reise der SPD 
geht, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Nach 
Moskau!) 

aus dem Bündnis ins sicherheitspolitische Nie-
mandsland. Von dort führt ein gerader Weg in die 
Abhängigkeit von Moskau, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Zurufe bei der SPD und den 
GRÜNEN — Dr. Schierholz [GRÜNE]: 

Nach Peking!) 
Unser Trost ist der, daß die überwältigende Mehr-

heit der Berlinerinnen und der Berliner und die 
überwältigende Mehrheit der freien Deutschen Ih-
nen auf diesem Weg nicht folgen wird, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das, was Herr Wörner hier jetzt gerade 
wieder von sich gegeben hat, bewegt sich haupt-
sächlich in den Denkkategorien, deren Pfeiler links 
und rechts angesiedelt sind, zwischen Washington 
und Moskau. 

(Dolata [CDU/CSU]: Sie haben nur linke 
Pfeiler!) 

Dazwischen ist wenig Platz. 

Ich nenne einige Worte, die er in den Mund ge-
nommen hat in Richtung auf dieses Papier, von 
dem ich glaube, daß er es gar nicht richtig gelesen 
hat, wie übrigens sein Vorredner der CSU genauso. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Habt ihr da 
mitformuliert?) 

Er sagte „tödlich", er sagte „selbstmörderisch", er 
sagte „Einladung zum Angriff auf die BRD". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er nicht 
gesagt! — Das war Freud!) 

— „BRD" hat er nicht gesagt, das hat er nicht 
gesagt. Das ist natürlich ein entscheidender Fehler 
von mir. 

Mit solchen Worten versucht er Stimmung gegen 
eine Politik zu machen, die aus der Sicht der GRÜ-
NEN zumindest als kreativ, als der Beginn eines 
alternativen Denkens interpretiert werden kann. 

(Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU]) 

Dagegen steht fest — und insofern wird das ein 
Bumerang für Sie hier sein genauso wie bei der 
Bülow-Debatte letztes Jahr —, daß Ihre Partei, die 
CDU/CSU, nichts anderes ist als sicherheitspoli-
tisch eine Mumie, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

die erst immer dann lebendig wird, wenn sie merkt, 
daß andere aus dieser Grabkammer herauswollen, 
in die Sie uns durch Ihre jahrzehntelange Politik 
der Aufrüstung und Westbindung gebracht haben. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: In die Grab

-

kammern der Vergangenheit wollt ihr doch 
hinein!) 

Ein Verteidigungsminister, der mit dem Mittel 
des Antikommunismus als ideologisches Rüstzeug 
ausgestattet, als Agent der Rüstungsindustrie in 
der Welt herumreist und als Langzeitpianung im-
mer nur mehr Waffen und noch mehr Waffen im 
Kopf hat, der ist der allerletzte, der berechtigt ist, 
sich über ein Papier aufzuregen, das versucht, aus 
diesen Strukturen herauszukommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Natürlich ist dieses Papier widersprüchlich und 
fordert zur Diskussion heraus. Die SPD will die 
Westbindung, aber sie will die Blöcke überwinden; 
sie will militärische Verteidigung, aber die richtige; 
sie sieht die Übermacht der Supermächte, sie will 
aber Sicherheitspartnerschaft mit diesen Super-
mächten; sie will die Selbstbehauptung Europas im 
Bündnis; sie will aber nur — wie es dort in diesem 
Papier heißt — bis zum Konflikt im Bündnis gehen. 
Die Frage wäre dann natürlich: Was passiert, wenn 
der Konflikt eintritt? Wie weit geht die SPD? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Sie erkennt das pathologische Verhältnis der Su-
permächte zueinander an, hofft aber unbeirrt nicht 
nur auf Rüstungskontrolle, nein, sogar auf Dialog 
zwischen den Supermächten. 
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Lange 
Auf der anderen Seite aber sind durchaus rich-

tige Analysen der Gegenwart zu finden. Die Ab-
schreckung wird in diesem Papier zu Ende gedacht. 
Das Schlachtfeld Mitteleuropa wird genannt. Die 
Krisenherde in der Dritten Welt als Übergreifge-
fahr auf Europa werden genannt. Überhaupt wird 
der Zusammenhang der Dritte-Welt-Politik im 
Hinblick auf weltweite Friedenssicherung gesehen. 
In Papieren von ihnen ist das nicht nachzulesen. 

Die Möglichkeiten deutsch-deutscher Initiativen 
in Mitteleuropa im Sinne konstruktiver Friedenspo-
litik werden genannt. Es wird eine Kritik sowohl 
der herrschenden Bedrohungsanalyse als auch der 
Flexible Response angesetzt, eine Kritik, die lange 
überfällig gewesen war. Geist, Logik und Politik der 
Abschreckung werden grundsätzlich in Frage ge-
stellt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Meine Damen und Herren, gegenüber einer Par-

tei, die zwar die erstarrten Blockstrukturen in Eu-
ropa nicht antasten will, aber wenigstens in Bewe-
gung bleibt und ist an ihrer Basis, bei ihren Mitglie-
dern, 

(Zuruf des Abg. Graf Huyn [CDU/CSU]) 
hat die CDU/CSU als allerletzte das Recht, hier auf 
der Richterbank Platz zu nehmen. 

Die stärkste Stelle in diesem Papier nenne ich 
das, was Sie als größte Gefahr betrachten, nämlich 
die geforderte Bundestagsentscheidung zur Aufhe-
bung des Doppelbeschlusses und das Eintreten in 
Verhandlungen zwischen den USA und der UdSSR 
zum Abzug sämtlicher Mittelstreckenraketen und 
Kurzstreckenraketen in Europa. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Da seid ihr 
euch schon lange einig mit der SPD!) 

Herr Ronneburger, was den Doppelbeschluß an-
belangt, sind wir uns doch hoffentlich in einem 
einig: Man kann darüber streiten, ob das je ein Dop-
pelbeschluß gewesen ist, aber das es ein Doppelbe-
schluß in dem Sinne war, daß er doppelte Bewaff-
nung und doppelte Rüstung in Mitteleuropa nach 
sich gezogen hat, ich glaube, darüber sollten wir uns 
einig sein. Denn nach den Pershing II und Cruise 
Missiles kamen auf der anderen Seite noch mehr 
Raketen. Da haben Sie Ihren Erfolg, den Sie heute 
so hochhalten, nach wie vor nicht gehabt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da könnt ihr die 
Roten und die GRÜNEN in eine Topf wer

-

fen! — Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Habt 
ihr da nicht mitformuliert?) 

— Nein, wir haben das Papier nicht mitformuliert; 
vieles in dem Papier ist von uns abgeschrieben. Das 
ist der Sachverhalt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dolata [CDU/ 
CSU]: Ob der Herr Vogel das gehört hat?) 

Im Zeitalter permanenter beschleunigter Hoch-
rüstung, wo die Kriegsgefahren tagtäglich wachsen, 
ist Konservatismus keine Steitigkeit, kein Bewah-
ren, sondern ein gefährliches Fortschreiten in Rich-
tung Kriegsgefahr. Im Grunde sind Sie negativ-pro-
gressiv auf dem Felde des Antikommunismus, der  

beharrlichen Aufrüstung, des Zementierens des 
Status quo in Europa, d. h. des Unfriedens unter 
einer knallharten amerikanischen Interessenpoli-
tik, die Sie als Freundschaft verkaufen. Wir jeden-
falls werden weiterhin dafür sorgen, daß diese Ihre 
Progressivität des Unfriedens zum Scheitern verur-
teilt sein wird. Die Bürger werden Ihre Orwellsche 
Sprachverdrehung, die Herr Wörner vorhin auch 
wieder an den Tag gelegt hat, auf Dauer nicht mehr 
hinnehmen, mit der Sie Friedensbewegungsfreunde 
als Handlanger Moskaus bezeichnen, östliche Abrü-
stungsvorschläge natürlich als Propaganda und das 
Kriegsbündnis NATO als Wertegemeinschaft hin-
stellen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Vogel, nicht Vorwärts-
verteidigung und Diffamierung wären hier am Platz 
gewesen, sondern der Versuch eines kritischen Zu-
rechtrückens dessen, was in Berlin geschehen ist. 
Sie haben diese Chance versäumt. Sie haben da-
durch, daß Sie zu den kritischen Punkten nichts 
gesagt haben, bestätigt, daß Sie persönlich auch 
hinter diesen kritischen Passagen stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Kein Wort haben Sie zu alldem gesagt, was seit 

wenigen Tagen Berlin bewegt, was die deutsche Öf-
fentlichkeit bewegt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Was Berlin be

-

wegt, ist die halbe Unterwelt!) 
Kein Wort haben Sie zu dem gesagt — lassen wir 
einmal die Vorwürfe der CDU/CSU und der FDP 
beiseite —, was beinahe alle deutschen Zeitungen 
einschließlich der „Frankfurter Rundschau", ein

-

schließlich der „Süddeutschen Zeitung" — um nur 
die Ihnen vielleicht nahestehenden Zeitungen zu 
erwähnen — an Kritik geäußert haben. Sie versu-
chen, wegzutauchen und durch Diffamierungen 
über diese Aktuelle Stunde hinwegzukommen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Herr Antes 
bewegt Berlin!) 

Diese Aktuelle Stunde ist für die CDU/CSU keine 
Stunde der Schadenfreude. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sagen Sie 
einmal etwas zu Herrn Antes! — Weitere 

Zurufe von der SPD: Zum Filz!) 
Sie ist vielmehr Ausdruck einer ernsten Sorge um 
das Schicksal der ehemaligen Berlin-Partei SPD. 
Wir sind besorgt über den bewußten Bruch mit ge-
wachsenen Gemeinsamkeiten. 

(Egert [SPD]: Krokodilstränen!) 
Die Berliner SPD gibt sich gefährlichen Illusionen 
hin und, wie wir heute feststellen, anscheinend 
auch die gesamte SPD-Fraktion. Sie stellt die durch 
den Schutz der drei Westmächte garantierte Le- 
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Kittelmann 
bensfähigkeit in Frage. Sie untergräbt den gesi-
cherten Status der Stadt. 

Alles das, was in den letzten Tagen und Wochen 
im Vorfeld dieser Diskussion gesagt worden ist — 
z. B. vom Vorsitzenden der SPD-Fraktion in Berlin, 
der einen gefährlichen Antiamerikanismus in die 
Debatte eingeführt hat, der den gewählten Präsi-
denten der Vereinigten Staaten beleidigt und 
gleichzeitig überhaupt nicht in Frage stellt, daß ihm 
der Führer der Diktatur des Proletariats, der nicht 
durch geheime, freie Wahlen gewählt worden ist, 
nähersteht als die amerikanische Schutzmacht —, 

zeigt, wie gefährlich der Weg der Sozialdemokraten 
in Berlin — und leider nicht nur in Berlin — ist. 

Ich habe mir die Rednerliste angesehen. Ich bitte, 
daß Sie die Berliner nicht verstecken. Ich erwarte, 
daß Herr Egert, Herr Heimann, Herr Stobbe auf das 
Podium gehen dürfen und nicht etwa mit einem 
Maulkorb versehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jede Form konstruktiver Auseinandersetzung 
mit den USA — auch hinsichtlich ihrer Eigenschaft 
als Schutzmacht — ist nicht zu beanstanden. Kon-
struktive Auseinandersetzung! Aber undifferen-
zierte Übernahme sowjetischer Positionen und Be-
tonung größerer Nähe zur sowjetischen Außenpoli-
tik als zur amerikanischen Schutzmacht bedeuten 
für Berlin bösartigen Antiamerikanismus. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Jetzt ist es ent

-

larvt!) 

Ich frage z. B. Willy Brandt, ehemaliger Regieren-
der Bürgermeister von Berlin und jetzt Parteivor-
sitzender der SPD 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist er über

-

haupt?) 

— ich gebe ja zu, daß er, wie er glaubte, in seiner 
Position in Lima wichtiger war —, warum er nicht 
im Vorfeld dieses Parteitages versucht hat — denn 
diese Parteitagspapiere wurden wochenlang vorher 
diskutiert —, Einfluß zu nehmen. Ich frage Herrn 
Dr. Vogel, jetzt Fraktionsvorsitzender, ehemaliger 
Regierender Bürgermeister der Stadt, warum er im 
Vorfeld dieses Parteitages nichts unternommen hat 
und warum er sitzen blieb, als andere mutige Ge-
nossen den Parteitag verließen. Heute versucht er 
in schäbiger Weise, sich aus seiner Verantwortung 
herauszureden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Unglaublich!) 

Ich frage auch Sie, Herr Stobbe, nach Ihrer Hal-
tung, obwohl ich es anerkenne, daß Sie versucht 
haben, Ihren Auszug nicht nur als politische Hand-
lung zu werten. Es war j a vielmehr ein Hilferuf der 
inzwischen zur Minderheit gewordenen Rechten, 

(Widerspruch bei der SPD) 

überhaupt auf das aufmerksam zu machen, was auf 
diesem Parteitag geschieht. Wären die Rechten 
nicht ausgezogen, würden die Linken einen Erfolg 
gefeiert haben. So aber ging er teilweise unter. Dar

-

über hinaus versuchen Sie, ihn hier zu verharmlo-
sen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ihre Rede ist 
hilflos!) 

Meine Damen und Herren, der Regierende Bür-
germeister 

(Egert [SPD]: Wo ist er denn, der Regie

-

rende Bürgermeister?) 
hat Herrn Rau aufgefordert, Stellung zu nehmen. 
Vielleicht hat Herr Rau in dem Zweieinhalb-Stun-
den-Gespräch, das er mit Herrn Gorbatschow hatte, 
frohe Kunde verkünden können, indem er das Pa-
pier der Berliner SPD erläuterte und dafür Verlän-
gerung seines Gesprächstermins bekam. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Unser Respekt gilt denen, die diesen Parteitag 

verlassen haben. 
(Lange [GRÜNE]: Können Sie einmal et

-

was zur Sache sagen!) 
Und, meine Damen und Herren: Es ist ein Glück für 
Berlin, daß diese ehemalige Berlin-Partei die Stadt 
nicht mehr regiert. Denn es wäre der Niedergang 
Berlins, wenn diese Partei wieder politische Ver-
antwortung übernehmen dürfte. 

(Lange [GRÜNE]: Berlin erträgt auch 
Leute wie Sie!) 

Für die Zukunft der Stadt ist es positiv, daß die rie-
sengroße Mehrheit der Berliner eine solche Politik 
nicht mittragen wird. Wer in den letzten Tagen die 
Berliner Zeitungen „Der Tagesspiegel" vom 24. Juni 
1986 — Herr Böhlke —, die „Berliner Morgenpost" 
vom 24. Juni 1986 — Herr Stiege —, das „Volksblatt" 
vom 24. Juni 1986 — Herr Höppner — gelesen hat, 
dem wird klar, auf welchem Weg sich die Berliner 
SPD befindet. Ich bitte die SPD-Fraktion, die hier 
Solidarität zeigt, obwohl sie im Innern hoffentlich 
etwas ganz anderes empfindet als das, was hier 
gesagt wird, diese Kommentare genau nachzulesen, 
damit Sie wissen, wie die Öffentlichkeit denkt. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte, kommen Sie zum 
Schluß. 

Kittelmann (CDU/CSU): Noch ist es nicht zu spät 
zur Umkehr. Wir fordern Sie zur Rückkehr zu Ge-
meinsamkeiten in existentiellen Fragen der Siche-
rung der Stadt Berlin auf. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Horn. 

Horn (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! 

(Reddemann [CDU/CSU]: Die Autoren wer

-

den hier wohl versteckt, Herr Horn?) 
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Horn 
Diese Aktuelle Stunde hätte die Chance eröffnet, 
über die Grundlagen unserer Sicherheitspolitik zu 
diskutieren, 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Jawohl! — 
Reddemann [CDU/CSU]: Aber nicht auf 

der Basis eines solchen Papiers!) 

wenn die CDU nicht der Gefahr erlegen wäre, eine 
rein parteipolitische Agitationsstunde ablaufen zu 
lassen, an der sich der Verteidigungsminister leider 
Gottes in besonders einseitiger und in besonders 
simpler Weise beteiligt hat. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Das haben Sie gestern schon 

aufgeschrieben!) 

Worum geht es eigentlich? Die Militärstrategien 
in Ost und West sind Gegenstand der öffentlichen 
Kritik; ihre Glaubwürdigkeit wird zu Recht bezwei-
felt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Mitteleuropa hat die größte Anhäufung von Waffen, 
die es auf diesem Erdball gibt. Immer neue — ge-
fährlichere und unwägbare — Waffensysteme kom-
men hinzu. 

Die Union sagt: Frieden schaffen mit immer we-
niger Waffen. Aber allein in diesem Monat über-
schüttet die Bundesregierung uns mit Rüstungsbe-
schaffungsvorlagen mit einem Wert von mehr als 5 
Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Das Parlament hat keine Zeit zur Beratung, von 
Angemessenheit ganz zu schweigen. Dies zeigt: Bei 
dieser Regierung gehen Abrüstungsrhetorik und 
Aufrüstungspraxis Hand in Hand. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Schierholz [GRÜNE]) 

Da wird ein auf Europa heruntergezogenes SDI pro-
pagiert, da wird ein nichtsnutziger SDI-Vertrag ab-
geschlossen, da werden jenseits des Atlantiks 
Atomtests durchgeführt, der ABM-Vertrag in Frage 
gestellt, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wie war das 
mit dem Berliner Papier?) 

die Chemiewaffenproduktion in die Wege geleitet 
und SALT II gekündigt, und von der deutschen 
Bundesregierung kommt nicht eine einzige Abrü-
stungsinitiative. 

(Beifall bei der SPD) 

Der CDU-Mann Professor Biedenkopf hat als er-
ster die Frage nach der Akzeptanz dieser Strategie 
gestellt. Das Sozialwissenschaftliche Institut der 
Bundeswehr hat festgestellt, daß mehr als zwei 
Drittel der Wehrpflichtigen, mehr als 50 % der län-
gerdienenden Soldaten und mehr als ein Drittel der 
Berufsoffiziere den Einsatz von nuklearen Waffen 
ablehnen. Das heißt auf gut deutsch: 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die wählen 
alle SPD!) 

Sie zweifeln an der bestehenden Strategie, sie zwei-
feln an ihrem Auftrag; die Ergebnisse der jüngsten 
Untersuchungen sind noch dramatischer. 

Es ist doch ein beispielloser Vorgang in der 
NATO, daß sechs NATO-Staaten hinsichtlich der 
Frage der Chemiewaffenproduktion ihre Vorbe-
halte anmelden. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was sagen Sie 
zum Papier der Berliner SPD?) 

Es ist ein einmaliger Vorgang, daß die NATO-Parla-
mentarier in der Nordatlantischen Versammlung in 
Luxemburg zusammen mit den amerikanischen De-
mokraten den SDI-Passus in der Rüstungskoopera-
tion gestrichen haben. Die Risse zeigen sich dem-
nach auch im Bündnis, d. h. der Konflikt geht über 
unsere Gesellschaft hinaus. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Deswegen be

-

durfte es des SPD-Papiers! — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Das würde Sie freuen, 
nicht?) 

Der Konflikt ist weltweit. Eine Allianz von 16 Staa-
ten, meine Damen und Herren, ist auf die Dauer 
nicht lebensfähig, wenn sie sich nur auf die Achse 
konservativer Christdemokraten in Bonn und kon-
servativer Republikaner in Washington stützt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Verkürzung des Bündnisses auf diese zwei 
Kräftegruppierungen wird sich auf die Dauer als 
schädlich und verheerend auswirken. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Selbst ein so überzeugter Atlantiker wie Helmut 
Schmidt hat kürzlich gesagt: Herr Reagan ist nicht 
der Oberbefehlshaber Europas. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Der verbietet 
sich, zitiert zu werden! Der will damit 

nichts mehr zu tun haben!) 

Die Konservativen bleiben ihrer Tradition treu, sie 
trennen, sie spalten. Die deutsche Sozialdemokratie 
muß aus 125jähriger Tradition den Weg weiter be-
schreiten, Konflikte, die in unserer Gesellschaft 
vorhanden sind, aufzuarbeiten und für unser Volk 
nutzbar zu machen. Die Konservativen verdrängen 
die Konflikte so, wie sie übrigens auch den Ein-
bruch der Unterwelt in die Berliner CDU auch 
heute noch verdrängen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Das war der Beitrag zum SPD-Pa

-

pier!) 

Volksparteien haben die Aufgabe, Spannungen 
und Konflikte, die in der Gesellschaft vorhanden 
sind, aufzunehmen, sie zu diskutieren, einer Lösung 
zuzuführen, damit sie der Staat nicht auszutragen 
hat. An diesem Problem ist schon einmal eine deut-
sche Republik trotz Warnungen der Sozialdemokra-
ten gescheitert. Die deutschen Sozialdemokraten 
werden diesen Weg des inneren Konfliktaustragens 
um unseres Staates willen auch weiterhin begehen. 
Politische Parteien sind nicht Selbstzweck, sie die- 
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Horn  
nen dem Volk. Die deutsche Sozialdemokratie stellt 
sich jedenfalls dieser Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Was haben Sie zum SPD-Papier ge

-

sagt?) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Staatsminister beim Bundesminister des Auswärti-
gen, Herrn Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist in dieser Aktuel-
len Stunde nach der Haltung der Bundesregierung 
zum Beschluß der Berliner SPD zur Sicherheits- 
und Bündnispolitik gefragt, und ich finde, deswegen 
sollten wir uns auch darüber unterhalten. 

(Lange [GRÜNE]: In der nächsten Woche 
reden wir über die CDU Rheinland!) 

Dieser Beschluß, von dem Herr Lange interessan-
terweise feststellt, er sei vom Papier der GRÜNEN 
abgeschrieben — diese Mitteilung fand ich beacht-
lich — macht — ich muß sagen: ein weiteres Mal — 
deutlich, daß sich die sozialdemokratische Partei in 
dem von Herrn Horn beschriebenen Prozeß nicht 
auf dem Weg zu dem sicherheitspolitischen Kon-
sens bewegt, den sie mit der Abkehr vom Doppelbe-
schluß verlassen hat und von dem sie sich seit dem 
Ausscheiden aus der Regierungsverantwortung zu-
nehmend entfernt hat. Es ist eine Abkehr vom Kon-
sens in der Bundesrepublik Deutschland, aber auch 
vom Konsens im Bündnis. Das konnte man auf dem 
Parteitag der SPD 1983 in Köln sehen, als der frü-
here Bundeskanzler Helmut Schmidt für seine si-
cherheitspolitischen Vorstellungen noch ganze 4 % 
der Stimmen erhielt. Man muß sich das vorstellen: 
Nur wenige Monate nach seinem Ausscheiden aus 
dem Amt erhielt er gemeinsam mit anderen Vertre-
tern der bis dato gültigen Regierungspolitik, noch 
4 % der Stimmen, gemeinsam mit Dietrich Stobbe, 
mit Hans Apel, mit Peter Corterier. Ich würde mir 
wünschen, daß diese Kollegen hier einmal zu ihren 
Grundüberzeugungen in der Sicherheitspolitik 
sprechen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die dürfen 
nicht!) 

Herr Stobbe ist doch beim Parteitag nicht deswe-
gen ausgezogen, weil die Konservativen in Deutsch-
land diesen und jenen Fehler machen. Offenbar 
hält er die Politik der eigenen Partei für fehlerhaft 
und verhängnisvoll, und Sie sollten sich dazu ein-
mal äußern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Er darf nicht!) 

Tatsache ist, daß heute der sicherheitspolitische 
Weg in der SPD programmatisch-inhaltlich erkenn-
bar eher von Erhard Eppler, Oskar Lafontaine und 
dem Kollegen von Bülow vorgezeichnet wird und 
daß sich deswegen das Entfernen von früheren ge-
meinsamen Positionen beschleunigt hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ihr in der FDP 
betet doch alles nach!) 

Meine Damen und Herren, der Konsens, der aus 
unserer Sicht weiterhin Gültigkeit hat, ist beim Au-
ßenministertreffen in Halifax zum Ausdruck ge-
kommen. Er beruht auf der Entschlossenheit, das 
für die Verteidigung Notwendige zu tun und auf die-
ser Basis — Dialog, Zusammenarbeit und Rü-
stungskontrolle -- Abrüstung mit dem Osten zu su-
chen. Die Vorstellungen der Berliner SPD — es gibt 
Anzeichen, daß die Bundes-SPD weit darüber hin-
ausgeht, die Rede von Herrn Vogel hat das eigent-
lich bestätigt, denn er hat ja kein kritisches Wort 
dazu gesagt — 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

dokumentieren nicht die für eine realistische Ent-
spannungspolitik erforderliche Entschlossenheit, 
das für eine glaubhafte Verteidigung Notwendige 
zu tun. 

Lieber Herr Kollege Horn, wir beide waren ge-
meinsam im Verteidigungsausschuß, als unter dem 
Verteidigungsminister Georg Leber die größten 
Rüstungsprogramme der Bundesrepublik Deutsch-
land in ihrer Geschichte beschlossen wurden, weil 
wir das für notwendig hielten. Die sogenannte 
zweite Welle, die an Volumina alles überstieg, was 
derzeit beschlossen wird, wurde damals von Ihnen 
und uns gemeinsam beschlossen. Ich glaube, Sie 
hätten den Vorwurf zurückgewiesen, hier gehe Ab-
rüstungsrhetorik und Aufrüstungsentscheidung 
Hand in Hand. 

(Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie doch diese infamen Erklärungen. Sie 
wissen doch sehr genau, daß hier das aus sicher-
heitspolitischer Kenntnis Notwendige geschieht, 
daß hier Vorschläge der Bundesregierung für eine 
verantwortliche Politik gemacht werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Das ist doch Tin-
nef! — Horn [SPD]: Mist! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

— Herr Kollege Horn, der Hinweis, ich redete Mist, 
entspricht Ihrer Diktion und Ihrer Aufgeregtheit. 
Sie haben kein sachliches Argument vorgetragen, 
warum Sie  sich von früheren Positionen entfernen. 

(Horn [SPD]: Sie bisher auch nicht! Sie ha-
ben keine Ahnung! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Die Rezepte, die die SPD — jedenfalls die Berli-
ner SPD — für die Bundeswehr empfiehlt, führen in 
die Unsicherheit. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die wollen ab-
lenken!) 

Sie vernachlässigen vitale Interessen und würden 
uns auch im Bündnis — würden wir sie umsetzen 
— isolieren. Ich hoffe sehr, daß das nicht die Ab-
sicht ist. Eine Konfliktstrategie im Bündnis, auf 
dessen Schutz wir alle — ganz besonders Berlin — 
noch viele Jahre angewiesen sein werden, wie sie 
dort propagiert wird, ist kein erfolgversprechender 
Weg zur Gewährleistung unserer Interessen. Unser 
Gewicht beruht j a gerade auf den von allen Bünd-
nispartnern anerkannten deutschen Beiträgen zur 
gemeinsamen Verteidigung. Ein klares Wort zum 
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Staatsminister Möllemann 
sicherheitspolitischen Standort der deutschen Sozi-
aldemokratie ist nun wirklich mehr als überfällig. 

Für die Rüstungskontrollpolitik, die nur ein inte-
graler Teil der Sicherheitspolitik sein kann und 
muß, wird in dem Papier, für jedermann nachlesbar 
— ich empfehle die Lektüre übrigens gerade den 
Kollegen der sozialdemokratischen Fraktion, weil 
ich das Gefühl habe, daß sie das noch gar nicht gele-
sen haben —, ein Gemisch aus einseitigen Schrit-
ten, Vorleistungen und Wunschdenken angeboten. 
Ein solches Vorgehen würde nicht mehr Sicherheit 
schaffen, sondern mehr Instabilität. 

Das Ziel der Bundesregierung ist und bleibt es, 
mehr Stabilität zu schaffen, wenn möglich, mit we-
niger Waffen, wobei sich die Bewaffnung an der 
Bedrohungsanalyse und an den Möglichkeiten aus-
richtet, bei den Rüstungskontrollverhandlungen zu 
einem Konsens zu kommen. Es ist unredlich, Herr 
Kollege Horn, wenn Sie sagen, es gebe keinerlei 
Initiativen in diesem Bereich. Sie haben dann wie-
der die beliebten Beispiele gebracht. Sie wissen als 
Mitglied des Verteidigungsausschusses, daß der 
letzte Vorschlag des Westens bei den MBFR-Ver-
handlungen im wesentlichen auf deutsche Initiative 
zurückzuführen ist. Im Ausschuß haben Sie das so-
gar positiv gewürdigt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Warum stellen Sie sich jetzt hierhin und sagen: Es 
gibt keine Initiative? 

Sie wissen, daß die Bundesregierung bei den Gen-
fer Verhandlungen über einen umfassenden Atom-
teststopp einen Verfahrensvorschlag für ein umfas-
sendes Verifikationssystem eingebracht hat. 
Warum stellen Sie sich hierher und sagen, es gebe 
keine Initiative? 

(Zurufe von der SPD) 

Sie wissen, daß wir bei den chemischen Waffen zum 
erstenmal in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ein Arrangement erreicht haben, nach 
dem bis 1989 die hier lagernden chemischen Waffen 
abgezogen werden. Das haben wir früher in ge-
meinsamer Regierungszeit nicht erreicht. Wer sich 
so wenig auf den Sachpunkt bezieht, lieber Herr 
Horn, und so stark mit wolkigen Erklärungen abzu-
lenken versucht, 

(Zuruf des Abg. Horn [SPD]) 

muß das gleiche Maß an Betroffenheit in Wahrheit 
empfinden, das den Kollegen Stobbe ja jetzt noch 
sichtlich kennzeichnet und das ihn und seine 
Freunde zum Verlassen des Saales gebracht hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht!) 

Es ist doch ein interessanter Vorgang, wenn 120 
Mann — alles Sozialdemokraten — aus dem Saal 
hinausgehen, weil sie sagen: Wir sind es leid, wir 
können es nicht mehr ertragen, was hier als eine 
unverantwortliche Position beschlossen wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Zurückzuweisen sind auch Unterstellungen, die 
militärische Strategie der NATO entspreche nicht  

der politischen Zielsetzung, nämlich Verteidigungs-
fähigkeit und Entspannungsbereitschaft. Gerade 
die Streitkräftestruktur des westlichen Bündnisses 
ist im Gegensatz zu der des Warschauer Paktes 
nicht offensiv; sie ist ausgerichtet an dem Auftrag 
für Verteidigung.. 

Ich möchte noch einmal, Herr Kollege Vogel, das 
Wort aufnehmen, weil mich das wirklich bedrückt: 
Es gibt heute keinen essentiellen Punkt, in dem 
sich Strategie, Struktur und Bewaffnung der NATO 
und unserer Bundeswehr von dem unterscheiden, 
was in der damaligen Regierungszeit, als Sie am 
Kabinettstisch saßen, galt. Wieso gehen Sie jetzt 
hin und bezeichnen diese Strategie, Struktur und 
Bewaffnung als nicht im Einklang mit dem Defen-
sivauftrag des Grundgesetzes stehend? Warum sa-
gen Sie. nicht, daß die Entwicklung dieser Konzepte 
von Helmut Schmidt über Georg Leber bis hin zu 
Hans Apel auch in Ihre Verantwortlichkeit gefallen 
ist? Sie lösen sich aus dieser Verantwortlichkeit, 
und das ist nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, die destabilisierende 
Wirkung in Europa geht nicht von der NATO aus, 
sondern beruht vor allem auf dem Übergewicht an 
konventionellen Kräften des Warschauer Pakts. 
Deshalb haben wir auch die in Budapest bestätigte 
Bereitschaft der Staaten des Warschauer Pakts be-
grüßt, über konventionelle Rüstungskontrolle und 
Abrüstung in Europa vom Atlantik bis zum Ural zu 
verhandeln. Die Ernsthaftigkeit einer solchen Be-
reitschaft kann am Verhandlungstisch in Wien und 
Stockholm bewiesen werden. Es fällt aber auf, daß 
in dem Papier, über das wir hier sprechen, ein sol-
cher Appell an die Staaten des Warschauer Pakts 
fehlt. Das ist wieder ein Beispiel für eine Politik, die 
sich einseitig nur an die falsche Adresse wendet. 

Wer ist denn unser Verbündeter? Wer bedroht 
unsere Sicherheit? Sicherheitspartnerschaft ist, 
denke ich, doch nur mit dem möglich, mit dem wir 
die Vorstellung von freiheitlicher Demokratie und 
Menschenrechten teilen. Meine Damen und Herren, 
es ist ein fundamentaler Irrtum anzunehmen, die 
Bundesrepublik Deutschland könne ihre Sicherheit 
durch Distanzierung vom und im Bündnis, durch 
einseitige Vorleistungen, Strukturveränderungen 
und Abbau der Streitkräfte erhöhen. Sicherheit ist 
für uns nur auf der Grundlage des Bündnisses zu 
gewährleisten. 

Eine letzte Bemerkung zu den Ausführungen, die 
der Vertreter der GRÜNEN hier gemacht hat. Ihre 
Feststellung zum Doppelbeschluß war losgelöst von 
jeder Sachkenntnis. Sie wissen sehr genau, daß der 
Doppelbeschluß die Reaktion auf die Hochrü-
stungspolitik der Sowjetunion im Mittelstrecken-
bereich, 

(Lange [GRÜNE]: Das ist falsch! Das wis-
sen Sie ganz genau!) 

die Reaktion auf die Aufstellung der SS 20 war. Das 
war der Grund, warum Helmut Schmidt und Hans-
Dietrich Genscher diesen Beschluß in der damali-
gen Phase im Bündnis eingebracht haben. Er findet 
dort nach wie vor seine Rechtfertigung. 
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Zu Ihrer zweiten Bemerkung, die hier ein bißchen 

untergegangen ist. Sie haben erklärt, die NATO sei 
ein Bündnis zur Vorbereitung eines Krieges. Herr 
Bastian, wie ist das: Haben Sie in der Armee eines 
Bündnisses zur Vorbereitung eines Krieges ge-
dient? Vielleicht erklären Sie Ihren Kollegen ein-
mal, was die Bundeswehr ist. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schwarz. 

Schwarz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte mit einem 
Zitat aus einem Buch beginnen, das im Oktober 
1945 erschienen ist. In dessen Vorwort heißt es: 

Nur in einer sich selbst formenden öffentlichen 
Meinung, welche aus einer freien, keinem Dik-
taturzwang gehorchenden Presse ihr Wissen 
schöpft und welche die Kraft hat, den Einflüste-
rungen der Propaganda und der Geschichtsfäl-
schung gegenüber eine kritische Haltung zu be-
wahren, besitzen wir eine gewisse Schutzwehr 
für den neuen Frieden. 

Ich glaube, daß diese Feststellung, die im Oktober 
1945 getroffen worden ist, damals richtig war und 
auch heute noch richtig ist. In einer „freien, keinem 
Diktaturzwang gehorchenden Presse besitzen wir 
eine gewisse Schutzwehr für den neuen Frieden". 

Glauben die Sozialdemokraten, daß wir, wenn 
festgestellt wird, daß in unserer freien westlichen 
Welt, nicht aber in der Sowjetunion die zu Beginn 
skizzierte Freiheit vorhanden ist, deshalb Feindbil-
der aufbauen? Denn es heißt in der Berliner Ent-
schließung: 

Sozialdemokraten lehnen es ab, daß immer 
neue Feindbilder produziert werden. 

Ist das Ideologie? Ich sage das, weil der Herr 
Ehmke fragte. Das ist eine Ideologie. Nein, wir pro-
duzieren keine neuen Feindbilder, wenn wir heute 
wie in der Vergangenheit feststellen, daß es in der 
Sowjetunion keine Meinungs- und keine Presse-
freiheit gibt. Die ständige Forderung nach der In-
formations- und Pressefreiheit in der Sowjetunion, 
in den Ländern Osteuropas bedeutet nicht, ein 
neues Feindbild zu produzieren. Es ist unsere 
Pflicht, unsere Stimme für die Freiheit in diesen 
Ländern zu erheben, weil die Menschen drüben 
dies nicht tun können. 

Wenn ich die Berliner Entschließung lese, dann 
stelle ich fest, daß sich die deutsche Sozialdemokra-
tie als Stimme der Freiheit, wenn es um die Sowjet-
union geht, abgemeldet hat. Dann muß man die 
Frage stellen, warum sie das tut. Da finden wir in 
der Berliner Entschließung den Satz — weil wir es 
mit der Sowjetunion gut halten müssen — : 

Die Sowjetunion verfügt reichhaltig über Roh-
stoffe, die in Westeuropa fehlen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Falsch!) 
— Aber natürlich! Das steht in Ihrer Entschließung. 
Heißt es jetzt bei der SPD: Austausch von Freiheit 

gegen Rohstoffe? Ist das die neue SPD, die sich uns 
darstellt, wenn es um die Sowjetunion geht? Karl 
Marx hätte es als kapitalistisch bezeichnet, wenn 
man diese Alternative gestellt hätte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und Schwarz auch!) 

Aber es wird ja noch viel marxistischer in Ihrer 
Entschließung. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Eine dolle 
Mannschaft heute morgen!) 

Dort heißt es: 

Die innere wirtschaftliche Dynamik der kapi-
talistischen Länder drängt diese zur Produk-
tion von Rüstungsgütern, zum Rüstungsexport 
und erforderlichenfalls zur militärischen Be-
herrschung von Rohstoffquellen und Absatz-
märkten. 

Aber, meine Damen und Herren, so schreibt das j a 
noch nicht einmal die „Prawda" heute, wenn sie 
sich mit den Dingen auseinandersetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Da lobe ich mir den fortgeschrittenen Sozialis-
mus der Volksrepublik China, die längst über diese 
Entwicklung hinausgegangen ist. Ich frage mich: 
Wo ist die deutsche Sozialdemokratie? Wo hat sie 
eigentlich heute ihren Grund? Es heißt in diesem 
von mir eben zitierten Buch, daß die Völker der 
Zukunft von den Erfahrungen des sowjetischen 
Planaufbaus lernen wollten — so im Oktober 1945. 
Wenn ich Tendenz und Inhalt Ihrer Entschließun-
gen von Berlin sehe, frage ich mich: Folgen Sie 
Willy Brandt, der dies damals, 1945, in einem Buch 
über den Zweiten Weltkrieg geschrieben hat, so 
weit, daß heute der Planaufbau der Sowjetunion für 
Sie das Vorbild für die Gestaltung der Bedingungen 
in der Bundesrepublik Deutschland ist? Mein Gott, 
die deutsche Sozialdemokratie ist ganz, ganz tief 
gesunken! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie ist es!) 

Sie sind nicht mehr die Vertreter, die Stimme der 
Freiheit, nein. Sie sind auf einem Weg zurück in 
eine marxistische Theorie, die in keiner Weise mit 
den Wirklichkeiten heute zusammenhängt. 

Ich bin ganz sicher 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

— Herr Egert, Sie sind der Anführer der Neomarxi-
sten in dieser SPD; damit dies sehr klar und sehr 
deutlich ist —, 

(Zurufe von der SPD) 

mit dieser Programmatik werden Sie in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht mehrheitsfähig, ge-
nausowenig wie in Berlin, 

(Dr. Vogel [SPD]: Ihre größte Sorge!) 

— und mit Ihnen, Herr Vogel schon gar nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Schwarz bleibt schwarz!) 
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Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Egert. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Er darf doch re

-

den! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Haben Sie Ihre Genossen bestochen?) 

Egert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Anführer der marxistischen Umwäl-
zung in der SPD hat das Wort bekommen. Ich will 
ein paar Bemerkungen zu dieser Debatte machen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Haben Sie 
Urlaub vom Zirkus Krone?) 

Ich habe mich gefragt, wie die Sorge der Bundesre-
gierung um den Zustand der Berliner SPD eigent-
lich den tieferen Hintergrund für eine Debatte im 
Bundestag abgeben soll. Da bin ich auf die Erklä-
rung gekommen, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie werden 
nichts begreifen!) 

daß es sein könnte, daß Sie sich wirklich sorgen. 
Dann würde ich mich allerdings mit mehr Substanz 
auf diese Debatte vorbereitet haben. Ich würde vor-
aussetzen, daß man die Beschlüsse unseres Partei-
tages wirklich gelesen hätte. Dies wäre die eine 
Möglichkeit gewesen. Dies ist nicht passiert. Also 
muß ich annehmen, daß es einmal mehr der 
deutsch-nationale Bauch ist, der sich um die SPD 
immer dann sorgt, wenn Sie meinen, sich dadurch 
Wahlkampfvorteile erschleichen zu können. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie beleidigen die 
gesamte deutsche Presse!) 

Und darum geht es: Sie wollen sich in dieser De-
batte nach alten Erklärungsmustern Wahlkampf-
munition drechseln. Da wird mir angst und bange, 
daß Sie dann alle toten Sozialdemokraten auferste-
hen lassen und sie in den heiligen Krieg gegen die 
lebenden ziehen lassen wollen. Diesen Versuch der 
Parteispaltung im nachhinein werden wir Ihnen 
nicht erlauben. Da machen wir nicht mit. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie lachen ja 
über sich selber! — Rühe [CDU/CSU]: Das 

müßte direkt übertragen werden!) 
— Wissen Sie, Herr Kittelmann, wir in der Berliner 
SPD haben sehr überzeugend — und hätte mir ge-
wünscht, ich hätte Sie eingeladen, weil es ein-
drucksvoll war — des 40. Jahrestages der Urabstim-
mung der Berliner Sozialdemokratie gedacht. 

(Berger [CDU/CSU]: Der Zwangsvereini

-

gung, meinen Sie!) 
Auf diesen Veranstaltungen haben jung und alt, 
Linke wie Rechte den dreisten Versuch der Konser-
vativen abgewehrt, den Sozialdemokraten ihre Ge-
schichte zu stehlen. Da stehen wir in einer Konti-
nuität und brauchen von denen, die mit ihren geisti-
gen Vätern Deutschland kaputtgemacht haben, 
keine Belehrung. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Das ist ja unerhört, diese Beleidi

-

gung! — Klein [München] [CDU/CSU]: So 
ein Quatsch! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Wir brauchen keine Belehrung, von Ihnen nicht, 
meine Herren. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist 
Kommunistenhetze!) 

Nun reden wir einmal über die Gemeinsamkei-
ten, die Sie hier beschwören wollen. Ihr erster Red-
ner in dieser Debatte — — 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr 
Egert!) 

— Herr Präsident, würden Sie diesen Schreihals 
zur Ruhe bringen? 

(Lachen bei der CDU/CSU — Reddemann 
[CDU/CSU]: Sie sind doch der Schreihals!) 

Ihr erster Redner war, wenn ich mich recht erin-
nere, an einem Unternehmen beteiligt, deutsch-
landpolitische Gemeinsamkeiten des Bundestages 
herzustellen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ist es!) 

An wem ist denn dieses Unternehmen gescheitert? 
An Gerhard Heimann, einem der Mitverfasser des 
Berliner Papiers, oder an Herrn Lintner, weil der 
nicht durfte? Herr Ronneburger, Ihre Autoren

-

schaft für eine Politik gestern habe ich immer sehr 
geschätzt. Was Sie heute machen, weil Sie in der 
neuen Koalition diese Kontinuität nicht mehr 
durchsetzen können, gehört doch eigentlich auf die 
Anklagebank. Sie sitzen auf der Anklagebank. 

Nun noch eine zweite Bemerkung zur Gemein-
samkeit. Diese Fraktion von lauten Menschen hier 
hat in der Vergangenheit die erste Phase der Ent-
spannungspolitik bekämpft — das war Ihr histori-
scher Beitrag zur Gemeinsamkeit —, bekämpft bis 
zum Ausverkauf einer demokratisch gewählten Re-
gierung. Dies ist die historische Wahrheit hinsicht-
lich der Gemeinsamkeit, die Sie uns andienen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dann werde ich skeptisch, wenn es heute um Ge-
meinsamkeit gehen soll. 

Sie haben sich dann — und dies ist positiv — 
durch die Hintertür in den Erfolg sozialdemokrati-
scher Politik eingeschlichen. Soweit, so gut. Dies ist 
gemeinsames Denken. 

Nun lassen Sie mich an die Berliner Beschlüsse 
anknüpfen. Ich würde den Herrn Bundesverteidi-
gungsminister, wenn ich ihn auf dem Marktplatz 
träfe — er ist schon wieder weg; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Da sitzt er!) 

nein, er sitzt doch da —, einen ehrabschneideri-
schen Volksverhetzer hinsichtlich der Bemerkung 
nennen, 

(Pfui! bei der CDU/CSU) 

daß die deutsche Sozialdemokratie auf dem Weg 
nach Moskau sei wegen der Beschlüsse des Berli-
ner SPD-Parteitags. 

(Beifall bei der SPD — Lebhafte Zurufe 
von der CDU/CSU) 
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Egert 
Nun ein paar Bemerkungen zu diesen Beschlüs-

sen. 
(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ach, wissen Sie, Ihre aufgeregte Ungeduld verrät 
doch nur, daß Sie den Wahlkampf einläuten wol-
len. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wer ist denn im 
Moment aufgeregt?!) 

Gut, den können Sie haben, und Sie werden ihn 
bekommen. 

Aber Sie sollten vielleicht darüber nachdenken, 
ob die Hoffnungen und Sehnsüchte der Menschen 
noch auf eine so einfache und plumpe Art und Wei-
se, indem man versucht, ihre Sicherheitsängste zu 
mobilisieren, erfüllt werden können. Ich glaube, 
dies ist falsch. Dies ist in Berlin falsch, dies ist in 
der Bundesrepublik falsch. 

Wir knüpfen mit unserer Politik an, 
(Zuruf des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Herr Kittelmann, indem wir den Menschen eine 
Hoffnung geben, eine Zukunft geben. Dazu gehört 
mehr als der Übermut, an Sonntagen allein Rechts-
titel zu beschwören. Wir wollen nicht nur die Archi-
vare von Rechtstiteln sein. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Egert (SPD): Wir wollen den Mut haben, den Men-
schen eine Zukunft in Berlin zu geben. Dafür sind 
diese Beschlüsse eine geeignete Grundlage, Herr 
Kittelmann. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, bitte 
kommen Sie zum Schluß. Ich muß Sie noch einmal 
ermahnen. Sie haben Ihre Redezeit beträchtlich 
überschritten. 

Egert (SPD): Wenn Herr Diepgen so enttäuscht 
wäre wie Sie, dann wäre er hier gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Jetzt können wir 
uns ungefähr vorstellen, wie es auf dem Parteitag in 
Berlin zugegangen sein muß! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das war wirklich Spitze, lieber Herr Egert. Ich kann 
nur sagen: Einen solchen Gegner als Spitze auf der 
anderen Seite hat der Herr Diepgen eigentlich nicht 
verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Alle Wege führen nach Peking!) 

Ich möchte nur eines sehr deutlich zurückweisen. 
Die Idee zur Gründung der Union, zu dieser die 

Konfessionen übergreifenden Volkspartei, ist in 
den Konzentrationslagern entstanden. 

(Berger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich möchte es wirklich entschieden zurückweisen, 
welche historische Parallele Sie in Erinnerung an 
Alex Möller hier wiederhergestellt haben, Herr 
Egert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Sie sind auf Irrwegen! — Wei-

tere Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
kann es nur bedauern, daß sich die andere große 
deutsche Volkspartei in einem so erbärmlichen Zu-
stand befindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für Schadenfreude ist da gar kein Platz. Es wäre 
kurzsichtig, wenn man das anders sehen wollte. Für 
diesen Staat ist es schlecht, daß sich die Alternative 
zur Regierung in so verhängnisvollen, verheeren-
den Perspektiven eröffnet, daß man sogar um 
Grundentscheidungen bangen muß, wenn diese 
SPD mit diesen ihren gewählten Partnern, den 
GRÜNEN, die nächste Bundestagswahl gewinnen 
sollte. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Wir gewin-
nen sie allein, Herr Hennig! — Lachen bei 

der CDU/CSU) 

— Das machen Sie erst mal in Berlin, Herr Egert. 

(Egert [SPD]: Das war Herr Diederich!) 

Ganz besonders gilt dieses Bedauern für das 
empfindliche Feld der Deutschland- und Berlinpo-
litik. Es ist wirklich schlimm genug, daß Deutsch-
land durch willkürliche Grenzen geteilt ist. 

(Egert [SPD]: Heuchler!) 

Es wäre gut, wenn wir in der Deutschlandpolitik 
einig wären, wenigsten auf dieser Seite der Elbe. 

Es ist ohnehin schwierig genug, mit so vielen Kö-
chen auf unserer Seite — ich erinnere nur an so 
geniale Verhandlungspartner wie Herrn Hierse-
mann und Herrn Schröder — einem zentral geführ-
ten und straff geleiteten System auf der anderen 
Seite gegenüberzutreten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie sind der Mu-
sterkoch! — Kuhlwein [SPD]: Sagen Sie 

einmal etwas über Strauß!) 

— Das fällt mir im Zusammenhang mit Hierse-
mann wirklich nicht ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Der fällt Ihnen nie ein!) 

Darum ist eine gemeinsame Deutschlandpolitik 
an sich gut für Deutschland. Eine weitere Spaltung 
in grundsatztreue Deutschlandpolitiker einerseits 
und grundsatzlose Anpasser andererseits nützt nur 
der anderen Seite. 

Mit welcher SPD soll man denn reden? Auf wel-
che soll man sich verlassen? Welche SPD hat der-
zeit die Mehrheit? Wo gar in all diesem Durcheinan-
der steht der Kanzlerkandidat Johannes Rau, der 
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Parl. Staatssekretär Dr. Hennig 
noch nie den Mut hatte, sich hier hinzustellen und 
verbindlich für die Sozialdemokratie den Kurs klar-
zustellen und im Parlament Auskuft zu geben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Ist der Mitglied 

des Bundestages?) 

Welche SPD-Deutschlandpolitik gilt denn: die von 
Löffler, Haack und Stobbe oder die von Schröder, 
Bahr und Lafontaine? Und das Ganze wird von 
einem koordiniert, der die Unterschiede kaum be- 
greift. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Sehr gut! — 
Zuruf von der SPD: Der sind Sie!) 

und für die Schmutzarbeit haben Sie dann noch 
Herrn Sielaff. 

Meine Damen und Herren, der Antrag der Berli-
ner SPD ist insofern bemerkenswert, als er zur Ein-
leitung einer neuen Phase der Entspannungspolitik 
nicht nur, wie dies die Bundesregierung tut,  frie

-

dens-  und deutschlandpolitische Fragen miteinan-
der verknüpft, sondern den Plan einer Sicherheits-
partnerschaft zwischen den beiden Staaten in 
Deutschland zu einem der Hauptinhalte der 
Deutschlandpolitik zu machen sucht. Aufgabe der 
Bundesrepublik Deutschland soll es sein — so der 
Beschluß —, die im Rahmen dieser Sicherheitspart-
nerschaft mit der DDR interpretierten eigenen Ent-
spannungs- und Sicherheitsinteressen im Bündnis 
einzubringen und durchzusetzen, notfalls „bis zum 
Konflikt im Bündnis" — womit in erster Linie na-
türlich ein Konflikt mit den USA gemeint ist. 

(Dr. Soell [SPD]: Warum denn nicht?) 

Trotz verschiedentlicher Beschwörungen der Zu-
gehörigkeit zum westlichen Bündnis wird so stets 
der angebliche Verlust der Interessenübereinstim-
mung zwischen Westeuropa und den USA als Aus-
gangspunkt für eine Entfernung von den Vereinig-
ten Staaten genommen, die letztlich auf eine Um-
orientierung von den USA auf die Sowjetunion hin 
hinausläuft. Damit wird nichts weniger als die 
Bündnisfrage gestellt. Dies können auch bloße Lip-
penbekenntnisse zur NATO nicht verdecken. 

Es wäre politisch verhängnisvoll, wenn die inner-
deutschen Beziehungen zu einem Bündnisproblem 
gemacht werden würden. Demgegenüber vertritt 
die Bundesregierung den klaren Standpunkt, daß 
Deutschlandpolitik als Friedenspolitik niemals zu 
einer sicherheitspolitischen Sonderrolle führen 
darf. Über dem Drang, die innerdeutschen Bezie-
hungen mit sicherheitspolitischen Themen zu über-
frachten, bleibt die Erörterung des zentralen Anlie-
gens auf der Strecke, nämlich jene Frage, die den 
Grund für den Antagonismus der Blöcke bildet: der 
Gegensatz von Freiheit und Unfreiheit, von Demo-
kratie und Totalitarismus. 

Es ist bezeichnend, daß als Hauptinhalt deutsch-
deutscher Politik nur noch die Anerkennung beste-
hender Grenzen, die wirtschaftlich-industrielle Zu-
sammenarbeit und die Sicherheitspartnerschaft ge-
nannt werden. Die Interessen der Menschen im ge-
teilten Deutschland, die doch im Zentrum aller Be-

mühungen stehen sollten, Herr Vogel, kommen als 
Hauptinhalte überhaupt nicht mehr vor. 

(Reddemann [CDU/CSU]: So ist es!) 
In ihrem absurden sicherheitspolitischen Eifer hat 
die Berliner SPD die Menschen schlicht vergessen 
und damit mißachtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Es ist unbegreiflich, daß der Vorsitzende der 

SPD-Bundestagsfraktion, Herr Vogel, der an promi-
nenter Stelle an diesem Parteitag beteiligt war, dies 
alles kritiklos mitgetragen hat. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 
Das Wort „Vogel (Berlin)" kommt einem kaum noch 
über die Lippen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ein GRÜNER stellt sich hier hin und lobt diese 
Beschlüsse, und Herr Vogel sagt zum Inhalt kein 
einziges Wort. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Da haben Sie 
nicht zugehört!) 

Das ist leider symptomatisch für diese Debatte. 
(Kittelmann [CDU/CSU]: Das sind die Gei-

ster, die sie gerufen haben!) 
Der Beschluß der Berliner SPD gibt — so kann 

man seinen Inhalt zusammenfassen — in wesentli-
chen Punkten die bisher bewahrte Übereinstim-
mung über die Parteigrenzen hinweg auf. 

Der Aufkündigung der Gemeinsamkeit auf dem 
Gebiet der Sicherheitspolitik folgt nunmehr mit al-
ler Deutlichkeit auch die Aufkündigung der Ge-
meinsamkeit in der Deutschlandpolitik, 

(Lange [GRÜNE]: Können Sie einmal argu-
mentieren? Schaffen Sie das?) 

und dies bedauern wir außerordentlich. 

Deswegen appelliere ich mit aller Eindringlich-
keit an die Führung der SPD, diesem verhängnis-
vollen Kurs Einhalt zu gebieten; denn andernfalls 
besteht die große Gefahr, daß sich die traditionsrei-
che Volkspartei eines Ernst Reuter, eines Kurt 
Schumacher und — bei allem, was uns trennte — 
eines Herbert Wehner 

(Lange [GRÜNE]: Sie sind ein eloquenter 
Narr!) 

immer mehr ins deutschlandpolitische Abseits ver-
rennt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Vogel [SPD]: Ausgerechnet Herbert 
Wehner! Heuchelei! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Der Fraktionsvorsitzende 
der SPD hat in seiner üblichen sterilen Aufgeregt-
heit heute morgen behauptet, wir hätten wieder auf 
den alten Begriff „vaterlandslose Gesellen" zurück- 
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Reddemann 
gegriffen. Herr Kollege Vogel, ich kann Sie beruhi-
gen: Nachdem ich das Papier Ihres Landesverban-
des gelesen habe, würde ich nie mehr von Gesellen 
sprechen, sondern nur noch von Lehrlingen, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

und zwar von Zauberlehrlingen, die die linksradika-
len Geister, die sie im Gefolge der Studentenrevolu-
tion in ihre einstige Arbeiterpartei aufgenommen 
haben, nicht mehr loswerden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Argumente, 
Herr Reddemann, keine Parolen!) 

Herr Kollege Vogel, Ihre substanzlose Polemik — 
und das war ja alles, was Sie in den fünf Minuten 
gebracht haben — hat gezeigt: Sie haben begriffen, 
daß Sie mit auf die schiefe Ebene geraten sind; Sie 
müssen in Ihrem grenzenlosen Opportunismus ein 
Papier mit vertreten, das der Politik, die Sie in der 
Regierung lange vertreten haben, voll ins Gesicht 
schlägt. 

Trotzdem, Herr Kollege Vogel, hätte ich nicht an-
genommen, daß Sie schäbig genug wären, die demo-
kratischen Parteien rechts von der Sozialdemokra-
tischen Partei mit den zwei Weltkriegen in Verbin-
dung zu bringen. Ich meine, Sie hätten sich das im 
Interesse Ihres eigenen schon ramponierten Ima-
ges sparen sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der derzeitige Vorsitzende der Berliner SPD — 
ich fürchte, Ernst Reuter würde im Grabe rotieren, 
wenn er diesen Menschen noch erlebt hätte — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Unverschämtheit!) 

hat der ganzen Sache dann die Krone aufgesetzt, 
indem er behauptet hat, christliche Demokraten 
und Liberale hätten Deutschland kaputtgemacht. 
Herr Egert, dieser Vorwurf wurde zum ersten Male 
1933 von den Nationalsozialisten und nach 1945 von 
den Kommunisten erhoben. Sie wissen nun, in wel-
cher Gesellschaft Sie sich bewegen, wenn Sie derar-
tige Thesen vortragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Berufen Sie — gerade Sie — sich bitte nicht auf die 
freiheitliche Tradition der SPD. 

(Zuruf des Abg. Horn [SPD]) 

— Herr Horn, regen Sie sich nicht auf! Sie wissen 
doch ganz genau, daß Sie dem gar nicht zustimmen 
können und daß Sie hier nur als Feigenblatt ge-
braucht worden sind. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

— Herr Kollege Egert, ich sage Ihnen noch einmal: 
Sie haben sich auf die freiheitliche Tradition der 
SPD berufen. Ich bin durchaus ein Anhänger dieser 
freiheitlichen Tradition, aber die Frage, ob Sie Kurt 
Schumacher oder Otto Grotewohl näherstehen, soll-
ten Sie sich selbst beantworten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Deutsche Bundestag hat 1984 mit den Stim-
men der FDP, der SPD und der CDU/CSU eine 
gemeinsame Entschließung verabschiedet, eine 
Entschließung, die unsere Gemeinsamkeit in der 
Deutschlandpolitik noch einmal herausstellen soll-
te. Jeder Text, den eine Partei oder eine Gruppe zu 
den Grundfragen der Nation verteilt, muß an dieser 
damaligen Entschließung gemessen werden. Das 
gemeinsame Papier ging von der Erkenntnis aus, 
daß die Wiedervereinigung Deutschlands zwar der-
zeit nicht erreichbar ist, daß aber die Wiedervereini-
gung das angestrebte Ziel der deutschen Politik ist. 
Wir wollten das Selbstbestimmungsrecht nicht nur 
generell für alle Völker fordern, sondern auch und 
vor allem für unsere Landsleute in der DDR. 

In der Parteitagsentschließung der derzeitigen 
Mehrheitsfraktion der Berliner SPD kommt das 
Wort „Wiedervereinigung" — oder, wie andere sa-
gen, „Neuvereinigung" — inzwischen überhaupt 
nicht mehr vor. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist auch gut 
so! — Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die höchste Annäherung an das Wiedervereini-
gungsgebot unserer Verfassung kommt in dem Satz 
zum Ausdruck, die beiden Staaten in Deutschland 
möchten — nun zitiere ich wörtlich — in Zukunft 
wieder enger zueinander finden. 

Gleichzeitig verlangt der Beschluß, die DDR end-
gültig nicht mehr in Frage zu stellen, also die Tei-
lung Deutschlands auf unabsehbare Zeit hinzuneh-
men. Begründet wird dies mit einer besonderen 
Verantwortung für den Frieden. Der Berliner „Ta-
gesspiegel" kommentierte diese mehrfach variierte 
Überzeugung mit dem Satz: „Hier wird die Bewah-
rung der Herrschaft der SED fast zu einem politi-
schen Auftrag für unsere Seite." Ich glaube, dem ist 
nichts hinzuzufügen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, ich 
glaube nicht, daß alle von Ihnen diese Geschichte 
mitmachen, aber wenn das auf ihrem Bundespartei-
tag zur Auffassung der SPD erklärt würde, dann 
könnte Ihre Baracke zentnerweise heilige Schwüre 
von Reuter bis Brandt zur Makulatur geben, denn 
dann wäre alles, was Sie in den vergangenen Jahr-
zehnten dem deutschen Volk versprochen haben, 
nicht mehr wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Graf  Huyn [CDU/CSU]: Darin sind die ja 

schon geübt!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte, kommen Sie zum 
Schluß. 

Reddemann (CDU/CSU): Ich danke Ihnen, Herr 
Präsident. Ich bedaure, daß ich aus Zeitgründen 
nicht mehr zu diesem Papier sagen kann, aber ich 
möchte noch eines sagen: Mir hat ein sozialdemo-
kratischer Kollege gesagt — — 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte, kommen Sie zum 
Schluß, Herr Abgeordneter. 
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Reddemann (CDU/CSU): Ich bin beim Schlußsatz. 
— Mir hat ein sozialdemokratischer Kollege aus 
Berlin gesagt, ... 

(Lebhafte Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, er kann ja wohl den Satz noch vollends zum 
Schluß bringen. — Bitte sehr! 

Reddemann (CDU/CSU): ... dies sei eine neue 
linke Position. Ich sage Ihnen mit allem Nachdruck: 
Dies ist nicht links, sondern dies ist östlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, bei dieser Debatte geht es 
in erster Linie um die Frage, wer hier scheinheilig 
und wer nicht scheinheilig argumentiert. Das 
Thema dieser Aktuellen Stunde ist „Haltung der 
Bundesregierung zu den Beschlüssen der Berliner 
SPD zur Sicherheits- und Bündnispolitik". Nach 
Art. 21 des Grundgesetzes wirken die Parteien an 
der Willensbildung des Volkes mit. Dieser Artikel 
bedeutet nicht, daß Regierungen und Parlamente 
an der Willensbildung der Parteien mitwirken sol-
len. Ich glaube, daß es nicht zu den vornehmsten 
Aufgaben des Bundestages zählt, sich mit Landes-
parteitagsbeschlüssen oder Beschlüssen anderer 
Parteiorganisationen zu befassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Dann setzen Sie sich doch 

wieder hin, Herr Scheer!) 
Das Ergebnis wäre in der Tat eine bevormundende 
und keine freiheitliche Demokratie. Wir hätten 
nämlich solche Gelegenheiten schon öfter gehabt. 
Gerade wenn es um die Berliner CDU geht, hätten 
wir hier natürlich die tiefe Verstrickung von Teilen 
der Berliner CDU in die Halb- und Unterwelt Ber-
lins zum Thema machen können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Wir hätten zum Thema machen können, daß sich 
viele CDU-Leute in Berlin Sorgen darüber machen, 
daß Teile der Jungen Union dort mit im rechtsextre-
mistischen Sumpf stecken, 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Unerhörte Unterstellung, Herr 
Scheer! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
oder darüber, daß Herr Lummer, jetzt gerade in den 
Berliner CDU-Landesvorstand nachgewählt, NPD-
Leute finanziert hat, damit sie Wahlkampf gegen 
die SPD machen können, und das in Berlin. 

(Zurufe von der SPD und der CDU/CSU) 
Wir hätten auch zum Thema machen können, ge-

rade wenn es um die Thematik geht, von der wir 
heute sprechen, etwa den Deutschlandtag der Jun-
gen Union im November 1984 in Berlin, als der 
Delegiertentag der Jungen Union den Antrag des 

Bundesvorstands abgelehnt hat, die Oder-Neiße-
Grenze anzuerkennen — und dies in Berlin —, was 
dazu führte, daß z. B. die „NZZ", eine seriöse konser-
vative Zeitung, geschrieben hat, die Junge Union 
habe mit ihrer Diskussion über die Oder-Neiße-
Linie der Bonner Ostpolitik wohl einen Bärendienst 
erwiesen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wann war 
das?) 

— Im November 1984. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wir reden 
aber jetzt über 1986!) 

Im „Rheinischen Merkur" — ich komme gleich auf 
die CSU, Herr Klein — stand, in einer chaotischen 
Geschäftsordnungsdebatte, die man sonst nur von 
den GRÜNEN kenne, 

(Oh-Rufe von den GRÜNEN) 

habe die Junge Union dies gemacht. 

Es gibt noch mehr. Auf dem CSU-Parteitag im 
Juli 1983 nach der Einfädelung des Milliardenkre-
dits, wie es hieß, durch Franz Josef Strauß ging es 
tatsächlich bei dem Streit, der ausbrach, um die 
Frage, die in der ganzen Welt entschieden war, nur 
noch nicht in der CDU/CSU: Macht man aktive Aus-
gleichspolitik mit der DDR oder nicht? 

Das Ergebnis des Versuchs des CSU-Vorsitzen-
den war, daß er von 1 100 Delegierten noch 662 
Stimmen bekam. 150 Delegierte hatten sich trotz 
mehrmaliger Aufrufe an der Abstimmung über-
haupt nicht beteiligt. Und laut „Süddeutscher Zei-
tung" vom 18. Juli haben vor der Beratung des frie-
denspolitischen Antrags zwei Drittel der Delegier-
ten den Parteitag verlassen, so daß er für beschluß-
unfähig erklärt werden mußte. Auch dies hätten wir 
hier alles zum Thema machen können. Das ist Ih-
nen natürlich unangenehm. Ich kann es auch ver-
stehen. Man wäre in der Tat dazu motiviert, diese 
Aktuelle Stunde, so wie Sie hier vortragen, zu einer 
Karikatur zu machen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Denn man kann sich hier natürlich eine ganze 
Menge gegenseitig vorwerfen oder substantiellere 
Vorwürfe machen, wie ich angedeutet habe. 

Zum Beispiel geht es bei Ihrem Versuch hier dar-
um, etwas von den eigenen Kernwidersprüchen in 
zentralen Lebensfragen abzulenken. Sie sind im-
mer noch nicht bereit, etwa in den territorialen 
Grenzfragen, wo die CDU/CSU tief zerstritten ist, 
eine Position einzunehmen, mit der tatsächlich eine 
Fortführung der Ostpolitik auf der Basis der beste-
henden Verträge möglich wäre. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie sind in der Kernfrage deutscher Entwicklung, 
nämlich der Zusammenarbeit beider deutschen 
Staaten, in der CDU/CSU-Führung immer noch 
nicht einig, ob zum Beispiel ein Besuch Honneckers 
erwünscht sei oder nicht. Da haben wir ja auch eine 
Menge erlebt. Gerade weil auf der Tribüne des Bun- 
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Dr. Scheer 
destages eine Delegation der Volkskammer sitzt, 
die ich namens meiner Fraktion begrüßen möchte, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
möchte ich sagen, daß diese Delegation vom Herrn 
Präsidenten nicht offiziell begrüßt werden kann, 
liegt doch auch daran, daß allein die CDU/CSU im-
mer noch nicht bereit ist, in dieser Frage nur auf 
das Niveau der Interparlamentarischen Union zu 
gehen und hier Beziehungen zu eröffnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Ich könnte hier noch eine ganze Reihe von Punkten 
auflisten, wo Sie in tiefster Weise zerstritten sind 
und zu einer Politik unfähig sind, die der Friedens-
sicherung und Abrüstungspolitik dient. Man sieht 
es an den heutigen Rednern. Von den sieben, die 
aufgeboten worden sind, .. . 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, bitte, 
kommen Sie zum Schluß. Sie haben Ihre Redezeit 
erschöpft. 

Dr. Scheer (SPD):... gehören bekanntlich zwei 
derjenigen Gruppierung an, die mit Herrn Heimann 
das gemeinsame deutschlandpolitische Papier ver-
abredet hatten. Dann wurden sie zurückgepfiffen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, bitte, 
kommen Sie zum Schluß. Sie haben Ihre Redezeit 
um über eine Minute überschritten. 

Dr. Scheer (SPD): Davon sind fünf Leute, die zur 
Stahlhelm-Fraktion zählen. Der Sinn dieser De-
batte war, dies noch einmal zu exemplifizieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich darf eine grundsätzliche Bemerkung ma-
chen. Es ist immer peinlich für den amtierenden 
Präsidenten, wenn er die Kollegen mahnen muß, 
die Redezeit einzuhalten. Jeder weiß, daß für die 
Aktuelle Stunde eine Redezeit von nur fünf Minu-
ten vorgesehen ist. Ich bitte Sie, sich künftig daran 
zu halten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Klein (München). 
(Zuruf von den GRÜNEN: Noch ein Stahl

-

helmer!) 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Rede 
des Kollegen Scheer — die nicht so bösartig war 
wie eine Reihe von Reden seiner Fraktionskollegen 
— hat im Grunde doch gezeigt, wie die SPD dieses 
Thema zu behandeln wünscht: Kein Wort zur 
Sache, Polemik gegen die CDU/CSU und die Be-
hauptung, wir hätten das Papier nicht gelesen. 

Herr Scheer, Herr Vogel und Herr Egert, machen 
Sie sich die Sache bitte nicht so leicht. Wir haben 
das Papier sehr sorgfältig durchgearbeitet. Es ist 
ein ungeheuerliches Papier. Noch keine demokrati-
sche Partei in diesem Land hat solche Forderungen 
aufgestellt. Herr Egert, nachdem ich Sie habe reden 
hören, ist mir klargeworden, warum die Kollegen 

Stobbe und Löffler heute bei Ihnen offenbar Rede-
verbot haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich von dieser Stelle aus zuerst ein 
Wort an unsere amerikanischen, französischen und 
britischen Verbündeten, aber auch an alle anderen 
richten, die in den letzten Tagen irritiert auf 
Deutschland geblickt haben. Die Beschlüsse der 
Berliner SPD spiegeln nicht die Meinung der Deut-
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Reddemann [CDU/CSU]: Gott sei Dank!) 

Nur ein kleiner Teil unserer Bürger, eine bei Kom-
munisten, GRÜNEN und dem zur Zeit freilich star-
ken linken Flügel der SPD politisch beheimatete 
Art Sekte, denkt so. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Volksfront!) 

Sekte ist aber, wie die „Frankfurter Rundschau" 
aus diesem Anlaß schrieb, das Gegenteil von Volks-
partei. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wo es der SPD um das Zuschütten von Gräben, 
um vernünftige Zusammenarbeit mit den kommu-
nistischen Staaten Mittel- und Osteuropas, um Ver-
besserung der Lebensverhältnisse unserer Lands-
leute in der DDR und um weltweite Verringerung 
der Waffenarsenale geht, unterscheidet sich ihre 
Politik von unserer Politik vielleicht in der Metho-
de, nicht im Grundsatz. 

(Lange [GRÜNE]: Dies ist aber entschei

-

dend!) 

Wir haben sehr genau registriert, an welcher 
Stelle — ich meine vor allem die Passage über den 
Berlin-Status — der SPD-Fraktionsvorsitzende das 
Parteitagspapier moderierend beeinflußt hat. Aber 
wir haben auch registriert, daß Sie, Herr Kollege 
Vogel, mit einer würdelosen Eröffnungsrede die 
Geister riefen, denen Sie sich dann anpassen muß-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Drückt die aufgeregte Skandalsprache, die hem-
mungslose Beschimpfung politisch Andersdenken-
der, die peinliche Anbiederung an Moskau und die 
arrogante Kritik an Amerika wirklich aus, was Sie 
denken? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hier spricht das 
Deutschland-Magazin!) 

Der Berliner Forderungskatalog, den Sie selbst 
als Einstimmung auf die Bundestagswahl bezeich-
net haben, unterscheidet sich grundsätzlich von al-
lem, worüber sich Demokraten in der Bundesrepu-
blik Deutschland bislang einig waren. Das Recht 
auf Selbstbestimmung billigt die SPD dem deut-
schen Volk nicht länger zu. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Quatschkopf!) 
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Klein (München) 
— Dann lies mal das Papier. Sie fordert es nur für 
Völker in der Dritten Welt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das Papier hat 
Ehmke nicht gelesen! Ehmke kennt das 

Papier nicht!) 

Wohl aber ist in dem Einstimmungspapier die Rede 
von der Selbstbehauptung der europäischen Völker 
in den jeweiligen Bündnissen — eine gespenstische 
Formel, mit der die Verhältnisse im freien Teil Eu-
ropas mit denen im kommunistischen Machtbe-
reich gleichgesetzt werden. 

Haben Sie denn vergessen, daß ungezählte Tau-
sende von Sozialdemokraten, die sich der Zwangs-
vereinigung mit den Kommunisten vor 40 Jahren 
im anderen Teil Deutschlands widersetzten, einge-
sperrt, gefoltert und zum Teil ermordet wurden — 

(Zuruf von der SPD: Daran haben Sie uns 
nicht zu erinnern!) 

Berlin 1953, Budapest 1956, Prag 1968, Warschau 
1980. Das waren Beispiele für versuchte und fehl-
geschlagene Selbstbehauptung europäischer Völ-
ker. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Alles vergessen!) 

Angesichts solcher Gewaltpolitik bedurfte es kei-
ner — wie es in dem Berliner Papier heißt — kon-
servativen Kräfte in westlichen Demokratien, die 
Angst vor den Russen oder Angst vor dem expansi-
ven Weltkommunismus schürten. Damals waren es 
vor allem auch die deutschen Sozialdemokraten, die 
vor diesen Gefahren warnten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Sie haben an dem für uns unverändert gültigen 
NATO-Konzept der Festigkeit und der Verständi-
gungsbereitschaft gegenüber dem Ostblock mitge-
wirkt. Heute denunzieren sie die eigenen Verteidi-
gungsanstrengungen als hysterische Hochrüstung 
und ein intaktes Verhältnis zu den USA als Unter-
ordnung unter die Globalinteressen der westlichen 
Führungsmacht. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sozialnationali

-

stisches Geschwätz ist das bei denen!) 

Die SPD hat in Berlin den Entwurf einer antifrei-
heitlichen, antiamerikanischen und damit letztlich 
antideutschen Politik gebilligt. Auf diesem abenteu-
erlichen Weg werden ihr die Wähler am 25. Januar 
1987 nicht folgen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

auch wenn sie — Herr Kollege Ehmke, bekanntlich 
haben die Kreml-Mauern Ohren — in Moskau um 
Wahlhilfe buhlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] 

[SPD]) 

Präsident Dr. JennInger: Meine Damen und Her-
ren! Die Aussprache in der Aktuellen Stunde ist 
beendet. 

Nach § 30 unserer Geschäftsordnung erteile ich 
das Wort zur Erklärung dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich habe in Richtung 
auf eine Gruppe lärmender Zwischenrufer vorhin 
den Begriff Meute gebraucht. Das Lied, auf das ich 
dabei Bezug genommen habe, findet sich in einem 
evangelischen Gesangbuch. Der betreffende Vers 

lautet: 
Fährt der böse Geist in den Betrieb, dann duk-
ken sich die Leute. Am Fließband hängt der 
Segen schief, ist das ein Elend heute. Fährt der 
böse Geist ins Parlament, dann ducken sich die 
Leute. Im Plenum hängt der Segen schief. Ge-
gängelt kläfft die Meute. 

Ich möchte klarstellen, daß ich als Meute in die-
sem Sinn nicht die Union als Partei oder als Frak-
tion, sondern die Schreier verstehe, die ihnen nicht 
genehme Meinungen nicht mit einzelnen Zwischen-
rufen, sondern mit ununterbrochenem und unarti-
kuliertem Gebrüll begleiten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. JennInger: Herr Abgeordneter Vogel, 
ich bin trotzdem der Auffassung, daß der Ausdruck 
Meute für den politischen Gegener nicht im Parla-
ment benützt werden sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich möchte das zum Anlaß nehmen, eine grund-

sätzliche Anmerkung zu machen. Ich habe diese 
Aktuelle Stunde nun in dieser Form erlebt. Ich fin-
de, zur politischen Kultur eines Landes, zur Demo-
kratie gehört, daß man sich zuhören kann. Wir soll-
ten uns dieser politischen Kultur mehr befleißigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die Aktuelle Stunde ist beendet. Wir fahren in 

unserer Tagesordnung fort. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich Herrn 

Bundesminister Windelen, der gestern seinen 
65. Geburtstag gefeiert hat, im Auftrag des Hauses 
die besten Wünsche übermitteln. 

 (Beifall) 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 

Punkt 5 der Tagesordnung — Gesetzentwurf zur Si-
cherung der Montan-Mitbestimmung — vor Punkt 2 
der Tagesordnung aufgerufen werden. 

Weiterhin ist interfraktionell vereinbart worden, 
die verbundene Tagesordnung zu erweitern. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatz-
punktliste aufgeführt: 

3. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Reduzierung der Belastung der Bevölkerung durch 
den militärischen Tiefflugbetrieb 
— Drucksache 10/5737 — 

4. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
zur Anderung des Gesetzes zur Durchführung der Ge-
meinsamen Marktorganisationen 
— Drucksachen 10/5236, 10/5723 — 
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5. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zu dem Abkommen vom 7. Januar 1986 zur Än-
derung des Abkommens vom 17. Dezember 1973 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Staat Israel über Soziale Sicherheit 
— Drucksachen 10/5526, 10/5735 — 

6. Vorlagen zum Abgeordnetengesetz 

7. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Verbesserung der Situation der Sinti und Roma 
zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP 
Lage der Sind, Roma und verwandte Gruppen 
zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Strö-
bele, Frau Dann, Mann und der Fraktion DIE GRÜ

-

NEN zur Großen Anfrage der Abgeordneten Fischer 
(Frankfurt), Schily, Frau Reetz und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Lage und Forderungen der Sinti, Roma und ver-
wandte Gruppen 
zu dem Antrag der Abgeordneten Ströbele und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Gesetzentwurf zur Regelung einer angemessenen 
Versorgung für alle Opfer nationalsozialistischer Ver-
folgung in der Zeit von 1933 bis 1945 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Bestandsaufnahme, Bericht und Prüfung von verbes-
serten Leistungen an Opfer nationalsozialistischer 
Verfolgung von 1933 bis 1945 
zu dem Antrag der Abgeordneten Schily, Ströbele und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 
Entschädigung für Zwangsarbeit während der Nazi

-
Zeit 
zu der Unterrichtung durch das Europäische Parla-
ment 
Entschließung zu Entschädigungsleistungen für ehe-
malige Sklavenarbeiter der deutschen Industrie 
— Drucksachen 10/4127, 10/4128, 10/4129, 10/4040, 
10/4638, 10/4640, 10/4996 — 

8. a) Zweite und dritte Beratung des von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 1987 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 1987) 
— Drucksachen 10/5406, 10/5738 — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
zur dritten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes ü ber die 
Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sonder-
vermögens für das Jahr 1986 (ERP-Wirtschafts-
plangesetz 1986) 
— Drucksachen 10/4438, 10/5744 — 

9. Aktuelle Stunde 
Einlösung des vor der Landtagswahl in Niedersachsen 
von der Bundesregierung gegebenen Versprechens 
zur Einführung eines Babyjahres für „Trümmer-
frauen" 

10. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes ü ber die 
Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Bund und Ländern 1986 
(Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsge-
setz 1986) 
— Drucksachen 10/5450, 10/5766, 10/5769 —  

11. a) Beratung der Sammelübersicht 156 des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuß) fiber Anträge zu Petitio-
nen 
— Drucksache 10/5739 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 158 des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu Petitio-
nen 

— Drucksache 10/5741 — 

12. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr.-Ing. Kansy, Niegel, Dr. Daniels, Dörflinger, 
Link (Frankfurt), Linsmeier, Magin, Dr. Möller, Pesch, 
Frau Rönsch, Frau Roitzsch (Quickborn), Ruf, Zierer, 
Grünbeck, Frau Dr. Segall, Frau Seiler-Albring und 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
Umwelt und Gewerbe in der Städtebaupolitik 
— Drucksachen 10/4510, 10/5742 — 

Zugleich soll mit der Aufsetzung der Zusatzpunk-
te, soweit erforderlich, von der Frist für den Beginn 
der Beratung abgewichen werden. 

Sind Sie mit der Erweiterung der verbundenen 
Tagesordnung einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Die Fraktion der CDU/CSU schlägt vor, entspre-
chend der Umbenennung des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit den 
betreffenden Ausschuß des Deutschen Bundestages 
in Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit umzubenennen. Sind Sie damit einver-
standen? — Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist 
so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Sicherung der Montan-Mitbestimmung 
— Drucksache 10/5341 — 

Oberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Beratung 45 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Urbaniak. 

UrbanIak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bereits im nächsten Jahr werden, 
wenn der Gesetzgeber nichts tut, zwei Unterneh-
men aus dem Geltungsbereich des Montan-Mitbe-
stimmungsgesetzes und des Mitbestimmungsergän-
zungsgesetzes herausfallen. Um das zu verhindern, 
hat die SPD-Bundestagsfraktion einen Gesetzent-
wurf zur Sicherung der Montan-Mitbestimmung er-
arbeitet. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Pünktlich zur 
Bundestagswahl!) 

Es ist dringend notwendig, zu erreichen — — 

(Unruhe) 
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Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Urba

-

niak, erlauben Sie, daß ich Sie unterbreche. 

Ich bitte die Damen und Herren, Platz zu neh-
men. Ich weise darauf hin, daß noch eine Reihe von 
Plätzen frei sind. 

(Heiterkeit) 

Das gilt auch für den Abgeordneten Professor Die-
derich. 

Bitte sehr. 

Urbaniak (SPD): Es ist dringend notwendig, zu er-
reichen, daß für die Unternehmen, die der Montan

-

Mitbestimmung unterliegen, das Montan-Mitbe-
stimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergän-
zungsgesetz auch dann weitergelten, wenn in die-
sen Unternehmen die bisherigen gesetzlichen Vor-
aussetzungen für die Anwendung der Montan-Mit-
bestimmung entfallen, jedoch eine Beziehung zum 
Montanbereich erhalten bleibt. Außerdem muß die 
Möglichkeit erweitert werden, Vereinbarungen zwi-
schen Unternehmen und Gewerkschaften über die 
Anwendung der Montan-Mitbestimmung und ihre 
Ausgestaltung zu treffen. 

Unser Gesetzentwurf ist sorgfältig begründet. 
Tatsache ist: Von den bestehenden Formen der Un-
ternehmensmitbestimmung ist die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen 
nach dem Montan-Mitbestimmungsgesetz und dem 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz die älteste und 
zugleich am weitesten gehende. Diese Mitbestim-
mung, die für Unternehmen des Bergbaus und der 
eisen- und stahlerzeugenden Industrie gilt, hat sich 
in fast 40jähriger Praxis bewährt, 

(Zustimmung bei der SPD) 

auch und gerade in den tiefgreifenden Strukturkri-
sen des Bergbaus und in der Eisen- und Stahlin-
dustrie. Wenn wir uns ähnliche Entwicklungen in 
anderen Ländern Westeuropas ansehen, in denen 
es keine Mitbestimmungsregelung gibt, dann stel-
len wir fest, daß bei derar tigen Prozessen Armen-
häuser übriggeblieben sind. Dies hat uns die Mon-
tan-Mitbestimmung erspart. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schar

-

renbroich [CDU/CSU]) 

Wir danken dafür den Arbeitnehmern, den Arbeits-
direktoren, aber auch weitsichtigen Unternehmern, 
die diese Mitbestimmung richtig praktiziert haben. 
Die ganze Republik hat davon profitiert. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schar

-

renbroich [CDU/CSU]) 

Wir alle wissen, daß diese Mitbestimmung inzwi-
schen zu einem demokratischen Symbol unseres 
Sozialstaates, zu einem Eckpfeiler unserer Sozial- 
und Wirtschaftsordnung geworden ist. Deshalb hat 
ja auch das Mitbestimmungsgesetz von 1976 den 
Anwendungsbereich der Montan-Mitbestimmung 
ausdrücklich unangetastet gelassen. Eugen Loderer 
hat damals das Wort von der Montan-Mitbestim-
mung als Faustpfand der Wirtschaftsdemokratie  

und Herbert Wehner das von der Mitgift unserer 
Republik geprägt. 

(Beifall bei der SPD — Scharrenbroich 
[CDU/CSU]: Und Maria Weber von dem 

gelben Gesetz!) 
Jeder von uns weiß, daß Umstrukturierungen in der 
Montan-Industrie auch in Zukunft erforderlich sein 
werden. Sie dürfen aber nicht mit dem faktischen 
Abbau der Montan-Mitbestimmung verbunden sein. 
Ohne gesetzliche Änderung ist der Bestand der 
Montan-Mitbestimmung wieder einmal gefährdet. 

Die Mitbestimmungsrechte der im Bergbau und 
in der stahlerzeugenden Industrie beschäftigten Ar-
beitnehmer und ihrer Gewerkschaften haben in 
jahrzehntelanger Mitbestimmungspraxis eine Mit-
verantwortung herausgestellt, die sich bewährt hat. 
Wir dürfen sie daher nicht antasten. Die Montan

-

Mitbestimmung muß also in den Unternehmen und 
in den Konzernen auch dann fortbestehen, wenn 
der Umfang der Montan-Produktion oder des Mon-
tan-Umsatzes oder die Mindestzahl der beschäftig-
ten Arbeitnehmer nicht mehr den bisher gültigen 
gesetzlichen Voraussetzungen entspricht. Dies ist 
unser Ziel, das wir, lieber Kollege, schon in den 
Gesetzentwürfen der 5. Legislaturperiode und der 
8. Legislaturperiode dem Deutschen Bundestag vor-

geschlagen haben. 
(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Immer vor 

der Bundestagswahl!) 
Zu meinem persönlichen Bedauern — ich sage hier: 
leider — haben die Kolleginnen und Kollegen der 
CDU/CSU unsere Initiative zur endgültigen Siche-
rung nicht aufgenommen. Dafür müssen Sie selber 
die Verantwortung tragen. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Als wir re

-

gierten, war sie immer gesichert!) 
Ich erwähne dies deshalb, meine sehr verehrten 

Damen und Herren, weil mit der 76er-Mitbestim-
mung, die j a diese Regelung, was den Montan-Be-
reich angeht, nur für sechs Jahre vorsieht, von der 
sozialdemokratischen Fraktion ausdrücklich eine 
Denkpause vorgesehen worden ist, die genutzt wer-
den sollte, um sich der Sicherung der Montan-Mit-
bestimmung zuzuwenden. Dies tun wir nun heute 
mit den erweiterten Möglichkeiten unseres Gesetz-
entwurfs, den ich hier bereits begründet habe. Wir 
wollen auch, daß Vereinbarungen zwischen Ge-
werkschaften und Unternehmen über die Anwen-
dung der Montan-Mitbestimmung und ihre Ausge-
staltung möglich sind, also Firmenverträge. 

Die Bundesregierung hat, obwohl unser Gesetz-
entwurf schon zehn Wochen vorliegt, bisher keine 
Meinung dazu geäußert. Wir vermuten, daß es bei 
ihr sehr unterschiedliche Meinungen gibt: Will sie 
sie nun auslaufen lassen oder ganz entfallen las-
sen? 

(Jagoda [CDU/CSU]: Was haben Sie denn 
vor sechs Jahren vereinbart?) 

Der Bundesarbeitsminister hat in einem Nach-
richtenmagazin erklärt, man könne sich da ja noch 
einmal unterhalten. Er möchte gern, daß sie beibe-
halten wird — das sage ich zu seiner Ehre und zur 
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Sachlichkeit —, aber diese Koalition will wohl end-
gültig über diese Sache hinwegkommen, um dann 
mit der Montan-Mitbestimmung Schluß zu machen. 
Dieses werden wir von uns aus mit allen Mitteln, 
vor allen Dingen mit parlamentarischen, bekämp-
fen. 

(Beifall bei der SPD — Scharrenbroich 
[CDU/CSU]: Was heißt „vor allen Din

-

gen"?) 

Wir wollen die Montan-Mitbestimmung erhalten, 
meine Damen und Herren. 

Der bayerische Ministerpräsident hat sich eben-
falls geäußert. Auch er möchte die Montan-Mitbe-
stimmung sichern und das sachgerecht lösen. Er 
will eine Quotenherabsetzung. Wenn dies gemacht 
würde, wenn wir ein entsprechendes Gesetz in die-
sen Stunden verabschiedeten, dann wären einige 
Unternehmen sofort aus der Montan-Mitbestim-
mung entlassen, so daß der Entwurf von Strauß ins 
Leere zielt. Möglicherweise hat er ihn aber wegen 
der bekannten Notwendigkeiten, die sich aus einer 
Landtagswahl ergeben mögen, gestellt. Der Vor-
schlag von Strauß ist ungeeignet. 

Kollege Müller (Remscheid), den ich auch damals 
in der 8. Legislaturperiode schon angesprochen 
habe, hat Handlungsbedarf wohl festgestellt, und er 
hat hinzugefügt, man wisse nicht, ob man dem Ent-
wurf der SPD beitreten könne. Gut, das können Sie 
alle prüfen. Ich unterstelle Ihnen hierbei gute Ab-
sichten. Das ist gar keine Frage. Sie haben Gelegen-
heit, unseren Entwurf zu unterstützen. 

Die bekannte Position der FDP brauche ich nur 
dadurch zu erwähnen, daß sie von einer unheiligen 
Allianz zwischen Großunternehmen, Gewerkschaf-
ten und staatskapitalistisch denkenden Politikern 
spricht, 

(Beifall des Abg. Cronenberg [Arnsberg] 
[FDP]) 

worin sich Gewerkschaftsfeindlichkeit, Arbeitneh-
merfeindlichkeit ausdrücken, 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das ist 
falsch!) 

und darum ist von ihr wohl nichts zu erwarten. 

Wir werden uns nicht scheuen — so sagen die 
CDU-Sozialausschüsse —, den Konflikt mit dieser 
Partei aufzunehmen; denn auch sie wollen die Mon-
tan-Mitbestimmung sichern. Wenn das nun bei der 
CDU/CSU und den Sozialausschüssen, die ihr ange-
hören, genau so geht wie bei der Änderung des § 116 
AFG, dann wird das natürlich die nächste Pleite für 
Sie werden; denn man hat in der Arbeitnehmer-
schaft und in den Gewerkschaften nicht vergessen, 
was hier an Arbeitskampfmöglichkeiten, um zu ei-
nem schnellen Konsens in den Verteilungskämpfen 
zu kommen, durch die Rechtsregierung und Herrn 
Blüm demontiert worden ist. Das wird man auch 
nicht vergessen dürfen. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Er hat den 
Paragraphen heute noch nicht verstan

-

den!) 

Unser Gesetzentwurf zur Sicherung der Montan

-

Mitbestimmung ist, wie ich hier betonen möchte, 
ein wichtiger Zwischenschritt. Solange sich die Mit-
bestimmungsregelung allein auf Kohle und Stahl 
bezieht, kann sie sicherlich nicht lückenlos sein. 
Wir werden daher das paritätische Modell auf der 
Grundlage des Montanmodells für Großunterneh-
men und Konzerne auch für die übrigen Branchen 
einführen wollen 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Dafür habt 
Ihr 13 Jahre Zeit gehabt! Das hättet Ihr 

mal machen sollen!) 
und beschäftigen uns gegenwärtig mit den Grundla-
gen des DGB-Entwurfs zu diesem Komplex. Uns 
kommt es darauf an, dem Parlament dann endgül-
tig eine klare Regelung über das Entsendungsrecht 
der Gewerkschaften für außerbetriebliche Auf-
sichtsräte und vor allen Dingen für die Letztent-
scheidung der Hauptversammlung vorzulegen, die 
ja prinzipiell mitbestimmungsfeindlich ist. Die bei-
den Beispiele, die wir bei der Max-Hütte in Bayern 
und bei der Salzgitter-AG erlebt haben, wo die Mit-
bestimmung ausgehebelt wurde, dürfen sich nicht 
wiederholen. Das muß unter allen Umständen ver-
hindert werden. 

Jetzt geht es aber erst einmal darum, das Her-
ausfallen von Unternehmen aus der Montan -Mit-
bestimmung zu verhindern. Diese Entscheidung 
muß schnell getroffen werden. Deshalb setzen wir 
uns für eine gründliche, aber zugleich zügige Bera-
tung ein. Noch in dieser Legislaturperiode muß die 
Entscheidung getroffen werden. Das ist doch wohl 
zu schaffen, zumal sich gerade erst alle Arbeits- und 
Sozialminister des Bundes und der Länder einstim-
mig für den Erhalt der Montan-Mitbestimmung 
ausgesprochen haben. 

Ich bedauere ganz außerordentlich, daß wir in der 
5. und in der 8. Legislaturperiode — da gab es ja die 
beiden Initiativen zum Erhalt der Montan-Mitbe-
stimmung — über unseren Fraktions- bzw. Grup-
penantrag keine breitere parlamentarische Mehr-
heit im Deutschen Bundestag erreichen konnten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das war die 
Macht der AfA!) 

Dies ist ein bedauerlicher, aber auch ein histori-
scher Vorgang. So ergibt sich heute erneut die Gele-
genheit für alle, die auch der Auffassung sind: Die 
Montan-Mitbestimmung ist unverzichtbar für das 
Recht der Arbeitnehmerschaft und ihrer Gewerk-
schaften, in den Unternehmungen mitzubestimmen. 
Sie sollten unseren Entwurf gründlich prüfen. Ich 
gehe davon aus, daß ein Konsens erreicht werden 
wird. Wir wollen die Montan-Mitbestimmung nicht 
nur erhalten, sondern auch auf andere Branchen 
ausdehnen. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weiter erteile, darf ich Gäste 
begrüßen. Auf der Ehrentribüne hat der Präsident 
der Volksversammlung der Arabischen Republik 
Ägypten, Herr Professor Dr. Rifaat El Mahgoub, mit 
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Präsident Dr. Jenninger 
einer Delegation der Volksversammlung Platz ge-
nommen. 

Ich habe die Ehre, Sie, verehrter Herr Präsident, 
im Namen des Deutschen Bundestages zu begrü-
ßen. Ihr Besuch in der Bundesrepublik Deutschland 
unterstreicht die traditionell freundschaftlichen Be-
ziehungen zwischen unseren Ländern und unseren 
Parlamenten. 

Mein Dank gilt Ihnen auch für Ihren Besuch in 
Berlin und für das Interesse, das Sie damit der 
besonderen Lage dieser geteilten Stadt entgegen-
bringen. 

Ich wünsche Ihnen noch einen angenehmen Auf-
enthalt und nützliche Gespräche hier in Bonn. 

(Beifall) 
Das Wort hat der Abgeordnete Zink. 

Zink  (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Als das Montan-Mitbe-
stimmungsgesetz 1951 in Kraft trat, geschah dies 
unter der politischen Verantwortung der Unions-
parteien und des von ihnen gestellten Bundeskanz-
lers Konrad Adenauer. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jagoda [CDU/ 
CSU]: So war das!) 

Der Gedanke der Mitbestimmung des Arbeitneh-
mers, der hier konsequent in die Wirklichkeit des 
Arbeitslebens übertragen ist, gehört zu den grund-
legenden Forderungen unseres christlich-sozialen 
Verständnisses von der Würde der menschlichen 
Arbeit. 

(Roth [SPD]: Gute Einleitung für Zustim

-

mung!) 
Die Mitbestimmung hat in unserem Land we-

sentlich zum sozialen Frieden beigetragen. Sie ist 
eine tragende Säule der sozialen Partnerschaft; sie 
ist unsere Alternative in der Sozialen Marktwirt-
schaft zum Klassenkampf. Keine Seite kann die 
andere überstimmen. Im Vordergrund steht immer 
die Einigung im Wege des Kompromisses. 

(Roth [SPD]: Richtig!)  
Meine sehr verehrten Damen und Herren, seit 

vielen Jahren bereits gibt es eine Entwicklung im 
Montansektor, die zu einer Verkleinerung des An-
wendungsbereichs des Montan- Mitbestimmungs-
gesetzes führt. Da hat zum einen ein Konzentra-
tionsprozeß stattgefunden, der wohl unvermeidlich 
war, damit die deutschen Montanunternehmen im 
internationalen Wettbewerb bestehen konnten. 
Zum anderen ist der Gesamtanteil der Montanpro-
duktion am Volkseinkommen unseres Landes kon-
tinuierlich zurückgegangen. In einigen Bereichen 
hat es sogar absolute Rückgänge bei den Produkti-
onsziffern gegeben. 

Daneben hat es aber auch Entwicklungen gege-
ben, in deren Verlauf durch Umorganisation und 
konzerninterne Verschiebungen Unternehmen aus 
der Montan-Mitbestimmung herausgenommen 
wurden. Während zu Beginn der 50er Jahre noch 
mehr als 100 Unternehmen unter die Montan-Mit-
bestimmung fielen, waren es Anfang der 70er Jahre  

nur noch rund 50 Unternehmen, und heute ist die 
Zahl auf etwa 30 abgesunken. Wenn die Montan

-

Mitbestimmung nicht zum Museumsstück ohne 
reale Bedeutung werden soll, dann darf dieser Pro-
zeß nicht einfach in dieser Form weiterlaufen. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Doch eine Lösung ist äußerst schwierig; denn wir 
sind weder in der Lage, diese Entwicklung zurück-
zudrehen, noch können wir wirtschaftliche Pro-
zesse für die Zukunft einfach blockieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
im nächsten Jahr droht wieder das Auslaufen der 
Montan-Mitbestimmung in drei wichtigen Unter-
nehmen. Meine Damen und Herren von der SPD, 
die Verantwortung tragen Sie, unter deren Regie-
rungsverantwortung 1981 ein Gesetz verabschiedet 
worden ist, das die Probleme nicht angepackt, son-
dern einfach vertagt hat. Schon damals wäre es 
erforderlich gewesen, sich um eine grundsätzliche 
und für die Zukunft tragfähige Klärung des Pro-
blems zu bemühen. Doch statt dessen hat uns die 
SPD ein Montan-Auslaufgesetz beschert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die gleiche Partei, die sich 1981 auf diese Weise aus 
der Verantwortung gestohlen hat, legt heute einen 
Gesetzentwurf vor, der sich, wenn er sich realisiert, 
als — ich will es so ausdrücken — Mogelpackung 
für die Montan-Mitbestimmung erweisen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Scharren

-
broich [CDU/CSU]: Pünktlich zur Bundes

-tagswahl!) 

Denn wer nach dem Motto „Einmal Montan-Mitbe-
stimmung, immer Montan-Mitbestimmung" Unter-
nehmen und Konzerne selbst dann einer ausdrück-
lich für den Montanbereich bestimmten Mitbestim-
mung unterwerfen will, wenn sie z. B. sozusagen 
symbolisch nur noch wenige Tonnen Stahl produ-
zieren, der erweist der Montan-Mitbestimmung 
überhaupt keinen Dienst. Wir — das sage ich hier 
mit aller Deutlichkeit — sind nicht bereit, ein sol-
ches Spiel mitzuspielen, indem wir uns vor der Bun-
destagswahl als Retter der Montan-Mitbestimmung 
feiern lassen und nachher mit gespieltem Bedauern 
darauf verweisen, daß das Verfassungsgericht mit 
der Lösung leider nicht einverstanden sei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Union sieht Ent-
scheidungsbedarf in dieser Frage. Wir werden uns 
für die Erhaltung der Montan-Mitbestimmung ein-
setzen, insbesondere dort, wo möglicherweise auch 
von Konzernführungen speziell mit dem Ziel, der 
Montan-Mitbestimmung zu entgehen, konzernin-
terne Umorganisationen geplant werden. Aber wir 
werden uns auf keine unseriösen Scheinlösungen 
einlassen, sondern wir werden mit Fachleuten aus 
den Gewerkschaften, den Betrieben, aus Wissen-
schaft und Rechtsprechung nach einer Lösung su-
chen, die für die Zukunft tragfähig ist und auch der 
Überprüfung durch die Gerichte standhält. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Axel 
Vogel! Lieber Henning Schierholz! Da die GRÜNEN 
generell für die Demokratisierung der Wirtschaft 
eintreten, ist es für uns klar, daß wir der Sicherung 
der Montan-Mitbestimmung zustimmen, d. h. auch 
dem Gesetzentwurf der SPD. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jagoda [CDU/ 
CSU]: Deshalb sind nur zwei von euch da!) 

Jedoch, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von 
der Sozialdemokratie, 

(Urbaniak [SPD]: Aber „liebe" sind wir für 
Sie nicht!) 

müssen Sie folgendes zur Kenntnis nehmen: Das 
im Mai 1981 von der SPD/FDP-Regierung erlassene 
Mitbestimmungsänderungsgesetz schreibt den Be-
stand der Montan-Mitbestimmung auf sechs Jahre 
fest. Das Gesetz greift dann nicht, wenn in sechs 
aufeinander folgenden Jahren die Montanumsätze 
unter 50 % liegen. Durch Umstrukturierung sind 
deswegen eine Reihe von Unternehmen aus dem 
Bereich der Montan-Mitbestimmung herausgefal-
len. Das Gesetz der SPD/FDP-Regierung hat von 
1981 an die Voraussetzungen geschaffen, daß die 
am weitesten gehende Form praktizierter Mitbe-
stimmung in bundesdeutschen Unternehmen ge-
fährdet wurde. 

Der Gesetzentwurf, den die SPD jetzt vorlegt, 
deutet darauf hin, daß sich die Sozialdemokratie 
auch weiterhin nicht dazu durchringen kann, zu 
einer endgültigen Absicherung einer vollparitäti-
schen Mitbestimmung beizutragen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 
Der SPD-Entwurf reiht sich in eine Kette von Ge-
setzen ein, die einen kurzatmigen und kurzfristigen 
Charakter im Hinblick auf die Sicherung der Mon-
tan-Mitbestimmung haben. 

(Zuruf des Abg. Urbaniak [SPD]) 
Das Auffälligste an diesen Gesetzen ist ihre Halb-
herzigkeit und ihre Unzulänglichkeit, was im übri-
gen auch in Ihrem Entwurf so gesehen wird. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist so 
wahr!) 

Eine gewisse Selbstkritik wird ja in der Begrün-
dung deutlich. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 1982 einen 
Entwurf für eine erweiterte Mitbestimmung in 
Großunternehmen beschlossen und vorgelegt, der 
für die Mitbestimmungsdiskussion insgesamt einen 
wichtigen Orientierungsrahmen darstellt. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 
Darin wird u. a. gefordert, für alle Großbetriebe eine 
Mitbestimmungsregelung zu schaffen, die auf der 
Grundlage der Montan-Mitbestimmung die volle 
Parität von Kapital und Arbeit in allen wichtigen 
Entscheidungsprozessen des Unternehmens ge-
währleistet. 

Da für die GRÜNEN die Demokratisierung der 
Wirtschaft neben der ökologischen Ausrichtung der 
Produkte und der Produktion ein wichtiges Motiv 
ihrer Wirtschaftspolitik ist, möchte ich Ihnen un-
sere Zielsetzungen deutlich machen. Wir treten ein 
für die Verbesserung und Erweiterung des Be-
triebsverfassungsgesetzes sowie der Mitbestim-
mung bei der Produktion, im Planungsstadium und 
bei dem Einsatz von neuen Technologien im Be-
trieb. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Darüber hinaus fordern die GRÜNEN die Einset-
zung eines betrieblichen Umweltschutzbeauftrag-
ten sowie die Entwicklung einer regionalen Mitbe-
stimmungsmöglichkeit im Sinne der Weiterent-
wicklung von Wirtschafts- und Sozialräten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unsere weiteren Vorstellungen werde ich nun 
wörtlich aus unserer Programmatik, d. h. aus dem 
von unserem Arbeitskreis vorgelegten Entwurf 
„Umbau der Industriegesellschaft", zitieren. Dies, 
meine Damen und Herren, wird in den nächsten 
Wochen um so wichtiger, als insbesondere die Kol-
legen von der CDU/CSU mit Schlamm- und Dreck-
kübeln durch das Land ziehen und versuchen, 
durch gewollte Fehlinterpretation und durch be-
wußte Lügen die GRÜNEN und unsere sozial und 
ökologisch ausgerichtete Politik zu diffamieren. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Nein, wir le -sen nur eure Programme vor!) 

Unsere Ziele zur Unternehmensmitbestimmung 
sind folgende — ich zitiere nun wörtlich —: 

Erstens. Die Mitbestimmung ist zu einer vollpari-
tätischen Mitbestimmung auszuweiten; die laut 
Mitbestimmungsgesetz angeblich neutrale Person 
muß wegfallen. 

Zweitens. Die Montan-Mitbestimmung muß in al-
len Unternehmen erhalten bleiben. Veränderungen 
der Unternehmensstruktur dürfen nicht zur Ab-
schaffung der Montan-Mitbestimmung führen. 

Drittens. Ein letztes Entscheidungsrecht über alle 
wesentlichen Unternehmensentscheidungen ist den 
paritätisch besetzten Gremien zuzuweisen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Viertens. Den Vertretern der abhängig Beschäf-
tigten sind alle Sachdaten zur Verfügung zu stel-
len. 

Dies, meine Damen und Herren, macht, auch in 
Abgrenzung zur Sozialdemokratie, deutlich, daß die 
GRÜNEN im Bereich der Unternehmensmitbestim-
mung eine klare Position haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wer  eine wirkliche Unternehmensmitbestim-
mung aufbauen will, muß diesen unseren Pro-
grammpunkten zustimmen. 
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Tatge 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jagoda [CDU/ 
CSU]: Rauschender Applaus der GRÜNEN! 

Zwei Mann!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mitbestimmung gehört 
zur Grundausstattung einer demokratischen Wirt-
schaftsverfassung. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ach nee!) 
Dazu bekennen wir uns. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Aber?) 
Dazu haben wir uns immer bekannt; denn Mitbe-
stimmung ist notwendig, um den strukturellen 
Wandel, dem wir ausgesetzt sind, dem auch die 
Wirtschaft ausgesetzt ist, mit allen Härten für die 
Arbeitnehmer annehmbar zu machen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nun wird hier immer so getan, als bedürfe es 
besonderer Anstrengungen, damit die Montan-Mit-
bestimmung bleibe. Meine Damen und Herren, die 
Voraussetzungen für die Anwendung der Montan

-

Mitbestimmung werden nicht geändert. Das heißt, 
überall dort, wo die Voraussetzungen für die An-
wendung der Montan-Mitbestimmung weiterhin be-
stehen, bleibt auch die Montan-Mitbestimmung. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist doch Ra

-

bulistik!) 
— Das ist nicht Rabulistik, sondern das ist schlicht 
die Wahrheit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wenn Sie das nicht wahrhaben wollen, dann sollten 
Sie das vielleicht einmal nachlesen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Ein Zeichen von Un

-

kenntnis!) 
Wenn nun aber, wie das in den Jahren 1980/81 

passiert ist, Firmen aus Gründen der Wirtschaft-
lichkeit, aus Gründen der Konkurrenzfähigkeit, aus 
der Tatsache heraus, daß der Anteil der Montan

-

Produktion immer weiter zurückgegangen ist, sich 
umstrukturiert haben, dann, meine Damen und 
Herren, muß ja wohl überlegt werden, ob unter die-
sen Bedingungen nicht auch andere Formen der 
Mitbestimmung angemessen sind. 

Hier wird immer so getan, als träte, wenn die 
Montan-Mitbestimmung in einem Betrieb nicht 
mehr angewandt würde, ein mitbestimmungsloser 
Zustand ein. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 
Das ist falsch. Wir haben das Mitbestimmungsge-
setz von 1976. Wenn die Montan-Mitbestimmung 
nicht mehr angewandt wird, ist ganz selbstver-
ständlich der Übergang in die Voraussetzungen des 
Mitbestimmungsgesetzes von 1976 gegeben, eines 
Mitbestimmungsgesetzes, meine Damen und Her

-

ren, das im übrigen von einer breiten Mehrheit die-
ses Hauses verabschiedet worden ist. 

(Beifall bei der FDP) 
Wir haben 1981 in einem harten Kompromiß mit 

den Sozialdemokraten das Gesetz verabschiedet, 
das eine Übergangsfrist von sechs Jahren für die 
Betriebe festlegt, in denen die Voraussetzungen für 
die Anwendung der Montan-Mitbestimmung entfal-
len sind. Wir stehen zu diesem Kompromiß. Wir 
meinen deshalb, daß es nicht notwendig ist, hier 
irgend etwas gesetzlich zu verändern. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf der SPD kommt mir ein biß-
chen vor wie die künstliche Beatmung einer schon 
sehr angejahrten Sache. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 
Hier soll die Montan-Mitbestimmung bis zum letz-
ten Mann einer Montan-Produktion angewendet 
werden und damit auch alle die Nachteile, die nega-
tiven Seiten der Montan-Mitbestimmung. 

Die Nachteile der Montan-Mitbestimmung ge-
genüber dem Mitbestimmungsgesetz von 1976 lie-
gen auf der Arbeitnehmerseite. 

(Reuschenbach [SPD]: Heuchlerische 
Sorge um die Arbeitnehmer! — Immer [Al

-

tenkirchen] [SPD]: Das sind doch Kroko

-

dilstränen!) 
Ich möchte das am Beispiel der Firma Mannes-
mann deutlich machen, die damals im Mittelpunkt 
der Diskussion gestanden hat und um die es natür-
lich im Jahre 1987 wieder gehen wird. 

Bei der Firma Mannesmann sitzen zehn Arbeit-
nehmervertreter im Aufsichtsrat, sowohl nach der 
Montan-Mitbestimmung als auch nach der 76er 
Mitbestimmung. Von diesen zehn Arbeitnehmerver-
tretern müssen nach der Montan-Mitbestimmung 
nur drei Betriebsangehörige sein, während sieben 
von den Gewerkschaften, von außen, in den Auf-
sichtsrat delegiert und gewählt werden können. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Was machen 
denn die Banken? Sind das Betriebsange

-

hörige?) 
Nach der 76er Mitbestimmung müssen sieben der 

zehn Arbeitnehmervertreter im Betrieb beschäftigt 
sein, und drei werden auf Vorschlag der Gewerk-
schaften von außen zugewählt. 

Hier gibt es ganz eindeutig den Gegensatz zwi-
schen einer Mitbestimmung, die vorwiegend von 
den Arbeitnehmern des Betriebs ausgeübt wird — 
das ist die Form, wie wir sie gern haben möch-
ten —, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Natürlich!) 
und einer Mitbestimmung, die vorwiegend von Ge-
werkschaften und damit von außen als Fremdbe-
stimmung ausgeübt wird. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
SPD) 

Es ist uns ja 1980 in diesem Kompromiß mit der 
SPD wenigstens gelungen, durchzusetzen, daß die 
Gewerkschaften nicht mehr wie früher ohne Mit-
sprache der Arbeitnehmer des Betriebs ihre Auf- 
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sichtsratsmitglieder einfach delegieren können. 
Nach dem Gesetz von 1981 müssen diese Aufsichts-
ratsmitglieder, die von den Gewerkschaften be

-

nannt werden, wenigstens auch gewählt werden. 
Dieses will die SPD offensichtlich wieder zurück-

drehen; man kann sich schon vorstellen, unter wes-
sen Einfluß. 

(Urbaniak [SPD]: Steht das im Entwurf, 
Frau Kollegin?) 

— Herr Urbaniak, Sie haben darauf hingewiesen, 
daß Sie ausdrücklich das Delegationsrecht, so wie 
es früher war, gern wieder einführen möchten. Das 
bedeutet, Sie möchten die Mitsprache der Arbeit-
nehmer im Betrieb zugunsten eines reinen Delega-
tionsrechts der Gewerkschaften von außen aus-
schalten. 

(Beifall bei der FDP — Immer [Altenkir

-

chen] [SPD]: Die hat keine Ahnung von der 
Mitbestimmung!) 

Dies ist eine Richtung der Mitbestimmung, die wir 
nicht wünschen. 

(Reuschenbach [SPD]: Sie wollen über

-

haupt keine!) 
Arbeitnehmer müssen das Recht haben, Mitspra-
che, Mitbestimmung auszuüben, aber nicht nur 
über den Umweg der Gewerkschaften, sondern 
auch direkt im Betrieb. Denn sie sind selbständig 
und können selbständig entscheiden. Sie brauchen 
dazu nicht in jedem Fall und nicht nur die Hilfe von 
Gewerkschaften. 

(Urbaniak [SPD]: Arbeitnehmeranwalt 
Adam-Schwaetzer!) 

Unbenommen ist ihnen selbstverständlich, sich zu 
organisieren. Aber es gibt viele Nichtorganisierte in 
Betrieben, die ebenso ein Recht auf Mitbestimmung 
haben wie die Organisierten. 

Deshalb gibt es bei uns die klare Priorität für die 
Mitbestimmung von 1976, deshalb auch die Aussa-
ge, daß es einer gesetzlichen Änderung nicht be-
darf. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Faltlhauser. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das Inter

-

esse der SPD an ihrem Gesetzentwurf ist 
sehr groß, wie man sieht! Vom A + S  ist fast 

keiner da!) 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Bei der Beurteilung der Fortführung der Montan-
Mitbestimmung gibt es in einem wesentlichen 
Punkt Einigkeit zwischen der SPD und der CDU/ 
CSU: 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und den GRÜ

-

NEN!) 

in der grundsätzlichen Einschätzung der Bedeu-
tung der Montan-Mitbestimmung in der Nach-
kriegsgeschichte. Die Opposition sagt in der Be-
gründung des Gesetzentwurfs — Sie, Herr Kollege 
Urbaniak, haben das auch zitiert —, daß das Mon-
tan-Mitbestimmungs-Gesetz ein demokratisches 
Symbol unseres als Sozialstaat verfaßten Gemein-
wesens ist. Dem stimmen wir zu. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Montan-Mitbestimmung ist ein Symbol unseres 
Sozialstaates, ein Symbol für die Gestaltungskraft 
der Unionsregierungen in der Nachkriegszeit, und 
ein Symbol für den Weitblick von Konrad Adenauer 
und Hans Böckler. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der FDP und der SPD) 

Die Montan-Mitbestimmung geht in ihrer Bedeu-
tung über die Techniken der Entscheidungsverfah-
ren in einem Unternehmen hinaus. Das Montan-
Mitbestimmungs-Gesetz ist ein Regelungswerk 
zum Interessenausgleich in einer Gesellschaft, die 
auf das Prinzip Partnerschaft  setzt, die das Mitein-
ander vor das Gegeneinander stellt. Adenauers 
Konzept setzte auf Partnerschaft und nicht auf 
Klassenkampf. 

In unserer demokratischen Ordnung, meine Da-
men und Herren, müssen wir sehr sorgsam mit der-
artigen gemeinschaftsbildenden Symbolen umge-
hen. Das will ich auch den Kollegen von der FDP 
sagen. In Zeiten sehr schnellen wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Wandels müssen wir, Frau 
Kollegin Adam-Schwaetzer, die guten Traditionen 
in dieser Gesellschaft in besonderer Weise pflegen. 
In einer Zeit, in der wir in der Gesellschafts- und 
Sozialpolitik von Ideologien und Utopien über-
schwemmt werden, sind die Erfolge gerade in der 
Praxis hochzuhalten und zu bewahren. 

(Beifall des Abg. Scharrenbroich [CDU/ 
CSU]) 

Deshalb hat die Union im März 1981 den Vor-
schlag von Franz Josef Strauß aufgegriffen, den 
Montananteil als Voraussetzung der Anwendung 
der Montan-Mitbestimmung auf 30 % herabzuset-
zen. Eugen Loderer hat damals zu dem Vorschlag 
gesagt: „Ich habe mit einer so klaren Formulierung 
nicht gerechnet.". Trotzdem hat die Koalition 1981 
dem Vorschlag der Union ihre Zustimmung verwei-
gert. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: War zu weit

-

gehend!) 

Die sozialliberale Koalition hat sich für das Hinaus-
schieben des Problems und gegen unsere klare Re-
gelung entschieden! 

Ich meine, daß die Haltung der damaligen Koali-
tion zu diesem Gesetzentwurf aus heutiger Sicht 
ein Symbol für den Zustand der Koalition in der 
damaligen Zeit ist: ein Zustand der Handlungsfä-
higkeit und ein Zustand der inneren Zerrissenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Hätten Sie von der Opposition damals die Kraft 
gehabt, den Unionsvorschlag zu unterstützen, müß- 
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ten wir uns heute, fünf Jahre danach, nicht wie-
derum mit diesem Problem herumschlagen. Das ist 
eine Art von Arbeitsbeschaffung, die wir nicht wol-
len. 

(Beifall bei der  CDU/CSU — Reuschen

-

bach [SPD]: Nun haben Sie diese „Erblast" 
am Halse!) 

Heute liest sich das im Gesetzentwurf der SPD 
natürlich ganz anders. Entschlußlosigkeit und Zer-
rissenheit von damals liest sich heute im Entwurf 
als „Denkpause". Sie haben also Pause gemacht und 
nachgedacht. Das Ergebnis Ihres Nachdenkens ist 
so geraten, daß wir nur hoffen können, daß Sie noch 
möglichst lange Pause vom Regieren in der Opposi-
tion machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das ist ein Ergebnis nicht von Nachdenken, son-

dern von Querdenken: Mit gewundenen Spezialre-
gelungen fangen Sie die einzelnen relevanten Un-
ternehmen in den Bereich der Montan-Mitbestim-
mung ein. Während nach dem geltenden Montan-
Mitbestimmungs-Gesetz von einem Unternehmen 
der eisen- und stahlerzeugenden Industrie nur dann 
die Rede sein kann, wenn die Erzeugung von Eisen 
und Stahl den „überwiegenden Betriebszweck" dar-
stellt, lassen Sie diesen Anteil zu einem Rest von 
Montan-Produktion degenerieren. Sie sammeln ge-
wissermaßen Montan-Krümel ein und legen sie un-
ter die Lupe, um z. B. Mannesmann oder Thyssen in 
der Regelung zu belassen. Wir müssen die Montan

-Mitbestimmung sichern; aber Ihre Krümel-Lösung, 
meine Damen und Herren von der Opposition, oder, 
wie der Kollege Zink gesagt hat, Ihre Scheinlösung 
ist keine geeignete Diskussionsgrundlage. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Welche denn?) 

Wichtiger an Ihrem Entwurf ist, daß Sie darüber 
hinausgehen wollen. Wichtig ist, daß Sie die Mon-
tan-Mitbestimmung tarifvertragsfähig machen wol-
len. 

(Urbaniak [SPD]: Nein, die Vereinbarung!) 

Hier geht der Entwurf weit über das hinaus, was 
zur Erhaltung der Montan-Mitbestimmung bei Salz-
gitter, Mannesmann oder Thyssen erforderlich ist. 
Gerade die Montan-Mitbestimmungs-Regelungen 
sind ein Mittel zur Herstellung sozialer Symmetrie 
und zur Sicherung sozialer Stabilität gewesen. 
Wenn Sie die Montan-Mitbestimmung erstreikbar 
machen, dann wird das der Startschuß für Instabili-
tät sein. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist die Aufforderung zum Dauerstreik! Ich sehe 
heute schon, wie die Planer in der DGB-Zentrale 
einen Zeitplan aufstellen, der vorsieht, in welchem 
Jahr welche Industriegewerkschaft für die Einfüh-
rung der Montan-Mitbestimmung streikt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir von der CDU/CSU wollen nicht, daß die Mon-
tan-Mitbestimmung in unserem Land klammheim-
lich versickert. Dies haben wir durch unseren eige-
nen Gesetzentwurf in diesem Bundestag bereits un-
terstrichen. Den vorliegenden Gesetzentwurf der 

SPD halten wir jedoch nicht für den geeigneten 
Weg, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Welchen denn?) 
dieses Ziel zu erreichen. Ich bin sicher: Auch Böck-
ler und Adenauer hätten sich Ihrer Regelung nicht 
zugewendet. Deshalb kann ich Ihnen von der Oppo-
sition nur sagen: zurück mit diesem Entwurf in die 
Schublade, und weiter lange nachdenken, aber dies-
mal intensiver! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Immer [Alten

-

kirchen] [SPD]: Totalverweigerung ist 
das!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Zusammenarbeit, das war die Gesinnung der 
Nachkriegszeit, die Trümmer und Schutt beseitigte 
und einen Aufbau zustande brachte, den andere das 
„Wirtschaftswunder" genannt haben. Kooperation 
ist besser als Konfrontation, Partnerschaft ist bes-
ser als Klassenkampf. Das sind die Vorfahrtsregeln 
der Mitbestimmung. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Christlich

-

sozial!) 
Die Montan-Mitbestimmung entstand in der Notge-
meinschaft Arbeitnehmer/Arbeitgeber, nämlich ais 
Demontage drohte. Als es um Arbeitsplätze ging, 
war klar, daß es zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern nicht nur unterschiedliche Interessen 
gibt, sondern auch Gemeinsamkeiten. 

Die Montan-Mitbestimmung ist — darauf hat 
auch der Kollege Faltlhauser hingewiesen — ein 
Symbol für Zusammenarbeit und Kooperation. Sie 
ist Urgestein unseres Sozialstaates. Sie entstand 
auf dem Vereinbarungswege, sie ist älter als die 
Bundesrepublik Deutschland, und deshalb darf sie 
nicht Museumsstück werden, sondern bleibt das Ur-
dokument der Partnerschaft. 

Ihre gesetzliche Regelung fand die Montan-Mit-
bestimmung 1951, und deshalb bleibt sie mit zwei 
großen Namen verbunden: Adenauer und Böckler. 
Sie haben Maßstäbe dafür gesetzt, wie man von 
unterschiedlichen weltanschaulichen oder parteipo-
litischen Positionen aus dennoch im Interesse des 
Allgemeinwohls zusammenarbeiten kann. Unter 
der Leitung von Adenauer verhandelten Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber und einigten sich über die 
Montan-Mitbestimmung. Da zeigt sich wieder: Kon-
sens ist die Grundlage der Mitbestimmung, und nur 
auf dem Konsenswege sind dauerhafte Lösungen 
möglich. Die Gesinnung des Konsenses ist das, was 
Mitbestimmung möglich macht. 

Ich möchte den Kumpels an Rhein und Ruhr, an 
der Saar und anderswo bestätigen, daß sie sich die-
ser Tugend der pragmatischen Einsicht in Verant-
wortung und Notwendigkeit nie entzogen haben; sie 
sind das Gegenteil von Fanatikern und Ideologen. 
Bei der Lesung dieses Gesetzentwurfes sollte doch 
nicht vergessen werden, welch große Leistung es 
war, einen Strukturwandel sozial befriedend zu- 
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stande zu bringen, bei dem Bergleute ihren Beruf 
aufgeben mußten, zu dem sie traditionell eine große 
Anhänglichkeit hatten, eine große Treue. Der Berg-
bau hat sich um ein Viertel reduziert. Welcher 
Sprengstoff wäre das ohne Mitbestimmung gewe-
sen! Die Bergleute mußten ihre Arbeitsplätze auf ge-
ben,  landeten am Fließband. Sie mußten Bergwerk-
siedlungen aufgeben. Das zeigt, wie groß die Kraft 
von Mitverantwortung ist, wenn sie genutzt wird. 
Diese Errungenschaft werden wir zu keiner Zeit in 
Frage stellen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Reuschen

-

bach [SPD]: Ihre Partei hat wenig dazu bei

-

getragen!) 

— Machen Sie es nicht so kleinkariert. 

Ich will ausdrücklich auch die Leistung großer 
Gewerkschaftsvorsitzender wie Walter Arendt und 
Adolf Schmidt in Erinnerung rufen. Ich wünsche 
seinem Nachfolger Meier, daß er in der Tradition 
dieser großen Gewerkschaft seine Arbeit leisten 
kann. 

(Urbaniak [SPD]: Da brauchen Sie keine 
Angst zu haben!) 

Auch die Kollegen in den Aufsichtsräten der Stahl-
industrie haben gezeigt, daß sie verantwortungsbe-
wußt handeln. Interessenvertretung der Arbeitneh-
mer und Zusammenarbeit schließen sich nicht aus. 
Der elfte Mann wurde so gut wie nie für eine Ent-
scheidung in Anspruch genommen. Auch Rudi Ju-
dith — das will ich hier ausdrücklich anerkennen — 
hat  für die Neuordnung des Stahlbereichs wichtige 
Vorschläge gemacht. Ich kenne Fälle, wo die Vertre-
ter der Arbeitnehmer die unternehmerischen Not-
wendigkeiten früher erkannt haben als die Anteils-
eigner. Das sind alles Beispiele, daß Klassenkampf-
schemata von rechts und von links diese Welt nicht 
beschreiben. Solange in den Aufsichtsräten an 
Rhein und Ruhr Arbeitnehmer sitzen, die sich von 
den Haß- und Hetzparolen ihrer Metallzeitung 
nicht anstecken lassen, so lange lebt die Mitbestim-
mung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß wir heute über Montan -Mitbestimmung ver-
handeln, verdanken wir der SPD, und zwar in ei-
nem zweifachen Sinne, erstens weil sie den Gesetz-
entwurf vorgelegt hat und zweitens weil sie 1981 ein 
Gesetz zustande gebracht hat, in das das Auslaufen 
entgegen ihren damaligen Ankündigungen einpro-
grammiert war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war kein Sicherungsgesetz, wie mein Vorgänger 
Ehrenberg behauptet hat, es war, was heute zu be-
weisen ist, ein Auslaufgesetz. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Leider war!) 

Da hat im übrigen die SPD eine große Tradition: 
vor den Wahlen Mitbestimmungsinitiativen und 
nach den Wahlen „Vom Winde verweht". 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Soll ich mal den ganzen Katalog aufzählen? 1969 
vor der Wahl großer Mitbestimmungsentwurf, noch 

' in der Großen Koalition, rechtzeitig so spät vorge-
legt, daß er nicht mehr verhandelt werden konnte; 
nach der Wahl vergessen. 1980 vor der Wahl große 
Initiative: Herbert Wehner droht Gruppenanträge 
an; nach der Wahl war das zu diesem Auslaufgesetz 
zusammengeschmolzen. 

(Urbaniak [SPD]: Sie haben sich ja nicht 
angeschlossen! Sie waren doch aufgefor

-

dert!) 
Ich bin Franz Josef Strauß dankbar, daß er noch 

jüngst erklärt hat, er bleibe einer sachverständigen, 
verfassungsrechtlich sauberen Lösung des Pro-
blems treu. So sind wir. Wir reden vor der Wahl wie 
nach der Wahl. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Was kommt denn nun?) 

— Frau Fuchs, lassen Sie mich gerade meinen Ge-
dankengang zu Ende führen. 

Zur Sicherung und Ausdehnung der Montan-Mit-
bestimmung schlägt die SPD — da muß man einen 
Augenblick achtgeben — erstreikbare Tarifverträge 
vor. Vor Wochen habe ich hier noch gehört, es sei 
gar kein Streik mehr möglich. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
Das haben Sie vor Wochen noch gesagt, und jetzt 
wollen Sie sogar für die Mitbestimmung streiken. 
Angeblich war das unmöglich. Sie beweisen wieder, 
daß auch Ihre Propaganda zu § 116 nicht stimmt. 
Auch das beweisen Sie mit Ihrem Gesetzentwurf. 

(Urbaniak [SPD]: Sie sind der Demonteur 
des 116!) 

Ich bleibe unserer Tradition treu, solche schwieri-
gen Fragen im Konsens zu lösen, alle einzuladen, 
auf der Suche zu bleiben, wie man einvernehmlich, 
partnerschaftlich Mitbestimmung sichert, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wie denn?) 
der Montan-Mitbestimmung die Bahn erhält, nicht 
mit Schnellschüssen, nicht mit Entwürfen, die vor 
dem Verfassungsgericht keinen Bestand haben. Wir 
bleiben dabei, und das will ich aus Anlaß dieser 
Debatte auch hier bekunden: Die Mitbestimmung 
ist Fleisch von unserem Fleisch; 

(Lachen bei der SPD) 
die Mitbestimmung steht nicht auf dem Boden des 
Klassenkampfes, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
sie hat überhaupt keinen Platz im Marxismus, sie 
funktioniert nur in einer Sozialen Marktwirtschaft. 
In der Planwirtschaft gibt es nur Befehle von der 
Obrigkeit, wie immer sie heißt, zu empfangen. Des-
halb: Ich bleibe der Idee der Mitbestimmung treu. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Reuschen

-

bach [SPD]: Viele Worte und nur ein 
Nein!) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des Ge-
setzentwurfes auf Drucksache 10/5341 an die in der 
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Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt 
es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Die Überweisung ist dann so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
den Wehrbeauftragten 
Jahresbericht 1985 
— Drucksachen 10/5132, 10/5722 — 
Berichterstatter: Abgeordnete Heistermann, 
Frau Krone-Appuhn 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 90 Minu-
ten vorgesehen. — Dazu sehe ich keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich begrüße den Wehrbeauftragten und eröffne 
die Aussprache. Das Wort hat der Abgeordnete Hei

-

stermann. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir stimmen zu, 
wenn der Herr Wehrbeauftragte seinen Bericht mit 
der Vorbemerkung einleitet, dieser Bericht be-
schreibe nicht den Gesamtzustand der Bundeswehr. 
Aber ebenso richtig ist, wenn ich hier feststelle, daß 
in ihm wichtige Indikatoren erkennbar werden. 
Und um die haben wir uns zu kümmern. 

Lassen Sie mich vorab feststellen, der Wehrbe-
auftragte kann immer der vollen Unterstützung der 
SPD-Bundestagsfraktion sicher sein und mit ihr 
rechnen, wenn er unvoreingenommen die Dinge 
beim Namen nennt, die Sand im Getriebe der Bun-
deswehr sind. Der Wehrbeauftragte würde nach un-
serer Auffassung seine Aufgabe aber völlig verfeh-
len, wenn er zum Hofberichterstatter der Bundes-
wehr oder gar des Bundesministeriums der Vertei-
digung würde. Deshalb, Herr Weiskirch, Ihr erster 
Jahresbericht ist uns der Beweis dafür, daß Sie in 
der Tradition Ihrer Vorgänger bleiben wollen. Das 
begrüßen wir nachdrücklich. 

Die 1985 stark gestiegene Zahl der schriftlichen 
Eingaben auf erstmals über 8 000 belegt nicht nur 
den größeren Bekanntheitsgrad der Institution des 
Wehrbeauftragten. Nein, sie ist auch ein wichtiger 
Hinweis, daß es mehr Schwierigkeiten in der 
Truppe gibt, als der Bundesminister der Verteidi-
gung zugeben will. Immer mehr Soldaten erkennen, 
daß nicht alles, was in der Bundeswehr geschieht, 
unter der Kategorie „Befehl und Gehorsam" oder: 
Das müssen wir ertragen usw., eingestuft werden 
darf. Sie lassen sich nicht mehr jede Schikane ge-
fallen, die in einigen Hirnen von Vorgesetzten nach 
wie vor anzutreffen ist. Nicht jeder Vorgesetzte eig-
net sich zur Menschenführung. Und wer diesen An-
sprüchen nicht gerecht wird, der gehört abgelöst. 

Wir erwarten heute auch vom Minister Wörner — 
er wird ein wenig später eintreffen, und deshalb 
bitte ich, ihm das als Frage vorzulegen — ein klä-
rendes Wort zu seinen diffamierenden Ausführun-
gen auf der sicherheitspolitischen Tagung der CDU, 
wo er Sozialdemokraten als Sicherheitsrisiko be-

zeichnete. Erklären Sie, ob Sie heute noch dazu ste-
hen oder ob Sie bereit sind, diese diffamierenden 
Behauptungen zurückzunehmen. Wer sich so oft als 
erster Soldat der Truppe darstellt, der sollte auch 
die Kraft haben, das, was er von anderen erwartet, 
selbst einzuhalten. So wie Sie sich gebärdet haben, 
sind Sie jedenfalls kein Vorbild für die Soldaten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Boroffka? 

Heistermann (SPD): Bitte. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Kollege Heistermann, 
haben Sie als Mitglied der Sozialdemokratischen 
Partei nicht die Beschlüsse der SPD auf dem letz-
ten Landesparteitag Berlin zur Kenntnis genom-
men, und halten Sie diese nicht für sicherheitspoli-
tisch außerordentlich risikoreich? 

HeIstermann (SPD): Wenn Sie zugehört haben, 
habe ich den Minister gefragt, und ich erwarte von 
diesem Minister hier von dieser Stelle aus eine Ant-
wort, damit Sie das klar und deutlich zur Kenntnis 
nehmen. 

Zu recht, Herr Wehrbeauftragter, beklagen Sie 
die Kälte und Herzlosigkeit, die hier und da in der 
Bundeswehr anzutreffen sind. Eine größere Fund-
stelle für Kälte und Herzlosigkeit ist allerdings das 
Ministerium selbst. Wer sich den Bericht zur sozia-
len Lage der Soldaten in der Bundeswehr vom 
22. April 1986 anschaut, findet auf einer Seite — und 
ich betone: auf einer Seite — einen Bericht, der 
nicht nur in oberflächlicher, sondern in geradezu 
verachtender Weise mit den vielfältigen Problemen 
der Soldaten und ihrer Familien umgeht. Bei den 
materiellen Leistungen führt man vorsichtshalber 
schon Leistungen auf, die erst in den Jahren nach 
1987 und folgende wirksam werden sollen. Herr Mi-
nister Wörner, mangels vorzeigbarer Masse bedie-
nen Sie sich hier wiederum Potemkinscher Dörfer, 
um Eindruck zu schinden. 

Die Soldaten nehmen Ihnen aber nicht mehr ab, 
was in Presseverlautbarungen Ihres Hauses alles 
an Wohltaten verordnet wird. Sie prüfen die Worte 
des Ministers in der Realität. Diese sieht anders 
aus, als Ihre schöngefärbten Darstellungen. 

Glauben Sie eigentlich im Ernst daran, Herr Mi-
nister Wörner, daß die Soldaten Ihnen Ihr soziales 
Engagement überhaupt noch abnehmen? Einerseits 
stellen Sie 842 Millionen DM für neue Panzer be-
reit; andererseits sind Sie nicht in der Lage, eine 
vernünftige Dienstzeitregelung einzuführen und 
Soldaten auf Zeit vor Arbeitslosigkeit zu schützen. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Einerseits fordern Sie für weitere 35 Tornados Mit-
tel in Höhe von 3,3 Milliarden DM vom Parlament 
an; andererseits ist kein Geld für entsprechende 
Büroausstattungen, von der Schreibmaschine bis 
zum Bleistift vorhanden. 
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Heistermann 
Glauben Sie wirklich, Herr Minister, daß die Sol-

daten verstehen, daß in den kommenden Jahren für 
den Jäger 90 weitere 25 Milliarden DM bereitge-
stellt werden sollen, aber Ihr Haus nicht in der 
Lage ist, Benzingeld jenen Wehrpflichtigen zu er-
statten, die am Wochenende ohne Auto nicht von 
ihrem Einsatzort nach Hause kommen? Einerseits 
versprechen Sie den Wehrpflichtigen, in Zukunft 
doppeltes Verpflegungsgeld auszuzahlen; anderer-
seits nehmen Sie heute bei den Unteroffizieren die 
Heimschläfererlaubnis zurück, um eben diesem 
Personenkreis das Verpflegungsgeld nicht auszah-
len zu müssen. Wo bleibt da eigentlich die Logik 
Ihrer Politik? Nennen Sie das eine am Menschen 
ausgerichtete Politik? 

Sie wollen bei den Reservisten sicherstellen, daß 
eine Karenzzeit von neun Monaten zwischen der 
Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst und der 
Einberufung zu einer Mobilmachungsübung einge-
halten wird; andererseits sind Sie nicht in der Lage, 
die Reserveübungen auf alle Reservisten zu vertei-
len. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 
Nicht einmal jeder zehnte Reservist wird zu Wehr-
übungen einberufen. Das nennen Sie Wehrgerech-
tigkeit? 

Sie scheitern mit diesem Modell, weil Sie kein 
Vertrauen bei denen finden, die Sie eigentlich zu 
Dienstleistungen heranziehen wollen. Niemand er-
kennt den Maßstab Ihrer Politik. Deshalb werden 
Sie auch mit dem Modell, das Sie für die Bundes-
wehr der neunziger Jahre vorgelegt haben, schei-
tern. 

Meine Kollegen Steiner und Kolbow werden wei-
tere Beispiele Ihrer verfehlten Politik aufzeigen. 
Und Sie werden die entsprechenden Fragen hier 
und heute von dieser Stelle aus zu beantworten 
haben. 

Herr Minister Wörner, wer sich nur um neue Waf-
fen kümmert, der verliert die Motivation der Solda-
ten aus den Augen. Wir möchten Ihnen eigentlich 
noch einmal ins Stammbuch schreiben, was Bun-
deskanzler a. D. Helmut Schmidt am 1. Oktober 
1982 vor diesem Hause erklärte — ich zitiere —: 

Die Qualität unserer Streitkräfte und unserer 
Soldaten zeigt: Nicht ein hoher Rüstungshaus-
halt ist die Hauptsache, sondern die Männer 
sind die Hauptsache, ihre Motivation und ihre 
Ausbildung. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD] — Stockhausen [CDU/CSU]: Wie 

hält es denn die SPD mit Schmidt?) 

Wenn Sie sich einmal in Ihrer Politik daran 
orientiert hätten, dann hätten wir hier heute einen 
Bericht zu diskutieren, der wesentlich positivere 
Beispiele aufzuführen hätte, als das heute der Fall 
ist. Wir würden Ihnen dann vorbehaltlos zustim-
men, wenn Sie diesen Gesichtspunkt bei der tagtäg-
lichen Politik insbesondere gegenüber den Soldaten 
und ihren Familien offengelegt hätten. 

Herr Wehrbeauftragter, wir danken jedenfalls für 
den vorliegenden Bericht, und wir bitten Sie, diesen 
Dank auch an Ihre Mitarbeiter weiterzuleiten. 

Herr Präsident, gleichzeitig beantragen wir, dem 
Herrn Wehrbeauftragten Rederecht einzuräumen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Krone-Appuhn. 

Frau Krone-Appuhn (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Heistermann, diese Rede stimmt mich ei-
gentlich traurig. Wir haben vor acht Tagen wirklich 
in Sachlichkeit den Bericht des Wehrbeauftragten 
im Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundes-
tages miteinander diskutiert. Wir haben in den letz

-

ten Wochen immer wieder Fragen zur sozialen 
Lage der Bundeswehr angesprochen und haben 
auch von den Vertretern des Hauses — nicht nur 
vom Minister und vom Staatssekretär — konkrete 
Antworten zu den Problemen bekommen, die wir 
aufgezeigt haben und die uns bewegen. Ich erinnere 
z. B. an die Wohnungsfürsorge. Ich erinnere an die 
Versetzungshäufigkeit, die Dienstzeitbelastung und 
ähnliche Dinge. 

Wenn Sie nun gerade im Rahmen der Berichter-
stattung des Wehrbeauftragten in dieser Form ge-
gen die Regierung vorgehen, dann habe ich den 
Eindruck, Sie sind irgendwo schon ein bißchen im 
Wahlkampf. Das aber haben unsere Soldaten nicht 
verdient; denn wir reden hier über den Bericht des 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages. Wir 
müssen das deswegen tun, damit wir die Schicksale 
der Soldaten verbessern können. Das können wir 
aber nicht mit kalter, sturer und wilder Politpropa-
ganda gegen den Bundesminister der Verteidi-
gung. 

Im Namen der CDU/CSU-Fraktion möchte ich Ih-
nen, Herr Wehrbeauftragter, für diesen informati-
ven und sehr sorgfältigen Bericht danken. Ich 
möchte Sie bitten, im Laufe dieser Debatte dazu 
Stellung zu nehmen. 

Wir Parlamentarier begrüßen es, daß der Bericht 
nicht nur eine Mängelliste ist, sondern Lösungsvor-
schläge für zahlreiche Probleme enthält, die wir in 
zurückliegenden Debatten angesprochen haben. 
Besonders freut mich der Dank an die Ehefrauen 
der Soldaten im Ausland, die zusammen mit ihren 
Kindern besonders viele Schwierigkeiten zu über-
winden haben. Die konkreten Vorschläge für die 
Mitfluggenehmigungen in das Ausland haben be-
reits Eingang in eine Vorlage des Bundesverteidi-
gungsministeriums gefunden und werden gerade 
diesen besonders belasteten Soldatenfamilien hof-
fentlich bald spürbare Erleichterungen bringen. 

Versetzungen belasten die Soldatenfamilien aber 
auch im Inland. Kinder bekommen Schulschwierig-
keiten, und Ehefrauen verlieren ihren Arbeitsplatz. 
Ich habe dazu in der Debatte zur sozialen Lage der 
Bundeswehr 1985 ausführlich Stellung genommen. 
Um so erfreuter war ich, als ich in der letzten Wo-
che bei der Überprüfung von Versetzungen von 
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Frau Krone-Appuhn 
zwei Soldaten feststellen konnte, daß man sich in 
der Abteilung Personal des Bundesverteidigungs-
ministeriums nicht nur Gedanken über mögliche 
Verwendungen dieser Soldaten gemacht hatte, son-
dern sehr genau über das Schicksal aller Soldaten-
kinder sowie die beruflichen und privaten Probleme 
der Ehefrauen der Soldaten informiert war, die von 
dieser mit dem Personalstrukturgesetz zusammen-
hängenden Versetzungskette betroffen waren. 

Hier gilt also nicht mehr die übliche Ausrede von 
den Diensteigentümlichkeiten. Vielmehr denkt man 
an das berufliche und schulische Schicksal der Fa-
milienangehörigen der versetzten Soldaten. Also ist, 
lieber Herr Kollege Heistermann, in diesem BMVG 
sogar die Abteilung P, mit der wir natürlich alle 
unsere Probleme haben, keine Fundstelle für Kälte 
und Herzlosigkeit. Vielmehr wird das, was wir in 
den letzten Jahren gerade auf dem sozialen Sektor 
getan haben, um das Schicksal der Soldatenfami-
lien zu erleichtern, jetzt auch berücksichtigt. Das 
haben wir lobend anzuerkennen. 

Wir dürfen aber nicht aufhören, darüber nachzu-
denken, wie wir in der Bundesrepublik einheitliche 
Rahmenbedingungen auf dem Bildungssektor, auf 
dem Arbeitsmarkt schaffen können, um nicht nur 
für Soldatenfamilien, sondern ganz generell die Mo-
bilität wieder zu fördern. Sie, Herr Minister, möchte 
ich darum bitten, die Gespräche mit der Kultusmi-
nisterkonferenz der Länder fortzusetzen, um für die 
Schulkinder, deren Väter Soldaten sind, bessere 
und einheitlichere schulische Rahmenbedingungen 
zu erreichen. 

Ihnen, Herr Wehrbeauftragter, danke ich im Na-
men meiner Fraktion auch dafür, daß Sie Besucher-
gruppen von Parlamentariern in Ihrem Haus emp-
fangen. Somit wird Ihr Amt in zunehmendem Maße 
nicht nur bei den Soldaten bekannt und von ihnen 
in Anspruch genommen, sondern die Bürger kön-
nen sich auch allgemein informieren und bekom-
men einen Eindruck davon, daß der „Staatsbürger 
in Uniform" nicht nur ein beliebtes Schlagwort ist. 

In den Vorbemerkungen zum Wehrbeauftragten

-

Bericht wird noch einmal die Forderung nach mehr 
Herz und Wärme in den Streitkräften wiederholt. In 
einer hochtechnisierten Armee, die seit den 70er 
Jahren von Wirtschafts- und Organisationswissen-
schaften geprägt ist — und Wirtschafts- und Orga-
nisationswissenschaften waren nun einmal das 
Lieblingskind unseres ehemaligen Verteidigungs-
ministers Helmut Schmidt —, halte ich diese Forde-
rung für besonders wichtig. Technokratie, Überor-
ganisation und Bürokratie bedrohen nach wie vor 
den Soldaten und lassen das Menschliche und die 
Kameradschaft in totaler Kontrolle und Verpla-
nung verkommen. Daher ist es auch in einer hoch-
modernen Armee wie der deutschen Bundeswehr 
nötig, immer wieder daran zu erinnern, daß gute 
militärische Führung ohne Herz und Wärme, ohne 
Kameradschaft und Fürsorge nicht möglich ist. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klejdzinski? 

Frau Krone-Appuhn (CDU/CSU): Bitte, Herr Kol-
lege. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Frau Abgeordnete, Frau 
Kollegin, wenn Sie ausführen, daß Führung ohne 
Herz und Wärme nicht möglich ist, wenn Sie gleich-
zeitig mit mir zur Kenntnis genommen haben, daß 
neue Großwaffensysteme bestellt worden sind, daß 
dafür Geld da ist: Stimmen Sie mit mir darin über-
ein, daß die Bundesregierung dann für die soziale 
Lage der Soldaten etwas mehr hätte tun müssen? 
Ich meine jetzt nicht geldliche Leistungen, sondern 
denke beispielsweise an die Bekleidung, etwa an 
nichtentflammbare Bekleidung für die Panzerbe-
satzungen, die zu beschaffen sicherlich genauso 
notwendig wäre wie z. B. 150 neue Leo 2. 

Frau Krone-Appuhn (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. 
Klejdzinski, wir sind uns wohl alle darüber einig, 
daß das Wichtigste in den Streitkräften der Mensch 
ist und bleiben muß. Sie kennen aber die Schwierig-
keit aller Verteidigungsminister — das galt für 
Herrn Leber und Herrn Dr. Apel ganz genauso —, 

beides miteinander kombinieren zu müssen, näm-
lich sowohl moderne Waffensysteme anzuschaffen, 
die der Qualität der Waffensysteme der potentiellen 
Gegner entsprechen, als auch für die sozialen Be-
lange der Soldaten dazusein und auch in Beklei-
dungsfragen etwas zu tun. Und da muß ich den 
Minister Dr. Wörner nun einmal wirklich loben. Der 
hat nämlich, als wir 1984 im Verteidigungsausschuß 
gemeinsam eine Initiative für eine bessere Klei-
dung der Soldaten ergriffen haben, sofort einen 
Oberst aus der Kampftruppe damit beauftragt, dies 
in Angriff zu nehmen. Als dann der kalte Winter 
kam, war das Verteidigungsministerium schon vor-
bereitet. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Was die Planung anlangt, so ging das sehr schnell. 
Wir konnten schon im letzten Jahr feststellen, daß 
die ersten neuen Stiefel ausgeliefert sind. Die er-
sten 10 000 Tarnuniformen bekommt z. B. die von 
mir hier so häufig zitierte 4. Jägerdivision in Re-
gensburg, die es ganz besonders nötig hat. Warme 
Unterwäsche haben die Soldaten inzwischen auch. 
Das konnten wir beim Manöver alles feststellen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Also, sagen wir einmal Dankeschön, statt hier her-
umzuschreien. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie noch einmal fragen, ob Sie eine Zwischen-
frage gestatten, diesmal eine des Abgeordneten 
Biehle. 

Frau Krone-Appuhn (CDU/CSU): Wenn mir das 
nicht auf meine Redezeit angerechnet wird, gern. 

Vizepräsident Westphal: Nein. — Bitte schön, Herr 
Biehle. 

BIehle (CDU/CSU): Verehrte Kollegin Krone-Ap-
puhn, würden Sie mir nicht in der Auffassung bei-
pflichten, daß eine Fraktion, die zum Haushalt 
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Biehle 
grundsätzlich nein sagt, überhaupt kein Recht hat, 
zu kritisieren, daß zu wenig getan wird? 

(Lachen und Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Frau Krone-Appuhn (CDU/CSU): Da haben Sie völ-
lig recht, Herr Vorsitzender Biehle. — Besonders 
wichtig ist es auch, daß der Soldat den Sinn und 
Zweck seines Dienstes sowie die Bedeutung des 
Dienstes für sein persönliches Leben erkennt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Meine lieben Kollegen, Sie haben sich vorhin — 
das war in der Debatte zu einem anderen Tagesord-
nungspunkt — darüber beschwert, wenn hier her-
umgeschrien wird. Ich bitte darum, jetzt doch ein 
bißchen ruhiger zu sein. Es geht schließlich um das 
Wohl, die Zukunft und die Erziehung unserer Solda-
ten. Da kann man auch einer Kollegin der CDU/ 
CSU einmal in Ruhe zuhören. — 

Arbeitshilfen für die politische Bildung werden 
in ausreichendem Maße, insbesondere von der 
Schule für Innere Führung, hergestellt. Ebenso gibt 
es zahlreiche Lehrgänge und Informationsschriften 
von der dafür zuständigen Abteilung des Verteidi-
gungsministeriums. Die Friedensdiskussion, das 
neue Schlagwort von der Sicherheitspartnerschaft 
mit dem Osten, die Diffamierung der Strategischen 
Verteidigungsinitiative als Krieg der Sterne haben 
erneut Verunsicherung in die Truppe gebracht. 
Heute morgen wurde schon ausführlich über die 
Parteitagsdifferenzen in Berlin gesprochen. Ich 
möchte dem nichts hinzufügen. 

Mit dem Buch „De Officio" der evangelischen Mi-
litärseelsorge ist den Offizieren eine hervorragende 
Hilfe an die Hand gegeben, die ethischen Probleme 
ihres Berufes zu erkennen und zu durchdenken. Die 
Unterführer und die Kompaniechefs müssen aber 
wohl noch mehr als bisher befähigt werden, mit 
modernen Unterrichtsmethoden und nicht zu theo-
retisch dem Wehrpflichtigen den Sinn seines Op-
fers für diesen unseren Staat klarzumachen. 

Die ausführliche Darstellung der Situation des 
Vertrauensmannes im Wehrbeauftragtenbericht 
halte ich für besonders wichtig. Der Vertrauens-
mann braucht korrekte Einweisung in seine Aufga-
ben, er muß den Soldaten bekannt sein, und er 
braucht auch einen überschaubaren Wahlbereich. 
Man sollte aber Informationstagungen auf Regi-
ments- und Brigadeebenen überdenken; denn ein 
Vertrauensmann soll ja ein hilfsreicher Kamerad 
und kein permanent geschulter und konferierender 
Funktionär sein. 

Offensichtlich brauchen die Kompaniechefs ei-
nen intensiven Unterricht, um erzieherische Maß-
nahmen von Disziplinarmaßnahmen unterscheiden 
zu können. Das Studium der Pädagogik und moder-
ner Erziehungslehren sind hier keine Garantie für 
zeitgerechte Menschenführung. Daher ist es gut, 
wenn die zentrale Dienstvorschrift 14/3, wie der 
Bundesminister verspricht, nochmals überarbeitet 
wird. 

Für besonders wichtig halte ich, daß kranke Sol-
daten nicht als Simulanten angesehen, sondern ver-
nünftig behandelt werden. Kompaniechefs und Zug-
führer müssen hier besser mit den Sanitätsoffizie-
ren zusammenarbeiten. 

Der Herr Wehrbeauftragte wurde vom Beirat für 
Fragen der Inneren Führung darin bestärkt, einmal 
über positive und erfreuliche Entwicklungen zu be-
richten. Das ist eine sehr begrüßenswerte Anre-
gung. Eine reine Mängelliste wirkt nicht nur auf 
Parlamentarier deprimierend, sondern erzeugt 
auch Angst bei Eltern und Soldaten. Wir freuen uns 
auf den nächsten Bericht; denn die beste Erziehung 
ist immer noch das gute Vorbild. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Als nächster hat der Ab-
geordnete Bastian das Wort. 

Bastian (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Jahresbericht des Wehrbeauftrag-
ten des Deutschen Bundestages für das Jahr 1985 
ist leider nicht nur dem Umfang nach dünn ausge-
fallen. Vielleicht ist das der Grund, weshalb das 
Interesse an dieser Debatte so schockierend gering 
ist; 

(Bohl [CDU/CSU]: Jawohl, Herr General!) 
denn auch was den Inhalt angeht, enttäuscht der 
Bericht jeden, der eine gründliche Aufarbeitung der 
vom Wehrbeauftragten gerügten gravierenden Miß-
stände in der politischen Bildung der Soldaten in 
ihrer zeitgemäßen, die Menschenwürde achtenden 
Führung und auf dem Gebiet einer sozial zufrieden-
stellenden Fürsorge für selbstverständlich gehalten 
hat. 

(Biehle [CDU/CSU]: Wie kann man das 
denn wissen, wenn man nur vor den Kaser

-

nentoren sitzt?) 
Der Bericht enttäuscht erst recht alle, die vom 

Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages na-
türlich auch ein Eintreten für eine offenere sicher-
heitspolitische Diskussion in den Streitkräften, als 
sie derzeit möglich und offenbar auch gewünscht 
ist, erwartet hatten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Alle sind enttäuscht, die z. B. geglaubt hatten, daß 
der Wehrbeauftragte es als seine Pflicht ansehen 
würde, sich gegen die Vielzahl von Schikanen und 
Benachteiligungen zu wenden, mit denen jene Sol-
daten aller Dienstgradgruppen mundtot gemacht 
werden sollen, die nicht bereit sind, den sicherheits-
politischen Irrwegen der Bundesregierung und ih-
res Verteidigungsministers mit der Hand der Ho-
sennaht zu folgen, 

(Biehle [CDU/CSU]: Was haben Sie denn 
getan, als Sie General waren?) 

sondern für sich in Anspruch nehmen, Sinn und 
Unsinn der ihnen zugemuteten Entscheidungen kri-
tisch zu hinterfragen 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
— das paßt Ihnen nicht, das weiß ich, Herr Biehle, 
Ihr geringes Verständnis von Sachfragen habe ich 
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Bastian 
schon als Divisionskommandeur kennengelernt, Sie 
können hier bitte gar nicht zur Sache sprechen —, 

(Beifall bei den GRÜNEN — Berger [CDU/ 
CSU]: Sie haben vor dem Kasernentor ge

-

hockt! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

um sich als Staatsbürger und nicht als Statisten in 
Uniform, als mitdenkende Soldaten, nicht als blind 
gehorchende Marionetten ein eigenes Urteil in all 
den ihr Berufsbild berührenden Fragen zu bilden, 
die heute die Menschen nicht nur in der Bundesre-
publik, sondern in vielen Ländern und Kontinenten 
bewegen. 

Im Bericht des Wehrbeauftragten zum Jahre 
1985, einem Jahr, in dem die Genfer Verhandlungen 
wieder aufgenommen wurden und das erste Treffen 
Reagan-Gorbatschow stattgefunden hat, schlagen 
sich die weltweite Diskussion und ihre Auswirkun-
gen auf die Bundeswehr nicht nieder, obwohl doch 
eine unmittelbare Auswirkung in der verheerenden 
und von oben geförderten Tendenz besteht, offene 
Diskussionen in der Bundeswehr und mit ihr zu 
unterbinden, jenen angepaßten Soldatentyp aber zu 
fördern, von dem bedingungsloser Gehorsam zu er-
warten ist und der damit gerade nicht dem Leitbild 
vom Staatsbürger in Uniform entspricht, um dessen 
Verwirklichung sich die Bundeswehr jahrzehnte-
lang mit Erfolg bemüht hat. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU] — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Was, wenn nicht dies, hätte denn einen Wehrbe-
auftragten, der sich tatsächlich als berufener Hüter 
dieser Prinzipien von Innerer Führung, zeitgemä-
ßer Menschenführung und Menschenwürde ver-
steht, auf den Plan rufen müssen? Was wäre mehr 
von ihm zu fordern gewesen, als auch den vielen 
Pressionen ein Ende zu machen, denen z. B. die im 
sogenannten Darmstädter Signal zusammenwir-
kenden Offiziere wegen ihrer Kritik an der nu-
klearen Rüstungsentwicklung in Form von unge-
rechten Disziplinarmaßnahmen und diskriminie-
renden Personalentscheidungen ausgesetzt sind? 
Nicht wenige der Betroffenen haben auch beim 
Wehrbeauftragten Hilfe gesucht, wenn auch, wie 
der Bericht zeigt, leider vergeblich. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU] — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Allein schon dieser schwerwiegende und kaum 
zufällige Mangel im Bericht des Wehrbeauftragten, 
über den wir heute sprechen, macht es den GRÜ-
NEN im Bundestag unmöglich, dem Bericht zuzu-
stimmen. 

Aber auch da, wo sich der Bericht in teils dan-
kenswerter Deutlichkeit mit kaum glaublichen Ent-
würdigungen und Mißhandlungen von Soldaten, 
mit ihrer ungenügenden politischen Bildung in der 
Bundeswehr, mit den immer noch unzureichenden 
Regelungen für die Arbeit der gewählten Vertrau-
ensmänner beschäftigt oder — damit zusammen-
hängend — auf die mangelnde Bereitschaft von 
Vorgesetzten zur konstruktiven Zusammenarbeit 
mit dem jeweiligen Vertrauensmann eingeht, genü-
gen die vom Wehrbeauftragten für ausreichend ge-

haltenen Schlußfolgerungen und Empfehlungen un-
seren Vorstellungen nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zwar ist es richtig, wenn der Wehrbeauftragte ein-
leitend feststellt, daß sein Bericht als Mängelkata-
log und nicht als Zustandsbeschreibung zu verste-
hen ist. Doch macht es die Art der im Bericht allein 
schon auf dem Gebiet der Menschenführung aufge-
zeigten Mängel absolut unmöglich, sich mit der Er-
klärung zufrieden zu geben, es handele sich nur um 
Randerscheinungen, denen weit mehr Beispiele gu-
ter Menschenführung gegenüberstünden. So ein-
fach kann man es sich nicht machen. 

Die exemplarisch beschriebenen Fälle von Unter-
gebenenmißhandlung, hinter denen nach der ange-
fügten Statistik rund 130 Fälle entwürdigender Be-
handlung von Soldaten stehen sind im Gegenteil 
ein erschreckendes Alarmsignal, erst recht dann, 
wenn man aus einem Vierteljahrhundert dienstli-
cher Erfahrung weiß, daß der sich beschwerende 
oder den Wehrbeauftragten anrufende Soldat im-
mer noch die Ausnahme bildet, weil auch heute 
noch allzu viele Soldaten nach dem von Vätern 
übernommenen falschen Grundsatz handeln, auch 
bei Schikanen lieber zu schweigen, als sich mit den 
gegebenen Rechtsmitteln zur Wehr zu setzen. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU] — Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das tatsächlich zu befürchtende Ausmaß men-
schenunwürdiger Behandlung und Mißhandlung 
von Soldaten muß darum weit höher, und zwar in 
einer Größenordnung angesetzt werden, die nicht 
mehr als Randerscheinung abgetan werden kann. 

Es wäre deshalb zu erwarten gewesen, daß der 
Wehrbeauftragte in seinem Bericht dem traurigen 
Kapitel der Untergebenenmißhandlung, das ja 
durch die von keiner wirksamen Dienstaufsicht au-
ßer Kraft gesetzte „Hackordnung` zwischen älteren 
und jüngeren Mannschaftsdienstgraden einen be-
sonders widerlichen Akzent erhalten hat, mehr Be-
deutung beimißt, als es tatsächlich geschehen ist. 
Vor allem wäre es notwendig gewesen, von der Bun-
deswehrführung entschiedene Maßnahmen zur Be-
seitigung der Mißstände zu fordern. Aber nichts 
dergleichen findet sich in eindrucksvoller Form im 
Jahresbericht 1985. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Weg mit den 
Rotärschen!) 

Der Hinweis auf die wachsende Anerkennung, 
die der Wehrbeauftragte als Institution in Truppe 
und Öffentlichkeit findet, gleicht dieses Manko 
nicht aus. Natürlich ist es gut, daß der Wehrbeauf-
tragte in seiner möglichen Bedeutung als Hüter der 
Grundrechte jedes Soldaten besser verstanden und 
wahrgenommen wird. Doch was hilft dieses zuneh-
mende Vertrauen, wenn der Amtsinhaber ihm in 
seiner Arbeit und in seiner Einschätzung der Lage 
in der Bundeswehr auf den von ihm zu beobachten-
den Gebieten nicht gerecht wird? 

(Biehle [CDU/CSU]: Sie schimpfen immer! 
Aber die Pension nehmen Sie von diesem 

Staat entgegen! Schämen Sie sich!) 
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Wir verlangen, daß der Wehrbeauftragte des 

Deutschen Bundestages sich in Zukunft auch den 
Problemen stellt, die sich im Innenverhältnis der 
Bundeswehr und für die Bewahrung des Prinzips 
vom mündigen Staatsbürger in Uniform in zuneh-
mendem Maße aus der kontroversen sicherheitspo-
litischen Diskussion in der Gesellschaft ergeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wir erwarten insbesondere, daß sich der Wehrbe-
auftragte schützend vor jene Soldaten stellt, die die-
ser Diskussion gegenüber aufgeschlossen sind und 
sich auch durch ihr Dienstverhältnis nicht daran 
hindern lassen wollen, engagiert und aktiv an ihr 
teilzunehmen. 

Wir glauben deshalb auch, daß sich der Wehrbe-
auftragte im Rahmen seiner Pflichten für eine Neu-
regelung des unzeitgemäßen und mit der angestreb-
ten Mündigkeit unserer Soldaten nicht zu vereinba-
renden Verbots einsetzen muß, bei politischen Ver-
anstaltungen Uniform zu tragen. Warum ausgerech-
net Soldaten im Gegensatz zu allen anderen Berufs-
gruppen daran gehindert sein sollen, außer Dienst 
von ihrem Recht auf Demonstrationsfreiheit auch 
unter Bezug auf ihre berufliche Tätigkeit Gebrauch 
zu machen, ist nicht einzusehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Wenn gesagt wird, das Tragen von Uniformen bei 
politischen Veranstaltungen werde das Vertrauen 
der Bürger in die Zuverlässigkeit der Bundeswehr 
untergraben oder den inneren Zusammenhalt ge-
fährden, dann überzeugt das nicht. 

Es nimmt doch ohnehin jeder als selbstverständ-
lich an, daß auch Soldaten politische Überzeugun-
gen haben und bereit sind, sich zu ihnen zu beken-
nen. In einer Demokratie müßte doch politische Ab-
stinenz weit verdächtiger und störender sein als die 
aktive Teilnahme der Bürger — ob in oder ohne 
Uniform — am politischen Geschehen. 

Doch auch dieses Problem bleibt — wie so viele 
andere — im Jahresbericht des Wehrbeauftragten 
ausgeklammert. Wir halten diesen Bericht deshalb 
für ungenügend und folgen nicht der Beschlußemp-
fehlung des Verteidigungsausschusses. 

Danke sehr. 
(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Bohl [CDU/CSU]: Wie 
hoch ist denn Ihre Pension bei der Bundes

-

wehr? — Berger [CDU/CSU]: Auf Pension 
gut demonstrieren, das kann der!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zweimal im Jahr be-
handeln wir im Plenum des Deutschen Bundesta-
ges den Bericht des Wehrbeauftragten. Zweimal im 
Jahr steht der Mensch wirklich im Mittelpunkt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wie bitte?) 

Der Mensch im Mittelpunkt: das ist ein hehres Ziel, 
das wir uns alle hier in diesem Hause gesetzt ha-
ben. 

Herr Kollege Bastian und Herr Kollege Heister-
mann, dieses Thema eignet sich nicht als Wahl-
kampfthema. Ihre Kritik scheint mir doch maßlos 
überzogen zu sein. 

(Zurufe von der SPD) 
— Warten Sie. — Aber ist es nicht so, daß der 
Mensch, daß die Soldaten, daß die Familie immer 
noch zu kurz kommen? Ist es nicht so, daß uns Aus-
gaben für Material, Gerät und Waffen immer noch 
leichter fallen als die entsprechenden Ausgaben für 
unsere Soldaten? 

(Zustimmung bei der SPD) 
Beim Material sind wir nach wie vor zu großzügig. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Aber wenn unsere Soldaten Geld brauchen — Tren-
nungsgeld, Umzugsbeihilfe, Unterhaltsförderung, 
Dienstzeitausgleich, um nur einige der berechtigten 
Forderungen zu nennen —, wird allzuoft und allzu

-

schnell auf leere Kassen und auf die Besonderheit 
des militärischen Auftrags verwiesen. 

(Beckmann [FDP]: Das sehe ich nicht so!) 
Trotzdem darf ich feststellen, daß diese Regie-

rung mehr für die Verbesserung der sozialen Lage 
der Soldaten getan hat, als unter Verteidigungsmi-
nister Apel getan werden konnte. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Da waren Sie doch auch in der Re -
gierung! Haben Sie das vergessen? Mölle

-

mann war auch drin!) 
In der öffentlichen Meinung wird häufig unter-

stellt, die Debatte des Berichts des Wehrbeauftrag-
ten sei für uns eine lästige Pflicht. Pflicht ja, lästig 
nein, denn der Wehrbeauftragte ist ja schließlich 
unser Wehrbeauftragter. Er ist der Anwalt der Sol-
daten; aber er ist der Beauftragte des Deutschen 
Bundestages, nicht der Bundesregierung. Er entla

-

stet uns Parlamentarier bei einer Aufgabe, die vor 
allem unsere Aufgabe ist und die ich sehr, sehr 
ernst nehme, nämlich die Rechte der Soldaten als 
Bürger eines demokratischen Staates und die Ach-
tung ihrer Menschenwürde zu überwachen und si-
cherzustellen. 

In der Anonymität einer Großorganisation nimmt 
der einzelne leicht Schaden. Das gilt nicht nur für 
die Bundeswehr. Hier kommt natürlich erschwe-
rend noch das besondere Gewaltverhältnis hinzu. 
Daß die Bundeswehr kein Staat im Staate ist, ist für 
uns eigentlich schon eine Selbstverständlichkeit. 
Wir können auf den hohen Integrationsgrad der 
Bundeswehr in unserer demokratischen Gesell-
schaft stolz sein. Dies ist das Verdienst aller Par

-

teien und natürlich auch das Verdienst der Soldaten 
selbst. 

Aber wenn wir das akzeptieren, dann müssen wir 
auch sehen, daß sich der Beruf des Soldaten immer 
stärker zu einem ganz normalen Beruf entwickelt 
hat und daß die Soldaten folglich auch ganz nor-
male Ansprüche haben, und zwar sowohl hinsicht- 
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lich der sozialen Leistungen als auch hinsichtlich 
der finanziellen Vergütungen und der menschen-
würdigen Behandlung im Dienst sowie hinsichtlich 
eines geregelten Familienlebens. Mit dem militä-
rischen Auftrag der Bundeswehr läßt sich nicht be-
liebig die Benachteiligung der Soldaten gegenüber 
anderen Bürgern rechtfertigen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig!) 
Aber die Bedeutung der Bundeswehr für unsere 

Gesellschaft ist nicht beschränkt auf die Sicherung 
von Frieden und Freiheit. Unsere Armee ist nicht 
die Schule der Nation. Aber sie wirkt prägend auf 
die Entwicklung junger Menschen; denn fast 
250 000 junge Menschen durchlaufen die Bundes-
wehr in jedem Jahr. Sie befinden sich in einem 
Alter, das für die Persönlichkeitsentwicklung ent-
scheidend ist. 

In der Bundeswehr tritt vielen der Staat zum 
ersten Mal direkt als befehlende Obrigkeit gegen-
über, eine Obrigkeit, die viel verlangt, ausgestattet 
mit außerordentlichen Befugnissen, erzieherischen 
Maßnahmen, Disziplinarrechten, eine Obrigkeit, die 
auch die staatsbürgerlichen Freiheiten einschränkt, 
die Wehrpflichtigen für das Opfer Wehrdienst aber 
nur bescheiden entschädigt. Der Staat, das ist für 
viele junge Soldaten unserer Bundeswehr zunächst 
einmal der militärische Vorgesetzte. Deshalb er-
scheint mir ein Satz im Bericht des Wehrbeauftrag-
ten besonders wichtig — ich darf zitieren —: 

Sie 
— die jungen Soldaten — 

wollen erkennen, daß Wertentscheidungen und 
Menschenbild des Grundgesetzes im prakti-
schen Verhalten ihrer militärischen Führer, 
Ausbilder und Erzieher zum Ausdruck kom-
men. 

Demokratie und Menschenwürde müssen auch in 
der Bundeswehr praktisch erfahren werden. Der 
Wehrpflichtige muß besser erkennen können, daß 
er etwas Sinnvolles und Wichtiges tut und daß seine 
Leistung, die er für die Gesellschaft erbringt, aner-
kannt wird. Sinnvermittlung, Anerkennung für Lei-
stung und Respektierung der Menschenwürde je-
des Wehrpflichtigen sind zentrale Forderungen, die 
jeden militärischen Vorgesetzten verpflichten. 

Der Wehrbeauftragte hat auch in diesem Jahr 
wieder zahlreiche Verstöße gegen diese Kernforde-
rung, gegen das Prinzip der inneren Führung, auf-
gezeigt. Jeder — da stimmen wir alle überein — die-
ser Fälle, jeder Einzelfall, ist ein Fall zuviel. Nega-
tivmeldungen sind natürlich immer für Schlagzei-
len gut. Es liegt deshalb im Interesse der Bundes-
wehr selbst, daß sie sich mit eigenen Mitteln darum 
bemüht, Übergriffe von Vorgesetzten gegenüber 
Untergebenen zu unterbinden. 

Meine Damen und Herren, auch Lob und Aner-
kennung sind Führungsmittel und dem Ansehen 
mehr als alles andere zuträglich. 

Der Wehrpflichtige muß im Truppenalltag natür-
lich auch erfahren, daß er bei der Bundeswehr nicht 
nur Pflichten, sondern auch Rechte hat. Der Wehr-
beauftragte hat daher zu Recht das Amt der Ver-

trauensleute besonders herausgestellt. Der Vertrau-
ensmann ist ein notwendiges Bindeglied zu den mi-
litärischen Vorgesetzten. Er ist aber nicht nur Prell-
bock. Natürlich ist er das auch, aber nicht nur. Der 
Vertrauensmann kann und soll als Advokat gegen-
über militärischen Vorgesetzten auftreten. Aktiv 
wahrgenommen, kann das Amt des Vertrauens-
mannes sicherlich dazu beitragen, daß manche An-
gelegenheit, die sonst zu einer Beschwerde oder zu 
einer Eingabe an den Wehrbeauftragten führen 
würde, schon innerhalb der Truppe erledigt werden 
kann. Dieses Amt verdient Unterstützung und nicht 
Behinderung. 

Wir Liberalen sind sicher, daß unsere Soldaten 
ihre Aufgabe um so besser erfüllen können, je mehr 
sie Recht, Freiheit und Sozialstaatlichkeit auch im 
dienstlichen Alltag erfahren. Die FDP hat deshalb 
auf ihrem Bundesparteitag in Hannover gefordert, 
die Möglichkeit der Mitgestaltung der Soldaten zu 
verbessern, und zwar durch eine Verstärkung der 
Vertretung der Soldaten, durch Vertrauensleute al-
ler Dienstgradgruppen, durch eine Verbesserung 
der Vertretung der Soldaten auch im Hauptperso-
nalrat des Bundesministeriums der Verteidigung — 
dort ist das Verhältnis zwischen Soldaten und zivi-
len Mitarbeitern immer noch 1 : 7 — und durch ge-
nerelle Einführung der bereits in einigen Truppen-
versuchen bewährten Modelle für eine erweiterte 
Mitgestaltung der Soldaten. 

Die FDP weiß, was die Verlängerung des Grund-
wehrdienstes von 15 auf 18 Monate ab 1989 bedeu-
tet, für die Truppe sicherlich eine erhöhte Anforde-
rung an die Ausbildungsleistung, für die Wehr-
pflichtigen, daß sie im Interesse der Friedenssiche-
rung noch mehr Zeit opfern müssen, für die sie nie-
mand entschädigen kann und in der sie für ihre 
persönlichen Bedürfnisse viel weniger Geld zur 
Verfügung haben als Gleichaltrige. Die FDP be-
grüßt deshalb, daß die Bundesregierung ihrer For-
derung entsprochen hat, den Wehrsold zum 1. Ja-
nuar 1987 zu erhöhen, und schon jetzt eine struktu-
rell ausgestaltete weitere Wehrsolderhöhung zum 
1. Juni .1989 beschlossen hat. Ob diese jetzt vorgese-
hene zweite Erhöhung für 1989 tatsächlich ausrei-
chen wird, bleibt zu überprüfen. 

Wir begrüßen auch, daß sich die Kreiswehrersatz-
ämter verstärkt darum bemüht haben, arbeitslose 
Wehrpflichtige bevorzugt einzuberufen. Dies hat 
natürlich auch Konsequenzen für die Bundeswehr. 
Wir haben noch nie so viele arbeitslose Jugendliche 
in der Bundeswehr gehabt wie im Augenblick. Da-
mit hat die Bundeswehr zusätzliche Verantwortung 
übernommen. Sie ermöglicht darüber hinaus vielen 
arbeitslosen Wehrpflichtigen die Aus- und Weiter-
bildung. Das müssen wir auch positiv anerkennen. 

Ein Wort noch zur Dienstzeitbelastung. Es gibt 
keine Berufsgruppe mit solch hoher Arbeitszeitbe-
lastung wie unsere Soldaten. Ich habe mich zu die-
sem Problem bereits im März 1985 von dieser Stelle 
aus in der Debatte zur sozialen Lage der Soldaten 
geäußert. Leider ist seitdem nichts Entscheidendes 
geschehen. Die Mehrheit der Streitkräfte der 
NATO-Partner verfügt über verbindliche Dienst- 
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zeitregelungen. Warum sollte dies bei uns nicht 
möglich sein? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig!) 
Niemand will an der notwendigen besonderen 

Verfügbarkeit der Soldaten rütteln. Die gegenwär-
tige Dienstzeitregelung, die pauschale, undifferen-
zierte Vergütung für Mehrarbeit, funktioniert nach 
dem Gießkannenprinzip, ist ungerecht, ist lei-
stungsfeindlich und motivationsfeindlich. Das müs-
sen wir auch sehen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 
Lassen Sie mich zum Schluß an den Anfang zu-

rückkommen, als ich Zweifel anklingen ließ, ob es 
uns gelungen ist, den Menschen in der Bundeswehr 
in den Mittelpunkt zu stellen. Seit Jahren gibt es in 
diesem Haus kaum eine Rede zum Bericht des 
Wehrbeauftragten, in der nicht die dringend erfor-
derliche Arbeitslosenversicherung für Zeitsoldaten 
angemahnt wird. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig!) 
Der gesetzliche Auftrag zur Lösung dieses Pro-
blems besteht seit 1954, seit die Bundeswehr be-
steht. 

Der Verteidigungsausschuß des Deutschen Bun-
destages hat die Bundesregierung mehrfach und 
einstimmig aufgefordert, die überfälligen Lösungs-
konzepte endlich vorzulegen. Das Problem ist aber 
nach wie vor ungelöst, auch wenn ein Termin jetzt 
in Aussicht gestellt wurde. 

Das scheint aber jetzt insgesamt anders zu wer-
den. Meine Kollegen Frau Seiler-Albring und Herr 
Ronneburger haben gestern mitgeteilt, daß die FDP 
im Zusammenhang mit der vorgezogenen Beschaf-
fung von 150 Panzern des Typs Leopard 2 durchge-
setzt hat, daß die Absicherung der Zeitsoldaten ge-
gen das finanzielle Risiko der Arbeitslosigkeit noch 
in diesem Jahr erfolgen soll, darüber hinaus eine 
Verbesserung der Unterhaltssicherung. 

Das gemeinsame Bemühen aller in der FDP — 
ich gehe davon aus: mit Unterstützung der Union — 
scheint Früchte zu tragen. Eine Bestätigung des 
Verteidigungsministeriums und des Finanzministe-
riums steht allerdings noch aus. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 
Die Soldaten wollen natürlich Taten sehen. Sie sind 
es leid, von Jahr zu Jahr nur mit Absichtserkiärun-
gen vertröstet zu werden. 

Die FDP dankt dem Wehrbeauftragten für diesen 
ersten Bericht, mit dem er Kontinuität wahrt und 
trotzdem eigene Akzente setzt. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Voigt (Sonthofen). 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ein bißchen Rek

-

lame machen für die neue Partei?) 

Voigt (Sonthofen) (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Debatte über den  

Bericht des Wehrbeauftragten gibt uns ja immer 
die Möglichkeit, zum einen über den Gesamtzu-
stand der Streitkräfte zu diskutieren, zum anderen 
aber auch Einzelfälle oder besondere Mißstände 
mit Parlament, Regierung und Truppe gemeinsam 
einer Lösung zuzuführen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Für welche Partei 
sprechen Sie im Augenblick?) 

— Ich spreche als parteiloser Abgeordneter kraft 
meines Auftrags als gewählter Abgeordneter. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 

— Bei welcher Gruppe? 

(Biehle [CDU/CSU]: Bei der Bundeswehr!) 

— Das liegt Gott sei Dank im Interesse und in der 
Entscheidung meines Dienstherrn und nicht im In-
teresse und in der Entscheidung des Vorsitzenden 
des Verteidigungsausschusses. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
kann es nicht verhindern, wenn hier von CSU-Kol-
legen immer wieder persönliche Dinge eingebracht 
werden. Ich habe gemeint, diese Zeit sei vorbei, es 
geht um eine sachliche Debatte. Aber ich weiß auch 
hier in diesem Hause Kollegen, die es sehr wohl zu 
werten wissen, wenn sich einzelne darüber ärgern, 
daß ich frei meine Meinung äußern will. 

Der Wehrbeauftragte handelt kraft Gesetz. Den-
noch ist er Klagemauer der Soldaten — wie die 
Öffentlichkeit sagt —, Frühwarnsystem und unbe-
quemer Mahner, aber auch Kummerkasten. Ich 
meine: zu Recht. Denn er ist oft die letzte Instanz, 
die letzte Möglichkeit für den Soldaten, auf seine 
Probleme aufmerksam zu machen und für Abhilfe 
zu sorgen. 

Lassen Sie mich auf den Bericht konkret einge-
hen. Wenn die . Eingaben im letzten Jahr um zwei-
tausend angestiegen sind und damit eine neue Re-
kordzahl festgestellt worden ist, dann heißt das 
aber auch: Es sind achttausend Fälle festgestellt 
worden, wo man in einem ganz besonderen Teilbe-
reich konkrete Hilfe erwartet. Der Wehrbeauftragte 
berichtet, daß von 7 467 bearbeiteten Vorgängen al-
lein aus dem Personalbereich 44% und aus dem 
Bereich der Fürsorgeangelegenheiten 24,3 % stam-
men, also aus dem Bereich Personal und Fürsorge 
insgesamt 68,3 %, aus allen Dienstgradgruppen, vom 
General bis zu den Mannschaften, von allen Solda-
ten, Berufs-, Zeitsoldaten, Wehrpflichtige oder Re-
servisten. 

Ich nehme einmal einen Bereich heraus, nämlich 
den Bereich der Personalführung, der bei den Ein-
gaben ganz kraß hervorsticht, und stelle gegenüber, 
was die Bundesregierung in der Drucksache 
Nr. 0268 des Verteidigungsausschusses dazu auf der 
Seite 133 ausführt: 

In diesem Rahmen 

— Thema Personalführung, Personalgespräche — 

werden die persönlichen Vorstellungen und 
insbesondere die familiären Verhältnisse der 
Soldaten so weit wie möglich berücksichtigt. 
Sie werden sorgfältig gegen dienstliche Be- 
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lange abgewogen, bevor eine Verwendungsent-
scheidung getroffen wird. 

Ich meine, nach den Fällen, die mir persönlich be-
kannt sind, wird nicht sorgfältig abgewogen, viel-
fach oberflächlich entschieden. Die persönlichen 
Vorstellungen der Soldaten werden oft überhaupt 
nicht angehört. Die Personalbearbeiter hören die 
betreffenden Soldaten nicht an. Die familiären Ver-
hältnisse bleiben unberücksichtigt. Ich kenne einen 
Fall, wo es geheißen hat: „Den müssen wir verset-
zen, bevor seine Kinder in die Kollegstufe kommen; 
danach geht das nur noch ganz schwer vor sich." 

Auch im Rahmen der Personalstrukturänderung, 
also beim Ausscheiden von Stabsoffizieren, sind 
viele Stabsoffiziere überhaupt nicht zu einem Per-
sonalgespräch vorgeladen worden, um die Beson-
derheiten dieser für Dienstherrn und Soldaten 
gleichermaßen wichtigen Entscheidung gemeinsam 
abzuklären. 

In Übereinstimmung mit dem Wehrbeauftragten 
fordere ich deshalb eine vorausschauende Personal-
planung, die eben auch die rechtzeitige Beteiligung 
der Soldaten einschließt. Das Personalgespräch hat 
hier eine Schlüsselfunktion, um einvernehmlich in-
dividuelle Lebensplanung und die entsprechende 
Planung des Dienstherrn in Einklang zu bringen. 
Daß die betroffenen Soldaten angehört werden, be-
vor sie versetzt werden, müßte eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit sein. 

Nun darf man sich nicht dem Trugschluß hinge-
ben, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß 
abgesehen von den 3 516 gemeldeten Eingaben die 
schweigende Mehrheit der Soldaten zufrieden sei. 
Ich habe beobachtet, das ist nicht der Fall. Es ist ein 
Zustand der Resignation eingetreten. Man sagt ein-
fach: Die Personalführung macht sowieso mit uns, 
was sie will. 

Das ist ein gravierender Vorgang. Änderungen 
sind nötig. Wenn das Personal nur verwaltet, aber 
nicht geführt wird, wenn also der Mensch an den 
Rand geschoben wird, obwohl er eigentlich in den 
Mittelpunkt gehört, dann werden Berufszufrieden-
heit und Motivation weiter zurückgehen, mit ent-
scheidenden Folgen für den Gesamtzustand der 
Truppe. Es nützen auch modernste technische Ge-
räte nichts, wenn der Bediener zur Planungsfigur 
degradiert wird. Wir brauchen eine transparente 
Personalführung, die jedem Soldaten ermöglicht, 
Personalentscheidungen nachzuvollziehen. 

Hier sagt der Wehrbeauftragte — im Zusammen-
hang mit anderen Problemen —: „Regierung und 
Parlament müssen sich schnellstens dazu etwas 
einfallen lassen!" Ich meine, so einfach geht es 
nicht. Absender der Eingaben sind Soldaten, deren 
Vorgesetzte oftmals die Grundsätze der Inneren 
Führung, hier insbesondere im Bereich der Perso-
nalführung und Personalfürsorge, nicht so beach-
ten, wie es ihr Pflichtenkatalog vorschreibt. Das 
heißt, Personalführungsmißstände sind hausge-
macht und vom Wehrbeauftragten aufgedeckt. Es 
liegt also an der militärischen Führung — die mit 
ihren Möglichkeiten sehr wohl in der Lage ist, auf 
Grund ihres Auftrages Entscheidungen zu fällen —,  

daß diese Mängel sofort abgestellt werden. Dazu 
braucht man keine Parlamentsinitiative; dazu 
braucht man nur das, was auf dem Wege von Befehl 
und Gehorsam angeordnet wird. 

Der amerikanische Panzergeneral Patton hat ein-
mal gesagt: Der Soldat ist die Armee; keine Armee 
ist besser als ihre Soldaten. Also geht es hier nicht 
um Untersuchungen des Parlaments zum Zwecke 
von Verbesserungen, sondern der Wehrbeauftragte 
hat hier ein Signal an die militärische Führung aus-
gesendet, das Signal, daß die Soldaten in diesem 
Bereich Taten sehen wollen. 

Sollten aber diese Entscheidungen — das möchte 
ich hier betonen — so nicht fallen, ist das Parla-
ment sehr wohl aufgerufen, den Wehrbeauftragten 
unter Umständen mit neuen Rechten und Möglich-
keiten auszustatten. Ich meine, das Parlament ist 
dann auch aufgerufen, weiterhin über eine Stär-
kung der Rechte der Vertrauensmänner zu disku-
tieren und zu einer Entscheidung zu kommen. 

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Wehrbeauf-
tragten und seinen Mitarbeitern für die Arbeit, die 
letztlich im Interesse der Soldaten liegt, danken. Ich 
danke aber, auch wenn ich hier Kritik geübt habe, 
auch der Bundesregierung für ihre Arbeit, denn ge-
messen an der Gesamtzahl der Soldaten und der 
Führungsentscheidungen im Dienstablauf eines 
ganzen Jahres sind die Verstöße zwar sicher nicht 
entschuldbar; sagen aber nichts über den Gesamt-
zustand der Streitkräfte aus, den ich als befriedi-
gend bezeichnen möchte. Deshalb begrüße ich auch 
mit Nachdruck die Absicht der Bundesregierung, 
diesen Bericht in der Truppe zu diskutieren und ihn 
auch im Rahmen der Ausbildung zu behandeln. Ich 
glaube, wir sind einer Meinung, wenn ich sage: Die 
Bundeswehr verdient unser Vertrauen. 

Ich danke Ihnen. 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, es ist gemäß § 115 Abs. 1 unserer Geschäftsord-
nung ordnungsgemäß verlangt worden, dem Wehr-
beauftragten des Deutschen Bundestages das Wort 
zu erteilen. Ich darf deswegen mit Vergnügen dem 
Wehrbeauftragten Weiskirch das Wort erteilen. 

Weiskirch, Wehrbeauftragter des Deutschen Bun-
destages: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Der Jahresbericht 1985 des Wehr-
beauftragten, der hier heute debattiert wird, steht 
insofern in der Tradition seiner Vorgänger, als auch 
er. von Mißverständnissen nicht verschont geblie-
ben ist. Ich denke dabei an die gelegentlich recht 
düsteren Schlagzeilen, die er gemacht hat, über — 
na, über was schon? — Verstöße gegen die Men-
schenwürde von Soldaten, Schikanierereien von 
Mannschaften untereinander, Fehlverhalten gegen-
über kranken Soldaten usf. Es scheint nun einmal 
unausrottbar zu sein, daß die plakativen Überschrif-
ten — der Herr Abgeordnete Feldmann hat soeben 
darauf hingewiesen — zunächst von den negativen 
Beispielen bestimmt werden. 

Dennoch ist es, so finde ich, mit diesem Bericht 
gelungen, die Mißstände in eine vertretbare Rela-
tion zu den positiven Erscheinungen in der Bundes- 
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wehr zu bringen. Es hat sich letztendlich meine 
Feststellung durchgesetzt, daß es in unseren Streit-
kräften — ich zitiere — sehr viel mehr Licht als 
Schatten gibt. 

Herr Abgeordneter Bastian, Sie scheinen lange 
nicht mehr in der Truppe gewesen zu sein, sonst 
hätten Sie nicht ein solches diffuses Bild von dieser 
Armee zeichnen können, 

(Berger [CDU/CSU]: Der hockt ja auch im

-

mer nur vor den Kasernen!) 

von einer „schweigenden und kuschenden Armee", 
die es nun wirklich nicht gibt. Ich finde, das haben 
unsere Soldaten nicht verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Viel mehr Licht als Schatten, das erwähne ich 
hier deshalb, weil die Stellungnahme des Beirates 
für Fragen der Inneren Führung, auf die die Frau 
Abgeordnete Krone-Appuhn bereits hingewiesen 
hat und für die ich im übrigen sehr dankbar bin, die 
Bitte enthält, der Wehrbeauftragte sollte in den 
künftigen Berichten — so heißt es wörtlich — doch 
auch stärker positive Beispiele für Verhalten im 
Sinne der Inneren Führung hervorheben, um Füh-
rungsverhalten konstruktiv zu orientieren. 

Einmal abgesehen davon, daß der Jahresbericht 
1985 eine ganze Anzahl solcher positiven Beispiele 
enthält, habe ich mir erlaubt, auf Seite 90 unter 
Nr. 13 des Berichts alle zu ermuntern, mich auf sol-
che anzuerkennenden Entwicklungen und Beispiele 
aufmerksam zu machen. 

Allen Soldaten 

— heißt es da — 

steht es frei, mich auf derartige, für meinen 
Jahresbericht geeignete Beispiele aufmerksam 
zu machen, da nicht auszuschließen ist, daß Sie 
mir selbst verborgen bleiben können. 

Meine Damen und Herren, ich werde entspre-
chend verfahren, vor allem dann, wenn ich den zur 
Abschreckung geeigneten negativen Verhaltensmu-
stern sofort die positiven Beispiele gegenüberstel-
len kann. Ich möchte aber eines noch einmal nach-
drücklich betonen: Wenn der Wehrbeauftragte im-
mer wieder auf Fehlentwicklungen oder Mißstände 
hinweist, dann tut er das nicht, um herumzumäkeln 
und madig zu machen. Er nimmt im Auftrag des 
Parlaments, in Ihrem Auftrag, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, seine Kontrollfunktion 
wahr. 

Die Institution des Wehrbeauftragten wird — 
daran gibt es überhaupt keinen Zweifel — in der 
Bundeswehr oben wie unten voll respektiert und 
anerkannt, und sie findet in wachsendem Maße 
auch das Interesse ausländischer Streitkräfte, de-
ren Repräsentanten mich bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit aufsuchen. Ich will aber nicht verheh-
len, daß es hierzulande in der Bundeswehr und in 
ihrem publizistischen Umfeld Stimmen gibt, die den 
Wehrbeauftragten als ein Relikt aus den 50er Jah-
ren betrachten und entsprechend einordnen möch-
ten: Was damals für alle demokratischen Kräfte 
eine Grundbedingung für ihre Zustimmung zu den  

neuen deutschen Streitkräften war, der Schutz der 
Grundrechte für ihre Soldaten und die am Primat 
der Politik orientierte parlamentarische Kontrolle, 
habe sich eigentlich überholt und lasse sich sozusa-
gen intern regeln. Da ist die Rede von Mimosen, die 
den Beschwerdeweg zum Wehrbeauftragten such-
ten, vom Bodensatz, mit anderen Worten von Solda-
ten, die diese Petitionseinrichtung letztendlich zum 
Schaden der Verteidigungsfähigkeit der Bundes-
wehr mißbrauchen wollten und auch mißbrauchen 
könnten. Ich möchte solchen Vorstellungen gerade 
als einer, der die Debatte um die Einrichtung dieser 
Institution des Wehrbeauftragten von Anfang an 
mitverfolgt und auch mitbestritten hat, nachdrück-
lich widersprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, bei der FDP und 
der SPD) 

Wir sollten das verbriefte Petitionsrecht der Staats-
bürger in Uniform nicht zerreden, nicht in Frage 
stellen und schon gar nicht bestreiten lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, bei der FDP und 
der SPD) 

Meine Amtsvorgänger — und seit März 1985 auch 
ich selbst — konnten und können eines mit Sicher-
heit sagen und belegen: Die Einrichtung des Wehr-
beauftragten als Hilfsorgan des Deutschen Bundes-
tages hat ganz maßgeblich die gute innere Verfas-
sung und — auf die Soldaten bezogen — die demo-
kratische Glaubwürdigkeit unserer Streitkräfte 
mitbestimmt. Deshalb werde ich besonders darauf 
achten, daß sich die Soldaten der Bundeswehr auch 
weiterhin unbesorgt und jederzeit an mich wenden 
können. 

Leider habe ich während meiner bisherigen 
Amtszeit erfahren müssen, daß es Vorgesetzte gibt, 
die die Anrufung des Wehrbeauftragten nur dann 
zubilligen wollen, wenn zuvor versucht worden ist, 
in einem Gespräch der Soldaten mit ihnen eine Klä-
rung herbeizuführen. Eine solche Auslegung steht 
mit Sinn und Zweck einer Anrufung des Wehrbe-
auftragten nicht im Einklang. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Zwar bin auch ich dafür, und ich darf wohl sagen, 
zwar sind wir alle dafür, daß das Verhältnis zwi-
schen Vorgesetzten und Untergebenen von gegen-
seitigem Vertrauen geprägt ist und auch die per-
sönliche Aussprache gesucht wird. Hierdurch las-
sen sich sicherlich sehr viele Probleme bereits im 
Vorfeld von Petition oder Beschwerde bereinigen. 
Es muß jedoch eindeutig klar sein, daß allein der 
Soldat bestimmt, wann und mit welcher Begrün-
dung er eine Eingabe an mich schreibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ein Vorgesetzter, der fast beleidigt nachforscht, 
warum sich der Soldat nicht zuvor an ihn gewandt 
hat — „Junge, warum bist du nicht zu mir gekom-
men?" —, setzt sich leicht dem Verdacht aus, er 
wolle das Petitionsrecht einschränken oder Druck 
auf den Soldaten ausüben. Selbst die gute Absicht, 
hier ein bisher vielleicht nicht bestehendes Vertrau- 
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ensverhältnis aufzubauen, kann in diesem Zusam-
menhang mißverstanden werden. Die Arbeit des 
Vorgesetzten, Vertrauen herzustellen und zu erhal-
ten, muß vorher ansetzen. Möglichkeiten dazu gibt 
es genug. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich nutze die Gelegenheit, hier heute sprechen zu 
dürfen, sehr gern, um eine weitgehende Überein -
stimmung zwischen dem Bundesminister der Ver-
teidigung und mir in der Beurteilung und Wertung 
der im Jahresbericht 1985 festgestellten und ange-
mahnten Probleme und Mängel festzustellen. Ich 
gehe davon aus und werde darauf achten, daß es 
kein leeres Versprechen bleibt, wenn Herr Staatsse-
kretär Würzbach schreibt, der Bundesminister der 
Verteidigung werde den Bericht des Wehrbeauf-
tragten nutzen, um — ich zitiere — „erkannte Män-
gel abzustellen und weitergehende Schlüsse für 
Ausbildung und Führung daraus zu ziehen". Ich will 
allerdings nicht verschweigen, daß die Stellung-
nahme des Bundesministers der Verteidigung zum 
Jahresbericht 1985 — ich habe das im Verteidi-
gungsausschuß des Deutschen Bundestages in der 
vergangenen Woche nachdrücklich betont — eine 
Reihe von Fragen offenläßt, und daß darin manches 
anders beurteilt und gesehen wird als in meinem 
Bericht. Die Frau Abgeordnete Krone-Appuhn und 
die Abgeordneten Heistermann und Feldmann ha-
ben einzelne dieser Fragen hier bereits behandelt. 

Ich möchte noch vier Punkte ansprechen. Zu-
nächst will ich die unterschiedliche Bewertung zu 
meinem Hinweis erwähnen, daß für die gesetzlich 
geregelte Kasernenpflicht unterschiedliche Befrei-
ungstatbestände vorgesehen sind. Mit diesem Hin-
weis wollte ich keineswegs fordern, daß auf die ge-
setzliche Verpflichtung von Soldaten zum Wohnen 
in einer Gemeinschaftsunterkunft generell verzich-
tet werden solle. Noch weniger wollte ich die Kaser-
nen abschaffen, wie mir vorgeworfen worden ist. 
Ich habe nur auf eine Ungleichbehandlung hinge-
wiesen, die zu erheblichen Mißstimmungen unter 
den Soldaten geführt hat und immer wieder in Ein-
gaben an mich vorgetragen wird. Erst gestern nach-
mittag hat mir eine Gruppe von Wehrdienstleisten-
den aus Veitshöchheim dazu ihr Leid geklagt. Auch 
ich halte es für völlig unbefriedigend, wenn ein Teil 
der Soldaten nur Nachtausgang bis zum Wecken 
erhält, also zirka anderthalb Stunden vor allgemei-
nem Dienstbeginn wieder in der Kaserne sein muß, 
während ein anderer Teil der Soldaten sich als so-
genannte Heimschläfer außerhalb der Kaserne bis 
zum Dienstbeginn aufhalten darf und obendrein 
auch noch Verpflegungsgeld ersetzt bekommt. Das 
ist teilweise ein hübsches Sümmchen, das den jun-
gen Männern da zusätzlich zufällt, vor allen Dingen, 
wenn man weiß, daß sie in diesem Zeitraum sonst 
nichts verdienen. Mir ging es also mit meinem An-
liegen allein darum, daß eine mehr einheitliche und 
damit gerechtere Lösung gefunden wird, die aus-
schließlich auf die militärischen, nicht aber auf die 
fiskalischen Belange abstellt. Ferner geht es mir 
darum, zu erreichen, daß die Entscheidung über die 
sogenannte Heimschläfererlaubnis für den Solda-

ten berechenbar wird und die Befreiungstatbe-
stände und der Widerruf der Erlaubnis auf eine 
durchsichtige Rechtsgrundlage gestellt werden. Da 
der Bundesminister der Verteidigung in seiner Stel-
lungnahme zum Jahresbericht 1980 bereits eine 
Prüfung der Handhabung der einschlägigen Erlasse 
angekündigt hat, erscheint es nunmehr an der Zeit 
zu sein, auf die Erfüllung dieser Ankündigung zu 
drängen. 

Eingehen möchte ich noch auf ein Problem, das 
die Innere Führung in den Streitkräften berührt 
hat und noch berührt, nämlich auf den Vollzug der 
vorzeitigen Zurruhesetzung der Offiziere des Trup-
pendienstes. Ich bedauere es, daß der Bundesmini-
ster der Verteidigung davon absehen will, zu unter-
suchen, aus welchen Gründen so viele Soldaten 
nach dem Personalstrukturgesetz ihre vorzeitige 
Zurruhesetzung beantragt haben. Es hat sich dabei 
— und diese Tatsache hat auch mich in Erstaunen 
versetzt — um fast ein Viertel aller in Frage kom-
menden Offiziere gehandelt. Entgegen der Feststel-
lung des Bundesministers der Verteidigung, es sei 
da überwiegend um rein persönliche Motive gegan-
gen, ergeben die mir hierzu vorliegenden Eingaben 
ein etwas anderes Bild. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Ich habe viel von Frust, von fehlenden Perspekti-
ven, von der Belastung der Familien durch Verset-
zungen usw. gelesen. Sollte der Bundesminister der 
Verteidigung bei seiner ablehnenden Haltung ge-
genüber einer Motivforschung in dieser Sache blei-
ben, werde ich zu gegebener Zeit zu bedenken ha-
ben, dem Parlament meine Erkenntnisse zu über-
mitteln, aus denen sich nach meiner Beurteilung 
Schlüsse auf den inneren Zu stand der Streitkräfte 
ziehen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich bei der weiteren Darstellung der Pro-
bleme der Personalführung zu einer Schilderung 
von organisatorischen und haushaltsmäßigen Hin-
tergründen übergegangen bin, so geschah dies, um 
einmal aufzuzeigen, wie sehr sich diese im organi-
satorischen Bereich liegenden Dinge auf den inne-
ren Zusammenhalt und die Stimmung der Truppe 
auswirken. Dem Dschungel von Dienstposten und 
zur Verfügung stehenden Planstellen, die geöffne-
ten Scheren und STAN-Änderungen kann auf ver-
schlungenen Pfaden nur ein wirklich intimer Ken-
ner dieser Materie durchqueren. 

Der Soldat selbst, der diese Pfade nicht kennt, 
muß sich all dem schicksalhaft ausgeliefert fühlen. 
Er erhält kein Licht auf dem Pfad, der seine berufli-
che Laufbahn ist. Ich wende mich deswegen gegen 
fragwürdige Höherdotierungen von Dienstposten, 
die beim Dienstposteninhaber falsche, weil durch 
den Haushaltsgesetzgeber nicht erfüllbare Vorstel-
lungen erwecken. 

Eingehen möchte ich noch auf das von mir im 
Jahresbericht geforderte Benzingeld für Wehr-
pflichtige. Ich habe — und das sage ich mit allem 
Nachdruck — hierbei keineswegs verlangt, daß je-
der Grundwehrdienstleistende Benzingeld erhalten 
soll. Eine solche Zahlung sollte nur für solche Solda- 
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ten vorgesehen werden, deren Stand- oder Wohnort 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln nur unter unzu-
mutbarem Zeitaufwand erreichbar ist. Die derzei-
tige Regelung ist nicht geeignet, die Bedürfnisse 
der Soldaten befriedigend zu lösen. 

Die von mir sehr ernst genommenen Bedenken 
des Bundesministers der Verteidigung, die Gewäh-
rung von Benzingeld würde seinen Bemühungen 
um Verkehrssicherheit entgegenstehen, kann ich 
aber schon deshalb nicht teilen, weil sich nach den 
Erfahrungen der letzten Jahre und nach allen Stati-
stiken die schweren Verkehrsunfälle der Soldaten 
nicht auf dem Weg von und zur. Kaserne, sondern 
am Stand- und Heimatort ereignen. 

Im übrigen — und das sollte man bei alldem nicht 
vergessen — wird hier verkannt, daß die Wehr-
pflichtigen, für die ich die Zahlung von Benzingeld 
fordere, die Soldaten sind, die ohnehin schon heute 
wegen der schlechten Verkehrsanbindung ihres 
Stand- oder Heimatortes für Familienheimfahrten 
ihren Privat-Pkw auf eigene Kosten benutzen müs-
sen. Hier gilt es also nur, einen gerechteren Lasten-
ausgleich zu schaffen. 

Zum Schluß möchte ich noch einen Punkt anspre-
chen, der für den inneren Zustand der Truppe mei-
nes Erachtens von ganz besonderer Bedeutung ist, 
nämlich die Motivation der Soldaten, insbesondere 
der Wehrpflichtigen, durch eine sinnvolle Dienstge-
staltung. Aus vielen Gesprächen mit Soldaten, vor 
allem mit Vorgesetzten, habe ich erfahren müssen, 
daß hier noch vieles besser werden muß und kann. 
Die höheren Kommandeure in der Bundeswehr 
sollten deshalb bedenken, daß Dienstgestaltung 
sich nicht nur in der Erfüllung des Gesamtausbil-
dungsplanes erschöpfen kann. Dies ist heute leider 
oft der Fall, wobei der Vorgesetzte der unteren Ebe-
nen kaum die Möglichkeit hat, durch Eigeninitia-
tive zu einer sinnvollen Dienstgestaltung und damit 
zu einer besseren Motivation seiner Soldaten beizu-
tragen. 

Ich komme zum Schluß. Man sollte deshalb den 
militärischen Führern mehr Freiraum für Eigenini-
tiative geben. Ich hoffe, daß die Verlängerung des 
Wehrdienstes auf 18 Monate hierfür eine gute Gele-
genheit bieten wird. 

Ich bedanke mich auch im Namen meiner Mitar-
beiter für die freundlichen Worte, die Sie für die 
Arbeit meines Hauses gefunden haben. 

Danke schön. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 

FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Steiner. 

Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bevor ich einige Ausführungen zum Für-
sorgeabschnitt des Jahresberichts des Wehrbeauf-
tragten mache, möchte ich kurz auf das eingehen, 
was unsere Kollegin Frau Krone-Appuhn hier ge-
sagt hat. Sie hat gesagt: „Sie haben ja den Verteidi-
gungsetat abgelehnt." Das ist richtig. Sie hat aber 
nicht gesagt, warum wir ihn abgelehnt haben. Wir  

haben ihn abgelehnt, weil die politischen Aussagen, 
die damit verbunden sind, die Politik, die Sicher-
heitspolitik insgesamt für uns nicht mittragbar war 
und weil auch die Leistung dieses Ministers für uns 
nicht tragbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt zu den Problemfeldern, die im Jahresbericht 
des Wehrbeauftragten, über den wir heute beraten, 
angesprochen sind. Ich beziehe — und das gilt auch 
für meine Kolleginnen und Kollegen — die Stel-
lungnahme des Bundesministers der Verteidigung 
dazu mit ein. 

Zuerst zum Benzingeld: Ich bin dankbar, daß der 
Wehrbeauftragte dieses Thema noch einmal ange-
sprochen hat, daß es hier nicht darum geht, an alle 
Wehrpflichtigen Bezingeld zu zahlen, sondern nur 
an die Wehrpflichtigen, die am Wochenende ihren 
eigenen Pkw benutzen müssen -- die Betonung 
liegt hier auf müssen —, um überhaupt die Chance 
zu haben, ein Wochenende zu Hause zu verleben. Es 
geht nämlich um die Soldaten, die in abgelegenen 
Standorten mit ungünstiger Anbindung an das öf-
fentliche Verkehrsmittel Bundesbahn ihren Grund-
wehrdienst zu leisten haben oder deren Heimat-
wohnort eine ungünstige Anbindung an das Schie-
nennetz hat Es geht um die Soldaten, die wirklich 
nur dann die Chance haben, ein Wochenende zu 
Hause zu verbringen, wenn sie ihren eigenen Pkw 
benutzen oder mit Kameraden fahren können. Viele 
Soldaten erreichen sonst freitags nicht mehr ihren 
Familienwohnort, könnten erst samstags mit der 
Bahn fahren, müßten aber spätestens am Sonntag 
nach dem Mittagessen wieder auf die Schiene, um 
gerade noch rechtzeitig den Standort erreichen zu 
können. 

Diese Situation wird ja nicht besser. Der Trend 
geht ja nicht in die Richtung einer verbesserten 
Verkehrsanbindung durch die Bundesbahn. Genau 
das Gegenteil ist der Fall. Das weist auch die Bun-
desbahnpolitik dieser Bundesregierung aus. Herr 
Minister, Angebotsverringerung und Streckenstille-
gungen gehören doch zu den Veränderungen, die 
uns jeder neuer Fahrplan der Bundesbahn be-
schert. Seit 1983 wurden 94 Strecken oder Teilstrek-
ken stillgelegt, und weitere 68 Strecken wurden auf 
Busbedienung mit reduziertem Angebot auf diesen 
Strecken umgestellt 

Der Wehrbeauftragte spricht in seinem Jahresbe-
richt von einem Akt der Gerechtigkeit, wenn einmal 

I gründlich geprüft würde, ob solchen Soldaten, die 
ohne zumutbaren Zeitverlust ihr Wochenendziel 
nur mit dem Pkw erreichen können, nicht ein Zu-
schlag zu den Benzinkosten gezahlt werden sollte. 
Der Verteidigungsminister hat dieses berechtigte 
Anliegen zwar geprüft, aber wohl nicht gründlich; 
denn er ist zu dem Ergebnis gekommen, kein Ben-
zingeld vorzusehen. Wie er das begründet, hat der 
Wehrbeauftragte gerade ausgeführt Wir dürfen Ih-
nen, Herr Minister, deshalb unterstellen, daß Sie 
nach einem Scheinargument gegriffen haben, um 
Ihre Entscheidung überhaupt begründen zu kön-
nen. 
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Zum Thema Arbeitslosigkeit ausgeschiedener 

Zeitsoldaten — sicherlich auch ein sehr wichtiger 
Bereich, der im Jahresbericht angesprochen wer-
den mußte; wir sind dem Wehrbeauftragten sehr 
dankbar dafür, daß er das getan hat —: Wenn er in 
seinem Jahresbericht den Bundesminister der Ver-
teidigung mahnt, sich nachhaltig um die Ausfüllung 
der gesetzlichen Fürsorgepflicht zu bemühen, 
knüpft er genau an das an, was der Verteidigungs-
ausschuß bereits mehrmals gefordert hat. Auch der 
Wehrbeauftragte hat erkannt: Der Bundesverteidi-
gungsminister hat ein seit Jahren bekanntes Pro-
blem auf die iange Bank geschoben, ohne daß eine 
Lösung in Sicht ist. Der Minister weist jetzt auf 
Erhebungen hin, die in diesem Zusammenhang zur 
Zeit gemacht werden. Was unsere ehemaligen Sol-
daten, die nach ihrer Dienstzeit in die Arbeitslosig-
keit entlassen wurden und noch werden, brauchen, 
ist nicht die Ankündigung von möglichen Maßnah-
men, sondern eine schnelle Hilfe, eine umgehende 
Entscheidung, eine Lösung, die sich dem Modell für 
Entwicklungshelfer entleihen läßt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die wiederholte Ankündigung des Ministers, helfen 
zu wollen, wird zu einer Farce, wenn die Entschei-
dung nicht im Zuge der Beratungen über den Bun-
deshaushalt 1987 fällt. 

Ein weiteres Thema, das die Soldaten und ihre 
Familien in gleicher Weise berührt, ist die Dienst-
zeitbelastung. Der Wehrbeauftragte hat in seinem 
Jahresbericht zu dem Thema Dienstzeitbelastung 
der Soldaten eine Stellungnahme abgegeben, die 
vom Umfang und Inhalt her dem Problem ent-
spricht, das seit Jahren ungelöst ist. Die unerträg-
lich hohe Dienstzeitbelastung der Soldaten kann 
nicht länger hingenommen werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es müssen umgehend Maßnahmen getroffen wer-
den, um weitere Schäden im dienstlichen, im priva-
ten sowie familiären Bereich der Soldaten zu ver-
meiden. 

Seit dem 10. März 1982 warten die Soldaten, ihre 
Ehefrauen und ihre Kinder auf eine zufriedenstel-
lende und gerechte Lösung des Dienstzeitproblems. 
Sie hatten wieder Hoffnung, daß der Entschlie-
ßungsantrag des Verteidigungsausschusses, der an 
diesem Tage einstimmig verabschiedet wurde, Ent-
lastung bringen würde. Diese Hoffnung hat sich bis 
heute nicht erfüllt, weil es nur Ankündigungen und 
Appelle, aber keine spürbare Entlastung in der 
Dienstzeit gegeben hat. 

(Heistermann [SPD]: So ist das bei dem 
Minister!) 

Die zahlreichen Beispiele, die der Bericht des Wehr-
beauftragten enthält, weisen im Gegenteil darauf 
hin, daß es immer noch Vorgesetzte gibt, die nach 
Gutsherrenart über die Freizeit der Soldaten verfü-
gen. 

Für uns kommen die Ausführungen des Wehrbe-
auftragten zu diesem Problemfeld nicht überra-
schend. Uns waren und sind die Probleme hinrei-
chend bekannt. Auch Dr. Wörner wußte und weiß  

genau um dieses Problem. Der Verteidigungsmini-
ster, der sich noch am 5. Oktober 1982 in der Zei-
tung „Die Welt" über die miserable Dienstzeitsitua-
tion der Soldaten empörte und den Dienstzeiterlaß 
der Soldaten als einen Skandal bezeichnete, der un-
ter seiner Verantwortung keinen Bestand haben 
werde, hat sein Wort bis heute nicht eingelöst. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Verteidigungsausschuß sah sich deshalb ge-
zwungen, am 19. Februar dieses Jahres, also fast 
vier Jahre nach dem ersten Beschluß in einem ge-
meinsamen Entschließungsantrag die Bundesregie-
rung und damit auch den Bundesminister der Ver-
teidigung erneut aufzufordern, im Rahmen der Für-
sorgepflicht gegenüber den Soldaten dafür zu sor-
gen, daß die hohe Dienstzeitbelastung auf ein ver-
tretbares Maß reduziert wird. 

Außerdem wurde im Rahmen einer gerechten Lö-
sung des Problems als Ausgleich eine spürbare Er-
höhung der Vergütung für Spitzendienstzeiten ge-
fordert. Um das noch einmal deutlich zu machen: Es 
geht bei der Vergütung nur um "eine finanzielle An-
erkennung für Dienstzeiten von mehr als 56 Stun-
den wöchentlich — und das im Jahresmittel. Die 
politische Leitung des Verteidigungsministeriums 
hat uns dann zugesagt, sich für diese Erhöhung 
ernsthaft einsetzen zu wollen. Was ist dabei heraus-
gekommen? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Nichts! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Die Bundesregierung hat mit dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Ver

-

sorgungsbezügen eine Erhöhung der Ausgleichs

-

pauschale für Spitzendienstzeiten der Berufs- und 
Zeitsoldaten von monatlich 90 DM auf 95 DM — 
und das steuerpflichtig — und für Grundwehr-
dienstleistende von täglich 1,80 DM auf 1,90 DM 
vorgesehen. Selbst bei wohlwollendster Beurteilung 
kann man da nicht mehr von einer spürbaren Erhö-
hung sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Erhöhungsbetrag von 5 DM ist eine Verhöh-
nung der Soldaten, ist eine Mißachtung der Forde-
rung des Parlaments nach angemessenen Verbesse-
rungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten haben uns mit diesem lä-
cherlichen Betrag nicht zufriedengegeben und ei-
nen Änderungsantrag eingebracht. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Was reden 
Sie denn heute von 5 Mark! Zu Ihrer Zeit 

hatten Sie gar kein Geld mehr dafür!) 

— Herr Kollege Ganz, Sie sollten die Kraft, die Sie 
jetzt in Ihre Zwischenrufe einbringen, lieber nut-
zen, um die Probleme zu lösen, 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Die Sie ge

-

schaffen haben!) 

die für Soldaten zu lösen sind. 

(Beifall bei der SPD) 



17418 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 

Steiner 
Das hätten Sie gestern im Ausschuß tun können, 
wo Sie sich nämlich versagt haben. — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also, ihr habt 
damals wirklich das Geld weggenommen!) 

Wir Sozialdemokraten haben uns, wie gesagt, mit 
diesem lächerlichen Betrag nicht zufriedengegeben 
und einen Änderungsantrag eingebracht, der als fi-
nanzielle Übergangsregelung auf dem Weg zu einer 
vernünftigen Dienstzeitregelung mit einer indivi-
duell gestalteten Ausgleichszahlung eine Aus-
gleichspauschale von monatlich 110 DM für Berufs- 
und Zeitsoldaten und von täglich 2,10 DM für 
Grundwehrdienstleistende vorsieht. Wir meinen, 
daß diese Erhöhungsbeträge das mindeste sind, was 
man unter „spürbare Erhöhung" subsumieren 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 
In der gestrigen Beratung des Verteidigungsaus-

schusses wurde dieser Antrag mit einer durchsich-
tigen und in keiner Weise haltbaren Begründung 
im Gleichschritt von Ihnen, Herr Kollege Ganz, mit 
den Kollegen der FDP — unter Mißachtung der 
Empfehlung des Bundesrates, die Ausgleichspau-
schale auf 120 DM anzuheben — abgelehnt. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: „Mißach

-

tung", so ein Quatsch! — Hört! Hört! bei der 
SPD) 

So sieht's doch aus. Selbst der Ausschußvorsitzen-
de, der bei Ihren Zwischenrufen noch nickt, der sich 
noch in der Juni-Ausgabe der Verbandszeitschrift 
des Deutschen Bundeswehrverbandes vollmundig 
dahin geäußert hatte, der Verteidigungsausschuß 
als Fachausschuß lasse sich vom Bundesrat nicht 
überbieten, gehörte mit zu den Umfallern. Es ist ein 
mittlerer Skandal, wenn man bedenkt, mit welcher 
Hast die Union und auch die FDP Großprojekte in 
Milliardenhöhe wie die Beschaffung von Fregatten 
und neun Tornados in den letzten Wochen durch 
das Parlament gepeitscht haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Steiner, der Herr Abgeordnete Biehle möchte gern 
eine Zwischenfrage stellen. 

Steiner (SPD): Nein. 
(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Ganz her

-

vorragend! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich will das auch begründen: Herr Kollege Biehle, 
ich habe. hier die Möglichkeit, die Probleme im Zu-
sammenhang anzusprechen, die es zu lösen gilt. Ich 
bitte Sie, hier zuzuhören. Das ist eine Gelegenheit, 
die Sie nutzen sollten. — 

(Zurufe und Heiterkeit bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Ich habe gesagt: In den letzten Wochen haben Sie 
Beschaffungsvorhaben ohne angemessene Prü-
fungs- und Beratungszeit durch das Parlament ge-
peitscht und dabei Milliardenbeträge verplästert. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Noch gestern wurden zur Anfinanzierung für die 
Beschaffung von weiteren bisher nicht eingeplan-
ten 150 Kampfpanzern Leopard 2 im Verteidigungs-
etat Mittel in Höhe von 230 Millionen DM im Jahre 
1986, in diesem Etat, umgeschichtet und die Be-
schaffung von den Koalitionären beschlossen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Skandalös ist 
das!) 

230 Millionen DM wurden über Nacht in diesem 
Haushaltsjahr für die Beschaffung von Panzern 
lockergemacht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mir kommen die 
Tränen!) 

und im sozialen Bereich feilschen Sie um jede 
Mark. 

Zusammengefaßt kann ich ohne jede Übertrei-
bung sagen: Das ist eine schlimme Entwicklung im 
sozialen Bereich, der in Anbetracht der demogra-
phischen Entwicklung und der damit verbundenen 
Personalprobleme einer gewissenhafteren Beach-
tung und Ausgestaltung bedürfte. Dazu ist Dr. Wör-
ner entweder nicht bereit oder nicht in der Lage. 

Danke schön. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Breuer. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber bitte nicht 
wieder einen Rundumschlag! — Berger 
[CDU/CSU]: Klejdzinski wollte mal ins 

Protokoll!) 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Tatsache, daß immer mehr 
Eingaben an den Wehrbeauftragten gerichtet wer-
den, ist meiner Meinung nach zum einen ein Hin-
weis darauf, daß der Bekanntheitsgrad in guter Art 
und Weise gesteigert werden konnte, ist aber zum 
anderen auch ein deutlicher Hinweis darauf, daß 
das Vertrauen der Soldaten in die Institution des 
Wehrbeauftragten sehr gut vorhanden ist. 

Ich möchte mich zunächst eingangs meines Bei-
trages bei Willi Weiskirch und seinen Mitarbeitern 
für diesen Bericht und für die Arbeit bedanken, die 
damit und mit der Abwicklung verbunden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich möchte mich bei ihm insbesondere auch dafür 
bedanken, daß der Übergang zwischen seinem Vor-
gänger Karl Wilhelm Berkhan und ihm in derart 
harmonischer Weise vollzogen werden konnte. 

(Horn [SPD]: Richtig!) 
Es war eine vorbildliche Amtsübergabe, obwohl die 
beiden Vertreter aus unterschiedlichen politischen 
Lagern kommen. Ein Vorbild für gelebte Demokra-
tie! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, um so befremdlicher 
ist dann die Debatte um den ersten Bericht, den 
Willi Weiskirch dem Deutschen Bundestag vorge- 
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legt hat. Wenn ich feststelle, daß sich die Debatten-
beiträge der SPD-Fraktion — ob der Debattenbei-
trag des Kollegen Heistermann oder der des Kolle-
gen Steiner — über weite Strecken nicht mit dem 
Bericht des Wehrbeauftragten auseinandersetzen, 
sondern den Versuch unternehmen, eine General-
abrechnung mit dem Verteidigungsminister vorzu-
nehmen, wird das der Qualität dieses Berichts nicht 
gerecht, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Mißbrauch des Be

-

richts!) 

Ich kann sehr gut verstehen, warum Sie versu-
chen, sich als großer Verfechter der Anliegen der 
Bundeswehr darzustellen. Wenn ich an den SPD-
Parteitag in Berlin denke — Herr Heistermann, auf 
die Zwischenfrage des Kollegen Boroffka sahen Sie 
j a soeben sehr schwach aus —, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]:  Wie sehen Sie denn 
jetzt aus? — Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: 

Sehr gut!) 

wenn ich daran denke, was in Berlin passiert ist, 
dann muß jeder vernünftige Mensch in unserem 
Land aufschrecken, wenn er die Tatsachen über die 
Beschlüsse der SPD hört. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!  — 
Horn  [SPD]: Steht das auch im Bericht?) 

Meine Damen und Herren, die Äußerungen des 
Ministers zu derartigen Vorgängen sind keine diffa-
mierenden Äußerungen, wie Sie das hier darstellen, 
Herr Kollege Heistermann, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie wollten sich 
doch mit dem Bericht auseinandersetzen!) 

sondern es ist die Pflicht des Verteidigungsmini-
sters, darauf hinzuweisen, daß Sie in einem der 
wichtigsten Felder der deutschen Politik, wo es um 
unsere Sicherheit geht, dabei sind, alles aus der 
Vergangenheit zu verspielen. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: So ist es! 
Die tauchen weg!) 

Wenn ein Ministerpräsident der SPD, wie Oskar 
Lafontaine, Kriegsdienstverweigerung als morali-
sche Pflicht bezeichnet 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Steht das auch im 
Bericht?) 

und innerhalb der SPD der Widerspruch darauf 
eher leise ist, zeigt das sehr deutlich, in welcher 
Schwierigkeit Sie sich hier befinden und warum Sie 
Generalabrechnung wollen und nicht zur Sache 
kommen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie wollten sich 
doch zum Bericht äußern!) 

Wenn der Kollege Heistermann die Frage der Be-
schaffung des Leopard 2 anspricht und sagt: Dafür 
wird Geld ausgegeben, und für die soziale Fürsorge 
habt ihr nichts, 

(Zurufe von der SPD: Ja!)  

muß er mit der Situation, die Sie herbeigeführt ha-
ben, und mit dem, was Sie praktiziert haben, kon-
frontiert werden: 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie Erblastträger!) 
Sie haben das teuerste Rüstungsprojekt der Bun-
deswehr aller Zeiten, den Tornado, abgewickelt und 
haben andererseits eine Einsparungsliste bei sozia-
len Fürsorgemaßnahmen zu verantworten, die ein-
zigartig ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 
Ich nenne nur einige Beispiele — die Liste wäre 

sehr lang; dann käme ich aber mit meiner Redezeit 
nicht mehr hin —: teilweiser Wegfall und Kürzung 
der Verpflichtungsprämie, Kürzung der Übergangs-
beihilfen, Anrechnung von Ausbildungsgängen der 
Bundeswehr auf die Berufsförderung, also Ein-
schränkung der Berufsförderung, Senkung der Bei-
tragszahlungen an Krankenkassen für alle Wehr-
dienstpflichtigen auf ein Zehntel des Beitrages, 
Senkung der Beitragszahlungen an Rentenkassen 
für alle Wehrdienstpflichtigen von 100 auf 75%, 
Streichung der Sparförderung für Wehrpflichtige. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist das Ge

-

sicht der Sozialdemokratie!) 
— Das ist das Gesicht der Sozialdemokratie. Sie 
stellen sich jetzt hierhin, wenn wir in Verantwor-
tung stehen, und meinen, den feinen Max markie-
ren zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Breuer, dies veranlaßt den Abgeordneten Klejd-
zinski zu einer Zwischenfrage. 

Breuer (CDU/CSU): Nein, der Kollege Steiner hat 
es eben nicht für nötig befunden, den Kollegen 
Biehle fragen zu lassen. Ich tue das ebenfalls 
nicht. 

Die sozialen Fürsorgemaßnahmen dieses Vertei-
digungsministers können sich — gemessen an den 
finanziellen Möglichkeiten, die wir vorgefunden ha-
ben — durchaus sehen lassen. Wir haben den Wehr-
sold erhöht; 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber wie?) 
wir haben das Weihnachtsgeld erhöht; wir haben 
das Entlassungsgeld erhöht; wir haben dafür ge-
sorgt, daß arbeitslose Wehrpflichtige vorrangig ein-
gezogen werden; wir haben die Mittel für die Be-
rufsförderung erhöht. 

Ich will jetzt auf einen Punkt eingehen, den der 
Kollege Steiner ausführte. Herr Kollege Steiner, 
wenn Sie Spitzendienstzeiten ansprechen: Wie war 
das denn bei der Regierungsübernahme im Hin-
blick auf das, was Sie vorher angerichtet hatten? Es 
war doch so, daß Sie erst 1980 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was haben Sie 
denn in der Zwischenzeit getan?) 

das Problem der Spitzendienstzeiten erkannt ha-
ben. Dann haben Sie 150 Millionen DM dafür einge-
setzt und stellten fest, daß das Geld schon im ersten 
Jahr nicht ausreichte. Dann sollte der Sockel, ab 
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wann Überstunden anerkannt werden, erhöht wer-
den. Es war doch erst dieser Minister, der dafür 
gesorgt hat, daß das Problem überhaupt abgefan-
gen werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann kommen Sie hierhin und tun so, als ob die 
ganze Frage überhaupt keine politische Vorge-
schichte hätte. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sprücheklop

-

fer!) 

Willi Weiskirch stellt in seinem Bericht fest, daß 
sich das Verhältnis zwischen der Gesellschaft und 
den Streitkräften in den letzten Jahren nicht nur 
normalisiert, sondern auch ausgesprochen positiv 
entwickelt habe. Ich glaube, das ist die wesentliche 
Feststellung, die im Blick auf die Bundeswehr zu 
treffen ist. Solange das ein Wehrbeauftragter als 
Grundfeststellung in seinen Bericht hineinschrei-
ben kann, können wir alles andere — auch die 
ganze Reihe der negativen Dinge — zwar nicht 
etwa vergessen, wie Sie das in Ihrem Zwischenruf 
deutlich machten, aber doch mit etwas größerer Ge-
lassenheit sehen. Ich glaube, daß es richtig war, daß 
Willi Weiskirch gerade die Frage der politischen 
Bildung bei der Bundeswehr im Verhältnis zur In-
neren Führung angesprochen hat. Er argumentierte 
dabei nicht formal, sondern wies darauf hin, der 
Vorgesetzte müsse als engagierter Staatsbürger 
den Untergebenen ein gutes Beispiel vorleben. Es 
ist wichtig, unsere Vorgesetzten darauf hinzuwei-
sen. Es ist wichtig, dies auch von dieser Stelle aus 
zu tun. Die Verantwortung vor Ort in der Truppe 
tragen zunächst einmal die Vorgesetzten in der 
Bundeswehr. 

Ich finde es richtig, daß Willi Weiskirch, nach 
vorne schauend, auf die Frage der Reservisten hin-
weist. Die Reservisten werden uns, um den Perso-
nalbedarf der Bundeswehr für die Zukunft sichern 
zu können, immer mehr beschäftigen. Ich bin davon 
überzeugt, daß die Frage, wie wir mit den Reservi

-

sten in der Bundeswehr umgehen, eine Nagelprobe 
für die Akzeptanz der Bundeswehr in der Gesell-
schaft schlechthin sein wird. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Das ist zu

-

treffend!) 

Ich halte es für richtig, uns heute auf Schwierigkei-
ten mit Reservisten in der Bundeswehr hinzuwei-
sen. Ich habe noch gestern mit einem Reservisten 
gesprochen, der innerhalb eines Jahres nach abge-
leistetem Grundwehrdienst eingezogen worden ist, 
was ihn natürlich nicht fröhlich stimmte. Ich bin 
dafür, daß wir dies ändern und eine Karenzzeit ein-
führen. Dieser Reservist sagte weiter: Der Übungs-
zweck konnte nicht erfüllt werden. Wir saßen da 
sehr oft herum, weil für unsere Übung nicht genü-
gend Vorsorge getro ffen worden war. — Ich glaube 
auf Grund meiner eigenen Erfahrung als Reservist, 
daß dies nicht der gängige Fall ist. Aber es sind Fäl-
le, die in der Zukunft vermieden werden müssen. Es 
darf in Zukunft nicht so sein, daß wir Hunderttau-
sende von Reservisten aus dem Berufsleben ziehen, 
wenn wir bei der Bundeswehr keine entsprechen-
den Ausbildungsinhalte bieten können. Ich bin da

-

von überzeugt, daß Minister Wörner dies entspre-
chend aufgreifen wird. Das wird auch schon in der 
Kommentierung sehr deutlich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Bericht des Wehrbeauftragten für das Jahr 1985 un-
terscheidet sich in seiner gesamten Art und Weise 
nicht von den Berichten der Vorgänger. Ich bin da-
von überzeugt: Wir werden die Möglichkeit haben, 
die Anregungen des Wehrbeauftragten aufzuneh-
men, und ich bin ferner der Auffassung, daß diese 
Anliegen beim Bundesminister für Verteidigung, 
bei Manfred Wörner, in besten Händen sind. Er hat 
die Unterstützung unserer Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kolbow. 

Kolbow (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte mich auf 
den Bericht des Wehrbeauftragten konzentrieren, 
aber einzelne Punkte, die hier von seiten der Red-
ner der Regierungskoalition angesprochen worden 
sind, reizen natürlich schon zum Widerspruch. 

Ich denke z. B. an Ihre Aussage, verehrter Herr 
Kollege Breuer, wir hätten das teuerste Rüstungs-
projekt der Vergangenheit mit der Anschaffung des 
Tornados zu verantworten. 

(Wilz [CDU/CSU]: Das stimmt doch auch!) 
Ich frage Sie: Waren Sie nicht mit dabei, und 
warum bestellen Sie dann über Nacht weitere 
35 Maschinen des gleichen Typs für 3,3 Milliarden 
DM? Sie können sich hier nicht aus der Verantwor-
tung stehlen. Das gilt auch für das, was diese Regie-
rung in dem gesamten Zusammenhang will, näm-
lich weiterhin möglichst viel zu beschaffen und 
nicht die notwendigen Gelder für die sozialen Be-
lange in der Bundeswehr zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der SPD — Wilz [CDU/CSU]: 
Das ist die Unwahrheit!) 

Dies werde ich Ihnen jetzt am Beispiel des Sani-
tätswesens darlegen. Das Sanitätswesen spielt eine 
ganz wichtige Rolle für die Gesundheit und die 
Kraft sowie für die Motivation unserer Soldaten 
und die Verteidigungsfähigkeit. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Wir konnten in der Zeit, als wir die Regierungs-
verantwortung hatten, nicht all das machen, was 
Sie, Herr Kollege Zwischenrufer, in Ihrer Regie-
rungszeit zu tun versäumt haben. 

(Zustimmung bei der SPD — Wilz [CDU/ 
CSU]: Nichts habt ihr getan!) 

Der ehemalige Wehrbeauftragte Berkhan — um 
hier der Sachlichkeit des Berichts des Wehrbeauf-
tragten wieder gerecht zu werden; manchmal fällt 
es schwer, mit Ihnen zu diskutieren — erklärte be-
reits 1984 von dieser Stelle aus: Derzeit kann der 
Sanitätsdienst seinen Friedensauftrag, nämlich die 
vom Gesetz vorgesehene unentgeltliche Heilfür-
sorge für alle Soldaten sicherzustellen, mehr 
schlecht als recht erfüllen. — Nach den uns auch im 
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Jahr 1986 aus vielen Truppenbesuchen und Aussa-
gen von Betroffenen vorliegenden Erkenntnissen 
muß ich leider feststellen, daß diese Aussage heute 
— zwei Jahre, nachdem sie gemacht wurde — un-
eingeschränkt Gültigkeit hat, obwohl ich Verbesse-
rungen in der materiellen Ausstattung des Trup-
pensanitätsdienstes und der Sanitätstruppe durch-
aus begrüße. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Kolbow, Sie gestatten eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Biehle? 

Kolbow (SPD): Aber selbstverständlich, lieber 
Kollege Biehle. Ein unterfränkisches Tête-à-tête im 
Bundestag kann nie schaden. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Keine Vertraulich

-

keiten!) 

BIehle (CDU/CSU): Herr Kollege Kolbow, würden 
Sie mir beipflichten, daß ich zu einer Zeit, in der ich 
noch Berichterstatter für das Sanitätswesen war, 
Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre, den Sanitäts-
bereich als eine Katastrophe bezeichnet habe, weil 
dort sehr vieles im argen lag, und daß in der Zwi-
schenzeit — ich wäre dankbar, wenn Sie das bestä-
tigten — der Inspektionsbereich Sanitätswesen alle 
Forderungen finanzieller Art erfüllt bekommen hat, 
um ab 1986 die geforderte Ausstattung, Ausrüstung 
verwirklichen zu können? 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Kolbow (SPD): Lieber Herr Kollege Biehle, meine 
weiteren Ausführungen werden deutlich machen, 
daß das Sanitätswesen eben nicht alle finanziellen 
Forderungen erfüllt bekommen hat. Gedulden Sie 
sich einen Moment. 

(Wimxner [Neuss] [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht! Die größten Zuwachsraten!) 

Es stimmt eben nachdenklich, wenn Angehörige 
der Sanitätstruppe — da bin ich gleich beim Thema 
— z. B. in Diskussionen mit den Mitgliedern  der 
.SPD-Fraktion im Verteidigungsausschuß die Aus-
sage machen, es sei um den Friedenssanitätsdienst 
der Bundeswehr heute sogar noch schlechter be-
stellt als vor zwei Jahren. Die SPD-Fraktion dankt 
daher dem Wehrbeauftragten, daß er deutlich zwei 
Felder aufgezeigt hat — und darauf berufe ich 
mich —, in denen nach wie vor Mängel herrschen, 
die den Sanitätsdienst im Frieden direkt oder indi-
rekt betreffen bzw. in ihn hineinwirken. Der Wehr-
beauftragte hat das Verhalten gegenüber kranken 
Soldaten und die Entwicklung im Bereich der Sani-
tätsoffiziere angesprochen. 

Meine Damen und Herren, im Bereich Verhalten 
gegenüber kranken Soldaten hat der Wehrbeauf-
tragte mit seinen Feststellungen offensichtlich nur 
die Spitze eines Eisberges beschrieben. Der SPD-
Bundestagsfraktion liegen Unterlagen über die Ein-
gliederung wehrpflichtiger Truppenärzte in die mi-
litärische Hierarchie vor, wonach die Ärzte über 
den Gesundheitszustand der Soldaten lediglich 
Empfehlungen abgeben dürfen, über die dann Ein-
heitsführer oder Kommandeure abhängig von der 

Personal- und Auftragslage der Einheit oder des 
Verbandes abschließend entscheiden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Der Wehrbeauftragte spricht diesen Zustand of-
fen an, weist auf die Verantwortung der Disziplinar-
vorgesetzten für die Gesundheit der ihnen unter-
stellten Soldaten hin und fordert disziplinarische 
Ahndung eines solchen eklatanten Führungsfehl-
verhaltens von militärischen Vorgesetzten. Wir 
stimmen dieser Forderung uneingeschränkt zu. 

Dies ist — das muß ich der Fairneß halber sagen 
— ein vereinzeltes Verhalten, das aber ausstrahlt 

und das vor allen Dingen auch deutlich macht, daß 
vor allen militärischen Notwendigkeiten, insbeson-
dere im Friedensbetrieb, die Erhaltung der Gesund-
heit unserer Soldaten Vorrang haben muß. Wir for-
dern Sie deshalb mit dem Wehrbeauftragten auf, 
Herr Bundesminister, hier unerbittlich durchzu-
greifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es reicht uns nicht, wie in Ihrer Stellungnahme 
nachgelesen werden kann, daß Sie erwarten — ich 
zitiere —, daß diese Bestimmungen den verantwort-
lichen Vorgesetzten bekannt sind. Es gibt nach dem 
Bericht des Wehrbeauftragten leider eben auch in 
diesem Bereich oft unverantwortliche Vorgesetzte. 
Hier sollten Sie Ihrer Fürsorgepflicht nachkommen 
und diesem nicht richtigen militärischen Führungs-
verhalten entsprechend begegnen. 

Auf der anderen Seite — und daran liegt uns 
sehr, weil wir viele davon haben — müssen auch die 
jungen wehrpflichtigen Ärzte, die naturgemäß ohne 
große militärische Kenntnisse ihren Dienst antre-
ten, sich ihrer wichtigen Verantwortung bewußt 
sein und aus ihrer Verantwortung als Arzt heraus 
bestimmte Dinge im Umgang mit erkrankten Sol-
daten mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln zu unterbinden versuchen. Ich appelliere 
auch ausdrücklich an diese Ärzte, ihrer medizini-
schen Verantwortung auch in der militärischen 
Hierarchie nachzukommen. 

Die Entwicklung im Bereich der Sanitätsoffiziere 
macht wie immer deutlich, daß sich die personelle 
Situation bei den längerdienenden Sanitätsoffizie-
ren gegenüber 1984 nicht verbessert hat. Sie ken-
nen die Zahlen: 38 % der Dienstposten bei den Hu-
manmedizinern und sogar 55% der Dienstposten 
bei den Zahnärzten waren im Berichtszeitraum nur 
mit wehrpflichtigen, also kurzdienenden Ärzten zu 
besetzen. Über die Auswirkungen dieser „Notbeset-
zungen" insbesondere auf die Berufszufriedenheit 
und die Motivation der längerdienenden Zeitsolda-
ten und der Berufssoldaten bei aller Anerkennung 
der beruflichen Qualifikation der jungen wehr-
pflichtigen Truppenärzte und ihres Engagements 
ist an dieser Stelle schon mehrfach gesprochen 
worden, ohne daß sich Wesentliches geändert hätte. 
Der Bundesminister der Verteidigung verweist auf 
die Entspannung der Personallage ab 1994 — aber 
ebenfalls schon seit Jahren. 

Wir meinen, daß auch für diesen Bereich mehr 
Geld zur Verfügung gestellt werden sollte. Der Kol- 
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lege Feldmann hat gestern im Verteidigungsaus-
schuß sehr augenscheinlich im Gegensatz zu einem 
anderen Kollegen aus seiner Fraktion und im Ge-
gensatz zur Regierungskoalition auf diese soziale 
Lage hingewiesen und gemeint, wir bräuchten diese 
842 Millionen DM für 150 Leopard 2 nicht. Wir ha-
ben ihm zugestimmt. Aber wir müßten dies natür-
lich auch in anderen Bereichen so tun, damit wir 
eine Mehrheit für mehr Geld für die sozialen Be-
lange unserer Soldaten finden können. 

Ich weiß auch, daß uns die Auswirkungen der 
Änderung der Bundesärzteordnung in diesem Be-

reich in eine schwierige Situation bringen. Für 18 
Monate wird, verursacht durch die Ausbildung als 
Arzt im Praktikum, kein ausreichender Nachwuchs 
sowohl für längerdienende als auch für wehrpflich-
tige Sanitätsoffiziere vorhanden sein. Dies unter-
streicht meine im Zusammenhang mit der Priorität 
der Ausgabe von Mitteln deutlich gesehene Not-
wendigkeit, auch dem Sanitätsdienst, was die Per-
sonallage angeht, mit mehr Mitteln zu helfen. 

Ich spreche den Kolleginnen und Kollegen der 
Regierungskoalition im Verteidigungsausschuß den 
guten Willen nicht ab, aber man müßte sich dann 
auch beim Bundesminister für Finanzen durchset-
zen können. 

(Zustimmung des Abg. Heistermann [SPD]) 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich meine, im 

Rahmen einer Bewertung des Berichts des Wehrbe-
auftragten — das darf ich zum Schluß sagen — 
muß, was den Bereich des Sanitätswesens angeht, 
darauf hingewiesen werden, daß es uns sehr am 
Herzen liegt, Herr Wehrbeauftragter, daß Sie sich 
des Bereichs der Betriebsärzte und der Durchfüh-
rung des Arbeitssicherheitsgesetzes in der Bundes-
wehr annehmen. Sie haben in Ihrem Bericht nicht 
darauf hingewiesen: Großen Zahlen von zivilen Ver-
tragsärzten, die für ihre Tätigkeit als Vertragsbe-
triebsärzte stattliche Honorare erhalten, stehen nur 
kleine Zahlen militärischer Betriebsärzte gegen-
über, die den Einzelplan 14 viel weniger Geld ko-
sten würden, wenn es sie in ausreichender Zahl 
gäbe. 

Es ist Ihr Verdienst — ich komme zum Schluß —, 
uns als die verantwortlichen Politiker auf die 
Schwachpunkte des Friedenssanitätsdienstes — 
wie Ihr Vorgänger — hingewiesen zu haben und 
uns damit in die Lage zu versetzen, unsere Pflicht 
als Parlamentarier in der Kontrolle der Regierung 
zu tun, wenn diese ihre Pflicht nicht erfüllt oder 
gegenüber dem Finanzminister nicht erfüllen 
kann. 

Ich danke. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Zum Schluß hat jetzt 
der Bundesminister der Verteidigung, Dr. Wörner, 
das Wort. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jetzt werden wir all 
das hören, was er getan hat!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren Kollegen! Ich habe mich zunächst bei Ihnen, 
lieber Herr Wehrbeauftragter, und bei den Damen 
und Herren Ihres Amtes sehr herzlich zu bedanken 
für den Jahresbericht 1985. Sie haben mit diesem 
Bericht die Praxis Ihres Vorgängers fortgesetzt, 
nicht nur Felder und Mängel aufzuzeigen, sondern  

auch Anregungen und Handreichungen für die bes-
sere Bewältigung der zukünftigen Aufgaben unse-
rer Streitkräfte zu geben. Wir greifen es dankbar 
auf. 

Es gibt, wie Sie gesagt haben, wenige Bereiche, in 
denen es zwischen uns unterschiedliche Auffassun-
gen gibt. Ich bin besonders dankbar für das, was Sie 
zur Menschenführung sagen. Das brauchen die 
Streitkräfte, und das brauchen auch wir. Wir müs-
sen hier immer und immer wieder in die Verant-
wortung genommen werden. Sie können ganz si-
cher sein, daß ich alles daransetzen werde, die Men-
schenführung weiterhin in den Vordergrund mei-
ner Anstrengungen, was die innere Lage der 
Truppe anlangt, zu stellen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie sind ja ein 
besonderes Vorbild!) 

Nun zu Ihren kurzen Bemerkungen. Lassen Sie 
mich drei Punkte herausgreifen. 

Heimschläfer. Ich danke Ihnen für die Anregung. 
Wir werden versuchen, so gut es geht, die Praxis zu 
vereinheitlichen. Es ist schwierig, da es sich um zig 
Tausende unterschiedlicher Vorgesetzter handelt. 
Aber ich gebe zu, hier ist noch etwas zu verbes-
sern. 

Benzingeld. Hier sind wir an der sehr schwieri-
gen Frage: Wo gibt es Abgrenzungsmöglichkeiten? 
Hier schwebt mir die Lösung vor, in besonders 
schwierigen Fällen, wo der junge Wehrpflichtige 
wirklich nicht rechtzeitig zur Bahn kommt, mit Zu-
schüssen zu helfen. Wir haben lange darüber nach-
gedacht. Das Problem ist die Abgrenzung. Hier lie-
gen die Schwierigkeiten. Aber das darf nicht dazu 
führen, daß wir das völlig außen vorlassen. 

Schwieriger ist das Problem — Sie haben es an-
gesprochen -- mit der Motivation derer, die den 
Antrag im Zusammenhang mit dem Personalstruk-
turgesetz gestellt haben. Es ist nicht so, daß uns das 
nicht interessiert. Überdies wissen wir es bei vielen. 
Nur ist es sehr schwer, eine Methodik zu finden, 
eine Untersuchung, die solche Motive eindeutig und 
aussagekräftig herausarbeitet. Beispielsweise kön-
nen Sie niemals mit letzter Sicherheit nachprüfen, 
ob das, was angegeben wird, tatsächlich auch das 
letzte Motiv ist, ganz abgesehen davon, daß viele 
sicher auch mehrere Motive haben. Deswegen rege 
ich an, daß wir uns über die Erfahrungen austau-
schen. Ich habe gar nichts dagegen, daß das im Ver-
teidigungsausschuß bekanntgegeben wird. 

Nun lassen Sie mich zu dem kommen, was die 
Opposition hier veranstaltet hat. Zunächst darf ich 
bescheiden in Erinnerung rufen: Die drückenden, 
aber wirklich drückenden personellen und sozialen 
Probleme dieser Armee, als wir das Amt antraten, 
haben Sie liebenswürdigerweise unterschlagen. Ich 
will sie nicht alle wieder aufs Tapet bringen. Aber 
es muß schon befremden, daß ausgerechnet von Ih- 
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nen Klagen über die Vernachlässigung der Belange 
der Soldaten bei Milliardenprojekten kommen. 
Herr Kollege Breuer hat es Ihnen zu Recht gesagt, 
und ich sage es Ihnen noch einmal: Was haben Sie 
denn getan? Sie alle, wie Sie hier sitzen, waren im 
Verteidigungsausschuß. Sie haben Ihrer eigenen 
Regierung durchgehen lassen, daß sie Milliarden 
und Milliarden und Milliarden und Milliarden be-
schlossen hat, zu einem Zeitpunkt, zu dem Sie So-
zialleistungen gekürzt haben. Wer so wie Sie im 
Glashaus sitzt, der sollte nicht mit Steinen werfen.. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Dr. Klejdzinski [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Nein, ich stehe unter Zeitdruck. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, es 
wird keine Zwischenfrage gestattet. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wenn Sie nur unter 
Zeitdruck stehen, geht es ja noch! Hoffent

-

lich sind Sie nicht unter Argumentations

-

druck! — Berger [CDU/CSU]: Jetzt hat er 
seinen schönen Anzug umsonst angezo

-

gen!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Ich 
habe von Anfang an klare Prioritäten gesetzt und 
diese klaren Prioritäten auch durchgehalten. Meine 
Priorität lautete: Personal vor Material. Das war 
meine Entscheidung; das bleibt meine Entschei-
dung. 

Jetzt lassen wir einmal die Fakten sprechen. 
Denn die Fakten sprechen ihre eigene Sprache. 
Deswegen kann ich sehr guten Gewissens vor Ih-
nen stehen. Diese Fakten lassen Ihre Angriffe als 
das erkennen, was sie sind: Wahlkampfpolemik, die 
nur von Ihrem eigenen totalen Versagen in der Si-
cherheitspolitik ablenken soll, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Ganz  [St. Wendel] [CDU/CSU]: Heuchelei!) 

Jetzt kommen die Fakten. Heute, vier Jahre nach 
unserer Regierungsübernahme, hat die Bundes-
wehr die beste Personallage, insbesondere die beste 
Unteroffizierslage, in ihrer Geschichte. Das wohl 
drückendste Problem der Bundeswehr — das sagt 
die gesamte militärische Führung; die Zahlen bele

-

gen es —, der Verwendungsstau bei Offizieren und 
Unteroffizieren, wurde angepackt, ist auf dem Weg 
der Lösung. Allein in diesem Jahr — hören Sie gut 
zu konnten über 100 Bataillonskommandeurstel-
len, über 300 Kompaniechefstellen mit jüngeren Of-
fizieren besetzt werden. 

(Berger [CDU/CSU]: Alles gegen die Oppo

-

sition übrigens!) 
Insgesamt wurden 1900 Verwendungswechsel im 
ersten Jahr des Personalstrukturgesetzes durchge

-

setzt. Auch die Unteroffiziere sind keinesfalls zu 

kurz gekommen, ganz im Gegenteil. In dieser Legis-
laturperiode, in knapp vier Jahren, wurden 900 zu-
sätzliche Hauptfeldwebelstellen geschaffen. 460 zu-
sätzliche Hauptmannstellen können auch durch Of-
fiziere des militärfachlichen Dienstes besetzt wer-
den. 

Der Beitrag der Opposition — beiläufig gesagt, 
wenn Sie hier schon so polemisieren — bestand 
zuerst in purer Kritik — häufig noch polemisch — 
und dann in einem schlichten Nein ohne jede Alter-
native. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Sie sind nicht ein

-

mal bereit, Fragen zu beantworten!) 

Bis zum heutigen Tag haben Sie auch keine gelie-
fert. 

Jetzt kommt es weiter. Wir haben die Personal-
lage der Streitkräfte insgesamt entscheidend ver-
bessert und konsolidert. Seit 1982 konnten zusätz-
lich 11 000 Unteroffiziere und 3 000 Feldwebel ge-
wonnen werden. Wir haben 3 000 Stellenanhebun-
gen im militärischen Bereich durchgesetzt. Wir ha-
ben den Unteroffizieren ihren Spitzendienstgrad 
zurückgegeben und haben damit die Bedeutung die-
ser wichtigen Laufbahngruppe unterstrichen. 

Auch unsere sozialen Maßnahmen können sich 
sehen lassen. Für die Wehrpflichtigen haben wir 
den Wehrsold, das Weihnachtsgeld und das Entlas-
sungsgeld erhöht. Arbeitslose Wehrpflichtige wer-
den mit Vorrang zur Bundeswehr einberufen. 

(Heistermann [SPD]: Wer hat Sie denn dar -

auf gebracht?) 

Durch eine große Anzahl von Maßnahmen unter-
stützen wir sie am Ende ihrer Dienstzeit bei der 
Arbeitsplatzsuche. Wir haben angefangen — und 
zwar durchgreifend und erfolgreich —, ihre Beklei-
dung zu verbessern. Der Kollege Breuer hat es ge-
sagt: Allein die Mittel für Berufsförderung haben 
wir in den letzten drei Jahren um 26 Millionen DM 
erhöht. 

Und jetzt kommt's: Was ich mir von Ihnen über-
haupt nicht sagen lasse, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das müssen Sie 
aber!) 

ist, daß hier nichts zur Verbesserung der Berufs-
chancen der Zeitsoldaten geschehen wäre. Das Ge-
genteil ist richtig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Mit dem Bundespräsidenten war ich in der vergan-
genen Woche in Koblenz, und da hätten Sie einmal 
hören sollen, wie unter den Gesprächspartnern 
mehrere waren, die — übrigens vor der Presse — 
ganz deutlich gemacht haben, daß sie sich über die 
unglaubliche Vielzahl von Veranstaltungen freuen, 
die wir unternehmen, um bei der Wirtschaft zu wer-
ben, und das mit Erfolg! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zeitsoldaten haben bessere Berufschancen als 
alle anderen am Arbeitsmarkt, meine Damen und 
Herren. Da lasse ich mir von Ihnen doch nicht vor- 
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halten, da sei nichts geschehen! Wenn ich das mit 
der Zeit, in der Sie regierten, vergleiche, kann ich 
nur sagen: eine Steigerungsrate von mindestens 
500%! 

(Heistermann [SPD]: Seien Sie vorsichtig 
mit diesem Vergleich! Wir könnten das ein

-

mal nachprüfen!) 

Es geht weiter, und jetzt kommen die Fakten. Für 
die Zeit- und insbesondere für die Berufssoldaten 
haben wir eine große Zahl von Neuregelungen ge-
troffen, um die Folgen der Versetzung und der 
Trennung von der Familie zu mildern. Ich nenne 
hier nur die Erhöhung des Trennungsgeldes, die 
deutliche Anhebung der Umzugskostenpauschale, 
die zweite Reisebeihilfe im Monat und die Kosten-
erstattung für zusätzlichen Unterricht der Kinder. 

Hier möchte ich auch einmal unseren Beitrag 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit erwähnen. 
Wir haben die Ausbildungsstellen für die verschie-
densten Berufe drastisch vermehrt, haben sie in 
meiner Amtszeit auf inzwischen 6 000 Plätze ver-
doppelt. 

(Heistermann [SPD]: Sie kurieren doch an 
den Wirkungen, nicht an der Ursache!) 

Deswegen lasse ich mir weder von Ihnen noch von 
irgend jemandem sonst auch nur den geringsten 
Vorwurf machen, was das Soziale anlangt. Gemes-
sen an dem, was Sie gemacht haben, ist festzuhal-
ten: Diese Regierung hat der sozialen Lage der Sol-
daten Vorrang gegeben, hat mehr getan, als Sie ins-
gesamt in den vorangegangenen Jahren getan hat-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie können sich ja leicht umtun. Gehen Sie doch 
einmal hinaus in die Truppe! 

(Zuruf von der SPD: Eben!) 

Da werden Sie — im Unterschied zu dem, was Sie 
hier immer herumschwätzen — finden, wie die 
Stimmung ist, wie die Truppe darauf inzwischen 
reagiert. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind doch der 
Schwätzer vom Dienst! — Weitere Zurufe 

von der SPD und den GRÜNEN) 

Nun brauchen Sie mir nicht zu sagen, daß eine 
Reihe von Problemen noch nicht gelöst ist. Es ist 
unmöglich, die Versäumnisse Ihrer Regierungszeit 
in vier Jahren aufzuräumen. Ich habe nie geglaubt, 
daß man alle Probleme der Bundeswehr auf einmal 
lösen kann. Wir gehen sie schrittweise an. 

Die nächsten Schritte sind, um sie klar zu nen-
nen: zunächst die Verbesserung der Vergütung für 
hohe Dienstzeiten. Wir sind inzwischen bei 100 statt 
90 DM; das werden wir heute noch beschließen. Ich 
gebe Ihnen zu, daß das immer noch zuwenig ist. Im 
übrigen ist das, wie Sie sehr gut wissen, kein fi-
nanzielles Problem. 

Dann kommt die Absicherung der Zeitsoldaten 
gegen Arbeitslosigkeit. Auch dies ist kein finanziel-
les Problem, sondern ein Problem des Präjudizes. 

Da liegen doch die Gründe für die Widerstände! Sie 
haben das doch aus diesem Grunde nicht getan, 
aber wir werden es tun. 

Dann kommt die Anpassung der Unterhaltslei-
stungen, und schließlich kommen noch weitere 
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der Fami-
lien bei den unabdingbar notwendigen Versetzun-
gen. 

Im übrigen möchte ich hier den zivilen Bereich 
der Bundeswehrverwaltung nicht vergessen. Auch 
dort gibt es Probleme; ich kann sie wegen des Zeit-
mangels jetzt nicht nennen. Auch da müssen wir 
heran; wir können nicht immer nur auf die Solda-
ten schauen. 

(Beifail bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Jetzt möchte ich einmal folgendes machen: Ich 
vergleiche Ihr Reden in der Opposition mit Ihrem 
Handeln während Ihrer Regierungszeit. 

(Brück [SPD]: Machen Sie es doch einmal 
umgekehrt, nehmen Sie Ihre Reden in der 
Opposition und Ihr Handeln! — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Jetzt wird's lächer

-

lich!) 
Da sage ich in aller Kürze: Sie haben personelle 
Lücken in die Bundeswehr gerissen. Sie haben 8 000 
SaZ-2-Stellen gekürzt, als sich bereits abzeichnete, 
was kommen würde. Wir haben die beste Personal-
lage seit Bestehen der Bundeswehr geschaffen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das war damals 
eine Abrüstungsmaßnahme, Herr Mini -

ster!) 
Sie haben dem Verwendungsstau über mehr als ein 
Jahrzehnt tatenlos gegenübergestanden; wir haben 
ihn angepackt. 

(Horn [SPD]: Das glauben Sie doch selber 
nicht! So lange existiert der noch gar 

nicht!) 
Sie haben im wahrsten Sinne des Wortes planlos 
gehandelt; wir haben der Bundeswehr wieder eine 
solide planerische Grundlage gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Entschuldigen Sie, 
Herr Minister, daß ich Sie unterbreche. 

Meine Herren, ich habe nichts gegen Zwischenru-
fe. Gelegentlich kann man sich darüber durchaus 
amüsieren. Aber wenn alle zusammen dieses Spiel 
betreiben, ist wirklich kein Zwischenruf mehr ver-
ständlich. Ich bitte also, eine bescheidene Dosie-
rung vorzunehmen. 

Herr Minister, Sie haben das Wort. 
(Dr. Klejdzinski [SPD]: Der läßt ja keine 

Zwischenfragen zu!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Was mich wirklich besonders amüsiert: Da regen 
Sie sich auf, daß wir nur von 90 auf 100 DM erhö-
hen. Als ich mein Amt antrat, lief eine Vielzahl von 
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Prozessen von Soldaten, die es sich nicht gefallen 
ließen, daß mein Amtsvorgänger die Mittel für die 
Dienstzeitbelastung gekürzt hatte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Das erste, das wir gemacht haben — und damit 
habe ich mein Versprechen erfüllt —: Wir haben 
diese Mittel um über 35 Millionen DM voll aufge-
stockt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich kann also nur sagen: den Vergleich jederzeit 
und so lange, wie es geht. 

(Heistermann [SPD]: Wieviel Klagen ha

-

ben Sie denn?) 

Jetzt komme ich aber zu einem wichtigen letzten 
Punkt. Wer glauben sollte, die Lage des Soldaten 
bemesse sich ausschließlich nach materiellen Din-
gen, der täuscht sich gewaltig. Die Lage des Solda-
ten ist nicht nur abhängig von seiner sozialen Stel-
lung. Das alles ist wichtig, das will ich wirklich 
nicht herunterspielen. Sie würden aber unsere Sol-
daten falsch einschätzen, wenn Sie glaubten, daß 
für die nur das Geld und die Sozialleistungen zäh-
len. Da zählen andere Dinge, da zählen Gott sei 
Dank immer noch Idealismus, Leistungsbereit-
schaft, Pflichteifer. Das gibt es in dieser Truppe 
sehr, sehr weit verbreitet. Ich kann nur sagen, zu 
dieser Frage, wie sich dieser Soldat in dieser Gesell-
schaft fühlen kann, gehört auch die Art und Weise, 
wie die politischen Parteien, und zwar nicht hier im 
Deutschen Bundestag und bei Feierstunden, son-
dern draußen an ihrer Basis, mit den Soldaten um-
springen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir haben uns vor die Soldaten gestellt, wo immer 
sie angegriffen wurden. Der Bundeskanzler hat in 
seiner ersten Regierungserklärung vom Ehren-
dienst der Soldaten gesprochen. Wir haben sie in 
der Öffentlichkeit gezeigt. Die Zahl der öffentlichen 
Gelöbnisse hat sich verdreifacht. 

(Berger [CDU/CSU]: Die Jusos nennen sie 
Mörder!) 

Die 30-Jahr-Feiern der Bundeswehr sind bewußt so 
angelegt worden, daß sich die Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit zeigen konnte. Wir sind dem Druck 
lautstarker Minderheiten nicht gewichen, und un-
ser Volk hat dies begrüßt und begrüßt dies in seiner 
überwältigenden Mehrheit heute noch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie dagegen — und da kommen wir auf einen 
Punkt, den erspare ich Ihnen nicht bei Ihren Philip-
pikas, die Sie da ablassen, Pflichtübungen —, Sie 
dagegen — jetzt meine ich nicht die hier anwesen-
den Kollegen, ob ich bei all dem, was uns trennt, 
den Kollegen Wiefel oder Kolbow oder Heister-
mann angucke — habe ich nicht den Verdacht, daß 
Sie der Bundeswehr nicht auch innerlich aufge-
schlossen gegenüberstehen. Wir arbeiten zu lange 
im Verteidigungsausschuß zusammen, als daß ich 
Ihnen das nicht mit dem gleichen Recht attestiere, 
wie Sie das hoffentlich auch bei mir unterstellen. 
Darum geht es nicht. Aber Sie dulden bis zum heu

-

tigen Tag, daß sich draußen Mitglieder der SPD an 
Kasernenblockaden beteiligen, Sie dulden, daß der 
Herr Lafontaine die Wehrdienstverweigerung zur 
moralischen Pflicht erklärt, Sie dulden, daß Mitglie-
der Ihrer Partei öffentlichen Gelöbnissen fernblei-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 
Ich habe hier eine Sammlung aus vielen Standorten 
der Bundesrepublik Deutschland. Jetzt gab es ge-
rade wieder eine Landtagsdebatte in Stuttgart, wo 
die SPD-Fraktion beanstandet, daß Schulklassen 
die Truppe besuchen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Richtig!) 
Da kann ich nur sagen: Solange Sie nicht dafür sor-
gen, daß das anders wird, ist das alles nicht glaub-
würdig, was Sie hier für die sozialen Belange vor-
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Horn [SPD]) 

Lassen Sie mich deswegen zum Schluß sagen: Sie 
müssen erst einmal dafür sorgen, daß in Ihrer Par-
teiführung Klarheit herrscht, was Sie in Ihrer Par-
tei als Kurs festgelegt haben wollen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 
Wir werden nicht zulassen, daß Sie die Doppelstra-
tegie weiterfahren: in Bonn Festreden zur Bundes-
wehr und draußen Blockaden. So geht das nicht 
weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Der Herr Rau wird Farbe bekennen müssen, und er 
wird auch Ordnung schaffen müssen in dieser Par-
tei. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist doch al

-

bern!) 
Ich bin nicht bereit, das Wort vom Sicherheitsrisiko 
zurückzuziehen, 

(Lebhafte Zurufe von der SPD) 
das sich auf die Politik dieser Partei bezog, 

(Zuruf von der SPD: Schämen Sie sich! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ

-

NEN) 
nicht auf die Mitglieder dieser Partei und schon gar 
nicht auf die Soldaten, die sich dieser Partei zuge-
hörig fühlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Horn [SPD]: Dieser Minister ist ein Sicher

-

heitsrisiko! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit kann ich die 
Aussprache schließen. Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlußempfehlung des Verteidi-
gungsausschusses auf Drucksache 10/5722. Wer die-
ser Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die Be-
schlußempfehlung angenommen worden. 

Den letzten Zwischenruf, Herr Abgeordneter 
Horn, halte ich für nichtparlamentarisch. 
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Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 3 so-

wie dem Zusatztagesordnungspunkt 3: 
3. a) Beratung der Beschlußempfehlung und 

des Berichts des Verteidigungsausschus-
ses (12. Ausschuß) zu dem Antrag des Ab-
geordneten Drabiniok und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Einstellung der Vorarbeiten zur Einrich-
tung eines Tieffluggebietes östlich von 
Hamburg 
— Drucksachen 10/2803, 10/5084 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Klejdzinski 
Wilz 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Verteidigungsausschus-
ses (12. Ausschuß) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Auhagen, Frau Borgmann, 
Bueb, Frau Dann, Frau Eid, Frau Hönes, 
Horacek, Lange, Mann, Dr. Schierholz, 
Schily, Schmidt (Hamburg-Neustadt), 
Schulte (Menden), Ströbele, Suhr, Tischer, 
Vogel (München), Vogt (Kaiserslautern), 
Volmer, Werner (Westerland), Werner 
(Dierstorf), Frau Zeitler und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Abschaffung von Tiefflügen 
— Drucksachen 10/3353, 10/5085 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Klejdzinski 
Wilz 

Zusatzpunkt 3: 
Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Reduzierung der Belastung der Bevölkerung 
durch den militärischen Tiefflugbetrieb 
— Drucksache 10/5737 — 

Es gibt eine interfraktionäre Vereinbarung, daß 
die Tagesordnungspunkte 3a und 3b sowie der Zu-
satztagesordnungspunkt in einer gemeinsamen Be-
ratung behandelt werden. Vorgesehen sind insge-
samt 45 Minuten. Ich nehme an, daß sich Wider-
spruch dagegen nicht erhebt. — Das ist der Fall. 

Dann können wir mit der Aussprache beginnen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das heutige Thema: 
Abschaffung von Tiefflügen wird uns nicht nur 
heute hier im Parlament beschäftigen, sondern ich 
gehe davon aus, daß es sicherlich nicht das letzte

-

mal sein wird. 
Wer die Abschaffung von Tiefflügen fordert, der 

muß auch zeigen, in welches Verantwortungsfeld er 
dieses einbettet; der muß letztlich ein gesamtver-
antwortliches Handeln zeigen. Diejenigen, die nicht 
bereit sind, an einem Tiefflug-Hearing teilzuneh-
men, müssen mir noch beweisen, warum sie sich zu 
dieser Thematik hier äußern wollen und nicht im 
Fachausschuß. 

Dieser Kritikansatz bedeutet grundsätzlich nicht 
— und darauf lasse ich mich auch nicht festle-
gen —, daß wir Sozialdemokraten unkritisch Tief-
flüge gutheißen und einfach bereit sind, sie hinzu-
nehmen. Militärische Tief- und Überschallflüge 
sind nach wie vor ein ungelöstes Fluglärmproblem. 
Fluglärm ist nun mal eine große Beeinträchtigung 
für die Bevölkerung. Fluglärm bedeutet letztlich 
eine schwerwiegende Beeinträchtigung des Wohl-
befindens und der Gesundheit. Es ist nun einmal so, 
daß Tiefflüge, Überschallflüge zu außergewöhnli-
chen Zeiten wie bei Manövern, insbesondere auch 
in der Nacht und bei Start und Landung als beson-
ders belastend empfunden werden. 

Ich stimme deshalb uneingeschränkt dem Vertre-
ter einer Bürgerinitiative zu, der im Hearing am 
23. Juni zum Tiefflug folgende Feststellung traf: 

Ein auch oberhalb des Tiefflugbandes fliegen-
des Flugzeug verursacht noch einen Lärmpe-
gel, der erheblich über den Grenzwerten liegt, 
die zur störungsfreien und gesundheitlichen 
Existenz des Menschen unbedingt eingehalten 
werden müssen. 

Der Inspekteur der Luftwaffe setzt dieser Posi-
tion entgegen, Tiefflug sei nach seiner Einschät-
zung kein Selbstzweck, sondern ein notwendiges 
taktisches Mittel, um im Verteidigungsfall die Be-
drohung der eigenen Flugzeuge durch die gegneri-
sche Luftabwehr deutlich zu verringern. Um dieses 
Ziel zu erreichen, begründet er weiter, müssen 
Flugzeuge möglichst tief und möglichst schnell flie-
gen. 

Tiefflug ist also für die betroffene Bevölkerung 
eine erhebliche Belastung, und — auch dies sei an-
gemerkt — der Tiefflug selbst fordert die Besatzung 
bis an die Grenze ihrer physischen und psychischen 
Leistungsfähigkeit. Auch für sie ist Tiefflug inso-
fern kein Selbstzweck, sondern ein Flugauftrag. 
Auch — und darüber bin ich mir im klaren — die 
Flugzeugführer wissen, daß der Tiefflug und der 
Fluglärm eine schwere Belastung für große Teile 
unseres Volkes sind und auch so einzuschätzen 
sind. 

In diesem aufgezeigten Spannungsfeld bewegen 
sich auch die Meinungen von uns Sozialdemokra-
ten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

— Herr Schierholz, wir machen es uns nicht grund-
sätzlich so einfach wie die Fraktion DIE GRÜNEN, 
nämlich grundsätzlich nein zu sagen. 

Wir können aber auch die Auffassung des Bun-
desministers der Verteidigung nicht teilen, der ge-
genwärtig nicht anwesend ist und der alles darauf 
reduziert: Freiheit verlangt Opfer. Herr Bundesmi-
nister oder Herr Staatssekretär, der Sie ihn ja 
wahrscheinlich jetzt vertreten: 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wahrscheinlich? 
Selbstverständlich!) 

Dies ist zu billig, dies ist zu undifferenziert und 
zeigt eigentlich nur auf, daß das Bundesministe

-

rium der Verteidigung in seiner politischen Leitung, 
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in diesen entscheidenen Fragen keine Führungsfä-
higkeit hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
Herr Dr. Schierholz möchte gerne eine Zwischen-
frage stellen. Sie gestatten das doch? 

Dr. KleJdzInskI (SPD): Herr Schierholz, wenn Sie 
schon nicht beim Hearing dabei waren, können wir 
vielleicht das Problem heute hier lösen. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Ausgezeichnet. Danke 
schön, Herr Klejdzinski. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie den Forderungen 
der Bundesvereinigung gegen Fluglärm, die diese 
am 29. September 1985 verabschiedet hat, zustim-
men, wo es u. a. heißt, daß die vorhandenen Tiefst-
fluggebiete abzuschaffen sind und daß die Mindest-
flughöhe auf 500 Meter anzuheben ist — eine Posi-
tion, die in zahlreichen Gremien Ihrer Partei mitt-
lerweile geteilt wird, offensichtlich aber nicht von 
Ihrer Fraktion. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Schierholz, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe — und ich gehe davon 
aus, daß Sie der Fachmann der Fraktion DIE GRÜ-
NEN sind — 

(Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Einer der Fach

-

leute! Wir sind alles Fachleute! — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Um Gottes willen! Po

-

pulärschwätzer!) 
daß Sie behaupten, daß Tiefflüge stattfänden — ich 
bitte Sie zuzuhören, damit Sie das jetzt einmal mit-
bekommen —: Tiefstflüge werden in der Bundesre-
publik Deutschland nicht durchgeführt, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist eine De

-

finitionsfrage!) 
sondern wir machen diese leider in Kanada. Sie 
haben sich j a um die einmalige Chance gebracht 
und diese nicht wahrgenommen. Sie hätten ja ge-
nau einen Vertreter dieser Bürgervereinigung, die 
Sie hier ansprechen, zum Hearing laden können, 
dann hätte er diese Ausführungen dort machen 
können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie 
gekniffen! — Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ich 

war doch da!) 
Sie hatten das Recht, einen Sachverständigen zu 
benennen. Sie haben keinen Sachverständigen be-
nannt und haben an diesem Tag durch Abwesen-
heit geglänzt. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: So ist es! 
Aber Demo machen!) 

Wahrscheinlich war das so, daß Sie nicht den gan-
zen Tag — so wie wir — dieser Angelegenheit vom 
Grundsatz her opfern wollten. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schulte (Menden)? 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Ich bin 
nicht bereit, das, was wir im Ausschuß oder im 

Hearing hätten tun können, nun in Form eines Zwi-
schenspiels mit der grünen Fraktion hier grund-
sätzlich zu erörtern. , 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich bitte, mir dies nachzulassen. Ansonsten bin ich 
gern bereit, auf Zwischenfragen einzugehen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Aber die Ant

-

wort müssen Sie trotzdem noch geben!) 

Herr Staatssekretär, ich werde das Versagen Ih-
rer Führungsfähigkeit noch an einem anderen Bei-
spiel klarmachen, auf das ich später zurückkom-
me. 

Im Hearing am 23. Juni wurde vom Ministerial-
dirigent Hildebrand 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Direktor ist 
der!) 

ausgeführt: „Militärische Tiefflugeinsätze über dem 
Gebiet der Bundesrepublik stehen auf einer siche-
ren verfassungsrechtlichen Grundlage." Soweit, so 
gut. 

Er hat aber auch ausgeführt: „Sie müssen indes-
sen stets mit dem gleichermaßen verfassungsrecht-
lich garantierten Anspruch des Bürgers auf körper-
liche Unversehrtheit abgewogen werden."  

Herr Staatssekretär, jetzt frage ich Sie: In wel-
chen Ihrer Weisungen oder Weisungen des Mini-
sters wird der verfassungsrechtliche Anspruch des 
Bürgers auf körperliche Unversehrtheit umge-
setzt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: In allen!) 

Sie haben heute sicherlich Gelegenheit, dazu zu 
antworten. 

Herr Staatssekretär, Sie teilen sicherlich meine 
Meinung, daß es in den Tieffluggebieten 250 Fuß, 
den Low Level Areas 1 bis 7 zu einer Kombination 
von Flughäufigkeit und besonderer Lärmintensität 
kommt und dies natürlich im wesentlichen durch 
die Flughöhe von 75 Metern bestimmt ist. 

Dieses trifft sicherlich — auch dies wird zwischen 
den Fraktionen unstrittig sein oder zumindest bei 
denen, die sich damit beschäftigt haben — auch auf 
die Tiefflugverbindungsstrecken zu. Ich unterstütze 
insofern mit Nachdruck den in Ihrem Ministerium 
ausgearbeiteten Vorschlag, an Stelle der bisherigen 
sieben statischen Tieffluggebiete 250 Fuß minde-
stens 49 Gebiete zu schaffen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So? Interes

-

sant!) 

Von diesen 49 Gebieten werden jeweils sieben Ge-
biete für die Dauer eines Monats aktiviert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie 42 
Demonstrationschancen mehr!) 

Das müßte in Konsequenz bedeuten: 42 Gebiete 
würden dann in einem Monat tiefflugfrei sein. Dies 
ist nicht der Weisheit letzter Schluß. Aber es wäre 
für die Betroffenen im Westmünsterland, die das 



17428 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 

Dr. Klejdzinski 
ständig seit über 40 Jahren zu ertragen haben, si-
cherlich eine Pause des Aufatmens. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist doch 
nicht die Mehrheitsparole der SPD!) 

In der Zeitschrift „Luftwaffe", 27. Jahrgang, Nr. 3, 
führt der Minister an: „Mit Fug und Recht kann der 
Bürger verlangen, daß alles Erdenkliche getan wird, 
um die Belastungen auf das noch verantwortbare 
Übungsminimum zu begrenzen." Wie ist Ihre Aus-
sage zu verstehen, wenn Sie gleichzeitig verkünden 
lassen: die 49er-Regelung läßt sich politisch nicht 
durchsetzen, also wird sie nicht weiter verfolgt? 
Hierin liegt doch ein Widerspruch. Oder im Klar-
text, anders ausgedrückt: Weil Sie sich politisch 
nicht durchsetzen konnten, nämlich gegen die 
CDU/CSU-Ministerpräsidenten, müssen die gedul-
digen Schafe in den bisherigen Tieffluggebieten 
diesen Tiefflug weiterhin ertragen. 

Haben Sie denn nicht verkündet, Verteidigung ist 
unteilbar? Warum sollen nur die Bewohner der Tief-
fluggebiete 1 bis 7 den Preis für die Freiheit zahlen? 
Ist das nicht eine gesamtverantwortliche Aufgabe 
des ganzen Volkes? 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Seit wann 
gibt es diese Gebiete? — Biehle [CDU/ 
CSU]: Haben Sie sich mal Gedanken dar

-

über gemacht, unter welcher Regierung 
das eingeführt wurde?) 

Das wird nicht nur von mir so eingeschätzt, sondern 
auch von vielen Vertretern der Bürgerinitiativen 
geteilt. Das hat sich auch im Hearing ergeben. 

Wir Sozialdemokraten sind uns der Problematik 
bewußt. Wir wissen, daß wir den Tiefflug nicht völ-
lig abschaffen können, weil auch wir den Verteidi-
gungsauftrag bejahen. Das stelle ich fest, obwohl 
der Minister uns heute morgen wieder in eine Ecke 
stellen wollte, in die Sie uns gerne hin haben wol-
len, weil Sie spüren, daß es sonst für Sie am 25. Ja-
nuar 1987 nicht reicht. Wir Sozialdemokraten wol-
len eine spürbare Entlastung der in den Tiefflugge-
bieten vom militärischen Tiefflug betroffenen Be-
völkerung. Wir versuchen, alle verantwortbaren und 
möglichen Maßnahmen zur Reduzierung der Flug-
lärmbelastung auf ein erträgliches Maß zu ergrei-
fen und durchzusetzen. 

(Berger [CDU/CSU]: Gar nichts habt ihr 
gemacht! — Biehle [CDU/CSU]: Herr Dr. 
Klejdzinski, Sie kommen nicht darum her

-

um: Wir haben diese sieben Gebiete von 
Ihnen übernommen! Geben Sie es doch 

zu!) 

— Herr Präsident, ich bin nicht in der Lage, das zu 
verstehen, was mein Vorsitzender, der Vorsitzende 
des Verteidigungsausschusses, gegenwärtig von der 
Abgeordnetenbank aus als Korreferat ausführt. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich bedaure das mit Ih-
nen gemeinsam und wäre deswegen dankbar, wenn 
sich die Kollegen die entsprechende Zurückhaltung 
auferlegen würden. Ich freue mich aber ganz beson-

ders, Herr Abgeordneter, daß diese Mahnung aus-
gerechnet von Ihnen kommt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Diesem Ziel dient der An-
trag der SPD-Fraktion, der heute von uns einge-
bracht worden ist. Mittlerweile ist aus diesem An-
trag ein gemeinsamer Antrag geworden, wobei wir 
durchaus einsehen, daß das, was hinzugefügt wor-
den ist, letztlich nichts wesentliches an der Proble-
matik ändert. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist ja nicht 
zu glauben: ein gemeinsamer Antrag!) 

Die Problematik des militärischen Tiefflugbetrie-
bes und der damit verbundenen Flugsicherheit so-
wie die Belastung der Bevölkerung in den Tiefflug

-

gebieten durch den Lärm tieffliegender Kampfflug-
zeuge sind nicht neu und auch der SPD-Bundes-
tagsfraktion seit vielen Jahren bekannt. Stellten 
wir doch in den Jahren 1969 bis 1982 den verant-
wortlichen Bundesminister der Verteidigung. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Mit verhee

-

renden Folgen! — Berger [CDU/CSU]: Der 
hat nichts getan!) 

Insbesondere in der Zeit ab 1979 hat der damalige 
Verteidigungsminister Dr. Apel intensive Bemü-
hungen unternommen, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Wo denn?) 
um den Fluglärm und die damit verbundene Bela-
stung der Bevölkerung zu reduzieren. 

(Berger [CDU/CSU]: Zum Beispiel?) 
— Mein sehr geschätzter Herr Kollege Wimmer, 
wenn Sie den Zwischenruf machen, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Wo denn?) 
mit welchen vermehrten Folgen usw., usf., möchte 
ich sagen: Das hätten Sie heute lieber Ihrem Mini-
ster sagen sollen. Das hätte der Sache mehr ge-
dient. 

(Zustimmung bei der SPD — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Eine schwache Ant

-

wort! Wo denn?) 
Folgende Regelungen wurden nämlich zu unse-

ren Zeiten bereits verfügt: eine zeitliche Begren-
zung von Tiefflügen auf Werktage von 7 bis 17 Uhr. 
Damit wurde die Militärfliegerei dem Tagesablauf 
der arbeitenden Bevölkerung angepaßt. Weiterge-
hende Einschränkungen — z. B. die oft geforderte 
Mittagspause — waren damals zwar nicht durch-
setzbar; aber wir haben das ja jetzt gemeinsam 
geschafft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 
Der lärmintensive Nachbrenner darf nur in Not-

fällen eingeschaltet werden. 
Überschallflüge dürfen über Land nur oberhalb 

11 000 m durchgeführt werden. 
Der Wochenendflugbetrieb ist auf das unbedingt 

notwendige Maß reduziert worden. 
An- und Abflüge zu Schießplatzeinsätzen werden 

vermehrt in den oberen Luftraum verlegt. 
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Dr. Klejdzinski 
In der Nähe des Heimatflugplatzes sollen nach 

Möglichkeit keine Tiefflüge durchgeführt werden. 

Die Tieffluggebiete sind in der Nutzung stark ein-
geschränkt worden. 

Geräuscharme Triebwerke, Bau von Lärmschutz-
hallen für Probeläufe von Triebwerken wurden be-
reits damals von uns in Auftrag gegeben; weiterge-
hende Verlagerung der Tiefflugausbildung über See 
und ins Ausland. — All das haben wir damals be-
reits auf den Weg gebracht. Das ist sicherlich eine 
gute Basis, auf der man aufbauen kann. Wenn der 
Herr Minister beispielsweise auch in dieser Frage 
von der Erblast spricht, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Ja, sicher!) 

dann kann man zumindest in diesen Fällen sagen, 
daß er ein wohlgeordnetes Arbeitsfeld übernommen 
hat. 

Was bisher getan 	ist, ist leider nicht ge

-

nug. Das ist richtig. Die SPD-Mitglieder des Vertei-
digungsausschusses und die SPD-Bundestagsfrak-
tion werden in diesem Problembereich weiter tätig 
bleiben. Wir werden Vorschläge machen, wie wir 
das ändern können. 

(Wilz [CDU/CSU]: Wir lassen uns überra

-

schen!) 

Da die SPD-Bundestagsfraktion seit 1983 zahlrei-
che Klagen über eine besonders in den Monaten 
der großen Manöver der Land- und Luftstreitkräfte 
stark zunehmende und nahezu unerträglich gewor-
dene Fluglärmbelastung in bestimmten Bereichen 
der Bundesrepublik erreicht haben, ist sie in ihrer 
neuen Rolle als parlamentarische Opposition tätig 
geworden und hat beispielsweise erreicht, daß wir 
zu Beginn des Jahres 1984 zwei Skyguard-Radarge-
räte zur Überwachung des militärischen Tiefflug-
verkehrs beschafft haben 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Kosmetik!) 

und daß bereits im April 1984 zwei weitere Sky-
guard-Geräte bestellt wurden. Uns ist es gelungen, 
dies im Verteidigungsausschuß — natürlich mit Ih-
rer Hilfe — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

durchzusetzen. 

Darüber hinaus hat die SPD-Bundestagsfraktion 
am 13. September 1985 eine öffentliche Anhörung 
zum Thema „Tiefflüge in der Bundesrepubiik 
Deutschland — Lärmbelastung durch militärischen 
Flugbetrieb" vor dem Verteidigungs- und Verkehrs-
ausschuß unter Beteiligung des Petitionsausschus-
ses des Bundestages beantragt. Diese Anhörung hat 
nun am 23. Juni 1986 im Deutschen Bundestag statt-
gefunden. 

Wir Sozialdemokraten haben im Hearing auf-
merksam zugehört. Wir werden das Gehörte sorg-
fältig auswerten. Ich hoffe, Herr Staatssekretär, Sie 
werden dem Minister mitteilen, was dort vorgetra-
gen worden ist. Ich denke, daß auch bei Ihnen noch 
ein paar Denkprozesse diesbezüglich in Gang zu 
setzen sind. 

Abschließend möchte ich bemerken: Erstens. So-
lange der Minister nicht eine Konzeption vorlegt, 
die eine gleiche Belastung für alle Bevölkerungs-
teile vorsieht, wird er von uns Sozialdemokraten 
keine grundsätzliche Zustimmung zu seiner Tief-
flugkonzeption erwarten können. Dies kann auch so 
geschehen, daß eine gleichmäßige Entlastung ein-
tritt bzw. Überlegungen angestellt werden, letztlich 
gänzlich auf Tiefflug zu verzichten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Ich denke an Flugzeugmodifikationen, die , ohne die 
Verteidigungsfähigkeit zu vermindern, nicht mehr 
den Tiefflug voraussetzen. 

Ich fühle mich in meiner Auffassung auch durch 
einen Brief des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 
9. Juni 1986 an den Vorsitzenden der Aktionsge-
meinschaft gegen Tieffluglärm Westmünsterland, 
Herrn Rinner, bestärkt, in dem es heißt — wörtli-
ches Zitat —: 

Ihre Zweifel an der Notwendigkeit militäri-
scher Tiefflüge entsprechen einer von zahllo-
sen Überlegungen zur Optimierung unserer 
Verteidigungsanstrengungen. Möglicherweise 
werden Änderungen der Technik oder der Be-
drohung tatsächlich eines Tages dazu führen, 
daß Tiefflüge unzweckmäßig werden. 

Ich bin gern bereit, unseren Beitrag dazu zu lei-
sten, daß es möglichst frühzeitig dazu kommt, 
Tiefflüge abzuschaffen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hört doch sofort 
auf!) 

Zweitens. Wir bieten grundsätzlich unsere Mit-
wirkung an, wenn Lösungen angestrebt werden, de-
ren Zielsetzung darin liegt, Belastungen durch 
Fluglärm von unserer Bevölkerung wegzunehmen. 
Das Hearing hat nach unserer Einschätzung hilfrei-
che Anregungen für die Diskussion gegeben. 

Drittens. Ich bedaure noch einmal die Nichtteil-
nahme der GRÜNEN am Hearing, zumal sie uns 
lange gedrängt haben, wir möchten dieses Hearing 
bitte durchsetzen. Nachdem wir Sozialdemokraten 
es durchgesetzt hatten — sie konnten das j a gar 
nicht —, sind sie einfach ferngeblieben. 

Viertens. Wegen der undifferenzierten Betrach-
tungsweise der Problematik im Antrag der GRÜ-
NEN können wir diesem nicht zustimmen, wobei 
ich ausdrücklich betone, daß wir weniger Tiefflug, 
eine drastische Reduzierung des Tiefflugs in der 
Bundesrepublik anstreben. 

Die SPD-Fraktion hatte ursprünglich einen eige-
nen Antrag eingebracht. Wir sind jetzt zu einem 
gemeinsamen Antrag gekommen. Ich erbitte die 
Zustimmung aller Fraktionen zu diesem Antrag. 
Ich weiß, daß das, was in diesem Antrag steht, nicht 
ausreicht. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist ja lu

-

stig!) 

Es ist auch noch nicht das, was die Bevölkerung von 
uns erwartet. Aber es ist ein Schritt in die richtige 
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Dr. Klejdzinski 
Richtung, weil der Antrag darauf zielt, den Tiefflug 
erheblich zu reduzieren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Na, na!) 
Ich bin der Meinung, dies sollten wir gemeinsam 
tragen, weil es dem Gesamtinteresse der Bevölke-
rung vom Grundsatz her entspricht. 

Recht herzlichen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wilz. 

Wilz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
lehnt die beiden zur Debatte stehenden Anträge der 
GRÜNEN ab. 

(Beifall des Abg. Berger [CDU/CSU] — Dr. 
Schierholz [GRÜNE]: Sehr schade!) 

Wir stellen fest, daß der Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf der Drucksache 10/2803 an der Wirk-
lichkeit völlig vorbeigeht. 

(Berger [CDU/CSU]: So ist es!) 
Dieser Antrag fordert nämlich die Einstellung der 
Vorarbeiten zur Errichtung eines Tieffluggebietes 
östlich von Hamburg. Dieses Vorhaben wurde je-
doch bereits 1984 aufgegeben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Dank unseres 
Antrags!) 

Folgerichtig wurden auch alle Vorarbeiten zur Ver-
wirklichung dieses Plans eingestellt. Der Antrag 
der GRÜNEN, in dem dies gefordert wird, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Das sind die 
Traumtänzer!) 

stammt dagegen erst vom 25. Januar 1985. Das läßt 
den Schluß zu, daß die GRÜNEN entweder nicht 
richtig informiert waren oder 

(Biehle [CDU/CSU]: Auf dem Mond gelebt 
haben!) 

— was wahrscheinlicher ist — in voller Kenntnis 
der Wahrheit ihr parteipolitisches Süppchen auf 
Kosten der Ängste und Besorgnisse der Bevölke-
rung kochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Berger [CDU/CSU]: Sehr gut! Das machen 

die immer!) 
Solch eine Politik nenne ich zynisch. Schreckge-
spenster an die Wand malen und damit auf Stim-
menfang gehen, das widerspricht unserem demo-
kratischen Politikverständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Ich bedaure es, feststellen zu müssen, daß sachliche 
Arbeit zur Problembewältigung von den GRÜNEN 
nicht gefragt, offenbar nicht einmal gewünscht ist. 

(Zustimmung des Abg. Berger [CDU/CSU]: 
— Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie haben 

keine Ahnung!) 

Realistische Überlegungen zur Lösung wichtiger 
Anliegen der Bevölkerung werden von Ihnen miß-
achtet und ungeprüft verworfen. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: So ist es!) 
Sie haben es nicht einmal für nötig gefunden — wir 
haben es soeben schon einmal gehört —, in der 
öffentlichen Anhörung vor drei Tagen zum Thema 
„Tiefflugpraxis und Auswirkungen auf die Bevölke-
rung" teilzunehmen, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Sie haben 
gekniffen!) 

obwohl Sie doch selbst genau diese Anhörung gefor-
dert haben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Richtig!) 
Das entlarvt Sie und Ihre Ziele. Damit haben Sie 
das Recht verwirkt, in dieser Frage einen Anspruch 
auf Glaubwürdigkeit erheben zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Dies veranlaßt den Ab-
geordneten Dr. Schierholz, Sie um eine Zwischen-
frage zu bitten. 

Wilz (CDU/CSU): Nein, Herr Präsident. Er sollte 
hier gut zuhören. Die GRÜNEN müssen noch so viel 
lernen, auch daß sie sich an den parlamentarischen 
Brauch halten, zur Anhörung zu kommen. Setzen 
Sie sich also wieder! 

(Beifall bei der CDU/CSU Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Armutszeugnis! — Weitere Zu

-

rufe von den GRÜNEN) 
Sie, die GRÜNEN, wollen doch nur ein Spectacu-

lum auf dem Rücken der betroffenen Bevölkerung, 
die, wie sich bei Befragungen immer wieder heraus-
stellt, ganz überwiegend um die Notwendigkeit der 
Aufrechterhaltung unserer Verteidigungsbereit-
schaft und damit auch um das Erfordernis von Tief-
flügen weiß und auch dazu steht. 

Ich möchte es an dieser Stelle nicht versäumen, 
den Teilen der Bevölkerung meinen Dank auszu-
sprechen, die durch die Lärmeinwirkung von Tief-
fliegern besonders hart betroffen sind. 

(Mann [GRÜNE]: Das hilft denen aber 
auch!) 

Ihnen zollen wir hohen Respekt, weil sie mittelbar 
einen wichtigen Beitrag zur Verteidigungsfähigkeit 
und Verteidigungsbereitschaft leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich bin sicher, daß sie sich durch Schwarzmalerei 
und Panikmache nicht beeinflussen lassen, sondern 
das Bemühen der Bundesregierung und gerade 
auch der CDU/CSU anerkennen, die Lärmbelästi-
gung durch Tiefflüge soweit wie möglich zu verrin-
gern. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist doch Ra

-

bulistik!) 
Ein gänzliches Abschaffen von Tiefflugübungen 
kann nicht in Betracht kommen. 
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Wilz 
Was Sie, die GRÜNEN, mit Ihrem zweiten Antrag 

auf Abschaffung des Tieffluges wollen, ist nichts 
anderes als der Einstieg in den Ausstieg aus der 
NATO und die Abschaffung der Bundeswehr insge-
samt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Haben Sie den Antrag gele

-

sen?) 

Da spielen wir nicht mit. Wir werden unsere Frei-
heit, sei es die innere oder die äußere, von nieman-
dem und schon gar nicht von den GRÜNEN zer-
schlagen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, militärischer Tiefflug 
ist kein Selbstzweck. Nur tief und schnell fliegende 
Systeme mit der Möglichkeit zu elektronischen Ge-
genmaßnahmen haben bei der heutigen Bedrohung 
echte Überlebenschancen. Von unseren Piloten 
müssen bei Tag und bei Nacht und bei allen Wetter-
bedingungen für unser aller Sicherheit höchste Lei-
stungen erbracht werden. Zur glaubwürdigen Ab-
schreckung gehört eben auch, daß es einem Angrei-
fer nicht möglich gemacht werden dürfte, die Luft-
hoheit über unserem Land zu erringen. Unsere Ver-
teidigungsbereitschaft ist nur dann voll gewährlei-
stet, wenn die Piloten auch dort üben können, wo 
sie zur Verteidigung eingesetzt werden müßten. 
Kenntnisse der Topographie und der Witterungsbe-
dingungen sind dabei lebensnotwendig. 

Andererseits ist sich die Fraktion der CDU/CSU 
sehr wohl bewußt, daß durch Tieffluglärm für Teile 
der Bevölkerung enorme Belastungen entstehen. 
Diese müssen um so härter wirken, als wir einem 
verstärkten Umweltbewußtsein und einer hohen 
Lebensqualität das Wort reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Seit wann das denn? Aus 
wahltaktischen Gründen! Sprüche klopfen, 

das können Sie!) 

Unsere Bundesregierung hat diese Problemstel-
lung voll erkannt und in der erst kurzen Regie-
rungsverantwortung so viele lärmmindernde Maß-
nahmen ergriffen, wie keine Bundesregierung zu-
vor. Dafür gebührt ihr Dank und Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dagegen muß der Versuch, gegen die Bundesregie-
rung die Dreckschleuder zu betätigen, auf die zu-
rückfallen, die sich solcher Mittel befleißigen. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Unter anderem sind folgende und, wie ich meine, 
zum Teil gravierende Verbesserungen bereits in die 
Tat umgesetzt worden: 

Erstens. Fast ein Drittel aller Tiefflüge der Bun-
deswehr werden heute schon im Ausland durchge-
führt. Die Verhandlungen mit der Türkei über ein 
neues Tieffluggebiet in Südostanatolien werden mit 
Nachdruck geführt. In diesem Zusammenhang 
möchte ich auch den Familien meinen Dank aus-
sprechen, die zur Ermöglichung der Tiefflugausbil-
dung im Ausland viele Belastungen auf sich neh-

men und unter der häufigen Abwesenheit des Ehe-
mannes oder Vaters zu leiden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier wäre ein Aufgabenfeld für die Bundesregie-
rung, die Mitflugmöglichkeit von Familienangehöri-
gen mit Bundeswehrflugzeugen ins Ausland erheb-
lich zu erleichtern. 

Zweitens. Seit dem 1. Mai dieses Jahres hat die 
Bundesregierung dafür gesorgt, daß in den Tiefflug

-

gebieten die Dauer und die örtliche Ausdehnung 
der Flüge von strahlengetriebenen Kampfflugzeu-
gen in 75 m Höhe etwa um die Hälfte reduziert wor

-

den ist. 
Drittens. Bereit vor Jahresfrist wurde festgelegt, 

daß die Verweildauer im Tiefflugband zwischen 150 
und 450 m von einer Stunde und zehn Minuten auf 
maximal 50 Minuten je Einsatz zu beschränken 
ist. 

Viertens. Erstmals mit Wirkung vom 1. Mai 1986 
ist von 12.30 Uhr bis 13.30 Uhr eine Tiefflugmittags-
pause eingeführt worden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wird die einge

-

halten?) 

— Die wird eingehalten. — Außerdem dürfen Tief-
flüge generell an Werktagen nur noch von 9 bis 17 
Uhr stattfinden. 

Fünftens. Zur Überwachung aller Tiefflugvor-
schriften sind bereits zwei Skyguard -Uberwa-
chungsgeräte angeschafft worden. Die Einführung 
zweier weiterer Überwachungssysteme ist be-
schiossen und in Vorbereitung. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das wird auch 
nicht viel ändern!) 

Die schon bisher erfolgten Kontrollen haben erge-
ben, daß 99 % aller Flüge ordnungsgemäß verlaufen 
sind. Dies beweist, wie diszipliniert sich unsere Pi-
loten ihrem Auftrag stellen. Statt unsere Piloten 
und ihren Auftrag zu diffamieren, sollten auch die 
GRÜNEN unseren Männern der Luftstreitkräfte 
Respekt zollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sechstens. Obgleich die Grundsatzforderung der 
NATO von 240 Flugstunden pro Jahr und Flugzeug-
führer ausgeht, haben wir die Ausbildung auf die 
Minimalanforderung von 180 Stunden reduziert. 
Davon wiederum werden nur etwa 40 % im Tiefflug 
geleistet. 

Siebtens. Die Bundesregierung unternimmt mit 
gutem Erfolg alle Anstrengungen, um eine Einhal-
tung dieses Maßnahmenkataloges auch durch die 
alliierten Partner und Freunde sicherzustellen. 

Die Anhörung am vergangenen Montag, der die 
GRÜNEN ferngeblieben waren, hat weitere Mög-
lichkeiten und Perspektiven zur Minderung des 
Tieffluglärms erbracht. Die CDU/CSU wird alle im 
Hearing gemachten Vorschläge gewissenhaft prü-
fen und ihrer Aufgabe im Dienste der Bürger und 
ihrer Freiheit gerecht werden. Dabei mitzuhelfen 
sollte selbstverständliche Pflicht aller im Deut-
schen Bundestag vertretenen Parteien sein. 
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Wilz 
Wir bitten deshalb, dem gemeinsam von CDU/ 

CSU, SPD und FDP eingebrachten Antrag zuzu-
stimmen. Die Unterschrift der SPD unter diesem 
Antrag wäre allerdings wesentlich glaubwürdiger, 
wenn sich die SPD auch draußen in der Öffentlich-
keit 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: . Ihr habt unse

-

ren unterschrieben, nicht wir euren!) 
und in ihren Parteigliederungen, Herr Ehmke, noch 
eindeutig zu unserem Verteidigungsauftrag beken-
nen würde. Es ist an Ihnen, diesen Nachweis zu 
erbringen. 

Ich bedanke mich. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Bürgerinnen und Bürger! 
„Viel wird sich nicht ändern", das war der Kommen-
tar des ARD-Fernsehens am Abend zu den Ergeb-
nissen der öffentlichen Anhörung im Verteidi-
gungsausschuß zur Problematik des militärischen 
Tieffluglärms. Die „Süddeutsche Zeitung" von vor-
gestern kommentierte: „Fluglärmgeschädigte su-
chen vergebens Gehör". Wenn Sie wissen wollen, 
weswegen wir nicht da waren, 

(Berger [CDU/CSU]: Das wollen wir gar 
nicht wissen!) 

empfehle ich Ihnen diesen Kommentar; da steht 
alles drin. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wir GRÜNEN haben den Eindruck, daß alle ande-

ren Fraktionen in diesem Hause — das macht der 
gemeinsame Antrag auch deutlich — auch nicht 
viel ändern wollen, 

(Biehle [CDU/CSU]: 40 % der Sachverstän

-

digen waren Fluglärmgeschädigte!) 
daß sie nur Kosmetik betreiben, indem der Tiefflug-
lärm strikt nach dem Sankt-Florians-Prinzip etwas 
gerechter verteilt wird. Wir GRÜNEN bekennen 
uns dazu: Militärische Tiefflüge sollten abgeschafft 
werden, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
weil sie eben nicht „unsere Sicherheit", wie das bei 
Ihnen heißt, fördern, sondern im Gegenteil tagtäg-
lich — und neuerdings auch nächtlich — das Wohl-
befinden, die Gesundheit und die freie Entfaltung 
Zehn- und Hunderttausender Mitbürgerinnen und 
Mitbürger bedrohen. 

(Berger [CDU/CSU]: Nur im Westen?) 
Dutzende von Bürgerinitiativen, sowohl in den 

„Tiefstfluggebieten" bis 75 Meter — ich nenne die 
Tiefstfluggebiete — aber auch in den „normalen" 
Tieffluggebieten bis 150 Meter, sind in den letzten 
Jahren entstanden. Ihrem Wirken ist es zu verdan-
ken, daß — federführend durch das Odenwälder 
Friedensforum — eine der größten Massenpetitio-
nen mit mittlerweise mehr als 70 000 Unterschriften  

auf dem Tisch dieses Hauses liegt, die je den Bun-
destag erreicht haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Diesen Petenten gewähren wir unsere Unterstüt-
zung. Sie fordern ausdrücklich: Stellt die Tiefflüge 
ein! Ihre Protest- und Ballonaktionen, ihr Projekt 
„Kinder malen Fluglärm" und ihre Forderungen ha-
ben unsere Unterstützung. 

Nun wird uns erzählt, die Tiefflüge und durch sie 
entstehende Belästigungen hätten abgenommen — 
Herr  Wilz, wo ist er?, hat das auch gerade wieder 
getan —, nicht hingegen die Sensibilität der Bevöl-
kerung. 

Ich möchte dazu vier kurze Bemerkungen ma-
chen: 

Die erste. Die Anti-Tieffliegerinitiativen berich-
ten immer wieder — und auch in jüngster Zeit — 
von  Verstößen gegen die von Ihnen hier gerade 
gelobten Grundsätze: Weder wird die Mittagspause 
eingehalten, geschweige denn die Mindestflughöhe; 
Atomkraftwerke werden überflogen, ebenso Kuror-
te, Kliniken und Feriengebiete. Das Draufgänger-
tum mancher Piloten erscheint tatsächlich ungebro-
chen. Es waren ja auch einige tragische Abstürze 
die Folge. 

Zweitens. Die bundesdeutsche Luftwaffe rühmt 
sich mit geschwellter Brust ihres neuen Donnervo-
gels, des Tornado. Sie reden von Verminderung des 
Tieffluglärms, und gleichzeitig wirbt die Tornado-
Herstellerfirma mit dem Spruch: Unterm Zaun 
durch. — Der Tornado fliegt bekanntlich auch 
nachts, er hat zwei Triebwerke statt eines, und das 
verleitet doch offensichtlich geradezu zu rasanten 
Tief- und Tiefstflugmanövern. Fragen wir doch ein-
mal die Menschen, etwa im Landkreis Soltau-Fal-
lingbostel, ob durch die Einführung des Tornado die 
Belastung durch Tieffluglärm tatsächlich abgenom-
men hat! 

Drittens. Sie reden einerseits von den Ausbil-
dungserfordernissen für die Luftwaffe und ver-
schweigen andererseits, wofür: nämlich für offen-
sive Luftkriegsoperationen, für den Schlag in die 
Tiefe des gegnerischen Raumes und für die Zerstö-
rung der Übergänge an Elbe, Moldau, Oder und 
Weichsel. Wundert es Sie etwa, wenn immer mehr 
Menschen den Sinn dieser Kriegsspielereien in 
Frage stellen und zugleich die NATO und ihre Stra-
tegie? 

(Berger [CDU/CSU]: Das wollen Sie doch!) 

— Das ist doch eine logische Konsequenz. Warum 
regen Sie sich auf? 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist das einzige, 
was Sie wollen!) 

Diesem Argument müssen Sie sich einmal stellen. 
Vierte und letzte Bemerkung. Sie begründen die 

Notwendigkeit militärischer Tiefflüge mit dem Un-
terfliegen des gegnerischen Radars. Warum ver-
schweigen Sie, daß in einer Zeit auch luftgestützter 
Radarüberwachung durch AWACS und das entspre-
chende sowjetische Gegensystem hier eine gegen-
seitige lückenlose Radarkontrolle Mitteleuropas 
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durch beide Militärblöcke in Ost wie in West mög-
lich ist? Ich finde es sehr interessant, was das Kanz-
leramt mittlerweile an die Initiativen schreibt. Das 
ist die Begründung, warum wir sagen: Schafft schon 
heute die Tiefflüge ab. 

Aus all diesen Gründen haben wir GRÜNEN im 
Bundestag den Antrag auf Drucksache 10/3353 
„Abschaffung militärischer Tiefflüge" gestellt. Er 
enthält sechs konkrete Sofortmaßnahmen. Ich bitte, 
das noch einmal zu lesen. Wir halten ihn nach wie 
vor für höchst aktuell. 

Die „Bundesvereinigung gegen den Fluglärm", in 
der zahlreiche Gemeinden, Naturschutzverbände 
und einige Bürgerinitiativen vertreten sind, haben 
ganz ähnliche Forderungen wie wir. Die Menschen 
in den Tief- und Tiefstfluggebieten empfinden Ihre 
gegenwärtige Tiefflugpraxis, Herr Bundesminister 
der Verteidigung, als Lärmterror. Deswegen nen-
nen wir das hier auch so, auch wenn Sie sich gleich 
wieder nachdrücklich dagegen verwahren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die heutige Debatte und die Abstimmung über 
unseren Antrag ist in erster Linie eine Nagelprobe 
für das Verhalten der SPD. Es gibt zahlreiche Be-
zirke und Unterbezirke der SPD, die längst diese 
Forderungen teilen. Zahlreiche Kolleginnen und 
Kollegen der SPD haben hier Fragen in der Rich-
tung gestellt, die Belastung durch den militärischen 
Tieffluglärm, insbesondere das 49er Modell, abzu-
lehnen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

— Herr Klejdzinski, dem müssen Sie sich einmal 
stellen. 

Der bayerische Ministerpräsident — CSU —, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ist bekannt!) 

AP-Meldung vom 24. Mai 1986, hat in einem Brief 
an Bundesverteidigungsminister Wörner gefordert, 
das Tiefstfluggebiet in Bayern aufzugeben 

(Mann [GRÜNE]: Aha!) 

und damit die einseitige Belastung der in dieser 
Region lebenden Menschen zu beenden. 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Wo bleibt der Beifall der CSU? Wir fordern alle 
Ministerpräsidenten auf, es ihm gleichzutun. 

(Senfft [GRÜNE]: „Handlanger Moskaus!" 
— Heiterheit bei den GRÜNEN) 

Der Sprecher des Odenwälder Friedensforums 
und der Massenpetition an den Deutschen Bundes-
tag hat die Anhörung des Verteidigungsausschus-
ses am Montag dahin gehend kommentiert, daß der 
Glaube, der Verteidigungsausschuß könne damit 
die lärmgeschädigten Bürgerinnen und Bürger be-
ruhigen, am nicht nachlassenden Protest der Anti-
Tieffliegerbewegung verblassen wird. Wir GRÜ-
NEN werden sie darin unterstützen. 

Herr Klejdzinski, Ihren Antrag, zusammen mit 
CDU/CSU und FDP, werden wir an alle Unterbe-

zirke der SPD verteilen. Dort werden Sie dann 
schon eine entsprechende Reaktion erfahren. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe bereits, als wir über die 
Ausschußüberweisung dieser beiden Anträge spra-
chen, darauf hingewiesen, daß diese Anträge der 
GRÜNEN nichts anderes sein sollen als ein Vehikel. 
Der berechtigte Protest, der* zweifellos berechtigte 
Protest einer großen Anzahl von belästigten und 
belasteten Bürgern in den sieben deutschen Tief-
fluggebieten — 250 Fuß — wird, Herr Kollege 
Schierholz, zu nichts anderem benutzt, als hier ki-
netische Energie zu verwenden, die ernsthaft be-
mühten Bürger als Mantel zu verwenden, unter 
dem einem völlig anderen Staatsziel zum Durch-
bruch verholfen werden soll. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist doch unter 

Ihrem Niveau, was Sie hier sagen!) 
— Nein, nein. Reden Sie doch nicht über mein Ni-
veau! Ich rede auch nicht über Ihres. 

Der Parteitag der GRÜNEN in Hannover, meine 
Damen und Herren, hat dankenswerterweise auch 
für die Öffentlichkeit die ganze Bandbreite sichtbar 
werden lassen, auf der Veränderungen angestrebt 
werden. Mit diesem Antrag, den Sie hier vorgelegt 
haben, wird der konkrete Versuch unternommen — 
und Herr Schierholz hat das eben überhaupt nicht 
ausgeschlossen, er hat das deutlich werden las-
sen —, nach einer ebenso bewährten wie bekannten 
Handlungsanleitung berechtigt protestierende Bür-
ger als Speerspitze zu mißbrauchen, die auf unsere 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik im westli-
chen Bündnis insgesamt zielt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Also, das nehmen 

Sie bitte zurück!) 
— Das ist die Tatsache. 

Die üble Diffamierung der ausschließlich zur Ver-
teidigung notwendigen Übungsflüge — und dies ist 
wiederholt von Ihrer Seite gesagt worden — in ge-
ringer Höhe als Einübung grundgesetzwidriger An-
griffsfähigkeit zeigt doch deutlich genug, wohin die 
Stoßrichtung zielt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Offensive Luft

-

kriegsoperation!) 
— Wenn ich dann noch, Herr Kollege Schierholz, 
daran denke, daß Ihre mit Krokodilstränen ver-
brämte Begründung Ihrer Abwesenheit bei der An-
hörung über Tieffluglärm nur ein neuerlicher Hin-
weis darauf ist, daß es Ihnen gar nicht darum geht, 
den Betroffenen zu helfen, 

(Beifall des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 
sondern daß Sie sich durch unwiderlegbare objek

-

tive Informationen nicht den Boden zu weiterer au- 
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Berparlamentarischer Agitation entziehen lassen 
wollen — — 

(Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— An sich, Herr Kollege Schierholz — wenn ich das 
sagen darf, Herr Präsident —, habe ich überhaupt 
keine Veranlassung, in dieser Debatte Zwischenfra-
gen von Ihnen zuzulassen, nachdem Sie in der An-
hörung nicht bereit waren, an dem Gespräch aller 
Fraktionen mit den Betroffenen teilzunehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Wollen Sie die Frage 
trotzdem zulassen? 

Ronneburger (FDP): Ich überwinde mich, Herr 
Präsident. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sehr lobenswert!) 
— Wegen Ihrer Freundlichkeit, Frau Kollegin. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Danke schön, Herr 
Ronneburger! Charmant!) 

 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Dann danke ich Ihnen 
ausdrücklich, Herr Ronneburger. Ich gehe auch da-
von aus, daß der Herr Präsident die Zeitguillotine 
anhält. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie zum einen unsere 
zweiseitige Begründung für das Fernbleiben bei der 
Anhörung gelesen und auch zur Kenntnis genom-
men haben, daß die Mehrheit der Anti-Tiefflieger-
initiativen der Anhörung ferngeblieben ist und 
fernbleiben wollte, und was Sie zum anderen zu 
dem Kommentar der „Süddeutschen Zeitung" sa-
gen, der da heißt — ich zitiere wörtlich —: 

Bei der Absprache zum Themenkatalog verlo-
ren sie 

— damit sind in diesem Fall die antragstellenden 
Sozialdemokraten gemeint — 

aber offensichtlich das Anliegen, Lärmgeschä-
digten mehr Gehör zu verschaffen, aus den Au-
gen. Nur einer von vier Punkten befaßte sich 
mit den Auswirkungen des Lärms auf die Be-
völkerung; die drei ersten konnte das Verteidi-
gungsministerium zu ausführlicher (Selbst-) 
Darstellung nutzen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
sollen eine kurze Frage stellen, aber nicht hier ir-
gendwelche Statements verlesen, wie immer Sie sie 
auch in eine Frage kleiden mögen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ich war auch 
fertig!) 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Dr. Schierholz, 
natürlich habe ich die Begründung gelesen, die Sie 
für Ihr Fernbleiben abgegeben haben. Nur, leider 
habe ich festgestellt, daß diese Begründung den 
Tatsachen nicht entsprach; 

(Biehle [CDU/CSU]: So ist es!) 

denn tatsächlich sind Betroffene in dieser Anhö-
rung zu Wort gekommen, aber nicht von Ihnen ein-
geladene, sondern von anderen eingeladene. 

(Biehle [CDU/CSU]: So ist es!) 
Die haben Gelegenheit gehabt, ihre Sorgen und ihre 
Bedrängnis dort zur Kenntnis zu geben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Selbstdarstel

-

lung des Verteidigungsministeriums!) 
Es wäre für Sie gut gewesen, sich auch einmal über 
technische Möglichkeiten informieren zu lassen, die 
sich zur Verringerung des Fluglärms ergeben. Ich 
glaube, Sie sollten in dieser Debatte außerordent-
lich zurückhaltend sein, 

(Biehle [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
wenn Sie nicht bereit sind, an dem entscheidenden 
Punkt in das Gespräch mit dem Bürger einzutreten 
— und nicht nur an den Punkten, an denen Sie 
glauben, Ihre Klientel vor sich zu haben. 

(Zustimmung bei der FDP — Dr. Schier

-

holz [GRÜNE]: Das tun wir täglich!) 

Wir müssen, meine Damen und Herren, selbstver-
ständlich den Bürgerinnen und Bürgern vor allen 
Dingen aus den Zonen 6 und 7 deutlich machen, 
was hier geschieht, daß sie tatsächlich — Herr 
Schierholz, es bleibt mir nichts anderes übrig, als 
das noch einmal auszusprechen — von grünen 
Funktionären in Anspruch genommen werden als 
Bewegung für den Ausstieg aus der NATO, für eine 
Politik, die diese Bürger in ihrer Mehrheit gar nicht 
wollen. Sie werden keineswegs nur für ihr Anliegen 
in Anspruch genommen, von lärmenden Tiefflügen 
entlastet zu werden. Genau dieses Anliegen unter-
stützen wir. Die Belästigung der Bürger durch Tief-
flüge muß auf das notwendige Minimum zurückge-
führt werden. 

Aber täuschen wir uns doch bitte nicht, wie es 
auch der gemeinsame Antrag der drei Fraktionen 
ausdrückt: Wir sind nicht in der Lage, diesem An-
trag auf Abschaffung der Tiefflüge in der gegenwär-
tigen Situation nachzukommen; denn uns sind bei 
unveränderter Luftraumstruktur deutliche Grenzen 
gesetzt. Trotz moderner Aufklärungstechnologien, 
Herr Schierholz, ist Tiefflug auch in Zukunft, so wie 
die Dinge heute liegen und wie die technische Ent-
wicklung ist, der wirksamste Schutz vor feindlicher 
Aufklärung und Waffeneinwirkung. Der Flug in 
niedrigen Höhen muß daher — ich sage es noch ein-
mal — für den Verteidigungsfall, nicht zur Invasion, 
auch bei uns im Lande geübt werden. 

Einer Verlagerung von Übungszeiten ins Ausland 
sind Grenzen sowohl der Präsenz als auch der per-
sönlichen Belastungsfähigkeit der Piloten gesetzt, 
die sonst über noch längere Zeiten als schon jetzt 
von ihren Familien getrennt wären. 

(Mann [GRÜNE]: Der Lärmexport ist doch 
wohl auch keine Lösung!) 

— Herr Mann, Sie wissen doch wohl, daß es um 
Goose Bay herum fünf Siedlungen gibt, die nicht 
überflogen werden, und daß es sich im übrigen um 
ein Gebiet handelt, in dem keine vergleichbare Be-
lastung wie in der Bundesrepublik entsteht. 
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Obwohl die Triebwerke der neuen Flugzeuggene-

ration in der Luft schon wesentlich geräuschärmer 
sind als die ihrer Vorgänger und obwohl die objek-
tive Belastung durch Tiefflüge der Bundeswehr 
durch Verlagerung ins Ausland und die vom dem 
Kollegen Milz hier deutlich aufgeführte Selbstbe-
schränkung der Bundesluftwaffe kontinuierlich ab-
genommen hat — das ist nachweisbar —, 

(Berger [CDU/CSU]: Und der Alliierten 
auch!) 

nimmt die subjektive Belastung und damit der Pro-
test der Bevölkerung auf der anderen Seite zu. Das 
ist überhaupt nicht zu bestreiten. 

Parallel dazu gibt es auch eine höhere Empfind-
lichkeit gegenüber Lärmbelästigungen in ganz an-
deren Bereichen. Ich will das im Moment nicht im 
einzelnen darstellen. Aber es ist eine Veränderung 
im Gange, auch bezüglich der Akzeptanz des Flug-
lärms durch die Bevölkerung der Bundesrepublik. 

Ober  40 Jahre ohne Krieg und die Erfolge der 
Entspannungspolitik, die unbestreitbar sind, haben 
in der Bevölkerung das Bewußtsein über die objek-
tiv nach wie vor existente potentielle Bedrohung 
verändert. Aber die Bundeswehr, Herr Dr. Schier-
holz und Ihre Kollegen, und ihre Luftwaffe ist für 
uns ein Friedensbetrieb im Alltag und hat sich na-
türlich auch wie ein solcher Friedensbetrieb zu ver-
halten. Kompressoren und Rasenmäher sind 
schließlich auch schallgedämpft, und die techni-
schen Möglichkeiten, von denen in der Anhörung 
die Rede war, sollten genutzt werden, um diesen 
Lärm auch an der Quelle einzuschränken. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Viel wird sich 
nicht ändern!) 

— Wären Sie dagewesen, hätten Sie diese Frage 
eben nicht zu stellen brauchen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das war nur ein 
Kommentar!) 

Ohne ihren Auftrag zu vernachlässigen, durch 
ihre Existenz, durch eine optimale Einsatzbereit-
schaft und Einsatzfähigkeit den Frieden zu sichern, 
muß die Luftwaffe natürlich auch ihr Mögliches 
tun, die Bevölkerung nicht mehr als irgend ver-
meidbar zu belasten. 

Ich greife hier nur noch einmal, Herr Dr. Klejd-
zinski, auf den Vorschlag der 49 Tieffluggebiete mit 
250 Fuß zurück und sage Ihnen, zustimmend zu 
dem, was Sie gesagt haben: Wir werden ebenfalls 
an einer solchen gerechteren Regelung festhalten 
und schlagen dazu nach wie vor eine zweijährige 
Erprobung vor, um zu erkennen, ob damit nicht tat-
sächlich mehr Gerechtigkeit herbeigeführt werden 
kann. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Bundesregierung, Herr Staatssekretär, hat in 
der Anhörung erneut betont — auch der Inspekteur 
der Luftwaffe hat es getan —, daß man sich um eine 
weitere Reduzierung des Tiefluglärms bemühen 
wird, daß man alles tun wird, was dazu möglich ist. 
Ich begrüße das ausdrücklich. Die Bemühungen 
darum können allerdings nur erfolgreich sein, wenn  

alle erforderlichen Maßnahmen aufeinander abge-
stimmt sind. Wir brauchen also eine Gesamtkon-
zeption zur weiteren Verringerung des Fluglärms, 
die alle wichtigen Elemente der Technologie, z. B. 
Forschung und Entwicklung geräuscharmer Trieb-
werke, ebenso einbezieht wie die Möglichkeiten, die 
eine datengestützte Flugwegeverteilung bei Tiefflü-
gen bieten kann. 

Dies alles, was wir in der Anhörung erfahren ha-
ben, wird mit Sorgfalt geprüft und ausgewertet wer-
den. Ich hoffe, daß wir damit wirklich in der Lage 
sind, jenes Maß an Belastung zu erreichen, das 
auch unter den gegebenen Umständen heute von 
der Bevölkerung akzeptiert werden kann. Wenn 
darüber hinaus die Bemühungen nicht nur um Rü-
stungskontrolle, sondern auch um Abrüstung wei-
tere Möglichkeiten bieten, Tieffluglärm noch weiter 
einzuschränken oder ihn eines Tages vielleicht 
überflüssig zu machen, wären wir die letzten, die 
das nicht begrüßen würden. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Würzbach. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Unsere Bundeswehr und 
in der Bundeswehr unsere Luftwaffe haben einen 
Verfassungsauftrag, den sie in unser aller Interesse 
zu erfüllen haben. Das heißt, Bundeswehr,  Luft-
waffe  und in der Luftwaffe unsere Flugzeuge und 
die Flugausbildung sind kein Selbstzweck. Sie lei-
sten einen Beitrag, der sich gelohnt hat. Es ist er-
freulich, daß außer der einen Fraktion hier ohne 
Abstriche in diesen Auffassungen Übereinstim

-

mung besteht. 
Zum Erfüllen dieses Auftrags gehört für einen 

Teil der Bundeswehr, für die Luftwa ffe, daß sie auf 
Grund der Gegebenheiten auch den Tiefflug übt. 
Dies kann nicht in der Theorie oder nur an Simula-
toren gemacht werden. 

Ich möchte hier sehr deutlich einen weiteren 
Aspekt über die schon angesprochenen hinaus er-
wähnen. Unsere Piloten wissen, daß sie über unse-
rem eigenen Land fliegen. Unsere Piloten wissen 
als Deutsche, daß sie über deutschem Land und 
über deutschen Bürgern, über deutschen Städten 
und Dörfern, über deutschen Familien fliegen. Sie 
fühlen sich mit denen, über die sie fliegen, verbun-
den. Alle Piloten wissen sehr wohl, daß das tiefe 
Fliegen nicht nur Geräusche und Krach, sondern 
auch Belastung und Belästigung verursacht. Kei-
nem der Piloten macht dies Freude. Keiner tut 
mehr, als nötig ist, um seine technischen fliegeri-
schen Fertigkeiten dort auszubilden. 

Jeder von uns weiß — von uns im Parlament, in 
der Führung der Bundeswehr, der Luftwaffe bis 
herunter zu jedem Piloten — und tritt dafür ein, daß 
jeder Bürger mit Recht die Forderung erhebt, in 
Ruhe, mit möglichst geringen und wenigen Beein-
trächtigungen leben zu können. 
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Nur wir, die wir hier im Parlament sind, sollten 

besser als manch anderer wissen, daß es überall, 
nicht nur im politischen Leben, nie nur die eine 
Sache gibt. Wir müssen einen Kompromiß zwischen 
dem berechtigten Interesse an persönlicher Ruhe 
— das hoch einzuschätzen ist — und dem Erfüllen 
dieses Auftrags finden — das ebenfalls für alle er-
forderlich ist. Bei diesem Kompromiß sind wir in 
den letzten Jahren erheblich weitergekommen. Bei-
spiele haben nahezu alle Kollegen genannt. Einen 
kurzen Katalog und vor allem klare Zahlen möchte 
ich gern anschließend noch hinzufügen. 

Vorher möchte ich feststellen: Ich staune, daß im-
mer wieder — ich nehme an: bewußt und nicht 
unbewußt — von der Fraktion der GRÜNEN falsche 
Begriffe genannt werden. Wir führen über Deutsch-
land keinen Tiefstflug durch — ich bedanke mich 
für die Klarstellung sowohl der SPD wie der FDP 
und der Union in diesem Punkt —, aus Rücksicht 
auf unsere Bevölkerung. Wir sollten unseren Freun-
den in Kanada dankbar sein, daß wir dies dort tun 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Würden wir keinen Kompromiß finden, sondern nur 
die Einsatzfähigkeit der Luftwaffe sehen, müßten 
solche Flüge in Baumwipfelhöhe, um die dreißig 
Meter, eigentlich auch bei uns getan werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Schierholz? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
die GRÜNEN sind im Ausschuß kaum, beim 
Hearing überhaupt nicht dagewesen. Dann brau-
chen sie diese Bühne hier nicht. Ich möchte keine 
Zwischenfrage von denen zulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Nehmen Sie sich 

an der FDP ein Beispiel!) 
Weiter möchte ich darauf hinweisen, daß wir un-

ter unserer Verantwortung den Luftraum, die zu 
befliegenden Gegenden und Strecken, erheblich er-
weitert haben, und zwar mit nicht geringem Ärger 
in den Bereichen, in die hinein wir erweitert haben; 
ich denke an die Gebiete an der Grenze zu Öster-
reich und der Schweiz. 

Natürlich sind wir dafür offen, verstärkt Simula-
toren zu nutzen, und natürlich begrüßen wir, wenn 
es in der nächsten Generation der Flugzeuge Trieb-
werke gibt, die ruhiger sind. Aber es hieße, Sand in 
die Augen der Bürger zu streuen, wenn wir mein-
ten, daß dies im nächsten oder im übernächsten 
Jahr passiert. Noch gibt die Technik dies nicht her. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Segelflugzeuge!) 
Ich nenne jetzt nicht den langen Katalog der 

Maßnahmen — er würde mehrere Minuten in An-
spruch nehmen; der Kollege Wilz begann damit, 
und der Kollege Ronneburger setzte es fort —, der 
Maßnahmen — Sie, Herr Kollege Klejdzinski, ha-
ben aus der früheren Zeit einige genannt —, die wir 
der Luftwaffe zur Selbstbeschränkung schon aufer-
legt haben. Wir sind, was die Einschränkung und 

Beschränkung angeht, an einer Grenze des Kom-
promisses angekommen. Das möchte ich klar sa-
gen. 

Nun ein wichtiger Punkt, der in dieser Debatte 
des Parlaments festgehalten gehört: Erstmals ist es 
gelungen, auch die alliierten Verbände, alle, die hier 
fliegen, die Amerikaner, die Briten, die Holländer, 
die Kanadier und alle anderen, dazu zu bringen, 
sich freiwillig unseren einschränkenden Regelun-
gen anzuschließen. Jeder Fachmann weiß, daß dies 
auf Grund bestehender Statute nur freiwillig ge-
schehen konnte. Es ist ein großartiger Fortschritt, 
der hier erreicht werden konnte, 

(Zustimmung des Abg. Berger [CDU/ 
CSU]) 

und wir haben das mit Dank an unsere Freunde 
und Partner, die die Alliierten bei uns sind, zu regi-
strieren. 

Ich will nicht auf die einzelnen Vokabeln einge-
hen, aber ich möchte im Interesse unserer Piloten 
hier deutlich feststellen, daß sie hoch- und höchst-
diszipliniert fliegen. 

(Berger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben unter 1 % Verstöße gegen Flugbestim-
mungen. Dies ist ein gutes Ergebnis. Ich frage ein-
mal, ob wir alle uns selbst bei der Teilnahme am 
Straßenverkehr oder sonstwo so diszipliniert ver-
halten, wie die Piloten es bei dieser Vielzahl von 
Auflagen tun. Unter 1 % Verstöße, das ist erfreuli-
cherweise ein Ergebnis der Skyguard-Überwa-
chung. Damit sollen die Verstöße nicht verniedlicht 
werden; diejenigen, die gegen Flugbestimmungen 
verstoßen haben, werden hart zur Kasse gebeten, 
bis hin zum Entzug der Pilotenlizenz. 

Jetzt ein Wort zur 49er-Regelung: Es wäre eine 
politisch unkluge Sache und eine ganz schlechte 
Situation gewesen, wenn der Bundesminister der 
Verteidigung — was er kraft Gesetzes hätte tun 
können — die 49er-Regelung gegen den ausdrückli-
chen Willen der Bundesländer in Kraft gesetzt hät-
te. Die Masse der Bundesländer war dagegen, ei-
gentlich alle bis auf eine Ausnahme. Das gilt, Herr 
Kollege Klejdzinski, auch für Nordrhein-Westfalen. 
Wer regiert da? Das gilt für Hessen. Wer regiert da? 
Das gilt für das Saarland. Wer regiert da? Von dort 
kam schärfster Protest gegen dieses 49er-Rotations-
modell. 

(Abg. Stücklen [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, gegen das Votum der Länder zu 
handeln, also zu sagen: „Was die Länder meinen, 
interessiert uns nicht; wir machen das jetzt" — bei 
der Sensibilität und Bedeutung dieser Frage muß 
man Verständnis dafür haben, daß der Verteidi-
gungsminister das nicht getan hat. 

Jedem Bundesland, das kommt und sagt, es 
möchte in seinem Hoheitsbereich, in seinen Lan-
desgrenzen, ein Landesrotationsmodell ermögli-
chen, werden wir nicht nur ja sagen, sondern wer-
den es dabei auch nach Kräften unterstützen. 
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Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
der Abgeordnete Stücklen möchte eine Zwischen-
frage stellen. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Bitte sehr. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie also der Meinung, daß die, die bis heute vom 
Tiefflug verschont geblieben sind, auch in Zukunft 
verschont bleiben sollen und daß die sieben jetzigen 
Fluggebiete nach wie vor und weiterhin den gesam-
ten Tiefflug-Übungsbetrieb der Luftwaffe durchste-
hen sollen, oder sind Sie der Meinung, daß diese sie-
ben Gebiete einen Anspruch darauf haben, 

(Zustimmung des Abg. Dr. Klejdzinski 
[SPD]) 

daß die Verteidigungslasten, auch die Lärmbelästi-
gungen, eine Sache des gesamten Volkes sind und 
gleichmäßig auf alle Schultern verteilt werden müs-
sen? 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident, ich bin der 
Meinung, daß die Bevölkerung in diesen sieben Ge-
bieten seit jetzt mehr als drei Jahrzehnten 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Seit 40 Jahren!) 
ein, verglichen mit den anderen Gebieten, ganz un-
gewöhnliches Maß an zusätzlicher Beeinträchti-
gung und Belästigung zu ertragen hat und das wir, 
die Verantwortlichen, alles zu tun haben, um die 
Bevölkerung in der Zukunft noch mehr, als wir es 
bisher schon taten, auf jede mögliche wie der 
Antrag sagt — verantwortbare Art und Weise zu 
entlasten. 

Nun darf ich zu diesen Entlastungen kommen 
und einige schildern, die wir in den letzten Jahren 
erreicht haben. Ich möchte einmal die Zahlen nen-
nen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
auch der Abgeordnete Dr. Klejdzinski möchte eine 
Zwischenfrage stellen. Ich nehme an, Sie gestatten 
ihm das ebenfalls. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Bitte sehr. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mit mir in der Auffassung überein, daß bei-
spielsweise das Westmünsterland, das seit 40 Jah-
ren ständig von Tiefflug überzogen ist, zumindest 
wenn die 49er Regelung durchgezogen würde, sie-
ben Monate im Jahr tiefflugfrei wäre, und stimmen 
Sie weiterhin mit meiner Analyse überein, daß Ver-
teidigungslasten unteilbar sind und daß die ge-
samte Bevölkerung sie zu tragen hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir haben das 
Modell durchrechnen lassen, um eine Möglichkeit 
zu finden, die sieben Gebiete weniger belasten zu 
müssen. Ich habe meine Meinung dazu gesagt, 
warum wir das in dem jetzigen Stand — Reaktion  

der Länder — nicht haben umsetzen können. Wir 
stimmen nicht nur der Forderung zu, sondern es ist 
eine von uns selbst, daß wir damit nicht zur Ruhe 
übergehen, sondern einen Weg finden, aber gemein-
sam mit den Bundesländern, um hier zu einer 
neuen und gerechteren Verteilung zu kommen. 

Ich möchte die Zahlen nennen und darf alle Kol-
legen weit über den Verteidigungsausschuß hinaus 
bitten, diese Zahlen einmal sprechen zu lassen, weil 
sie die zuweilen unsachlich und subjektiv geführte 
Diskussion erheblich versachlichen. Ich greife mal 
nicht in alte Zeiten der Geschichte, sondern ins 
Jahr 1984 zurück. 1984 wurden noch etwa 75 000 
Stunden Tiefflug über dem Bundesgebiet gemacht. 
Ich rede über die deutsche Luftwa ffe. Dies konnte 
durch Verlagerung in das Ausland auf 57 000 Stun-
den reduziert werden. Im Jahre 1985 haben wir dies 
durch eine weitere Maßnahme, durch Reduzierung 
der Verweildauer in den Tieffluggebieten, auf 40 000 
reduziert, und im Jahre 1986 werden wir es auf 
37 000 Stunden bekommen. Dies heißt, daß wir in 
den letzten drei Jahren die Zahl der Tiefflugstun-
den über unserem Bundesgebiet um etwas mehr als 
50% reduziert haben. Dies ist eine spürbare, eine 
kräftig spürbare Reduzierung. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Es wäre noch bes

-

ser, wenn sie auf 49 Gebiete verteilt wür

-

den!) 
Wenn die SPD damals schon von wohlgeordnetem 
Zustand sprach, dann müßte dies heute viele Male 
mehr so sein. 

Eine weitere Möglichkeit wird darin bestehen, 
noch mehr Flüge in das europäische Ausland, kon-
kret: in die Türkei, zu verlegen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Zynisch!) 
Aber auch hier müssen wir klar sagen, dies kann zu 
einer prozentualen Reduzierung von möglicher-
weise 10 oder 20% führen, aber nicht auf Null, denn 
die deutsche Luftwaffe und die deutschen Piloten 
haben sich darauf vorzubereiten, möglicherweise in 
Deutschland eingesetzt zu werden. Damit dies nicht 
geschehen muß, müssen wir täglich klar und deut-
lich machen, daß wir dazu in der Lage wären. Es gilt 
die Devise, im Tiefflug über unserem Bundesgebiet 
sowenig wie möglich, aber eben doch soviel wie 
erforderlich zu fliegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das war der letzte Red-
ner zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zu-
nächst zu Tagesordnungspunkt 3 a. Es handelt sich 
um die Beschlußempfehlung des Verteidigungsaus-
schusses, die Ihnen auf Drucksache 10/5084 vor-
liegt. Der Ausschuß empfiehlt Ihnen, den Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/2803 
abzulehnen. Wer also der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses, den Antrag der GRÜNEN abzulehnen, 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Damit ist die Beschlußempfehlung angenom-
men. 
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Vizepräsident Cronenberg 
Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-

nungspunkt 3 b. Es handelt sich um die Beschluß-
empfehlung des Verteidigungsausschusses, die Ih-
nen auf Drucksache 10/5085 vorliegt. Der Ausschuß 
empfiehlt Ihnen, den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/3353 abzulehnen. Wer 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses, den An

-

trag der GRÜNEN abzulehnen, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die 
Beschlußempfehlung angenommen. 

Wir kommen nun zu dem gemeinsamen Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und SPD auf 
der Drucksache 10/5737 (neu). Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. -- Wer stimmt dagegen? — Dieser Antrag 
ist angenommen. 

Wir treten nunmehr in die Mittagspause ein. Um 
14 Uhr beginnt die Fragestunde. Wir werden etwa 
um 15 Uhr mit den Beratungen zum Arzneimittel-
recht beginnen. Da dies ursprünglich für heute vor-
mittag vorgesehen war, bitte ich die entsprechen-
den Kollegen zu unterrichten, daß um  ca. 15 Uhr der 
Tagesordnungspunkt Arzneimittelrecht aufgerufen 
wird. 

Ich wünsche Ihnen im übrigen guten Appetit. 
Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.20 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. Wir kommen zum Tages-
ordnungspunkt: 

Fragestunde. 
— Drucksache 10/5712 — 

Dazu bedürfen wir einer Geschäftsordnungsent-
scheidung. Wollen Sie dazu etwas sagen, Frau Hö-
nes? — Zur Geschäftsordnung, Frau Hönes. 

Frau Hönes (DIE GRÜNEN): Ich möchte für meine 
Fraktion begründen, warum wir nach § 42 der Ge-
schäftsordnung Frau Bundesministerin Süssmuth 
herbeirufen wollen. Ich denke, es ist gerade für uns 
Frauen eine sehr unangenehme Situation, Fragen, 
die wir an die Frau Bundesministerin gestellt ha-
ben, jetzt von ihrer Staatssekretärin beantwortet zu 
bekommen. Wir Frauen von der Fraktion der GRÜ-
NEN wollen mit unseren Fragen nicht die Frau 
Staatssekretärin in Verlegenheit bringen. Ich den-
ke, es ist fair, wenn die Bundesministerin Frau 
Süssmuth hier diese Beantwortung vornimmt. 
Denn die Fragen sind direkt an sie gestellt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Möchte jemand dagegen 
sprechen? — Wir haben gewöhnlich in solchen Fäl-
len, in denen keine vorherige Ankündigung erfolgt 
ist, das Verfahren, daß wir zehn Minuten aussetzen 
und dann darüber abstimmen. Der Vorgang ist nur 
so, ich habe keine Gegenrede gehört. Daher stelle 
ich fest, es ist so beschlossen. Ich darf die Staatsse-
kretärin fragen, ob es die technische Möglichkeit 
gibt, daß Frau Süssmuth kommen kann. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Präsident, die Mitarbeiter des Hauses telefonieren 
schon. Ich denke, daß es möglich ist. Aber ich kann 
es nicht verbindlich sagen. Frau Hönes, Sie erhal-
ten eine Antwort, sobald das möglich ist. 

Vizepräsident Westphal: Ich bitte also, mich sofort 
zu unterrichten, wenn es darüber eine Nachricht 
gibt. 

Ich überlege, ob wir in der Zwischenzeit einen 
anderen Teil der Fragestunde vorziehen können. — 
Ist der Staatssekretär des Ministers der Verteidi-
gung schon da? — Er ist natürlich nicht da, weil er 
annimmt, das andere dauert länger. — Ist der 
Staatssekretär des Umweltministeriums da?  — 
Herr  Wagner stände zur Verfügung. Da haben wir 
einige Fragen. Sind die Abgeordneten da? — Herr 
Dr. Schwenk (Stade) ist noch nicht da. Aber Herr 
Abgeordneter Schreiner ist da. Wir könnten dort 
beginnen. Ich wäre dankbar, wenn die Geschäfts-
führungen mit ein bißchen Telefonhilfe darauf hin-
wirken könnten, daß wir inzwischen etwas erledi-
gen können. Ich bekomme also Nachricht. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit. Ich stelle fest, daß die Frage des Abgeordneten 
Dr. Schwenk (Stade) schriftlich beantwortet werden 
soll. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 52 und 53 des Abgeordneten Menzel 
sollen schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe auf die Frage 54 des Abgeordneten 
Schreiner: 

Welche Rolle hat der Atomkraftwerkskomplex Cattenom 
beim jüngsten Gipfelgespräch zwischen Bundeskanzler Kohl 
und Staatspräsident Mitterrand gespielt? 

Ich bitte Herrn Staatssekretär Dr. Wagner, den 
ich hier erstmalig als Staatssekretär im neuen Um-
weltministerium begrüße, um die Beantwortung der 
Frage 54 des Abgeordneten Schreiner. 

Dr. Wagner, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit: Herr Präsident! Herr Abgeordneter, beim jüng-
sten Gipfeltreffen am 17. Juni zwischen Bundes-
kanzler Kohl und Staatspräsident Mitterand wur-
den Fragen des Kernkraftwerks Cattenom ange-
sprochen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Darf ich fragen, ob das eine Ant-
wort war, ob Sie schon fertig sind oder ob sie erst 
begonnen haben, die Antwort zu verlesen. 

Vizepräsident Westphal: Ich hatte den Eindruck, 
der Herr Staatssekretär hat seine Beantwortung 
schon abgeschlossen. Aber da er unsere Regeln 
noch nicht kennt, bitte ich ihn, die ganze Zeit ste-
henzubleiben, während der er Antworten geben 
muß. Also es war eine Antwort — wie immer. Es ist 
Sache der Bundesregierung, zu entscheiden, wie sie 
inhaltlich antwortet. 
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Vizepräsident Westphal 
Sie haben eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 

Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie meiner Interpretation zustimmen, daß man sich 
hier als Abgeordneter bei der Dürftigkeit dieser 
Aussagen schlicht auf den Arm genommen fühlt, 
daß die Bundesregierung offenkundig das Parla-
ment mißachtet? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Das ist nicht der Fall. 
Ich habe nicht das Gefühl, daß Sie hier mit dieser 
Antwort auf den Arm genommen worden sind, Herr 
Abgeordneter. 

(Zuruf von der SPD: So mangelhaft wie die 
Regierung, die Antwort! — Zuruf der Abg. 

Frau Hönes [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Herr Schreiner, Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, da seit eini-
gen Tagen ein Sicherheitsbericht der Betreiberge-
sellschaft von Cattenom „Electricité de France" in 
der Öffentlichkeit diskutiert wird, wonach einmal 
jährlich mit dem Bruch eines Sekundärkreislaufes 
und einmal in der Lebenszeit des Atomkraftkom-
plexes, also in 25 Jahren, mit dem Bruch des Pri-
märkreislaufs zu rechnen sei, frage ich die Bundes-
regierung, ob diese Angaben zutreffen und was die 
Bundesregierung seit 1982, seitdem dieser Sicher-
heitsbericht vorliegt, unternommen hat, um bei der 
französischen Seite darauf hinzuwirken, daß diesen 
Berichten entsprechend die Wirklichkeit korrigiert 
wird? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Unterstellung, die Sie hier soeben in Ihrer 
Frage vorgetragen haben, kann ich seitens der Bun-
desregierung nicht bestätigen. Im übrigen möchte 
ich darauf hinweisen, daß im Rahmen der Beratun-
gen in der DFK, der Deutsch-Französischen Kom-
mission, sämtliche Sicherheitsaspekte immer wie-
der auch eingehend erörtert worden sind, und zwar 
so eingehend, daß wir davon ausgehen müssen, daß 
die Sicherheit der Bevölkerung gewährleistet ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
möchte zur vorliegenden Frage zurückkommen und 
Sie fragen: Ist es Ihnen möglich, etwas über den 
Inhalt des Gespräches zwischen Bundeskanzler 
Kohl und Staatspräsident Mitterrand auszusagen? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Dr. Laufs, die Gespräche des Herrn Bundeskanzlers 
mit dem französischen Staatspräsidenten waren 
vertraulicher Art, so daß hierzu keine näheren An-
gaben gemacht werden können. 

(Schreiner [SPD]: Aber in der Presse stand 
es doch!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Schierholz. 

Dr. SchIerholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
können Sie uns denn wenigstens verraten — und 
ich frage natürlich auch noch einmal: mit welchem 
Ergebnis —, ob über diesen von Herrn Schreiner 
gerade eben genannten Sicherheitsbericht in dem 
Gespräch zwischen Herrn Bundeskanzler Kohl und 
Staatspräsident Mitterrand die Rede war? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
Sie können davon ausgehen, daß alle wesentlichen 
Punkte zu diesem Komplex zwischen unserem Bun-
deskanzler und dem Herrn Staatspräsidenten ange-
sprochen worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
angesichts der Zurückhaltung in der Beantwortung, 
die aus diplomatischen Gründen j a wohl zu verste-
hen ist: können wir aber davon ausgehen, daß der 
Herr Bundeskanzler in seinen Gesprächen mit dem 
Staatspräsidenten die Sorge der deutschen Bevöl-
kerung, die in der Region des Einzugsgebietes 
wohnt, mit der gebotenen Nachdrücklichkeit vorge-
tragen hat? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Müller, davon können Sie ausgehen. 

(Zurufe von der SPD: Was? — Das ist ja 
unerhört! — Seit wann ist der Bundeskanz

-

ler nachdrücklich?) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 55 des 
Abgeordneten Schreiner auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung am 27. März 1986 in 
der „Moselkommission" den Bau und den Betrieb des Atom-
kraftwerkskomplexes Cattenom akzeptiert hat, und inwie-
weit sind die Atomkraftwerke in Cattenom mit dem Eura-
tom-Vertrag vereinbar? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Präsident, die 
Bundesregierung hat keinerlei Zuständigkeit für 
den Bau eines französischen Kernkraftwerkes. Die 
Internationale Moselkommission, in der neben der 
Bundesregierung auch die Regierungen Frank-
reichs und Luxemburgs vertreten sind, hat am 
27. März 1986 dem Bau und Betrieb des Wasserent-
nahmebauwerks, des Einleitungsbauwerks und der 
Umschlagstelle des Kernkraftwerks Cattenom un-
ter bestimmten Bedingungen und Auflagen zuge-
stimmt. Hauptpunkte des Beschlusses der Mosel-
kommission sind Wasserentnahme und Wasserein-
leitung, Temperatur des Moselwassers und flüssige 
radioaktive Einleitungen. Die Frage der Vereinbar-
keit des Kernkraftwerkes Cattenom mit dem Eura-
tom-Vertrag wird bei der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaft in Brüssel in dem für alle Mit-
gliedstaaten verbindlichen Verfahren nach Arti-
kel 37 des Euratom-Vertrages geprüft. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, ist es denn 
zutreffend, daß im Euratom-Vertrag eine Bestim-
mung enthalten ist, die lautet, daß einheitliche Si- 
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Schreiner 
cherheitsnormen für den Gesundheitsschutz der 
Bevölkerung innerhalb der EG durchzusetzen sind? 
Ist es unter Beachtung dieser Regelung zutreffend, 
daß Cattenom beispielsweise bei Flugzeugabstür-
zen nicht gesichert wäre? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich bin bereit, diese Frage schriftlich zu beantwor-
ten; denn ich sehe mich im Augenblick nicht in der 
Lage, zu diesen Details bereits eine korrekte Ant-
wort zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, unter Be-
achtung der soeben vorgetragenen Regelungen des 
Euratom-Vertrages: Trifft es zu, daß in dem Sicher-
heitsbericht vom Electricité de France ausdrücklich 
eingeräumt wird, daß der primäre Kreislauf des 
Kraftwerkes einmal im Verlauf der Lebensdauer 
des Kraftwerkes brechen kann und die sekundären 
Kreisläufe jeweils einmal jährlich brechen können, 
und ist die Bundesregierung bereit, dem Parlament 
die sicherheitsrelevanten Bestandteile dieses Be-
richts endlich zu einer Diskussion zur Verfügung zu 
stellen? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
diese Frage ist ja vorhin schon einmal gestellt wor-
den. Ich kann Ihnen die Angaben, die Sie eben vor-
getragen haben, nicht bestätigen. Ich stelle gleich-
zeitig fest, daß die Bundesregierung selbstverständ-
lich bereit ist, ail das, was nicht der Vertraulichkeit 
unterliegt, zu veröffentlichen. Es gibt in diesem Be-
richt aber auch, wie Sie wissen, vertrauliche Anga-
ben, die der Öffentlichkeit nicht zugänglich ge-
macht werden können. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie angesichts der Antwort, die Sie 
soeben auf die Frage gegeben haben — in der Sie 
auch die Kompetenzen der Bundesregierung darge-
stellt haben —, die Äußerungen des saarländischen 
Ministers Leinen, die er am 6. Juni 1986 vom Po-
dium des Deutschen Bundestages aus gemacht hat, 
wo er u. a. wortwörtlich gesagt hat: 

Es ist ein Skandal, daß die Bundesregierung 
am 27. März dieses Jahres in der Mosel-Kom-
mission den Bau und den Betrieb der Atom-
kraftwerke in Cattenom akzeptiert hat, ... 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Minister Leinen hat 
diese Aussage in Verkennung der Zuständigkeiten 
gemacht. Zuständig für die Genehmigung dieses 
Kernkraftwerkes ist die französische Regierung, 
nicht die deutsche Bundesregierung. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, liegt 
das Ergebnis des Verfahrens nach Art. 37 des Eura-
tom-Vertrages vor? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das Verfahren läuft. Uns ist gegenwärtig offiziell 
noch nicht bekannt, ob dieses Verfahren in Brüssel 
bereits abgeschlossen worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie gerade von geheimen Absprachen ge-
sprochen haben — die also nicht zur Veröffentli-
chung bestimmt sind —, möchte ich Sie fragen, ob 
der neu gebildete Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit genauso wie der Ver-
teidigungsausschuß und der Auswärtige Ausschuß 
demnächst in Kategorien wie „geheim" eingeteilt 
wird — dort wird dann also nur unter Ausschluß 
gewisser Abgeordneter etwas berichtet — oder ob 
er ständig über die Dinge informiert wird, die der 
Reaktorsicherheit dienen? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das ist zunächst einmal eine Frage des Ausschuß-
vorsitzenden, der das so behandeln wird, wie es 
sachgerecht ist. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das ist 
Sache der Regierung!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Werner (Ulm). 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt — wenigstens so weit, wie wir 
das veröffentlicht wissen —, daß die frühere Regie-
rung Schmidt keinerlei Versuch unternommen hat, 
um gegenüber der französischen Regierung eine 
positive Prüfung in Richtung Cattenom zu verhin-
dern? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das stimmt 
doch nicht!) 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
soweit mir bekannt ist, hat es jedenfalls keine un-
terschiedlichen Beurteilungen zwischen der damali-
gen Bundesregierung und der französischen Regie-
rung zu diesem Projekt gegeben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Immer 
[Altenkirchen] [SPD]: Das ist falsch! — 
Werner  [Ulm] [CDU/CSU]: Genau der 

Punkt!) 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Ich 
danke dem Herrn Staatssekretär für die Beantwor-
tung der Fragen. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für das Post- und Fernmeldewesen. 
Zur Beantwortung der Fragen steht Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Rawe zur Verfügung. 

Die Fragen 65 und 66 werden auf Wunsch des 
Fragestellers, des Abgeordneten Kalisch, schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich rufe nun die Frage 67 des Abgeordneten Dr. 

Diederich (Berlin) auf: 
Trifft es zu, daß gutachterliche Bodenuntersuchungen im 

Auftrage der Landespostdirektion Berlin ergeben ha ben, daß 
der Bau der Erde-Funk-Anlage der Deutschen Bundespost in 
Berlin-Wannsee erhebliche Schadstoffemissionen mit einem 
hohen Polychlorbiphenylen (PCB) freisetzen könne und die 
Erschütterungen bei der Pfahlgründung der Anlage nicht 
nur einen enormen technischen Aufwand erfordern würde, 
sondern auch Auswirkungen auf den 100 Meter entfernt ste-
henden Kernreaktor des Hahn-Meitner-Instituts haben 
könnte? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
gestatten Sie, daß ich die beiden Fragen des Kolle-
gen Diederich, wenn er damit einverstanden ist, im 
Zusammenhang beantworte? 

Vizepräsident Westphal: Er ist einverstanden. 
Ich rufe dann auch die Frage 68 des Abgeordne-

ten Dr. Diederich (Berlin) auf: 
Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Deutsche Bundes-

post daraus zu ziehen, insbesondere im Hinblick auf die 
Mahnung von Experten hinsichtlich des stark methanhalti-
gen und damit explosiven Deponiegases, was spezielle 
Schutzvorkehrungen während der Bauphase sowie doppelt 
gesicherte Warneinrichtungen und explosionsgeschützte 
Lüftungen notwendig macht? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Diede-
rich, es trifft nicht zu, daß die angesprochenen Gut-
achten im Zusammenhang mit dem Neubau der 
Erdfunkstelle der Deutschen Bundespost in Berlin -
Zehlendorf das Freisetzen von Emissionen und Er-
schütterungen des nahegelegenen Kernreaktors 
des Hahn-Meitner-Instituts durch die Baumaßnah-
men der Deutschen Bundespost ausweisen. Richtig 
ist vielmehr, daß durch die von der Landespostdi-
rektion Berlin veranlaßten Untersuchungen im 
Erdreich vorhandene Schadstoffbelastungen ermit-
telt wurden und daß bei der erforderlichen aufwen-
digen Gründung der Neubauten Sonderbohrpfähle 
zum Einsatz gelangen, die den Gegebenheiten des 
Standortes und des benachbarten Hahn-Meitner-
Instituts Rechnung tragen. 

Der Deutschen Bundespost ist die besondere Pro-
blematik des Bauvorhabens bewußt. So sind erfor-
derliche Vorkehrungen hinsichtlich der Deponiega-
se, z. B. zusätzliche Warneinrichtungen, bereits in 
die Planung eingeflossen. Darüber hinausgehende, 
weiterreichende Maßnahmen befinden sich noch im 
Stadium notwendiger Abklärungen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Diede-
rich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
lassen die Ausführungen in den entsprechenden 
Gutachten — um hier nur ein paar Sätze zu zitie-
ren — , nämlich daß unter dem Gebäude vertikale 
Gasdrains zu einer eventuellen Entgasung der De-
ponie vorzusehen sind, daß alle Ver- und Entsorgun-
gen gasdicht anzuschließen sind und die Entwässe-
rung mit Siphons zu sichern ist, daß im Gebäudein-
nern Gaswarngeräte für Methan und Kohlendioxid 
vorzusehen sind, die zentral überwacht werden sol-

len, daß die elektrischen Anlagen so ausgelegt wer-
den sollten, daß Gebäudebereiche im Falle einer 
Gaswarnung abgeschaltet werden können, nicht zu-
mindest die Schlußfolgerung zu, daß die Gutachter 
in ihren Bodenuntersuchungen Schadstoffemissio-
nen nicht nur nicht ausschließen, sondern sogar da-
mit rechnen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich den-
ke, das ist leicht aufzuklären. Ich habe deutlich ge-
macht, daß nicht von dem Bauvorhaben an sich — 
das geht auch aus dem hervor, was Sie hier soeben 
zitiert haben —, sondern von der Deponie mögliche 
Gefahren ausgehen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Richtig!) 
Wir sind uns in der Tat beide einig, daß alle Maß

-

nahmen ergriffen werden müssen, um die Gefah-
ren, die daraus entstehen können, zu eliminieren. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Dr. Diede-
rich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Ergibt sich daraus 
nicht die Schlußfolgerung, daß die Anlage, die ja 
empfindlich ist und die dann, wenn sie abgeschaltet 
werden muß, offensichtlich auch keinen sicheren 
Betrieb mehr gewährleisten kann, an dieser Stelle 
nicht errichtet werden sollte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, die Schlußfolge-
rung ergibt sich daraus nicht ohne weiteres. Sie 
würde sich vielmehr erst dann ergeben, wenn sich 
bei den noch laufenden Untersuchungen tatsächlich 
herausstellen würde, daß man das, was dort an Ge-
fahren entstehen kann, nicht unter Kontrolle brin-
gen kann. Dann allerdings müßten wir Ihnen fol-
gen; das ist korrekt. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Recht schö

-

nen Dank!) 

Vizepräsident Westphal: Sie haben keine weiteren 
Zusatzfragen, Herr Dr. Diederich? Sie hätten aber 
noch welche. — Gut, Sie wollen nicht. 

Die Fragen 69 und 70 sollen auf Wunsch des Fra-
gestellers, des Abgeordneten Suhr, schriftlich be-
antwortet werden. Die Antworten werden als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe dann die Frage 71 des Abgeordneten Jä-
ger (Wangen) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die derzei-
tige Staffelung der Fernsprechgebühren für Telefongesprä-
che nach Entfernungszonen nicht kostengerecht ist und den 
ländlichen Raum benachteiligt, und welche Schritte beab-
sichtigt die Bundesregierung, um im Zuge des Aufbaus eines 
digitalen Vermittlungs- und Übertragungssystems diese Be-
nachteiligung des ländlichen Raums abzubauen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
die Kosten der Fernsprechverbindungen werden 
immer mehr von der Zeitdauer und immer weniger 
von der Entfernung bestimmt, so wie Sie es in Ihrer 
Frage zum Ausdruck gebracht haben. Die Deutsche 
Bundespost hat seit Jahren den Weg beschritten, 
sich durch Abbau der Entfernungsstufen dieser 
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Parl. Staatssekretär Rawe 
durch die Technik bedingten Entwicklung anzupas-
sen. So hat sie Anfang der 70er Jahre und durch die 
Tarifreform des Jahres 1980 Tarifzonen abgebaut. 
Die vier zur Zeit bestehenden Entfernungsstufen 
sind nicht mehr kostengerecht gestaltet. So weisen 
die Nandiensttarifzonen eine erhebliche Kostenun-
terdeckung und z. B. die Tarifzone III eine Kosten-
überdeckung auf. Die Tarifzone III ist die weiteste 
Entfernung, wie Sie wissen. Die Deutsche Bundes-
post überlegt deshalb, die Tarife längerfristig ko-
stenorientiert weiterzuentwickeln. 

Die derzeitige Staffelung der Fernsprechgebüh-
ren benachteiligt jedoch nicht den ländlichen 
Raum; denn nahezu 99 % aller Fernsprechteilneh-
mer können ihr Mittelzentrum zum Nahtarif errei-
chen. Die Bundesregierung ist deshalb der Ansicht, 
daß mit der 26. Verordnung zur Änderung der Fern-
meldeordnung zum 25. Januar 1985, die eine we-
sentlich verbesserte Flächenverlustregelung, d. h. 
vergrößerte Nahbereichsradien für viele Ortsnetze 
im Zonenrandgebiet, sowie 50 freie Gebührenein-
heiten in den Nahtarifzonen mit weniger als 30 000 
erreichbaren Fernsprechteilnehmern — in der Re-
gel in ländlichen Gebieten — brachte, eine abschlie-
ßende Regelung für die Nahtarifzonengestaltung 
gefunden wurde. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
muß man nach dem, was Sie vorgetragen haben, 
nicht doch davon ausgehen, daß vor allen Dingen 
die abgelegeneren ländlichen Räume, die j a nicht 
nur mit ihren jeweiligen Unterzentren in telefoni-
scher Verbindung stehen, sondern die z. B. auch mit 
den wirtschaftlichen Zentren ihres Landes, etwa in 
Stuttgart oder in München, in Verbindung treten 
wollen, dadurch benachteiligt sind, daß sie häufig in 
die Zonen II oder III fallen und damit die von Ihnen 
schon genannte stärkere Belastung durch Fern-
sprechgebühren in Kauf nehmen müssen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, es 
ist Ihnen bekannt, daß über die Frage der Regelung 
im Nahtarif auch in diesem Hause, vor allen Dingen 
im zuständigen Ausschuß für das Post- und Fern-
meldewesen, sehr eingehend beraten worden ist. 
Wir haben auch die kommunalen Spitzenverbände 
dazu gehört. Wie Sie sich erinnern, ging der Streit 
darum, ob man die Nahbereiche so ordnen sollte, 
daß man auf jeden Fall das Mittelzentrum errei-
chen konnte. Wir haben ziemlich exakte Messungen 
darüber, daß nicht unmittelbar der Verkehr zwi-
schen den einzelnen Teilnehmern und einem ent-
sprechenden Mittelzentrum, sondern daß der Ver-
kehr zu bestimmten Wirtschaftsgebieten hin die 
große Rolle spielt. Genau aus diesem Grunde hat 
der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
empfohlen, nicht eine sture Regelung zu machen, 
sondern 50 Freieinheiten zu gewähren, weil man 
dadurch in der Tat in die Lage versetzt wird, nicht 
nur ein nahe gelegenes Mittelzentrum, sondern z. B. 
weiter entfernte Wirtschaftsräume mit einer gewis-
sen Vergünstigung zu erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Kollege Rawe, 
ist die Bundesregierung bereit, die Bemühungen 
der Landesregierung von Baden-Württemberg — 
ich vermute, daß es ähnliche Bemühungen auch von 
anderen Landesregierungen gibt — zu unterstüt-
zen, zu einer einvernehmlichen Regelung zu gelan-
gen, die die gegenwärtige Situation der abgelege-
nen ländlichen Räume in mittelfristiger Weise ver-
bessert? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich bitte um Nachsicht: Das kann Ihnen die Bundes-
regierung erst versprechen, wenn sie solche Vor-
stellungen kennt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Werner (Ulm). 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist sich die Bundesregierung zumindest der Tatsa-
che bewußt, daß, wenn 90 %, wie Sie sagen, der Fern-
sprechteilnehmer das Mittel- bzw. Oberzentrum im 
Nahtarif erreichen können, dies immerhin beinhal-
tet, daß weite Teile der Bundesrepublik Deutsch-
land von dieser — ich möchte einmal sagen — Be-
vorzugung ausgeschlossen sind, denn man darf hier 
wirklich nicht nur die Prozentzahlen sehen, son-
dern man muß in Verbindung mit der modernen 
Technologie — digitalen Netzen und ähnlichem — 
berücksichtigen, daß dies ganz wichtige Vorausset-
zungen oder Benachteiligungen für die infrastruk-
turelle Entwicklung der Zukunft beinhaltet? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollge Werner, 
ich teile Ihre Befürchtungen nicht, aber ich will zu 
dem weiteren Kern Ihrer Frage gern Stellung neh-
men, wenn der Herr Präsident das erlaubt, weil mir 
das ganz wichtig erscheint. 

Herr Präsident, es ist in der Tat richtig, daß wenn 
die Deutsche Bundespost ihre Netze in digitaler 
Form weiterentwickelt und dabei demnächst dann 
ein integriertes Netz für alle Dienste anbietet, wir 
dann Mittel und Wege finden müssen, Herr Kollege 
Werner, das zu einheitlichen Tarifen zu tun. 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen. Ich danke dem Staats-
sekretär für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung auf. Zur Beantwortung 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Würz-
bach zur Verfügung. 

Ich rufe die Fragen 30 und 31 der Abgeordneten 
Frau Dr. Lepsius auf. Die Fragen sollen auf Wunsch 
der Fragestellerin schriftlich beantwortet werden. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 32 und 33 der Abgeordneten Frau 
Rönsch können nicht beantwortet werden, da die 
Fragestellerin nicht im Saal ist. Wir haben eine 
besondere Situation: Ich bitte, die Fragen schriftlich 
zu beantworten. Ich bitte, das so ins Protokoll auf-
zunehmen. 
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Vizepräsident Westphal 
Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbe-

reichs. 
Nun rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit auf. — Ich werde die Sitzung fortführen, wenn 
die Ministerin im Saal ist. 

(Unterbrechung der Sitzung von 14.27 bis 
1428 Uhr — Bundesminister Frau Dr. 
Süssmuth betritt unter Beifall den Saal) 

Ich stelle eben fest, daß auch Frau Rönsch jetzt 
gekommen ist. Ich möchte Ihr — der Staatssekretär 
ist noch da — noch die Chance geben zu fragen. Wir 
haben die Uhr angehalten, damit Ihnen keine Zeit 
verloren geht. Wir machen das so fair, wie das 
irgend geht. 

Ich rufe erneut den Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung auf. 

Ich rufe die Frage 32 der Abgeordnete Frau 
Rönsch (Wiesbaden) auf: 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche Bemühungen 
der hessische Ministerpräsident bisher unternommen hat, 
um geeignete Ausweichmöglichkeiten für den Flugplatz 
Wiesbaden-Erbenheim zu benennen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Frau Kolle-
gin Rönsch, der Bundesregierung sind keine kon-
kreten Bemühungen des hessischen Ministerpräsi-
denten bekannt, um Ausweichmöglichkeiten für 
den amerikanischen Flugplatz Wiesbaden-Erben-
heim benennen zu können. Die Bundesregierung 
bedauert, daß die hessische Landesregierung trotz 
mehrfach, auch vom Minister selbst geäußerter Bit-
ten die erbetene Hilfe bislang versagt hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, sind Ihnen Bemühungen der Lan-
desregierung dahingehend bekannt, die Anzahl der 
zu stationierenden Flugzeuge zu reduzieren, und 
treffen Äußerungen einer Bürgerinitiative zu, daß 
sie Erkenntnisse hat, daß bis auf Null reduziert 
werden könnte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
Äußerungen von Bürgerinitiativen hierzu kenne ich 
nicht; sie liegen mir nicht vor. Bekannt ist uns, daß 
sich Hessen immer wieder — auch öffentlich --
geäußert hat, zu verhindern, daß die Amerikaner 
die Anzahl der sogenannten Starrflügler — der 
Flugzeuge, wie wir sagen, wie der Hubschrauber — 
in  dem vorgesehenen Maße zu erhöhen. Deshalb 
wäre es um so logischer aus unserer Sicht, daß man 
sich als hessische Landesregierung dann auch mit 
aller Energie — gemeinsam mit uns — darum be-
müht, andere Plätze zu benennen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Was wird 
die Bundesregierung jetzt noch einmal unterneh-

men, um den hessischen Ministerpräsidenten auf 
seine Pfichten aufmerksam zu machen, Alternati-
ven zu benennen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Sie wissen, daß 
wir den hessischen Ministerpräsidenten — zuletzt 
durch einen Brief des Ministers selbst, dann vom 
Verteidigungsausschuß über die Kollegen und im-
mer wieder öffentlich -- gebeten haben, nunmehr 
die erbetene Hilfe zu geben. Auf der Ebene Abtei-
lungsleiter, Staatssekretäre besteht eine dauernde 
Verbindung, um in der Richtung etwas zu bewirken. 
Wir werden dies fortsetzen und darin nicht nachlas-
sen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben hier 
sinngemäß ausgeführt, die Hessische Landesregie-
rung sei von Ihnen mehrfach gebeten worden, hier 
aktiv zu werden. Ich hätte von Ihnen gern gewußt, 
in welchem Schreiben Sie diese Aktivitäten darge-
tan haben, und möchte von Ihnen darüber hinaus 
gerne wissen, ob Ihnen ein Schreiben der hessi-
schen Staatskanzlei vorliegt, aus dem eindeutig 
hervorgeht, daß Ihre Behauptungen nicht stimmen, 
daß weder Sie noch der Herr Verteidigungsminister 
jemals die Hessische Landesregierung gebeten ha-
ben, hier aktiv zu werden. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nur 
um aus einem von vielen, die mir hier in den Unter-
lagen zur Fragestunde vorliegen, zu zitieren: 

2. Oktober 1984, Der Bundesminister der Ver-
teidigung 

— von ihm, Manfred Wörner, selbst unterschrie-
ben  — 

an  
— er ist j a noch Ministerpräsident — 

Ministerpräsident Holger Börner. 
Es handelt sich um einen dreiseitigen Brief, den Sie 
gerne einsehen können und den ich Ihnen auch 
gern in Kopie zur Verfügung stelle. Sie ersehen 
allein daraus, daß das, was Sie mir soeben in Ihrer 
Frage unterstellten, einfach nicht zutrifft. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, da 
Sie, was mich wirklich sehr wundert, die Verant-
wortung jetzt plötzlich auf die in dieser Frage ein-
deutig nicht zuständigen Länder — in diesem Falle 
auf das Bundesland Hessen — abschieben — nur so 
kann ich das verstehen —, möchte ich Sie fragen, ob 
Sie wenigstens bestätigen können, daß es — der 
Konflikt um Wiesbaden-Erbenheim ist ja sehr alt; 
er beschäftigt auch den Petitonsausschuß — Sache 
der Bundesregierung ist, hier tätig zu werden und 
nach Alternativen zu suchen. 

Vizepräsident Westphal: Fragen, Herr Dr. Schier-
holz! 
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Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube nicht, daß man das so verstehen kann, es sei 
denn, man will das so verstehen. Die Bundesregie-
rung hält sich an Gesetze, und wenn Sie sich ein 
ganz klein wenig mit dem Luftverkehrsgesetz be-
schäftigen würden, dann würden Sie sehen, daß wir 
für militärische Plätze zuständig sind. Aber für alle 
anderen Ausweichplätze, um die es hier geht, ist auf 
Grund des Gesetzes die Hessische Landesregierung 
in Zusammenarbeit mit uns verantwortlich. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, können Sie dem Hohen Hause sa-
gen, wie die hessische Regierung auf die Schreiben, 
Aufforderungen und auch auf die öffentlichen An-
kündigungen und Aufforderungen reagiert hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Eine Antwort des 
hessischen Ministerpräsidenten auf das zitierte 
Schreiben ist mir nicht bekannt. Das haben wir 
auch zuletzt im Verteidigungsausschuß bedauert. 
Die laufenden Versuche unseres dafür zuständigen 
Abteilungsleiters in der hessischen Staatskanzlei 
sind bislang leider ohne spürbare, sachliche Konse-
quenzen auslösende Folgen gewesen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, ich darf 
Sie fragen, ob wir Ihnen im Gegenzug einen Brief 
der hessischen Staatskanzlei zur Verfügung stellen 
sollen, in dem die Behauptungen, die Sie soeben 
wiederholt haben, zurückgewiesen werden. Es 
könnte ja sein, daß in dem Ministerium von Herrn 
Schwarz-Schilling alles drunter und drüber geht 
und daß Sie dieses Schreiben nicht haben. Sollen 
wir Ihnen dieses Schreiben, in dem bestritten wird, 
daß Sie jemals geschrieben haben, zur Verfügung 
stellen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Für jedes Schrei-
ben, besonders aber für jede aus der Mitte Ihrer 
Fraktion nun wirklich ein bißchen in Bewegung ge-
brachte Hilfe, um Wiesbaden-Erbenheim möglicher-
weise Entlastung zukommen zu lassen, ist die Bun-
desregierung Ihnen dankbar, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 33 der Ab-
geordneten Frau Rönsch auf: 

Welchen Einfluß hat die Bundesregierung auf die schnelle 
Bereitstellung von Alternativstandorten? 

Ich bitte, darauf zu achten, daß wir schnell zu 
einem Ende kommen. Großzügigkeit kann auch 
mißbraucht werden. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Rönsch, die 
Bundesregierung hat die Zuständigkeit für die Er-
kundung militärischer Ausweichplätze. Bei der 
Prüfung weiterer Ausweichplätze ist sie auf Grund 
des Luftverkehrsgesetzes auf die Zusammenarbeit 
mit dem Land Hessen angewiesen. Ich habe bereits 
gesagt: Wir wünschen uns, daß Hessen dies wirklich 
ernst nimmt und zusammen mit uns einen Aus-

weichplatz — möglicherweise auch einen zivilen 
sucht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Gibt es Er-
kenntnisse darüber, ob vielleicht andere sozialde-
mokratisch geführte Bundesländer bereit sind, für 
Entlastung in Hessen zu sorgen und Ausweichmög-
lichkeiten anzubieten? Dies war jetzt vom Minister-
präsidenten zu hören. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich weiß, daß Ver-
suche unternommen wurden, auch in anderen Bun-
desländern nach Ausweichplätzen zu suchen, aber 
ich kann mir nicht vorstellen, daß eine — wie im-
mer auch befreundete — Landesregierung dies von 
sich aus anbietet, solange man nicht im eigenen 
Land wirklich alles geprüft hat und dann den Kolle-
gen in anderen Bundesländern begründet sagt: 
Bitte hilf du mir; in meinem ganzen Land geht es 
nicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Rönsch. — Keine weitere Zusatzfrage. 

Dann Herr Reuter zu einer Zusatzfrage. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, ich gehe im-
mer noch davon aus, daß die Fragen der Landesver-
teidigung Sache der Bundesregierung sind: Sie ha-
ben mehrfach darauf hingewiesen, daß das Land 
Hessen nicht kooperativ, nicht bereit sei zu helfen. 
Können Sie dem Hause bestätigen, daß die Hessi-
sche Landesregierung die Anregung gegeben hat, 
25 Starrflügler nach Kassel -Calden, auf den Regio-
nalflughafen, zu verlegen, daß das aber von den 
Amerikanern abgelehnt wurde? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Von den Amerika-
nern, Herr Kollege, ist signalisiert worden, daß sie 
bereit seien, auf dafür geeigneten Plätzen im Land 
Hessen einen entsprechenden Teil unterzubringen. 
Wir bitten seit geraumer Zeit, gemeinsam mit Ver-
tretern des Landes Hessen, gemeinsam mit den 
Amerikanern als Ausweichplätze geeignete Plätze 
zu besichtigen. Schon dieser Beteiligung an der Be-
sichtigung hat sich Hessen bisher entzogen, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit. Zur Beantwortung der Fragen steht 
Frau Minister Dr. Süssmuth zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 35 der Frau Abgeordneten 
Wagner auf: 

Wie stellt sich die Bundesregierung die gesamte Arbeits-
zeitregelung vor, wenn sich die Bundesministerin für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit in ihrer Rede zu „Frauen im 
öffentlichen Dienst" für den zentralen Bereich ihrer Politik, 
die bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie, ausgespro-
chen hat auf der Grundlage ihrer Überzeugung „Jedes Mit- 
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glied der Gesellschaft hat ein Recht und eine Verpflichtung, 
in beiden Bereichen tätig zu werden" und für Lösungen, wie 
z. B. familienfreundliche Arbeitszeiten, eintreten will? 

Bitte schön, Frau Minister. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Zur Frage 35 ant-
worte ich, daß meine Position ist, daß wir eine flexi-
blere Gestaltung des Arbeitslebens brauchen, ge-
rade im Hinblick auf eine größere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Das bedeutet mehr Flexibili-
tat in den Tages-, Wochen-, Monats- und Jahresar-
beitszeiten. Dies bedeutet ferner einen Zuwachs an 
sozialversicherungspflichtigen Teilzeitarbeitsplät-
zen für Männer und Frauen. Dies bedeutet drittens 
— etwas, was auch von meinem Hause gefördert 
wird — Berufskontakte während der Unterbre-
chungsphase. Und es bedeutet viertens Ausbau der 
beruflichen Wiedereingliederungsmaßnahmen für 
diejenigen, die die Erwerbstätigkeit unterbrochen 
haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Wag-
ner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Da auch nach unserer 
Auffassung die Verwirklichung des Ziels Vereinbar-
keit von Beruf und Familie nur durch eine andere 
Arbeitszeitpolitik möglich ist, dagegen Arbeitszeit-
formen wie Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsver-
träge eher die Verschlechterung der ökonomischen 
Situation von Frauen und die Verschärfung der ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung zur Folge ha-
ben, frage ich Sie, ob nicht die erhebliche Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit mit Lohnausgleich, und 
zwar für beide Geschlechter, die wichtigste Basis 
für die Umverteilung der Erwerbs- und Hausarbeit 
bedeutet? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Mit Blick auf 
die beiden Lebensbereiche Familie und Erwerbstä-
tigkeit bin ich der Meinung, daß für Männer und 
Frauen gilt, daß wir nicht nur an bisherigen Ar-
beitszeitstrukturen festhalten können, daß wir aber 
eine Gesellschaft auch nicht von heute auf morgen 
in neue Arbeitszeitstrukturen führen können. Um 
den Wünschen und Nachfragen bisher überwiegend 
der Frauen Rechnung zu tragen und um Kinder 
nicht zu kurz kommen zu lassen, müssen wir Über-
gänge gestalten, die diese Formen annehmen, wie 
wir sie gegenwärtig anstreben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Wag-
ner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Stellen Sie sich, Frau 
Süssmuth, nach Ihrer Äußerung in einem „dpa"-
Gespräch, daß neben einer Veränderung der Er-
werbsarbeitsstrukturen die Nichterwerbsarbeit der 
Frauen aufgewertet bzw. neu bewertet werden muß, 
die Rücknahme der von dieser Bundesregierung 
vorgenommenen Sozialkürzungen vor, die die Zu-
nahme der unbezahlten Arbeit von Frauen zur 
Folge hatten, und damit die Wiederentlohnung be-

stimmter Tätigkeiten, oder denken Sie dabei nur an 
die ideelle Aufwertung der Frauenarbeit mit Ta-
schengeldvergütung? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Eigen [CDU/ 
CSU]: So einen Blödsinn muß man sich 
hier anhören! Ablesen langer Episteln ist 

das!) 

Vizepräsident Westphal: Augenblick. — Also, bitte, 
hier sitzt schon jemand, der allein damit umzuge-
hen weiß, weil wir eine Geschäftsordnung haben. 

Lassen Sie mich bitte vor der Beantwortung eine 
Anmerkung machen, gerade auch an die Fraktions-
führung derjenigen, die die Fragen für diesen Ge-
schäftsbereich eingereicht haben. Nach unserer Ge-
schäftsordnung soll es sich um Fragen handeln, die 
kurz formuliert sein sollen. Das steht d a . wörtlich 
drin. Wenn Sie sich diese Fragen ansehen, werden 
Sie mir bestätigen müssen: Dies ist nicht gesche-
hen. Dies sind halbe Romane. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Dann darf man wenigstens die Zusatzfragen kurz 
erbitten. 

Also, wo ist das Fragezeichen, Frau Wagner? 

Frau Wagner (GRÜNE): Ich frage, ob Frau Süss-
muth daran denkt, die Sozialkürzungen, die diese 
Bundesregierung vorgenommen hat, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie lesen doch 
schon wieder vor!) 

wieder zurückzunehmen, oder ob sie nur an eine 
ideelle Aufwertung der Frauenarbeit mit Taschen-
geldvergütung denkt. — Fragezeichen! 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Ich bin zwar 
auch der Auffassung, daß das mit der Frage 35 
nichts zu tun hat, erkläre aber in aller Kürze: Nach 
jahrelanger ausschließlich ideeller Bewertung ist 
durch das Erziehungsgeld für nichterwerbstätige 
Mütter mehr als eine ideelle Anerkennung gesche-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Wenn nach 100 Jahren Rentenrecht erstmalig — 
zugestanden: noch nicht für alle — ein Erziehungs-
jahr eingeführt worden ist, dann ist das eine mate-
rielle Aufwertung der Familienarbeit. Es ist längst 
noch nicht das Ende der Fahnenstange; diesen Weg 
haben wir in der Familienpolitik, insbesondere 
auch für die Pflegetätigkeit, fortzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Frau Ministerin, Sie 
hatten vorhin in der Antwort auf die ursprüngliche 
Frage gesagt, Sie streben einen Zuwachs sozialver-
sicherungspflichtiger Teilzeitarbeitsplätze an. Nun, 
wir kennen j a alle das Elend von 19-Stunden-Ar-
beitsplätzen — — 

Vizepräsident Westphal: Ich muß eine Frage ha-
ben, Herr Vogel. Sie können verstehen, daß ein Prä- 
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sident hier jetzt sehr darauf hinwirken muß, daß es 
kurze Fragen werden, nach so langen Romanen, die 
wir erst lesen müssen. 

Vogel (München) (GRÜNE): Kann ich das so deu-
ten, daß Sie oder die Bundesregierung beabsichti-
gen, in Zukunft nicht erst bei Teilzeitarbeitsverhält-
nissen von 20 Stunden und mehr die Sozialversiche-
rungspflicht einzuführen, sondern auch schon bei 
Teilzeitarbeitsverhältnissen mit geringerer Arbeits-
zeit? 

(Zustimmung des Abg. Dr. Schierholz 
[GRÜNE]) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Ich denke, 
daß die Bundesregierung gerade auch im Beschäfti-
gungsförderungsgesetz eine größere Absicherung 
der Teilzeitarbeit vorgenommen hat. Dies gilt auch 
für die Förderung der Teilzeitarbeit im Arbeitsför-
derungsgesetz, die vorher überhaupt nicht aufge-
nommen war. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Sehen Sie in der Forderung der 
Gewerkschaften nach Einführung der 35-Stunden-
Woche einen sinnvollen Beitrag zur Arbeitszeitre-
gelung für Frauen und Männer? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Was hat denn 
das mit der Frage zu tun?) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Ich habe den 
Eindruck, Herr Präsident, daß ich mich jetzt auf 
dem Gebiet ganz neuer Fragen befinde, die vorher 
überhaupt nicht eingebracht wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 36 der 
Abgeordneten Frau Wagner auf: 

Wie erklärt sich die Bundesregierung den Widerspruch, 
daß Frau Bundesministerin Dr. Süssmuth auf einer Veran-
staltung des Landfrauenrates Niedersachsen bei der Durch-
setzung der Gleichberechtigung auf mögliche massive Wider-
stände hingewiesen hatte, und in einer anderen Rede auch 
die Notwendigkeit von Quotendiskussionen befürwortete, die 
sie aber dann in ihrer Rede zu „Frauen im öffentlichen 
Dienst" grundsätzlich ablehnte und auf Richtlinien und Leit-
fäden verwies, und ist die Bundesregierung mit uns der Auf-
fassung, daß gerade angesichts der realistischen Prognose 
der Bundesministerin für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit nur eine Quotenregelung im Erwerbsbereich den 
notwendigen Druck zur Realisierung der Gleichberechtigung 
ausübt? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Zur Frage 36 
— Stichwort: Quotenregelung — möchte ich sagen, 
daß ich erstens erklärt habe, daß die Diskussion 
über Quotenregelungen angesichts der Anteile, die 
Frauen in den Parlamenten erreicht haben, nicht 
erstaunen kann. Ich habe von Anfang an — ich 
erinnere an das Wort, das Sie hier nicht zitiert ha-
ben — von flexiblen Richtwerten gesprochen, die 
wir auch brauchen, wenn wir wissen, wohin wir wol-
len. 

Bezüglich der Frage, ob die Quotenregelung das 
einzig adäquate und wirksame Mittel zur Durchset-
zung der Gleichberechtigung im Beruf sei, muß ich 
Sie auf die Nachbarländer und auch auf Amerika 
oder Kanada verweisen, wo Quoten bestehen und 
die Gleichberechtigung ebenfalls nicht erreicht ist. 
Die Quotenregelung ist vielleicht wirksam auf dem 
Papier, aber damit ist sie längst noch nicht in der 
Praxis wirksam. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Wag-
ner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Wenn Sie selbst die Mei-
nung vertreten, daß es mittlerweile nicht nur ein 
Vorurteil, sondern ein Urteil sei, wenn Frauen un-
terstellt wird, sie stünden dem Arbeitgeber auf 
Grund ihrer Aufgaben in der Familie nur begrenzt 
zur Verfügung: 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Sind Sie dann wirklich der Überzeugung, daß ein 
Personalchef sein Verhalten gegenüber den Frauen 
auf der Basis von Richtlinien entscheidend verän-
dern wird? 

(Eigen [CDU/CSU]: Irgendein Referent hat 
das aufgeschmiert, und sie muß es jetzt ab

-

lesen!) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Sie haben 
sich in Ihrer Frage auf die Richtlinien für den 
öffentlichen Dienst bezogen. Ich denke, daß jede 
Fördermaßnahme — sei es im öffentlichen Dienst 
oder außerhalb des öffentlichen Dienstes — einen 
Einfluß nimmt, indem nämlich im öffentlichen 
Dienst Bericht erstattet werden muß und in der Pri-
vatwirtschaft der Betriebsrat der entscheidende 
Kontrolleur wäre, um die Frauenförderung mit 
durchzusetzen. 

Zum anderen wissen wir, daß alle frauenfördern-
den Maßnahmen in erster Linie mit zum Bewußt-
seinswandel in der Gesellschaft beitragen sollen. 
Sie haben also unterschiedliche Funktionen. Nie-
mand behauptet, daß Frauenförderungsrichtlinien 
als einziges Mittel genügen, um eine ausreichende 
Anzahl von Arbeitsplätzen für Frauen zu schaffen 
und die berufliche Förderung der Frau zu bewir-
ken. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Wagner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Bleiben wir beim Perso-
nalchef. Sind Sie der Meinung, daß Frauen auf der 
Basis von Richtlinien bis zur Pensionierung des 
vorurteilsbeladenen Personalchefs warten sollen, 
oder sollen sie sich ganz individuell ein gutes Ver-
hältnis zu anderen Führungskräften aufbauen, oder 
sollten sie an Stelle der Richtlinien einen einklag-
baren Anspruch 

(Rawe [CDU/CSU]: Die stellt ja fünf Fra-
gen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU 
— Vogel [München] [GRÜNE]: Wenn ihr so 
laut seid, versteht die Ministerin nichts!) 

auf bevorzugte Einstellung und Förderung for-
dern? 
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Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: In Ergänzung 
zu den Förderungsrichtlinien haben wir ein Verbot 
der Diskriminierung von Frauen am Arbeitsplatz. 
Sie wissen, daß in Verbindung mit dem EG-Anpas-
sungsgesetz Richterurteile ergangen sind, wo die-
ses individuelle Zuwarten Frauen nicht zugemutet 
wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Frau Ministerin, können Sie 
mir bitte sagen, seit wann und wo in den Förde-
rungsrichtlinien die Berichtspflicht für den öffentli-
chen Dienst verankert ist? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Es ist in den 
Richtlinien zum öffentlichen Dienst eine Berichts-
pflicht vor dem Innenausschuß verankert. Ich habe 
hier im deutschen Parlament gesagt, ich gehe da-
von aus, daß wir diese Berichte jeweils hier im Par-
lament diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rawe [CDU/ 
CSU]: Wenn man keine Ahnung hat, soll 

man nicht fragen!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Hür-
land. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Frau Ministerin, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß es besser wäre, nicht 
Beziehungen zu Chefs zu fördern oder anzustreben, 
sondern als Frau darauf hinzuarbeiten, durch eine 
solide Schulbildung, durch ein Studium oder eine 
Ausbildung und Weiterbildung, selber Chef zu wer-
den? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Diese Frage 
kann ich rundum mit Ja beantworten. Allerdings 
gehören dazu auch die Rahmenbedingungen, daß es 
einem ermöglicht wird, Chef zu werden. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 37 
der Abgeordneten Frau Zeitler: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung der Bundesmini-
sterin für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, die in 
einem SPIEGEL-Gespräch im letzten Jahr es als „flexibles 
Verhalten" ansah, wenn „weniger Frauen ein Lehramtsstu-
dium aufnehmen (...), sondern eine andere Ausbildung wäh-
len, wo sie womöglich mehr Chancen haben", und versteht 
sie dies so, daß der geschlechtsspezifische Arbeitsmarkt und 
die Diskriminierung von Frauen bei Ausbildungsplätzen, die 
nicht zu den wenigen traditionell weiblichen Berufen gehö-
ren, keinen Einfluß hätten, sondern kommt es nach Meinung 
der Bundesregierung auf die jeweils individuelle Flexibilität 
der Frauen an? 

Bitte schön, Frau Ministerin. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Das Ziel der 
Politik der Bundesregierung, die Benachteiligung 
von Mädchen und Frauen bei der Ausbildungsplatz

-

suche und im Berufsleben zu beseitigen, kann nur 
erreicht werden, wenn einerseits über den Weg der 
schulischen Bildung und Beratung, aber auch der 
Berufsberatung Mädchen und Frauen ihrerseits 
das gesamte Spektrum der Berufsmöglichkeiten 
ausschöpfen und ausschöpfen können und sich  

nicht weiterhin auf Berufe konzentrieren, die nur 
eingeschränkte Berufsperspektiven eröffnen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was heißt das 
denn?) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Zeitler. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Frau Ministerin, können 
Sie mir sagen, wie viele Mädchen aus den Modell-
versuchen „Mädchen in Männerberufen" nach Ab-
schluß ihrer Ausbildung einen der Ausbildung ent-
sprechenden Arbeitsplatz gefunden haben? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Nach den Er-
kenntnissen des Modellversuchs „Mädchen in ge-
werblich-technischen Berufen" sind die Vermitt-
lungschancen in den verschiedenen Berufen sehr 
unterschiedlich. Wir haben Vermittlungsquoten, die 
sich zwischen 7% und 24 %, in anderen Bereichen 
bis über 70% bewegen. Wir haben aber zugleich das 
Problem, daß die Verweildauer im erlernten Beruf 
bei einer Reihe von Modellteilnehmerinnen äußerst 
kurz ist und sie nach einem anderen Beruf Aus-
schau halten, weil die Praxis der Berufsausübung 
und die Erfahrungen, die sie am Arbeitsplatz ma-
chen, nicht ihren angestammten Vorstellungen ent-
sprechen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Zeitler. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Könnten Sie mir sagen: 
Warum wird nach Ihrer Auffassung von den Mäd-
chen in so geringem Maße eine Ausbildung in ge-
werblich-technischen Berufen angestrebt, obwohl 
die Modellversuche „Mädchen in Männerberufen" 
gezeigt haben, daß junge Frauen sehr wohl für eine 
solche Ausbildung geeignet sind? 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Die Gründe 
für die geringere Nachfrage liegen auf mehreren 
Ebenen. Zum einen — damit betrachte ich zugleich 
diese Modellversuche auch kritisch — handelt es 
sich um Berufe, die von Männern verlassen werden, 
die für sie keine Berufschancen mehr bieten und in 
die Frauen auch nicht hineingehen sollten. Deswe-
gen habe ich in der Weiterführung dieser Modell-
versuche, bevor ich dieses Amt übernommen habe, 
eine Ausweitung vorgenommen: gewerblich-techni-
sche und technische Berufe. 

Ein zweiter Punkt ist, daß in der Entwicklung der 
Mädchen zwischen dem 12. und 14. Lebensjahr eine 
erhebliche Verengung des Berufsspektrums erfolgt. 
Die Experten sagen: Das hat mit geschlechtsspezifi-
schen Erfahrungen zu tun, weil Mädchen in dieser 
Phase, in der sie auch Beziehungen zum anderen 
Geschlecht eingehen, nach wie vor erhebliche 
Schwierigkeiten in nicht traditionellen Berufen ha-
ben. 

Ein dritter Grund ist der, daß Mädchen in diesen 
Berufen, wenn sie dann als Gesellinnen bei Kunden 
erscheinen, nach wie vor mit dem Vorurteil belegt 
werden, daß sie die Arbeit offenbar doch nicht so 
angemessen wie Männer ausführen könnten. 
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Ein vierter Grund ist, daß sich die Betriebe in 

einem hohen Maße noch nicht auf Mädchen in nicht 
traditionellen Berufen eingestellt haben. 

Ich behaupte nicht, damit jetzt schon alle Fakto-
ren genannt zu haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Frau Ministerin, Sie 
teilen also praktisch unsere Auffassung, daß bei 
den Mädchen zwar — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Vogel, wir wollen 
keine Kommentare hören, sondern Fragen. 

Vogel (München) (GRÜNE): Ich frage ja, ob die 
Ministerin unsere Auffassung teilt, daß bei den 
Mädchen zwar der Wille da ist, auch in solche Be-
rufe zu gehen, daß aber häufig Vorurteile des Un-
ternehmers oder Personalchefs dafür ausschlagge-
bend sind, daß sie keine Möglichkeit haben, solche 
Berufe dann auch zu erlernen. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Ich teile diese 
Auffassung so, wie Sie sie formuliert haben, nicht. 
Es gibt die Vorurteile, und es gibt sehr viele Mäd-
chen, die aus unterschiedlichen Gründen nach wie 
vor diese Berufe nicht anstreben. Ich kann die Ur-
sachen nicht auf die Vorurteile beschränken. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Frau Ministerin, wie be-
werten Sie denn meine Ansicht, daß gerade die Er-
fahrungen mit dem Modellversuch „Mädchen in ge-
werblich-technischen Berufen" genau das Gegenteil 
Ihrer Auffassung beweisen, nämlich beweisen, daß 
— wie Sie es genannt haben — flexible Richtwerte 
zur Förderung von Frauen nicht ausreichen, son-
dern eben härtere Maßnahmen, etwa der von uns in 
die Diskussion gebrachte Entwurf eines Antidiskri-
minierungsgesetzes, vonnöten sind? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Herr Schier-
holz, ich muß Ihnen darauf antworten: Der Tatbe-
stand, daß bei mehreren Handwerkskammern Mäd-
chen in gewerblich-technischen Berufen gesucht, 
aber nicht gefunden werden, wirft zugleich die 
Frage auf, ob mit einer Quotenregelung geholfen ist 
oder ob andere Prozesse eingeleitet werden müs-
sen, um Mädchen anders zu motivieren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Beides!) 
— Ja, gut. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Frau Mini-
ster, welche Vorkehrungen hat die Bundesregie-
rung vorgefunden, um Mädchen, die besonders be-
nachteiligt sind, zu begünstigen? Es war ja abzuse-
hen, daß geburtenstarke Jahrgänge auf uns zukom-

men. Hatte die letzte Bundesregierung in dieser 
Richtung schon etwas bewegt? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Wir haben 
das Modell „Gewerblich-technische Berufe" vorge-
funden. Nun möchte ich hier sagen: Das hat nichts 
mit einem Benachteiligtenprogramm zu tun, son-
dern wählt eher anders qualifizierte Mädchen aus. 

Was ich hier noch einmal nachdrücklich sagen 
möchte, ist, daß das Benachteiligtenprogramm mit 
seinem ursprünglichen Ansatz von 69 Millionen DM 
im Jahre 1982 und seinem heutigen Ansatz von 407 
Millionen DM die Maßnahme ist, mit der im Ver-
bund von Ländern und Bund überhaupt Entschei-
dendes für die benachteiligten Mädchen in der be-
trieblichen und der überbetrieblichen Ausbildung 
geleistet werden konnte. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Frau Ministerin, sind Sie denn 
angesichts der diskriminierenden Erfahrungen, die 
Mädchen bei der Arbeitsplatzsuche machen, noch 
der Ansicht, daß Appelle an  die Arbeitgeber ausrei-
chen, oder sind nicht vielmehr schärfere gesetzliche 
Maßnahmen, wie sie etwa im Rahmen eines Anti-
diskriminierungsgesetzes zu formulieren wären, 
nötig? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Bevor wir zu 
Maßnahmen greifen, von denen wir auch nicht be-
haupten können, daß sie den Mädchen ausrei-
chende Startchancen geben, wäre es sinnvoller, zu-
nächst einmal Maßnahmen einzuleiten, die tatsäch-
lich erst modellhaft und dann flächenhaft eine in-
tensive schulische und außerschulische Berufsbera-
tung begleiteten, und in der Übergangszeit, wie wir 
es jetzt schon begonnen haben, mehr Mädchen über 
die überbetriebliche Ausbildung zu einer qualifi-
zierten Ausbildung zu führen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Wagner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Frau Ministerin, sind Sie 
denn mit mir der Auffassung, daß auch die Strei-
chung des Schüler-BAföG und die Umstellung des 
BAföG auf Volldarlehen ihr Zusätzliches dazu bei-
getragen haben, die Ausbildungs- und Studiensitua-
tion von Mädchen noch weiter zu verschärfen, und 
was gedenken Sie dagegen zu unternehmen? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Der Nach-
weis, daß die Kürzung von Schüler-BAföG und Stu-
denten-BAföG die Ausbildungssituation der Mäd-
chen verschlechtert hat, kann zumindest nicht der-
gestalt geführt werden, daß wir weniger Mädchen 
mit qualifizierten Schulabschlüssen und in fachli-
chen Vollzeitschulen hätten. 

(Zurufe von der SPD) 
Die Tatsache, daß Mädchen zu einem höheren An

-

teil ihre Studienwünsche zurückgestellt haben oder 
ihre Studien abgebrochen haben, hat unter ande- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 	17449 .  

Bundesminister Frau Dr. Süssmuth 
rem damit etwas zu tun, daß sie zu einem überpro-
portional hohen Anteil in den geisteswissenschaftli-
chen Fächern vertreten sind. Aus eigener Erfah-
rung kann ich sagen, wo immer ein Lehramtskandi-
dat oder eine Lehramtskandidatin — das gilt für 
beide — einen Ausbildungsplatz anderenorts findet, 
wird von der Studienabsicht zunächst einmal Ab-
stand genommen, um einen Beruf zu erlernen, bei 
dem größere Arbeitsplatzchancen bestehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Werner (Ulm). 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Frau Bundesminister, 
können Sie bestätigen, daß sich unter Federführung 
des Hauses für Bildung und Wissenschaft gerade 
eine Arbeitsgruppe damit beschäftigt, die mögli-
cherweise auftretenden Erschwernisse auf Grund 
der Darlehenssituation — BAföG — in Verbindung 
mit der Harmonisierung der anderen Freibetrags

-

grenzen in besonderer Weise zu behandeln und vor 
diesem Hintergrund Vorschläge auszuarbeiten und 
vorzulegen? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wieder eine hilf

-

reiche Frage! — Gegenruf von der CDU/ 
CSU: Stellen Sie mal solche!) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Mir ist die 
Bildung dieser Arbeitsgruppe bekannt. Ich glaube, 
das gilt für Mädchen und Jungen, daß wir den Be-
reich der Ausbildungsförderung noch einmal zu 
überdenken haben, um Engpässe, die gegenwärtig 
bestehen, zu beseitigen. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang aber daran erinnern, daß selbst ein 
Land wie Schweden BAföG immer mit der Maß-
gabe der späteren Rückzahlung gewährt hat — un-
ter im Gesamtverlauf zumutbaren Bedingungen. 
Ich bestreite überhaupt nicht, daß unter den gegen-
wärtigen Schwierigkeiten bezüglich Arbeitsmarkt 
und Ausbildungsplätzen der Ausbildungsförderung 
ein besonderer Stellenwert zukommt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Dr. Däublin-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Frau Süssmuth, 
wollen Sie ernsthaft bestreiten, was Ihnen doch je-
des Ausbildungsamt eines Landratsamtes sagen 
kann, daß nach der Streichung des Schüler- und 
Studenten-BAföG junge Frauen überproportional 
weniger gefördert werden? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Wenn Sie mir 
diese Frage stellen, müßten Sie mir zunächst sagen, 
was Sie jetzt mit Förderung meinen. Soweit eine 
Anspruchsvoraussetzung entfällt, kann keine För-
derung gewährt werden. Aber offenbar hat Ihre 
Frage einen anderen Inhalt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Frau Bundesministerin, 
Sie sagten eben, daß es keinerlei Erkenntnisse über 
die Auswirkungen der starken Kürzung des BAföG 
bezüglich der Mädchen und Frauen gebe. Auf der 
anderen Seite hat Sie der Kollege Werner eben in  

einer Entlastungsfrage gefragt, ob es nicht richtig 
sei, hierzu eine besondere Kommission einzurich-
ten. Finden Sie nicht, daß da ein Widerspruch zwi-
schen der Regierung und der Regierungsfraktion 
im Deutschen Bundestag besteht? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Ich möchte 
ganz deutlich sagen, daß es weder einen Wider-
spruch in der Aussage gibt noch einen Widerspruch 
in der Anfrage von Herrn Werner. Es sind zweierlei 
Dinge, ob wir auf Grund der veränderten Ausbil-
dungsförderung eine Verschlechterung der Ausbil-
dungschancen der Mädchen nachweisen können 
oder ob wir davon sprechen, daß ein größerer Anteil 
durch Zusatzverdienste oder erhöhte Aufwendun-
gen der Familien für diese Schul-, Ausbildungs- und 
Studienabschlüsse erwirtschaftet werden muß. In-
sofern ist hier die Frage des Familienlastenaus-
gleichs gestellt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Frau Bundesministerin, nach-
dem Sie die Schwierigkeit für junge Frauen bestä-
tigt haben, nach ihrer Ausbildung im gewerblich

-

technischen Bereich eine Anstellung zu finden, als 
auch davon abgeraten haben, das Lehramtsstudium 
aufzunehmen, möchte ich Sie fragen: Für weichen 
Beruf würden Sie heute jungen Frauen und Mäd-
chen empfehlen, eine Ausbildung anzustreben? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: In der gegen-
wärtigen Situation haben Mädchen unverhältnis-
mäßig größere Chancen, wenn sie erstens, was be-
reits viele Mädchen tun, von den Geisteswissen-
schaften in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaf-
ten in Kombination gehen, wenn sie zweitens in die 
wirtschaftlichen Berufe gehen. Ein großer Teil 
drängt j a gerade in die Dienstleistungsberufe. Ich 
nenne die neuen Technologien, sei es als Zusatzqua-
lifikation oder als Grundberuf. In der DDR sind es 
60 % der Frauen, die als Informatikerinnen tätig 
sind. Andere Bereiche tun sich für Frauen als neue 
Selbständige neu auf, wo sie bisher immer nur in 
anderer Rolle tätig waren. Hier hat sich der Anteil 
der Frauen in ganz kurzer Zeit, nachdem vorher 
nur jede vierte Anmeldung für selbständige Tätig-
keit eine Frau betraf, um 50 % erhöht. Gegenwärtig 
ist jede zweite Frau in unterschiedlichen Unterneh-
mensgrößen als Selbständige tätig, wo sich Frauen 
beruflich ihren Lebensunterhalt verdienen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 38 der 
Abgeordneten Frau Hönes auf: 

Wie begründet die Bundesregierung den Meinungsum-
schwung ihrer Bundesministerin für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit, die noch im Januar 1986 anläßlich einer 
Rede vor der Handwerkskammer Würzburg die Forderung 
von Frauenvereinigungen und Frauen-Arbeitsgemeinschaf-
ten in politischen Parteien nach Quotenregelungen oder dy-
namischen Richtwerten für die Steigerung des Frauenanteils 
bei der Besetzung aller parteilichen Gremien als „jetzt schon 
sehr erfolgreich" begrüßt hat, sich aber zuletzt Anfang Juni 
1986 gegenüber dpa gegen starre Quoten zur Erreichung die-
ses Zieles aussprach, und wie erklärt sie sich diese nachträg-
liche Distanzierung von Frau Dr. Süssmuth von der Quotie- 
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Vizepräsident Westphal 
rungsdiskussion, die von ihr zunächst befürwortet wurde und 
in  ihrer Bedeutung als „über die politischen Parteien hinaus-
gehend" eingeschätzt worden war? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Zu Frage 38 
kann ich nur wiederholen, was ich schon gesagt 
habe. Ich unterstreiche noch einmal, auch wenn ich 
ganz ausdrücklich gegen starre Quoten gesprochen 
habe, schließt das doch wohl nicht aus, daß man 
eine Quotendiskussion für nützlich halten kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Frau Ministerin, bedeutet 
dieser Rückzug aus der Quotierungsdiskussion, den 
Sie jetzt gerade einleiten, daß Sie nun wieder auf 
das von Ihnen selbst als nach dem altbekannten 
Muster gestrickt kritisierte Alibi zurückgreifen, wo-
nach für die Defizite der Frauen hauptsächlich die 
Frauen selbst verantwortlich sind und den Frauen, 
die in allen Parteien seit einiger Zeit wieder ver-
stärkt um die gleichberechtigte Besetzung von 
Mandaten und Funktionen mit Frauen kämpfen, 
empfehlen, weiterhin allein auf ihre persönliche 
Durchsetzungskraft und die Überwindung dieser 
Defizite zu setzen? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Frau Hönes, 
ich glaube, Sie wissen selbst, daß Sie mir damit eine 
Frage stellen, die auf Sie zurückfällt. Denn deutli-
cher, als ich das durchgängig tue, kann es wohl 
kaum jemand erklären, daß die mangelnde Beteili-
gung nichts mit Defiziten bei den Frauen zu tun hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Aber dies schließt nicht aus, daß wir unterschiedli-
cher Auffassung darüber sind, wie wirksam Quoten 
bei der Durchsetzung der Fraueninteressen sind. 

Vizepräsident Westphal: Frau Hönes, eine weitere 
Zusatzfrage, aber bitte kurz. 

Frau Hönes (GRÜNE): Ja. Legt Ihre Feststellung 
vom September 1985, wonach einzelne Frauen, die 
in reine Männergremien kämen, in der Regel kaum 
eine Chance hätten, sich anders zu verhalten, als es 
die Männer erwarten — ich zitiere jetzt —, nicht 
gerade die Forderung nach festen Quoten für 
Frauen nahe, um zu verhindern, daß sich weiterhin 
einzelne Frauen an männlich geprägten Strukturen 
aufreiben? 

Vizepräsident Westphal: Frau Minister, ich kann 
verstehen, daß Sie nicht ganz verstanden haben, 
was gefragt worden ist. Das tut mir furchtbar leid. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Ob das bei 
mir akustisch richtig angekommen ist, kann ich 
nicht gewährleisten. Ich versuche aber zu antwor-
ten. Sie gehen erneut davon aus, daß der beklagens-
werte Tatbestand, daß in vielen Gremien nur ein-
zelne Frauen vertreten sind, allein durch eine Quo-
tenregelung zu verbessern ist. Das muß ich mit 
einem Nein beantworten, weil Sie davon ausgehen, 
die Quotenregelung sei die einzig wirksame Maß-
nahme zur Durchsetzung von Fraueninteressen. Ich 
bin der Meinung, daß wir ein breiteres Spektrum 
von Maßnehmen brauchen. Die Quote ist das letzte 

Mittel. Denn wir wissen — das sage ich noch einmal 
— aus den Erfahrungen in anderen Ländern, wie 
schwach diese Waffe sein kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Frau Ministerin, würden Sie 
mir zustimmen, daß man für Frauen nicht nur et-
was erklären, sondern etwas tun muß, und können 
Sie sagen, warum Sie nichts tun? 

(Lachen bei der CDU/CSU -- Eigen [CDU/ 
CSU]: Die Bösartigkeit selbst!) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister: Die Frage 
kommt mir wie gelegen. Wenn in jeder Legislatur-
periode so viel wie von mir versucht worden wäre 

(Zurufe von der SPD: Versucht!) 
-- ich bin noch nicht am Ende meines Satzes — und 
dies auch zu Ergebnissen geführt hätte, dann wären 
wir schon weiter. Ich bin gerade neun Monate im 
Amt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wenn Sie mich fragen, was ich tue, sage ich Ihnen 
dies: Ich habe eben damit aufgehört, mich damit 
zufriedenzugeben, Regelungen für Frauen nur qua 
Anregung und Prüfung weiterzuführen. Ich bin 
zwar nicht für ein isoliertes Frauenministerium, 
aber für ein solches, in dem wirksam die Belange 
von Frauen auch verfolgt werden können. Gesetzge-
bungskompetenz hätten Sie wahrscheinlich auch 
gern durchgesetzt. Dann hätten Sie mich wahr-
scheinlich nicht so, wie Sie es jetzt tun, aufs Korn 
genommen und gefragt was ich denn täte. Es gibt 
nichts Vergleichbares in der Bundesrepublik. Daß 
dies innerhalb so kurzer Zeit geschehen ist, ist 
durchaus als Leistung herauszustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei den GRÜNEN) 

Ich nenne einen zweiten Bereich, für den ich 
mich maßgeblich eingesetzt habe und für den wir 
gegenwärtig nach einer Lösung suchen: die Jahr-
gänge vor 1921. Mit all denen, die eine Lösung su-
chen, kann ich nicht sagen, daß ich hier nur schöne 
Reden halte und untätig bin. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wo ist denn die 
Lösung? Wann kommt sie denn? — Zurufe 
von der SPD — Zuruf von der CDU/CSU: 
Warum habt ihr denn nichts gemacht? Ihr 

habt doch 14 Jahre gepennt!) 
— Bei Ihnen haben wir sehr lange gewartet; bei uns 
warten Sie noch nicht einmal sechs Monate. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
der Fragestunde*). Ich danke Frau Bundesminister 
für die Beantwortung der Fragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

*) Die Fragen 39 bis 50 und 63 werden von den Fragestellern 
zurückgezogen. Die übrigen nicht erledigten Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen im 
Stenographischen Bericht über die 226. Sitzung abgedruckt. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 	17451 

Vizepräsident Westphal 
Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 d 

auf. 

4. a) Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Jaunich, Frau Fuchs 
(Köln), Egert, Hauck, Frau Schmidt 
(Nürnberg), Delorme, Dreßler, Fiebig, Gil-
ges, Müller (Düsseldorf), Frau Dr. Lepsius, 
Sielaff, Waltemathe, Witek, Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes (2. AMG-
Änderungsgesetz) 
— Drucksache 10/4144 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit (13. Ausschuß) 
— Drucksache 10/5732 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Augustin 
Jaunich 
Eimer (Fürth) 
Frau Wagner 
(Erste Beratung 204. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Arzneimittelgesetzes 
— Drucksachen 10/5112, 10/5258 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit (13. Ausschuß) 
— Drucksache 10/5732 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Augustin 
Jaunich 
Eimer (Fürth) 
Frau Wagner 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 
— Drucksache 10/5768 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Rossmanith 
Waltemathe 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 204. Sitzung) 

c) Zweite und dritte Beratung des von der 
Abgeordneten Frau Wagner und der Frak-
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes (2. AMG-
Änderungsgesetz) 
— Drucksache 10/5168 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit (13. Ausschuß) 
— Drucksache 10/5732 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Augustin 

Jaunich 
Eimer (Fürth) 
Frau Wagner 
(Erste Beratung 204. Sitzung) 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der einzelstaatlichen 
Maßnahmen betreffend das Inverkehr-
bringen technologisch hochwertiger Arz-
neimittel und insbesondere solcher, die 
mit Hilfe biotechnologischer Prozesse 
hergestellt werden 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie 75/318/EWG 
zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die analytischen, toxikologisch

-

pharmakologischen und ärztlichen oder 
klinischen Vorschriften und Nachweise 

über Versuche mit Arzneispezialitäten 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie 81/852/EWG 
zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die analytischen, toxikologisch

-

pharmakologischen und tierärztlichen 
oder klinischen Vorschriften und Nach-
weise über Versuche mit Tierarzneimit-
teln 
Vorschlag für eine Empfehlung des Rates 
zu den Versuchen mit Arzneispezialitäten 
im Hinblick auf deren Inverkehrbringen 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie 65/65/EWG 
zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über Arzneispezialitä-
ten 
— Drucksachen 10/2525, 10/5520 — 
Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Augustin 

Hierzu liegen auf den Drucksachen 10/5745 bis 
10/5761 Änderungsanträge der Fraktion der SPD 
sowie auf Drucksache 10/5743 ein Änderungsantrag 
der Abgeordneten Jaunich und Frau Dr. Neumei-
ster vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 d 60 Minu-
ten vorgesehen. — Dazu höre ich keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Augustin. 

Frau Augustin (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Ihnen auf Drucksache 
10/5112 vorliegende und von der Bundesregierung 
eingebrachte Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
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Änderung des Arzneimittelgesetzes und die Be-
schlußvorlage des Ausschusses auf Drucksache 10/ 
5732 folgen der Notwendigkeit, das am 6. Mai 1976 
in diesem Hause verabschiedete Arzneimittelge-
setz, welches sich vorzüglich bewährt hat, den mo-
dernen Entwicklungen heute anzupassen. 

Dieser Gesetzentwurf ist außerdem ein weiterer 
Meilenstein auf dem Weg zu einem gemeinsamen 
Arzneimittelmarkt innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft. 

Im Namen der CDU/CSU-Fraktion geht mein 
Dank an die Bundesregierung, die diesen Entwurf 
zunächst einmal erstellt hat, aber auch ganz aus-
drücklich an den Bundesrat, der durch seine inten-
sive Beratung, die von hohem Sachverstand getra-
gen wurde, einen großen Teil dazu beigetragen hat, 
daß wir heute einer Vorlage zustimmen können, die 
wirklich in die Zukunft weist. Viele Anregungen des 
Bundesrates haben ihren Niederschlag in den von 
der Koalition vorgelegten Änderungsanträgen ge-
funden. 

In der Kürze der Zeit möchte ich nur auf einige 
wenige wesentliche Neuregelungen eingehen, zu-
nächst einmal auf die Einführung einer Fachkreis

-

information. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die bis-
her gebrauchte Packungsbeilage zu Fertigarznei-
mitteln als einziges Informationsmaterial sowohl 
für den Arzt als auch für den Apotheker als auch 
für den Patienten einfach ungeeignet war. So ent-
standen nicht selten bei der Lektüre durch den Pa-
tienten auf Grund der vielen für den Laien oft un-
verständlichen Fachausdrücke Ängste und Mißver-
ständnisse. Diesem Mißstand wird nun durch die 
Einführung einer Fachinformation abgeholfen. 

Bei der großen Zahl der auf dem Markt befindli-
chen Arzneimittel, die als solche gesundheitspoli-
tisch durchaus zu begrüßen ist, war es ein weiteres 
Anliegen der Bundesregierung, eine Verbesserung 
der Überschaubarkeit dieses Arzneimittelmarktes 
herbeizuführen. Die im vorgelegten Gesetzentwurf 
vorgesehene Einrichtung einer Transparenzkom-
mission bietet hierfür erstmals eine gesetzliche 
Grundlage. Aufgabe der Mitglieder dieser Transpa-
renzkommission wird es sein, die pharmakologisch

-

therapeutische und preisliche Transparenz herbei-
zuführen. Bei der Berufung der Mitglieder dieser 
Transparenzkommission sind die besonderen The-
rapierichtungen selbstverständlich berücksichtigt. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat sich mit besonderer 
Sorgfalt dem nicht ganz einfachen Problem der Lö-
sung der Zweitanmelderfrage gewidmet. Sie sah 
sich nicht in der Lage, in diesem Punkt dem Vor-
schlag der Bundesregierung zu folgen, der eine ge-
spaltene Frist von fünf Jahren Verwertungssperre 
und fünf Jahren Verwertungsmöglichkeit bei 
gleichzeitiger Vergütungszahlung für die Überlas-
sung der analytischen, toxikologischen und klini-
schen Prüfungsergebnisse des Erstherstellers an 
den Nachantragsteller vorsah. Vielmehr halten wir 
eine zehnjährige Verwertungssperre nach der Zu-
lassung, nach deren Ablauf dem Nachantragsteller 
die Unterlagen kostenlos zur Verfügung gestellt 
werden müssen, für eine Lösung, die den widerstre-

benden Interessen von Nachantragstellern und Vor-
antragstellern am besten Rechnung trägt. 

Sie trägt außerdem der Tatsache Rechnung, daß 
es sehr wohl nötig ist, ein für die Innovation gutes 
Klima in der Bundesrepublik Deutschland zu schaf-
fen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Abgesehen davon, daß es immer wieder Krankhei-
ten gibt, die neu entstehen — denken Sie z. B. an 
AIDS —, gibt es immer noch viele Krankheiten, die 
seit langem bekannt sind, für die es aber immer 
noch keine wirksamen Arzneimittel gibt. Wenn von 
der SPD behauptet wird, durch die Zehnjahresfrist 
gebe es ein Mehr an Tierversuchen, so ist das falsch 
und irreführend. Bei aller Sensibilität unserer Mit-
bürger, die sich den Tierschutz zum Anliegen ge-
macht haben, glaube ich dennoch, daß unsere Rege-
lung akzeptiert wird. Denn erstens sind Tierversu-
che in der Wiederholung verboten. Zweitens ist es 
für die Nachahmerfirmen wesentlich billiger, die re-
lativ kurze Zeit zwischen Ablauf des Patents und 
Ablauf der Sperrfrist abzuwarten, anstatt in den 
exorbitant teuren Teil der klinischen und tierexpe-
rimentellen Prüfung einzutreten. 

(Jaunich [SPD]: Das ist ja nicht die Alter

-

native!) 

Das Eintreten in diesen Teil der Untersuchungen 
würde den Generika-Herstellern gerade das un-
möglich machen, was sie auf dem Markt interessant 
macht, nämlich zu extrem niedrigen Preisen anzu-
bieten. 

Hervorheben möchte ich, daß wir mit unserer 
Entscheidung für die Zehnjahresfrist dem Vor-
schlag der Richtlinien der EG auf Drucksache 
10/2525 — gefolgt sind, so daß wir heute auch in der 
Lage sind, diese Richtlinien unter Berücksichtigung 
des von uns im Ausschuß am 14. Mai 1986 beschlos-
senen Entschließungsantrags verabschieden zu 
können. 

Ein weiteres wichtiges Ziel dieses Gesetzent-
wurfs ist es, die Abgabe von Arzneimittelmustern 
auf ein erträgliches Maß zu begrenzen. Der Bundes-
verband der Ortskrankenkassen schätzt die Zahl 
der in einem Jahr herausgegebenen Arzneimittel-
muster auf 250 Millionen; das entspricht einem 
Wert von 2 Milliarden DM pro Jahr. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wenn man dann noch daran denkt, daß die Hälfte 
dieser Muster vernichtet und gar nicht an den Pa-
tienten herausgegeben wird, muß man sagen: Das 
ist eine Verschwendung, die durch nichts zu recht-
fertigen ist! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Jaunich [SPD]) 

Deshalb ist es ordnungspolitisch konsequent und 
unter dem Aspekt der Arzneimittelsicherheit drin-
gend geboten, die Abgabe von Arzneimittelmustern 
nur insoweit zuzulassen, als der Arzt hierdurch Er-
kenntnisse gewinnen kann, die er ohne das Arznei-
mittelmuster möglicherweise nicht hätte erwerben 
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Frau Augustin 
können. Das rechtfertigt die Reduzierung auf zwei 
Muster pro Arzneimittel pro Arzt pro Jahr. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, aus 
ganz grundsätzlichen Erwägungen müssen wir dem 
von der SPD vorgelegten Entwurf unsere Zustim-
mung versagen. Hier wird u. a. gefordert, daß künf-
tig nur solche Arzneimittel zugelassen werden, die 
hinsichtlich ihrer Unbedenklichkeit im Verhältnis 
zu ihrer Wirksamkeit anderen Arzneimitteln des 
gleichen Anwendungsgebietes mindestens gleich-
wertig oder gar überlegen sind. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Schädlicher 
Dirigismus! — Jaunich [SPD]: Das ist doch 

vernünftig!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, das hört 
sich natürlich großartig an, 

(Gilges [SPD]: Das ist auch großartig!) 

so wie vieles, das von ihnen gefordert wird. Wenn 
man dahinterguckt, merkt man, daß das überhaupt 
nicht geht. 

(Delorme [SPD]: Weil Sie nicht wollen! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Es hätte Ihnen doch einleuchten müssen — späte-
stens in der Anhörung der Sachverständigen —, 
daß es keine Methode gibt und auch künftig keine 
Methode geben kann, mit deren Hilfe ein generelles 
Urteil über die Gleichwertigkeit oder gar die Über-
legenheit über ähnliche Produkte gefällt werden 
könnte. Ihre Überlegung berücksichtigt in keiner 
Weise die sich oftmals überlappenden Indikations-
gebiete und, daß bei der Wirkung eines Medika-
ments sehr individuelle Faktoren eine Rolle spie-
len. 

Aber auch in der Zweitanmelderfrage trennen 
uns Welten: Während wir die derzeit vom Bundes-
gesundheitsamt mangels gesetzlicher Grundlage 
praktizierte Verwertung der Zulassungsunterlagen 
zugunsten von Nachantragstellern mit großer Be-
sorgnis beobachten, weil u. a. der Schutz des geisti-
gen Eigentums in keiner Weise gewährleistet ist, 
vertreten Sie die Meinung, daß man diese Praxis so 
fortsetzen könne. Haben Sie schon einmal daran 
gedacht, meine Damen und Herren von der SPD-
Fraktion, daß es bei einer ganzen Reihe von wert-
vollen Arzneimitteln, insbesondere bei solchen, die 
auf biotechnologischem Wege gewonnen werden, so 
gut wie überhaupt keinen Patentschutz gibt? Daß 
hier geistiges Eigentum zum Nulltarif an alle Inter-
essierten verteilt wird — ist das vielleicht ein Teil 
Ihrer Umverteilungstheorie? Ihrem Gesetzentwurf, 
meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, 
zu folgen hieße, die pharmazeutische Forschung in 
der Bundesrepublik Deutschland zum Erliegen zu 
bringen, weil er jenen der forscht, auch noch be-
straft und nicht belohnt. Das deutsche Arzneimittel, 
meine Damen und Herren, hat weltweit einen Na-
men, und das soll auch so bleiben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Durch Ihre ideologisch geprägten Denkansätze las-
sen wir uns das nicht kaputtmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der von der Fraktion DIE GRÜNEN vorgelegte 
Gesetzentwurf ist so abstrus, daß selbst die GRÜ-
NEN es abgelehnt haben, im Ausschuß darüber zu 
sprechen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
bitte Sie, dem von uns vorgelegten Gesetzentwurf 
zuzustimmen, den Gesetzentwurf der SPD mitsamt 
den gestellten Anträgen, die nichts Neues bringen, 
jedoch abzulehnen. Das gleiche gilt für den Gesetz-
entwurf der Fraktion DIE GRÜNEN. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Frau Kollegin Augustin hat 
soeben gesagt, daß sich das Arzneimittelgesetz 1976 
bewährt hat. Das ist richtig; 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie hat nur 
Richtiges gesagt!) 

in dieser Feststellung treffen wir uns. Dem ging 
aber auch ein langer Prozeß voraus. Der Deutsche 
Bundestag hat sich damals, gestützt auf das, was als 
Contergan-Affäre zu bezeichnen war, ans Werk ge-
macht, unser Arzneimittelrecht umfangreich zu re-
formieren. Wir sind der Versuchung nicht erlegen, 
dem Haus ein Gesetz mit einer parlamentarischen 
Mehrheit, die wir Sozialdemokraten zusammen mit 
den Freien Demokraten hatten, aufzuknüppeln, 
sondern wir haben alle in die Entscheidungsfin-
dung einbezogen. Wir haben uns dafür rund zwei 
Jahre Beratungszeit genommen und einen Unter-
ausschuß gebildet. 

(Gilges [SPD]: Hört! Hört!) 
Das Ergebnis war so, daß man zu einem Konsens 
gelangen konnte. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Dazu sind Sie 
heute nicht mehr in der Lage!) 

Den, der dies noch in Erinnerung hat, kann heute 
nur Wehmut beschleichen. Zwar ist die — gestützt 
auf den Erfahrungsbericht — neuerlich vorzuneh-
mende Novellierung nicht so umfangreich wie das 
Vorhaben seinerzeit. Aber wenn Sie einmal die Be-
ratungszeit, die wir uns diesmal genommen haben, 
mit der von 1976 vergleichen, dann werden Sie fest-
stellen, daß das eine Zumutung ist. Es kann einen, 
wie gesagt, nur Wehmut beschleichen. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Frau Augustin, Sie haben den Sachverstand des 
Bundesrates hier eingeführt. Ich frage mich eigent-
lich nur, warum Sie diesen Sachverstand des Bun-
desrates in vielen Punkten so schmählich ignoriert 
haben. Warum haben Sie sich denn nicht vom Sach-
verstand des Bundesrates hinsichtlich der Muster-
regelung leiten lassen, warum haben Sie sich nicht 
von den kritischen Anmerkungen des Bundesrates 
zur Beschränkung von Werbung für freiverkäufli-
che Arzneimittel leiten lassen, und warum haben 
Sie sich eigentlich nicht am Bundesrat orientiert, 
wenn es um Fragen der Selbstbedienung geht? 
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Zu diesen von mir zuletzt genannten Punkten hat 

der Bundesrat die Bundesregierung im Laufe des 
Gesetzgebungsvorhabens gebeten, dem Parlament 
Vorschläge vorzulegen. Die Bundesregierung hat 
sich nicht imstande gesehen, uns bei den Beratun-
gen hierzu zu helfen. Es hat großer Mühe von uns 
als Sozialdemokraten bedurft, um wenigstens als 
Erinnerungspunkte in die Entschließung, die heute 
dem Hause vorliegt, hineinzubringen, daß die Bun-
desregierung diese beiden Felder beobachtet. 

Um das vorwegzunehmen: Dieser Entschließung, 
die die Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen 
Nenner ist, werden wir zustimmen, der Gesetzesno-
vellierung allerdings nicht. Wenn hier von Ideologie 
die Rede ist, Frau Augustin, dann sollten Sie sich 
das ganz gut überlegen. Wer ist denn hier ideolo-
gisch: derjenige, der, orientiert an den Interessen 
der Bevölkerung, ein Maximum an Arzneimittelsi-
cherheit und Überschaubarkeit des Arzneimittel-
marktes fordert, oder derjenige, der in seinen Inten-
tionen wohl mehrheitlich dadurch bestimmt war, 
sich bestimmten Gruppierungen anzudienen? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werde das im weiteren Verlauf meiner Rede 
noch deutlich machen. 

Ich komme noch einmal auf das Beratungsver-
fahren zurück: Im Jahre 1976 hatten wir bei der 
grundsätzlichen Arzneimittelreform für die Bera-
tungen zwei Jahre, jetzt hatten wir nur drei Monate 
eingerechnet die Oster- und die Pfingstpause zur 
Verfügung, genauer gesagt: eine Sachverständigen-
anhörung und zwei Ausschußsitzungen mit insge-
samt weniger als fünf Stunden Beratungszeit. Ich 
glaube, wir werden damit den Pflichten nicht ge-
recht, die wir den Bürgern gegenüber haben. Daß 
die Bundesregierung nicht die vorgesetzte Dienst-
stelle des Parlaments ist, darüber sollten wir uns 
eigentlich einig sein. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
Wir sollten uns aber auch darin einig sein, daß die 
Terminpläne für den Bundestag weder vom Ade-
nauer-Haus noch von der Kennedyallee aus be-
stimmt werden. Um das aber auch letztlich durchzu-
halten, bedarf es politischen Rückgrates und auch 
eines gewissen Sachverstandes. 

(Gilges [SPD]: Unabhängiger Abgeordne

-

ter bedarf es da!) 
Beides war wohl zu vermissen. Wenn heute Laut-
halts darüber geklagt wird, daß wir diesmal nicht zu 
einer einvernehmlichen Regelung kommen, dann 
liegt das zu einem Großteil an diesem unmöglichen 
Beratungsverfahren. 

In diesem Zusammenhang nur noch ein Hinweis 
darauf, daß wir eine Flut von Zuschriften und Peti-
tionen hatten, die der Ausschuß samt und sonders 
nicht behandelt hat. Meine Damen und Herren, ich 
finde, das ist nicht in Ordnung. 

Ich bin mir nicht sicher, ob Sie von der Koalition 
mit diesem Gesetzesvorhaben nicht genauso kläg-
lich untergehen werden wie mit ihrer 4. Novelle zur 
Bundesärzteordnung, die kurz danach mit einer 
5. Novelle nachgebessert werden mußte — zurück-

zuführen auf das damalige Hopplahopp-Verfahren. 
Ich kann mir vorstellen, daß es Ihnen beim Arznei-
mittelgesetz ähnlich geht. Soweit zum Beratungs-
verfahren. 

Nun zu den Inhalten, zu denen wir unsere Zu-
stimmung nicht erteilen können. In einigen Punk-
ten sind die Koalitionsfraktionen auch unseren Vor-
stellungen gefolgt. Wer jedoch die politischen Kern-
probleme einer Novellierung des Arzneimittelrech-
tes beleuchtet, der wird an Hand des nun mit Mehr-
heit beschlossenen Textes sehr schnell erkennen 
können, daß keiner der politisch wichtigen Vor-
schläge der SPD -Fraktion Eingang in Ihre Be-
schlußempfehlung gefunden hat. Es war ja nicht so, 
daß unsere Haltung hierzu indifferent gewesen 
wäre. Nein, ganz im Gegenteil: Seit über einem Jahr 
liegt ein von uns formulierter Gesetzentwurf vor, 
den wir der Öffentlichkeit präsentiert haben. Vier 
Monate, bevor sich die Bundesregierung schließlich 
auf den Weg machte, dem Parlament einen Entwurf 
zu präsentieren, haben wir unseren Entwurf vorge-
legt. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Grundzüge hatten wir der Öffentlichkeit be-
reits in einer Entschließung zugänglich gemacht, 
gestützt auf den von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Erfahrungsbericht. Kein Zweifel kann aufkom-
men: Auch heute noch halten wir Sozialdemokraten 
unseren Gesetzentwurf für den fundierteren und 
für den Entwurf, der den Erfordernissen der Arz-
neimittelsicherheit besser gerecht wird als der 
Ihre. 

Lassen Sie mich auf diese wichtigen Punkten ein-
gehen, die uns im Regierungsentwurf fehlen und 
die uns neben dem Beratungsverfahren auch aus 
diesen Gesichtspunkten heraus eine Zustimmung 
zum vorliegenden Entwurf unmöglich machen. 

Wir alle in diesem Hause klagen über die Un-
übersichtlichkeit des Arzneimittelmarktes. Nun 
frage ich Sie: Welche Regelungen in Ihrem Entwurf 
wenden sich eigentlich diesem Thema zu? Was 
schlagen Sie vor, um der Unübersichtlichkeit zu 
Leibe zu rücken? Meine Antwort darauf: nichts. Sie 
haben es mit großer Sorgfalt vermieden, sich inhalt-
lich mit dieser Problematik zu beschäftigen. 

Wir haben in unserem Entwurf einen Vorschlag, 
den wir Ihnen heute noch einmal als Änderungsan-
trag unterbreiten. Wir wollen vor allen Dingen im 
Bereich der Kombinationspräparate Klarheit schaf-
fen. Wir wollen wirksame Arzneimittel. Das heißt, 
daß in Kombinationspräparaten jeder Arzneimittel-
bestandteil wirksam sein muß und daß seine Wirk-
samkeit nachgewiesen sein muß. Wir alle kennen 
Dutzende von Kombinationspräparaten, bei denen 
unsinnige Bestandteile miteinander vermischt wer-
den. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Hoffentlich 
nehmen Sie keine!) 

— Ich habe Ihren Zwischenruf akustisch nicht ver-
stehen können; aber er wird nicht von sonderlicher 
Qualität gekennzeichnet gewesen sein. 
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Jaunich 
Wir alle kennen Dutzende von Kombinationsprä-

paraten, die — um Ihnen das noch einmal deutlich 
zu machen — völlig unwirksame Bestandteile ent-
halten. Wer hinter die Kulissen schaut, weiß, warum 
jene obskuren Wirkstoffe beigemengt werden: aus-
schließlich aus preislichen Gründen. Ein Schmerz-
mittel — kombiniert mit einem Vitaminpräparat — 
ist ja kein besseres Schmerzmittel, aber es kann teu-
rer verkauft werden, um nur ein Beispiel zu nennen. 

Die pharmazeutische Wissenschaft ist sich einig, 
daß es nur sehr wenige fixe Arzneimittelkombina-
tionen gibt, die einen Sinn machen. Trotzdem ist 
der Markt überflutet von solchen Kombinationsprä-
paraten. Wir wollten damit Schluß machen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kroll-Schlüter? 

Jaunich (SPD): Ja, Herr Präsident! 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Kol-
lege Jaunich. Können Sie bestätigen, daß der Anteil 
der Kombinationspräparate zurückgeht und der 
Anteil der Monopräparate ansteigt? 

JaunIch (SPD): Das kann man in dieser Pauschali-
tät so nicht sagen. Es gibt einen gewissen Trend. 
Damit ist aber nicht das markiert, was ich ausge-
führt hatte, Herr Kollege. 

Wir wollten damit Schluß machen. Wir wollten 
keine Arzneimittel mehr zulassen, bei denen nicht 
für jeden einzelnen Arzneimittelbestandteil die 
Wirksamkeit nachgewiesen ist und nicht belegt ist, 
daß die Kombination insgesamt sinnvoll aufeinan-
der abgestimmt ist und einen therapeutischen Ef-
fekt erbringt. 

Ein weiterer Hinweis: Beklagen wir nicht auch 
häufig genug gemeinsam, daß auf Grund der Viel-
zahl der einzelnen Präparate der verordnende Arzt 
nicht mehr den Überblick hat? In der pharmazeuti-
schen Wissenschaft sind viele Einzelpräparate um-
stritten. Da kommen jährlich Dutzende von neuen 
Präparaten auf den Markt, die keine neuen Wirk-
stoffe enthalten, sondern nur geringfügige Molekül-
variationen darstellen. Dem wollten wir ein Ende 
setzen. Sie waren nicht bereit, auf diesem Weg mit-
zugehen. 

Wenn wir sagen: Die Regelung macht einen Sinn, 
daß nur solche neuen Präparate auf den Markt 
kommen, die den vorhandenen mindestens gleich-
wertig sind, frage ich Sie, Frau Augustin: Woher 
nehmen Sie denn eigentlich den Mut, einer solchen 
Regelung zu widersprechen? Da muß man doch fra-
gen: Welche Interessen nehmen Sie in diesem Par-
lament wahr? 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Sagen Sie, wer das festlegt!) 

Im Zusammenhang damit wird uns der Vorwurf 
gemacht, das sei innovationsfeindlich. Ich kann die-
sen Vorwurf nicht nachvollziehen. Nun frage ich 
mich: Ist es denn nicht ein Ansporn zur Innovation,  

wenn die pharmazeutische Industrie durch eine sol-
che gesetzliche Bestimmung darauf fixiert würde, 
Arzneimittel auf den Markt zu bringen, die besser 
als die vorhandenen sind? Muß denn der Wettbe-
werb darum gehen, unter Umständen auch noch 
schlechtere auf den Markt zu bringen? Ich vermag 
hierin keine Logik zu sehen. Es geht hier um Ver-
dienstmöglichkeiten. Ein undurchsichtiger und un-
überschaubarer Arzneimittelmarkt bietet eben bes-
sere Möglichkeiten, das finanzielle Schäfchen — ich 
füge ein: zur Not auch mit zweifelhaften Präparaten 
— ins Trockene zu bringen, als ein klar gegliederter 
Arzneimittelmarkt. Mit uns gibt es eine solche Re-
gelung nicht! 

(Beifall bei der SPD) 
Ein weiterer Punkt: Spricht nicht alles für eine 

wirksame, d. h. zuallererst kontrollierbare Begren-
zung der Arzneimittelmuster? Sie haben das 
Thema beredt angesprochen, Frau Augustin. Was 
soll denn eigentlich mit diesen zwei Mustern ge-
schehen? Von einem Präparat, das seit 20 Jahren 
auf dem Markt ist, sollen dem Arzt jährlich zwei 
Muster zur Verfügung gestellt werden, damit er es 
„begreifen" kann? Das können Sie doch niemandem 
in diesem Hause im Ernst einreden wollen. Sie wol-
len im Grunde nichts als die Beibehaltung der bis-
herigen Praxis. Mit einer Bußgeldbewehrung ist die 
Kontrolle doch nicht in den Griff zu bekommen. Wir 
stellen dem unsere klare Lösung gegenüber: Altprä-
parate werden nicht mehr durch Muster beworben, 
Neupräparate zahlenmäßig begrenzt, maximal bis 
drei Jahre. Da gibt es nämlich ein Bedürfnis, und 
zwar sowohl für den Arzt, es zu „begreifen", wie Sie 
das im Ausschuß umschrieben haben, wie auch da-
für, es in die Therapie einzuführen. Wenn Sie sagen, 
diese zwei Muster dürften nicht zur therapeuti-
schen Anwendung zur Verfügung stehen, dann 
frage ich Sie: Zu welcher Anwendung beim Arzt ste-
hen sie denn überhaupt zur Verfügung? Kurzum: 
Sie werden mit Ihrer Musterregelung nichts weiter 
erreichen, als den jetzigen unbefriedigenden Zu-
stand festzuschreiben. 

Wenn Sie mit Ihrem Vorschlag ernsthaft an einer 
drastischen Reduzierung interessiert waren, dann 
frage ich Sie: Warum haben Sie dann nicht zumin-
dest unserem Vorschlag zugestimmt, daß Ärztemu-
ster nicht mehr durch Pharmareferenten in der 
Praxis übergeben werden dürfen? Gerade hier wird 
dem Mißbrauch doch Tür und Tor geöffnet. 

(Beifall bei der SPD) 
Ein weiteres Thema. Halten Sie es eigentlich für 

sinnvoll, wenn beim Laien für Arzneimittel gewor-
ben werden darf? Unsere Antwort ist klar: Wir hal-
ten dies für bedenklich. Deswegen wollten wir in 
einem ersten Schritt Werbeverbote für besonders 
problematische Gruppen von Arzneimitteln aus-
sprechen. Nach dem Heilmittelwerbegesetz darf 
zwar ohnehin nur für rezeptfreie, für nicht ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel geworben wer-
den, aber unter diesen gibt es problematische Grup-
pen von Präparaten. Ich nenne Schmerzmittel, ich 
nenne Appetitzügler, und ich nenne Abführmittel. 
Sie wollten sich unseren Vorstellungen nicht an-
schließen. Im Gegenteil, Sie halten das für den Un- 
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tergang der Welt oder zumindest für den Zusam-
menbruch 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Des Abendlan

-

des!) 

der freien Marktwirtschaft. 

Gerade beim Stichwort Marktwirtschaft komme 
ich noch einmal auf das Thema Arzneimittelmuster 
zurück. Die FDP als die Gralshüterin der Markt-
wirtschaft, als die sie sich hier und draußen immer 
aufspielt, stimmt einer solchen Musterregelung zu. 
Auf die Frage der Zweitanmeldung komme ich noch 
zu sprechen. Auch das muß man ja einmal unter 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten sehen. 

(Gilges [SPD]: Die hatten noch nie Prinzi

-

pien!) 

Aber zurück zu den von uns für bedenklich erach-
teten Arzneimitteln, für die geworben werden kann. 
Fernsehwerbung für Arzneimittel nach dem Motto: 
„Das Präparat X schaltet den Schmerz ab" kann 
doch wohl nicht die gesundheitspolitisch richtige 
Antwort auf diese Fragestellung sein. Wir sind der 
Auffassung: Wer meint, er müsse sich selbst behan-
deln, der sollte im Falle einer Erkrankung minde-
stens zum Apotheker gehen. Dafür braucht man 
dann keine Werbung. 

Apropos Apotheker: Sie, Frau Dr. Augustin, und 
andere erwecken den Eindruck, als ginge es Ihnen 
um die Probleme der Apothekerschaft im Lande. 
Ich muß Sie an Ihre Haltung — dieses Gesetz be-
treffend — zur Musterabgabe, zur Selbstbedienung, 
zum Festpreis für die Apothekenabgabe von Arz-
neimitteln erinnern. Diesbezüglich haben Sie alle 
unsere Vorschläge vom Tisch gewischt. Dies ist 
keine Haltung, die den berechtigten Belangen der 
Apothekerschaft in unserem Lande entgegen-
kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihr einziges Entgegenkommen lag darin, daß Sie 
den Apothekern einen zweiten Sitz in der Transpa-
renzkommission verschafft haben. Dazu kann ich 
nur sagen: gewogen und für zu leicht befunden. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Kroll-Schlüter [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Kroll-Schlüter, es kommt darauf 
an, daß man eine vernünftige Politik macht, keine 
interessenbezogene Politik. Ich meine schon, daß, 
wenn Interessen artikuliert werden und wenn sie 
im Interesse der Gesamtheit vernünftig erscheinen, 
das Parlament darauf eingehen sollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun zur Zweitanmelderproblematik. Die Arznei-
mittelindustrie beklagt sich — sofern es sich um 
Unternehmen handelt, die Forschung betreiben — 
über eine zu geringe Laufzeit für ihre Präparate, 
solange sie geschützt sind. Sie beklagt, sie habe 
nicht ausreichend Zeit, um die Forschungskosten 
unter Patentschutz am Markt zu erwirtschaften, be-
vor andere das Präparat imitieren. 

Sie beklagt sich zudem darüber, daß diese Nach-
ahmer bei der Zulassung des nachgeahmten Präpa-

rats auch noch auf Unterlagen der forschenden In-
dustrie zurückgreifen können. Da denkt doch jeder 
vernünftige Mensch: Einverstanden, dies ist proble-
matisch. Wir müssen darüber reden, ob dem for-
schenden Unternehmen, sofern sich ein Imitator 
von Arzneimitteln auf seine Forschungsergebnisse 
beruft, nicht ein finanzieller Ausgleich zu zahlen ist. 
— Das ist die Position, die wir vertreten; über diese 
Position hätte man mit uns reden können. — Sie 
gehen aber einen anderen Weg, indem Sie eine 
zehnjährige Verwertungssperre vorsehen. Sie sche-
ren sich keinen Deut darum, was die EG-Kommis-
sion hier signalisiert, und Sie scheren sich keinen 
Deut darum, daß Sie durch eine solche Regelung 
neue, zusätzliche Tierversuche initiieren. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!) 

— Das ist nicht falsch, Herr Kollege Kroll-Schlü-
ter. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!) 

Dann hat die Bundesregierung falsch unterrichtet. 
Ich kann hier aus dem Schreiben des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zitieren, der uns das sehr deutlich vor Augen ge-
führt hat. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist doch 
überholt!) 

— Das ist nicht überholt; das entspricht dem Sach-
stand des Tierschutzgesetzes. Wenn Sie dieses Pa-
pier richtig gelesen hätten, Herr Kroll-Schlüter, hät-
ten Sie festgestellt, daß der Landwirtschaftsmini-
ster sagt: Selbst wenn im Inland diese Tierversuche 
nicht durchzuführen sind, werden diese Unterneh-
men ins Ausland ausweichen und dort Tierversuche 
unternehmen. 

(Beifall bei der SPD) 
Herr Kroll-Schlüter, wer es mit dem Tierschutz 
ernst meint, dem muß das Argument wichtig genug 
sein; denn für mich macht es keinen Unterschied, 
ob Tiere in der Bundesrepublik unnötig gequält 
werden oder in Belgien, Holland, Frankreich oder 
wo auch immer sonst. 

(Beifall bei der SPD) 
Der Bundeslandwirtschaftsminister weist auch 

auf verfassungsrechtliche Probleme hin, die mit ei-
ner zehnjährigen Verwertungssperre verbunden 
sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Kroll-Schlüter? 

Jaunich (SPD): Ja, wenn das nicht angerechnet 
wird, gerne. 

Vizepräsident Westphal: Nein, wir sind da großzü-
gig. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Jau-
nich. — Ganz schnell: Können Sie bestätigen, daß 
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wir ausdrücklich hineingeschrieben haben, daß wei-
tere Tierversuche ausgeschlossen sind? 

Jaunich (SPD): Herr Kroll-Schlüter — — 
(Dr.  Hoffacker [CDU/CSU]: Das kann man 

mit Ja oder Nein beantworten!) 
— Also, Herr Hoffacker, wenn Sie sich so sachkun-
dig bei den Beratungen dieses Gesetzes gezeigt hät-
ten, wie Sie sich jetzt hier durch Ihre Zwischenrufe 
offensichtlich artikulieren wollen, wäre ich sehr 
froh gewesen. 

Zu Ihrer Frage, Herr Kroll-Schlüter: Was Sie hier 
hineinschreiben, kann erstens den Effekt im Aus-
land nicht beseitigen. Zweitens kann Ihre Aussage 
auch nicht die Rechtslage verändern. Davon müs-
sen Sie wie wir leider ausgehen. Also, mit dieser 
zehnjährigen Verwertungssperre — noch wissen 
wir nicht, ob sie Bestand haben wird; denn die Euro-
päische Kommission hat Rechtsmittel angedeutet 
— wird bewirkt werden, daß unnötige Tierversuche 

stattfinden, oder aber Sie kommen vor das Bundes-
verfassungsgericht, weil der Zweitanmelder in die-
ser Frage, wie es der Bundeslandwirtschaftsmini-
ster ausgeführt hat, sagen wird, daß hier eine Be-
schränkung seiner Berufsfreiheit vorgenommen 
werde. Das ist die Situation, wie sie sich für dieses 
Parlament stellt. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie richten einen Schutzzaun in einem Bereich 

auf, wo es ohnehin nicht zuviel, sondern allenfalls 
zuwenig Wettbewerb gibt, nämlich im Preiswettbe-
werb. Solche Schutzzäune wirken bei Oligopolisten 
so, daß höhere Preise verlangt werden. Diese höhe-
ren Preise muß schließlich zum überwiegenden Teil 
die gesetzliche Krankenversicherung tragen — und 
all dies unter der Führung der Gralshüter der 
Marktwirtschaft, der Freien Demokraten, die hier 
sonst immer für Wettbewerb streiten. In diesem Be-
reich, wo es ohnehin nur einen ganz minimalen 
Wettbewerb gibt — die Nachahmerprodukte ma-
chen unter 4% am gesamten Arzneimittelmarkt 
aus, in einigen Teilbereichen allerdings mehr; in 
den Vereinigten Staaten von Amerika liegt dieser 
Anteil deutlich höher —, wird der Untergang der 
forschenden Industrie reklamiert, wenn es nicht zu 
einer solchen Regelung käme. Dies ist unaufrichtig, 
finde ich. Es ist unredlich, dies hier so darzustel-
len. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren von der Koalition, wir 

Sozialdemokraten lehnen Ihre Regelung der Zweit 
anmelderproblematik daher auch ab. Ich muß fra-
gen: Was oder wer zwingt Sie eigentlich zu einer 
solchen Regelung? Bei wem stehen Sie hier eigent-
lich im Wort? Noch einmal — damit hier kein fal-
scher Zungenschlag entsteht —: Wir waren bereit, 
mit Ihnen darüber zu reden, wie eine Regelung ge-
funden werden kann, die den Zweitanmelder unter 
Bezugnahme auf die vorliegenden Unterlagen ver-
pflichtet, mit dem forschenden Unternehmen dar-
über zu reden, einen Vertrag des Inhalts zustande 
zu bringen, daß er ihm einen Teil der Forschungs-
kosten erstattet. Das wäre eine saubere Lösung im 

Hinblick auf die forschenden Unternehmen gewe-
sen. Dies hätte gerade nicht einen Preiswettbewerb 
auf dem ohnehin nicht durch Wettbewerb gekenn-
zeichneten Arzneimittelmarkt unmöglich gemacht. 

Meine Damen, meine Herren, aus all diesen 
Gründen können wir Sozialdemokraten dieser No-
vellierung des Arzneimittelgesetzes, die Sie als Ko-
alition zu verantworten haben, nicht zustimmen. 
Sie verbessert die Arzneimittelsicherheit in den 
entscheidenden Punkten nicht. Sie bringt keine 
Verbesserung der Transparenz auf dem unüber-
sichtlichen Arzneimittelmarkt. Und sie behindert 
eine wirtschaftliche Arzneimittelversorgung. 

(Beifall bei der SPD 	Dr. Hoffacker 
[CDU/CSU]: War das alles?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Eimer (Fürth). 

Elmer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ziel des Gesetzentwurfs ist es, wie 
es auch im Vorblatt zur Beschlußempfehlung des 
Ausschusses steht, auf der Grundlage der mit dem 
Arzneimittelgesetz von 1976 gemachten Erfahrun-
gen die Arzneimittelsicherheit weiter zu verbes-
sern. Anders als damals ist diesmal ein gemeinsa-
mes Vorgehen zwischen Koalition und Opposition 
nicht möglich. Ich bedaure das. Viele Ansatzpunkte 
für gemeinsames Handeln waren im Ausschuß 
sichtbar. Von Niederknüppeln der Opposition im 
Ausschuß kann überhaupt keine Rede sein, Herr 
Kollege Jaunich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich gestehe Ihnen allerdings zu, daß der Bera-

tungszeitraum viel zu kurz war. 
(Zuruf von der SPD: Schweinsgalopp nennt 

man das!) 
Mir wäre es lieber gewesen, wir hätten mehr Zeit 
für die Beratungen gehabt. Wir haben auch bei der 
Entschließung und der Festlegung der Termine, bis 
der nächste Bericht vorliegt, gerade darauf geach-
tet, daß wir das nächste Mal nicht wieder in diese 
zeitliche Verklemmung kommen können. 

Ich bedaure, daß es der Opposition nicht möglich 
zu sein scheint, unserem Entwurf zuzustimmen. Ich 
hätte mir die Kontinuität aus der Vergangenheit 
sehr gewünscht Immerhin ist aber im Ausschuß 
ein gemeinsamer Entschließungsantrag beschlos-
sen worden. Dies zeigt, daß wir uns in wesentlichen 
Punkten einigen konnten. Tatsächlich geht es ja 
hier um die Arzneimittelsicherheit zugunsten der 
Menschen. Ich möchte daher nicht weiter auf das 
Trennende zur Opposition eingehen. 

Hervorheben möchte ich lediglich noch, daß uns 
der gemeinsame Entschließungsantrag in der oben-
genannten Aufgabe, nämlich der Arzneimittelsi-
cherheit zu dienen, verbindet. Aber auch in vielen 
Details — ich habe das schon gesagt — besteht 
Einigkeit zwischen Opposition und Koalition, so 
z. B. in Fragen der Fachinformation für Angehörige 
der Heilberufe und beim Verfalldatum, um nur zwei 
Punkte zu nennen. 
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Man kann in der Kürze der Zeit nicht auf alle 

Punkte eingehen. Es werden sehr viele Bereiche 
des Arzneimittelwesens im weitesten Sinne mit die-
ser Novelle neu geregelt. Deswegen muß ich mich 
— auch weil ich weniger Zeit habe als meine Vor-
redner — auf einige Punkte beschränken. 

Ein in der Öffentlichkeit besonders heiß disku-
tierter Punkt war die Frage der Arzneimittelmu-
ster. Das haben Sie, Herr Jaunich, auch angespro-
chen. Wir hatten gehofft — ich muß sagen: Wir hat-
ten es uns auch gewünscht —, daß der Gesetzgeber 
hier nicht tätig werden muß. Uns wäre eine funktio-
nierende Selbstbeschränkung lieber gewesen. Ge-
setzliche Regelungen können nie flexibel genug 
sein für die in der Praxis auftretenden Fälle. Auch 
Ihr Modell ist j a nur ein Versuch. Sie werden zuge-
ben müssen, daß Ihr Vorschlag auch nicht optimal 
ist. 

(Jaunich [SPD]: Aber er ist kontrollier

-

bar!) 

Diese Hoffnung hat sich leider nicht erfüllt. Der 
Ärger der Apotheker, der Hinweis auf die Arznei-
mittelsicherheit waren verständlich und berechtigt. 
Ich meine, deswegen war der Druck auf den Gesetz-
geber auch folgerichtig. 

Die Tatsache, daß der Widerstand der Pharmain-
dustrie erlahmte, zeigt wohl auch die Einsicht, daß 
eine Änderung der herrschenden Praxis notwendig 
war. Ein vollständiges Musterverbot begegnet auf 
den ersten Blick großen Sympathien, vor allem weil 
es am leichtesten kontrollierbar ist. 

Mit der jetzigen Regelung wurde ja offensichtlich 
Mißbrauch getrieben. Der gesetzlich vorgeschrie-
bene Erprobungszweck für die Abgabe der Muster 
stand nur noch auf dem Papier. Die Selbstbeschrän-
kungsmaßnahmen der Industrie haben nur völlig 
unzureichend gegriffen. 

Ich habe großes Verständnis für die Klagen der 
Apotheker, die immer wieder wahre Arzneimittel-
berge aus Arztpraxen oder privaten Haushalten auf 
eigene Kosten vernichten mußten. 

(Beifall bei der FDP) 

Dennoch begegnet ein Musterverbot erheblichen 
Bedenken. Ich glaube, wir können es Ärzten kaum 
zumuten, Medikamente zu verschreiben, die sie 
noch nicht einmal in der Hand gehabt haben. Inso-
fern muß in Zukunft das Arzneimittelmuster vor 
allem der Information des Arztes dienen. 

Wir hatten aber auch zu berücksichtigen, daß ein 
völliges Musterverbot zum jetzigen Zeitpunkt die 
Marktstrategien der pharmazeutischen Hersteller 
in Bereiche lenken könnte, die ebenso unerwünscht 
sind wie der jetzige Zustand der Musterabgabe. 

In diesem Zusammenhang appelliere ich an die 
pharmazeutische Industrie, den Pharmakodex un-
bedingt einzuhalten. Jeder einzelne pharmazeuti-
sche Hersteller tut sich selbst einen schlechten Ge-
fallen, wenn ein Mißstand alltägliche Praxis wird, 
der schließlich nur noch durch den Gesetzgeber be-
hoben werden kann. 

Zur politischen Ehrlichkeit gehört aber auch die 
Feststellung, daß das Musterunwesen nicht allein  

der Pharmaindustrie zuzuschreiben ist. Zu dem, der 
Muster abgibt, gehört auch derjenige, der die Mu-
ster annimmt. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Richtig!) 
Die Neuregelung wird zu einer erheblichen Ein-

schränkung der Ärztemuster führen. Dies ist zu be-
grüßen; das haben wir gewollt. 

In Zukunft knüpfen sich daran zwei Forderun-
gen, nämlich erstens: Die Länder bzw. die zuständi-
gen Behörden müssen die Einhaltung der Vor-
schriften strenger als bisher überprüfen. Zweitens 
müssen sich alle Beteiligten darüber klar sein, daß 
ein weiterer Mißbrauch den Gesetzgeber nicht kalt-
lassen kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jaunich? 

Elmer (Fürth) (FDP): Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Jau-
nich. 

Jaunich (SPD): Herr Kollege Eimer, könnten Sie 
mir wenigstens in Grundzügen einmal erklären, wie 
Sie sicherstellen wollen, daß Ihre Bemusterungsre-
geln eingehalten werden, wie die Überwachungsbe-
hörden hier vorgehen sollen? 

Elmer (Fürth) (FDP): Herr Kollege Jaunich, ich 
habe es vorhin schon angedeutet: Wir sind der Mei-
nung, daß sich diese Musterregelung nicht im De-
tail kontrollieren läßt, genausowenig wie Ihre. Die 
einzige Regelung, die sich genau kontrollieren läßt, 
ist die: Wir verbieten alle Muster. Wir können aber 
nicht das Kind mit dem Bade ausschütten. 

Ich habe nur darauf hingewiesen, warum wir Mu-
ster insgesamt für nötig halten. Deswegen glaube 
ich, daß die Lösung, die wir gefunden haben, ein 
Kompromiß ist, den wir mit gutem Gewissen vertre-
ten können, und zwar sowohl gegenüber den Ärzten 
als auch gegenüber den Verbrauchern, als auch ge-
genüber den Apothekern und den Patienten. 

(Abg. Jaunich [SPD] meldet sich zu einer 
weiteren Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine wei-
tere Frage? 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident, die Zeit 
rennt davon. Ich habe noch nicht die Hälfte von 
dem angesprochen, was ich ansprechen wollte. 

Neben den Arzneimittelmustern hat die soge-
nannte Zweitanmelderregelung eine wichtige Rolle 
gespielt. Zweitanmelder können bei der Anmeldung 
ihrer Medikamente erst nach einer Frist von zehn 
Jahren auf die Unterlagen des Erstanmelders zu-
rückgreifen. Wir sind zu der Auffassung gekommen, 
daß wir in Abwägung zwischen einer ordnungspoli-
tisch unbedenklichen Lösung und der Forderung 
nach einem gewissen Schutz der forschenden und 
auch der mittelständischen Industrie einen ver-
nünftigen Weg gefunden haben. Die Betonung liegt 
hierbei auf „forschende Industrie". Es sind von dem 
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zehnjährigen Zweitanmelderschutz lediglich die 
Medikamente betroffen, die nach § 49 des Arznei-
mittelgesetzes einzustufen sind. Gehen wir vom gel-
tenden Recht aus, so betrifft dies gerade 11% der 
Neuanmeldungen seit 1978. Es war dies auch ein 
Abwägen zwischem dem Schutz für die Entwick-
lung von neuen Medikamenten und den Möglich-
keiten für Zweitanmelder, die als Preisbrecher für 
eine genügende Konkurrenz sorgen. Herr Kollege 
Jaunich, Ihr Vorschlag, daß nur noch solche Medi-
kamente zugelassen werden sollten, die sich als 
besser oder gleichwertig erweisen, hätte die Kon-
kurrenz auf dem Arzneimittelmarkt eher behindert. 
Wir sind der Meinung, daß die Konkurrenz da sein 
muß. Wir brauchen diese Konkurrenz. 

(Delorme [SPD]: Lieber schlechter, aber 
mehr!) 

Wenn das Entwickeln neuer Medikamente fi-
nanziell zum Risiko wird, haben auch Zweitanmel-
der keine Chance mehr. Daran sieht man, daß wir 
keinen Schutzzaun um die pharmazeutische Indu-
strie aufbauen wollten. Es ging uns gezielt um eine 
wirtschaftliche Chance für die forschende, insbe-
sondere für die forschende mittelständische Indu-
strie. Bitte denken Sie daran, daß die Entwicklung 
eines neuen Wirkstoffs bis zur Marktreife heute 100 
Millionen DM kosten kann. Die Entwicklungszeit 
beträgt zwischen acht und zwölf Jahren. 

Dabei möchte ich einem Irrtum entgegentreten. 
Die Zweitanmelderregelung, wie wir sie beschlos-
sen haben, ist keine zehnjährige Verlängerung über 
den Patentschutz hinaus. 

(Jaunich [SPD]: Das hat auch keiner be

-

hauptet!) 

Sie setzt vielmehr bei der Zulassung an, die, wie 
gesagt, 

(Jaunich [SPD]: Das habe ich nicht ge

-

sagt!) 

— aber es kommt so heraus — acht bis zwölf Jahre 
nach der Anmeldung eines Patents erfolgt. Das 
heißt, nur solche Medikamente kommen in den Ge-
nuß des Zweitanmelderschutzes, die unter § 49 fal-
len und die eine Entwicklungszeit von mehr als 
zehn Jahren haben. Ich nenne ein Beispiel. Ein Me-
dikament braucht zwölf Jahre zur Entwicklung. Die 
Restzeit des Patents beträgt acht Jahre. Dann wirkt 
dieser Schutz gerade noch zwei Jahre über die Pa-
tentzeit hinaus. Ich glaube, hier kann man nicht die 
Vorwürfe erheben, wie Sie sie erhoben haben. 

Zu dem Punkt Tierversuche brauche ich nichts 
mehr zu sagen. Das wurde von meiner Vorrednerin 
gemacht. 

Zur Transparenzkommission. Die gesetzliche 
Grundlage dafür ist einer der Kernpunkte dieses 
Gesetzes. Die Zusammenarbeit zwischen Bundes-
ausschuß, Ärzten, Krankenkassen und der Transpa-
renzkommission wird geregelt. Ich erwarte von der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und dem 
Bundesverband der gesetzlichen Krankenversiche-
rungen, daß sie die Möglichkeiten, die hier geschaf-
fen wurden, nutzen. Den Nutzen sehe ich im Erhalt 
der Therapiefreiheit des Arztes zugunsten des Pa-

tienten und darin, daß wir eine De-facto-Positivliste 
vermeiden. 

In dem Entschließungsantrag haben wir uns ein-
vernehmlich an die Bundesregierung gewandt und 
sie aufgefordert, bei der Berufung der Transparenz-
kommission die besonderen Therapierichtungen 
angemessen zu berücksichtigen. 

Ein weiterer Teil des Entschließungsantrags war 
die Forderung nach einem einheitlichen Apothe-
kenpreis. Er ist für uns, die Koalition, wie auch für 
die SPD unverzichtbar. Allein nach betriebswirt-
schaftlichen Kriterien läßt sich eine Apotheke dann 
nicht führen, wenn sie einen gesundheitspolitisch 
gewollten Versorgungsauftrag wahrnimmt. Das be-
rührt allerdings nicht — ich möchte das ausdrück-
lich betonen — die freie Preisbildung auf der Her-
stellerstufe. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zum 
Schluß kommen und mich bei all denen bedanken, 
die an der Novellierung dieses Gesetzes mitgewirkt 
haben. Ich meine damit besonders die Mitarbeiter 
des Ministeriums, den Bundesrat, die Kollegen im 
Ausschuß, aber auch die Kollegen der Opposition. 
Herr Kollege Jaunich, wie Sie die Beratungen im 
Ausschuß hier dargestellt haben, waren sie nicht. 
Ich habe den Eindruck, wir haben im Ausschuß we-
sentlich besser zusammengearbeitet. Es hat nur 
noch der letzte Mut von Ihnen gefehlt, dem Gesetz 
zuzustimmen. 

(Lachen bei der SPD) 
Ich glaube, die Zusammenarbeit im Ausschuß ist 
wesentlich besser, als hier der Eindruck erweckt 
wird. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Mir fiel gerade der Satz 
ein: Der Mut wächst mit dem Quadrat der Entfer-
nung. 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Wagner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die pharmazeutische Industrie 
hat in der Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
der herrschenden Strukturen im Gesundheitswesen 
und des wirtschaftspolitischen Rahmens einen Arz-
neimittelmarkt schaffen können, der gekennzeich-
net ist durch eine unsinnig hohe Zahl von Medika-
menten, einen enormen Umsatz — und das heißt 
eben auch: einen überhöhten Arzneimittelver-
brauch —, eine große Zahl von Medikamenten, de-
ren Wirksamkeit und Unbedenklichkeit fraglich 
sind, die allzu giftig sind oder Sucht und Abhängig-
keit hervorrufen, eine große Zahl von überflüssigen 
oder fragwürdigen Tierversuchen und ein beson-
ders hohes Preisniveau und steigende Profite. 

Es sollte also — sollte man meinen — ein Gesetz 
vorgelegt werden, das diese Mißstände behebt oder 
ihnen zumindest beizukommen versucht. Doch wer 
glaubt, daß hier nun ein solches Gesetz verabschie-
det werden soll, der täuscht sich. Im Gesetzentwurf 
der Bundesregierung findet sich nichts, was geeig-
net wäre, den Mißständen beizukommen; ganz im 



17460 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 

Frau Wagner 
Gegenteil, einige werden sogar noch zementiert. 
Die Profite der Pharmaindustrie werden gesichert, 
das hohe Preisniveau der Medikamente wird fest-
geschrieben. Neben dem schon bestehenden Patent-
schutz wird es noch eine zusätzliche zehnjährige 
Schutzfrist für die pharmazeutische Industrie ge-
ben. Zehn Jahre länger können die Firmen ohne 
Angst vor Konkurrenz leben und die Preise diktie-
ren. 

Der Pharmaindustrie wird also ein Geschenk ge-
macht, und bei nächster Gelegenheit wird dann wie-
der über die ausufernden Kosten im Gesundheits-
wesen lamentiert. 

Es ist durchaus eine schwierige Aufgabe, die Ge-
schäftsinteressen der Anbieter von medizinischen 
Leistungen mit den Interessen der gesamten Wirt-
schaft an möglichst niedrigen Lohnnebenkosten in 
Einklang zu bringen. Doch auch sie wird gelöst, 
indem die Interessen der Wirtschaft als höheres 
Gut bewertet werden. 

Schrill werden die Töne erst dann, wenn wir nach 
der Rolle der Patienten fragen. Das große Geschäft 
der Industrie, in diesem Falle der Pharmaindustrie, 
wird nicht angetastet. Statt dessen wendet sich 
Herr Blüm auf der Suche nach Rationalisierungs-
maßnahmen im Gesundheitswesen immer rabiate-
ren Mittelbegrenzungs- und Verbilligungsstrate-
gien zu, die allesamt die Patienten treffen. Das Ge-
schäft mit der Krankheit kann und soll also weiter 
florieren. Die Gesundheitsbranche ist nun einmal 
eine der wichtigsten Wachstumsbranchen. Es hat 
sich ein profitträchtiger medizinisch-industrieller 
Komplex entwickelt, und gegen dieses Machtkartell 
wird nichts unternommen. 

Der Bereich des Arzneimittelangebotes wird wei-
ter allein den Entscheidungen der pharmazeuti-
schen Industrie und damit ihren Expansions- und 
Profitinteressen unterliegen. Es wird dagegen 
nichts unternommen, einmal abgesehen von ein 
paar Appellen des Arbeits- und Sozialministers, 
zweimal im Jahr anläßlich der konzertierten Aktion 
im Gesundheitswesen. Nützen tun sie zwar nichts, 
aber man hat seiner Pflicht Genüge getan.  

Die Preisfestsetzung sowie der ganze Bereich der 
Forschung und damit der Weiterentwicklung wer-
den auch weiterhin keiner öffentlichen Kontrolle 
unterliegen. Da hält sich die Bundesregierung eben 
vornehm zurück. 

Die GRÜNEN gehen demgegenüber davon aus, 
daß die Versorgung mit Arzneimitteln sowie die 
Forschung und Weiterentwicklung auf diesem Ge-
biet eine öffentliche Aufgabe sein müssen. Um dies 
zu erreichen, muß die Kontrolle der Preisgestaltung 
durch staatliche Stellen und Krankenkassen so-
wohl auf der Erzeuger- als auch auf der Großhan-
delsebene mit dem Ziel einer Preissenkung erreicht 
werden. 

(Frau Augustin [CDU/CSU]: Verstaatli

-

chung des Gesundheitswesens, ja?) 
— Nein, so nennen wir das nicht, Frau Augustin. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist aber so!) 
Sie hätten das besser einmal nachlesen sollen. 

Die Pharmaforschung muß durch den Aufbau öf-
fentlich finanzierter und kontrollierter Forschung 
entprivatisiert werden. Besondere finanzielle Vor-
teile für die sogenannte forschende Industrie entfal-
len damit. 

Ich möchte noch zu einem anderen Punkt des 
neuen Arzneimittelgesetzes kommen; leider kann 
ich nicht auf alle Punkte eingehen, da mir nur fünf 
Minuten zur Verfügung stehen. Interessant war die 
Auseinandersetzung mit den Arzneimittelmustern 
in der Bundesrepublik. Im Regierungsentwurf wa-
ren ursprünglich sechs Muster pro Jahr und Medi-
kament vorgesehen. Bei dieser geplanten Regelung 
befürchteten die Krankenkassen sogar eine Aus-
weitung des Musterunwesens. Doch dann kam der 
Paukenschlag: Der Bundesrat beschloß, die Muster 
generell zu verbieten. Nun lieferten sich Musterbe-
fürworter und -gegner heiße Kämpfe, die in allen 
ärztlichen Zeitschriften ausgetragen wurden. Die 
Bundesregierung sah sich unter Zugzwang, und so 
findet sich nun das Wörtchen „zwei" statt „sechs" im 
Gesetz. Das ist der Kompromiß zwischen Bundes-
ratsentscheidung, die man schließlich nicht unbe-
achtet lassen konnte, und der pharmazeutischen In-
dustrie, die ein starkes Interesse an den Mustern 
als Werbemittel hat. Mit dem Argument, daß der 
Arzt ein Anschauungsstück in den Händen haben 
müsse und sich selbst von der Größe, der Farbe und 
der Darreichungsform überzeugen solle, ging man 
auf zwei Muster zurück. Es ist zwar unlogisch, daß 
dann ein Anschauungsstück im Gesetz „zwei" ist, 
doch auch dies versuchte man uns zu erklären. Lei-
der ohne Erfolg. Ich habe das nicht verstanden. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Sie waren doch 
gar nicht da!) 

Aber man wird es uns hier sicherlich noch einmal 
erklären. Vielleicht verstehen wir dann Ihre neue 
Logik „zwei gleich eins" besser. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das konnten 
Sie nicht verstehen, weil Sie nicht da wa

-

ren!) 
Wir sind grundsätzlich gegen Arzneimittelmuster 

und haben dies auch in unseren Gesetzentwurf auf-
genommen. 

Weitere Verbesserungen, die in unserem Gesetz-
entwurf zum Tragen kommen, sind folgende: Die 
Sicherheitsstandards für die Zulassung von Medi-
katnenten werden deutlich erhöht, die Anzahl der 
zugelassenen Medikamente wird deutlich reduziert, 
Tierversuche werden nur noch in genau bezeichne-
ten und öffentlich kontrollierten Ausnahmefällen 
zugelassen. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Pro-
fessor Süssmuth, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Zweite Novelle zum 
Arzneimittelgesetz bedeutet einen Schritt zur Ver- 
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Besserung der Arzneimittelsicherheit. Wir fragen 
bei Gesetzen: Wie dauerhaft sind sie? Wenn es um 
die Frage des endgültigen Schutzes oder des end-
gültigen Sicherheitsstandards geht, ist gerade im 
Arzneimittelbereich eine Situation gegeben, die 
nicht endgültig ist, sondern in der gesetzliche Vor-
schriften in Abständen novelliert werden müssen. 

Die vorgelegte und vom Deutschen Bundestag be-
ratene Novelle geht von der gemeinsamen und von 
allen Fraktionen des Deutschen Bundestages getra-
genen Neuordnung des Arzneimittelgesetzes von 
1976 aus. Das damalige Gesetz hat sich bewährt und 
scheint, wie es auch die Beratungen ergeben haben, 
an einigen wenigen Punkten nachbesserungsbe-
dürftig. Grundsätzlich neu sind die Regelungen der 
Zweitantragstellerproblematik und die gesetzliche 
Verankerung der Transparenzkommission. Die üb-
rigen Regelungen sind im weitesten Sinne Weiter-
entwicklungen bestehender Rechtsinstitute. 

Ich habe mich gefreut, daß der Gesetzentwurf im 
federführenden Ausschuß weitgehend Zustimmung 
gefunden hat, auch bei der Opposition, und diese 
weitgehende Zustimmung wird auch nicht dadurch 
wesentlich getrübt, daß andere Punkte strittig ge-
blieben sind, in denen die Bundesregierung jeweils 
glaubt, daß es auch Gründe für die Auffassung der 
Koalition gibt, bei der jetzt vorgeschlagenen Rege-
lung zu verbleiben. Darum nochmals: Ich halte es 
für bedeutsamer, daß Einvernehmen über die Rege-
lungen für sterile Einmalgeräte, die Allgemeinver-
ständlichkeit der Packungsbeilage, das allgemeine 
offene Verfallsdatum, die Einführung einer beson-
deren Fachinformation, die Erweiterung der Mel-
depflichten der pharmazeutischen Industrie bei Ne-
benwirkungen, die Überwachung der klinischen 
Prüfung und der Einfuhr besteht. 

Selbstverständlich werde ich die Auswirkungen 
dieser Änderungen sehr aufmerksam beobachten; 
denn es darf z. B. nicht geschehen, daß die Einfüh-
rung der besonderen Fachinformation für Ärzte die 
Hersteller veranlaßt, einen Teil seltener Nebenwir-
kungen in der Fachinformation unterzubringen und 
in den für die Patienten bestimmten Informationen 
zu verschweigen. Darauf werden die Zulassungsbe-
hörden zu achten haben. Sie haben die Mittel in der 
Hand, eine solche Praxis zu steuern. 

Eine schwierige Frage war die Veröffentlichung 
der Fachinformation und ihrer therapierelevanten 
Änderungen. Ich glaube, die jetzt gefundene Lösung 
ist überzeugend. Sie läßt einerseits den Beteiligten 
die Freiheit, im Einzelfall die richtige Art der Infor-
mationsverbreitung zu wählen, und gibt der Zulas-
sungsbehörde die Möglichkeit zu einem korrigie-
renden Eingriff. 

Die neuen Regelungen können nur schrittweise 
und zunächst nur für die neu zugelassenen Präpa-
rate greifen. Das gilt für die Kennzeichnungsvor-
schriften, insbesondere für die Forderung auf Allge-
meinverständlichkeit der Gebrauchsinformation, 
des Verfalldatums, aber auch die neuen Anforde-
rungen für fixe Arzneimittelkombinationen. Mate-
riell werden die Altpräparate erst nach und nach im 
Zuge der Aufbereitung des wissenschaftlichen Er-
kenntnismaterials über ihre Unbedenklichkeit und 

Wirksamkeit den neuen Regelungen entsprechend 
in den Verkehr gebracht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch er-
klären, daß aus meiner Sicht nicht bis zum 
Jahr 1990 gewartet werden kann, wenn es um die 
Aufbereitungsmonographien geht, um Aussagen 
zur Wirksamkeit und Unbedenklichkeit veröffentli-
chen zu können. Für einen verantwortungsbewuß-
ten Hersteller dürfte das selbstverständlich sein. 

Ein wichtiger Gegenstand der Novelle sind die 
sogenannten Feldversuche mit zugelassenen Arz-
neimitteln. Hier hatten sich in der Vergangenheit 
Probleme gezeigt. Die Novellierung läßt zu, daß 
diese Untersuchungen als Teil der klinischen Prü-
fung und unter den gesetzlich geregelten Voraus-
setzungen nach der Zulassung durchgeführt wer-
den. Damit soll aber kein Ersatz für die erheblich 
eingeschränkte Musterwerbung geschaffen werden. 
Arzneimittel zur klinischen Prüfung dürfen in der 
Regel nicht als das Markenpräparat erkennbar 
sein, weil sonst das Ergebnis angezweifelt werden 
könnte und zu verfälschenden Aussagen Anlaß ge-
ben könnte. 

Bei den Arzneimittelmustern ist mit zwei Mu-
stern je Arzneimittel, Arzt und Jahr aus meiner 
Sicht ein akzeptabler Kompromiß erreicht worden. 
Auf Grund der detaillierten Aufzeichnungspflichten 
ist die Regelung bedingt überwachbar. Übertretun-
gen sind als Ordnungswidrigkeiten mit Geldbuße 
bedroht. 

Eines der schwierigsten Probleme des Gesetzent-
wurfs, das mich auch persönlich interessiert hat, 
war die Zweitantragstellerproblematik. Hier galt es 
einen Ausgleich zu finden zwischen widerstreiten-
den Interessen und unterschiedlichen Bereichen. 
Die Konflikte liegen beim Tierschutz, im wirt-
schaftlichen Interessenausgleich einschließlich der 
Wettbewerbsneutralität, aber auch in ureigensten 
gesundheitlichen Belangen. Denn einerseits geht es 
darum, durch Preiswettbewerb eine preisgünstige 
Arzneimittelversorgung der Bevölkerung sicherzu-
stellen, andererseits aber auch darum, der forschen-
den Industrie Raum für Innovationsentscheidungen 
zu lassen. Die Entscheidung für eine einheitliche 
Frist von zehn Jahren Unterlagenschutz stellt kei-
nen Freibrief für den nachstoßenden Wettbewerb 
zu Tierversuchen dar. Deren Zulässigkeit bestimmt 
sich nach dem Tierschutzgesetz. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Im übrigen kann für eine längere Sperrfrist im Arz-
neimittelbereich die zusätzliche Notwendigkeit kli-
nischer Prüfungen geltend gemacht werden. Die 
Regelung ist zudem augenscheinlich einfacher und 
geeignet, Prozesse um Ausgleichszahlungen zu ver-
meiden. Ich denke, das hat auch das Hearing zum 
Arzneimittelgesetz noch einmal deutlich gemacht. 
Zum anderen wäre eine einheitliche EG-Regelung 
auf dieser Ebene sonst weniger erreichbar gewesen. 
Ich verweise in diesem Zusammenhang auch dar-
auf, daß bei der EG eine neue Tierschutzregelung, 
eine Richtlinie, in Vorbereitung ist. Das noch ein-
mal zu dem, was Sie eben in die Debatte warfen, 
Herr Jaunich. 
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Die Novelle bietet eine Rechtsgrundlage für die 

Transparenzkommission. Denn gleich nach dem In-
krafttreten dieser Vorschriften werden weitere Li-
sten veröffentlicht werden. Ich erwarte, daß sie von 
den Selbstverwaltungskörperschaften als zuverläs-
sige wissenschaftliche Grundlagen genutzt werden. 
Ohne Zusammenarbeit des Bundesausschusses für 
Ärzte und Krankenkassen und der Transparenz-
kommission können beide Institutionen nicht opti-
mal zusammenwirken. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch auf ein beson-
deres Anliegen zu sprechen kommen, nämlich auf 
die bessere Arzneimittelversorgung der Entwick-
lungsländer. Bei dem bedeutenden Arzneimittelex-
port trägt die Bundesrepublik hierbei eine beson-
dere Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die Verantwortung des Importeurs ist um so 
größer, je weniger medizinisch-pharmazeutisches 
Fachwissen im Einfuhrland vorhanden ist, je gerin-
ger dort die Möglichkeiten zur verwaltungsmäßigen 
Überwachung sind. 

Besonderer oder zusätzlicher gesetzlicher Rege-
lungen bedarf es allerdings für dieses Ziel nicht. Die 
grundsätzlichen Anforderungen an die pharmazeu-
tische Qualität, an die Unbedenklichkeit und Wirk-
samkeit der Arzneimittel gelten für Exportarznei-
mittel wie für den Inlandsbedarf. 

Jede Arzneimittelherstellung in der Bundesrepu-
blik unterliegt den gleichen von der Weltgesund-
heitsorganisation anerkannten Herstellungsvor-
schriften. Die Tätigkeit der deutschen Überwa-
chungsbehörde erstreckt sich auch auf Exportarz-
neimittel. 

Mit der vorliegenden Novelle wird es auch mög-
lich sein — und daran ist mir gelegen —, daß sich 
der Sektor Naturheilkunde stabilisieren und weiter-
entwickeln kann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Angesichts der Position der Naturheilkunde in un-
serem Gesundheitswesen ist das wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jaunich [SPD]: Welchen Beitrag leistet die 

Novelle dazu?) 
Ich möchte nicht schließen, ohne dem federfüh-

renden Ausschuß und seinem Vorsitzenden für die 
zügige Beratung des Gesetzentwurfes zu danken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

In diesen Dank beziehe ich die mitberatenden Aus-
schüsse ein. 

Danke schön. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zu den Abstimmungen, und 
zwar zunächst zur Einzelberatung und Abstim-
mung über Tagesordnungspunkt 4 b, den Gesetzent-

wurf der Bundesregierung auf Drucksache 10/5112 
in der Ausschußfassung. Hierzu liegt eine Reihe 
von Änderungsanträgen der Fraktion der SPD so-
wie ein Änderungsantrag der Abgeordneten Jau-
nich und Frau Dr. Neumeister auf den Drucksachen 
10/5743 und 10/5745 bis 10/5761 vor. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu Art. 1 
in der Ausschußfassung. 

Ich rufe  Nr. 1 bis 3 auf. Wer stimmt dafür? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann sind die 
aufgerufenen Vorschriften mit Mehrheit angenom-
men. 

Ich rufe Nr. 4 auf. Hierzu liegt auf der Druck-
sache 10/5745 ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. Wer stimmt für den Änderungsantrag? 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann 
ist der Änderungsantrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 4 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Nr. 4 ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 5 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5746 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer für Nr. 5 in der Ausschußfassung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Nr. 5 ist mit Mehrheit 
angenommen. 

Ich rufe Nr. 6 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5747 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 6 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 6 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 7 auf. Wer stimmt dafür? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Nr. 7 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 8 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5748 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dieser Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 8 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 8 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 8 a auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5749 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für die Nr. 8 a in der Ausschußfas-
sung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Nr. 8 a ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 9 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5750 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan- 
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trag ist bei einer Reihe von Enthaltungen mit Mehr-
heit abgelehnt worden. 

Wer stimmt für Nr. 9 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 9 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 10 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5751 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 10 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 10 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 11 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5752 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 11 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 11 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 12 und 13 auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Nr. 14 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5753 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 14 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 14 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 15 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5743 ein Änderungsantrag der Abgeordneten 
Jaunich und Frau Dr. Neumeister sowie auf Druck-
sache 10/5754 ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. 

Wir stimmen zuerst über den Änderungsantrag 
auf Drucksache 10/5743 ab, also über den von Frau 
Neumeister und Herrn Jaunich. Wer stimmt dafür? 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
einer Enthaltung ist der Änderungsantrag mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/5754? Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt nun für Nr. 15 in der Ausschußfas-
sung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Nr. 15 ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 16 bis 19 auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Nr. 20 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5755 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 20 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 20 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 21 und 21 a auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 10/5756 auf. Es wird beantragt, nach 
Nr. 21 a eine Nr. 21 b neu einzufügen. Wer stimmt 
dafür? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen ist der Änderungsantrag 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 22 bis 24 auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Nr. 25 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5757 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 25 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 25 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 26 und 27 auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 10/5758 auf. Es wird beantragt, nach 
Nr. 27 eine neue Nr. 27 a einzufügen. Wer stimmt 
dafür? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 28 bis 38 a auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Nr. 39 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5759 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. 39 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Nr. 39 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 10/5760 auf. Es wird beantragt, nach 
Nr. 39 eine neue Nr. 39 a einzufügen. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. —
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Än-
derungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 40 bis 43 auf. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit ange-
nommen. 

Art. 1 in der Ausschußfassung ist somit angenom-
men. 

Ich rufe Art. 2 in der Ausschußfassung auf. Wer 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
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wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? — Die aufgeru-
fenen Vorschriften sind mit Mehrheit angenom-
men. 

Ich rufe Art. 3 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5761 ein Änderungsantrag der SPD vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Art. 3 in der Ausschußfassung? — 
Bitte die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 3 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Art. 3 a bis 5, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vor-
schriften sind mit Mehrheit angenommen. Damit 
ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Der Ge-
setzentwurf ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den Tagesordnungspunkt 4 a, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/4144. Der Ausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 10/5732 unter Nr. 2, diesen Gesetzentwurf ab-
zulehnen. 

Ich rufe die  Art. 1 bis 5, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist in zweiter Beratung bei einer Reihe 
von Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt. 

Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Ge-
schäftsordnung jede weitere Beratung. 

Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 
4 c, zum Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5168. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/5732 
unter Nr. 3, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stim-
me? — Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung 
bei einer größeren Anzahl von Enthaltungen mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Ge-
schäftsordnung die weitere Beratung. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Drucksache 
10/5732 unter Nr. 4 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Die Entschließung ist  

bei einer Reihe von Enthaltungen mit großer Mehr-
heit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Ta-
gesordnungspunkt 4 d, und zwar über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Jugend, Fami lie 
und Gesundheit auf Drucksache 10/5520. Wer dieser 
Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses ist mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Jetzt kommt noch eine Reihe von Tagesord-
nungspunkten, bei denen ich Ihre Mitwirkung brau-
che, obwohl nichts zu debattieren ist. 

Ich rufe den Zusatz-Tagesordnungspunkt 5 auf: 
Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 7. Januar 1986 zur Änderung des Ab-
kommens vom 17. Dezember 1973 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Staat Israel über Soziale Sicherheit 
— Drucksache 10/5526 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung (11. 
Ausschuß) 
— Drucksache 10/5735 — 
Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Steinhauer 

Hierzu finden nur zwei Beratungen statt. Eine 
Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist bei einer Enthaltung einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 
Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ausführung zwischenstaatlicher Anerken-
nungs- und Vollstreckungsverträge in Zivil- 
und Handelssachen (Anerkennungs- und 
Vollstreckungsausführungsgesetz — AVAG) 
— Drucksache 10/5711 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf auf 

Drucksache 10/5711 an den Rechtsausschuß zu 
überweisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? 
— Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 
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Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 7/85 — Zweite 
Erhöhung des Zollkontingents 1985 für Bana-
nen) 
— Drucksachen 10/5024, 10/5402 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Lattmann 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt, die Aufhebung der Verordnung nicht zu 
verlangen. Wer der Beschlußempfehlung auf Druck-
sache 10/5402 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist bei einer Reihe von Enthaltungen 
mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 a und 8 b so-
wie den Zusatz-Tagesordnungspunkt 11 a und 11 b 
auf: 

8. a) Beratung der Sammelübersicht 152 des 
Petitionsauschusses (2. Ausschuß) über 
Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 10/5674 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 153 des 
Petitionsausschusses (2. Ausschuß) über 
Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 10/5675 — 

11. a) Beratung der Sammelübersicht 156 des 
Petitionsausschusses (2. Ausschuß) über 
Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 10/5739 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 158 des 
Petitionsausschusses (2. Ausschuß) über 
Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 10/5741 — 

Zur Sammelübersicht 158 liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 10/5770 vor. Eine Aussprache ist nicht vor-
gesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer den Be-
schlußempfehlungen des Petitionsausschusses auf 
den Drucksachen 10/5674,10/5675 und 10/5739 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltungen der Fraktion DIE GRÜNEN sind 
diese Beschlußempfehlungen des Ausschusses an-
genommen worden. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Zu-
satztagesordnungspunkt 11 b, und zwar zuerst über 
den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5770. Wer dem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Der Änderungsantrag ist mit Mehrheit bei einer 
Reihe von Enthaltungen abgelehnt worden. Damit 
ist die Beschlußempfehlung des Petitionsausschus-
ses auf Drucksache 10/5741 angenommen. 

Ich rufe jetzt den Zusatztagesordnungspunkt 12 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (16. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Dr.-Ing. Kan-
sy, Niegel, Dr. Daniels, Dörflinger, Link 
(Frankfurt), Linsmeier, Magin, Dr. Möller, 
Pesch, Frau Rönsch, Frau Roitzsch (Quick-
born), Ruf, Zierer, Grünbeck, Frau Dr. Segall, 
Frau Seiler-Albring und der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 
Umwelt und Gewerbe in der Städtebaupoli-
tik 
— Drucksachen 10/4510, 10/5742 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Müntefering, 
Pesch 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 10/4510 an-
zunehmen. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlungen des Ausschusses sind 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 a und 6 b der Tages-
ordnung auf: 

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und eines Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Europaabgeord-
netengesetzes 
— Drucksache 10/5733 — 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Siebten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes 
— Drucksache 10/5734 — 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist für 
die Beratung dieser Zusatzpunkte ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. 
— Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Spilker. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Spilker (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich war heute eigentlich auf eine 
verbundene Debatte über drei verschiedene 
Komplexe des Abgeordnetengesetzes — natürlich 
bei entsprechender Redezeit — vorbereitet, 

(Mann [GRÜNE]: Mir geht es nicht anders, 
Herr Kollege!) 

die notwendigen und gewünschten Änderungen dieses 
Gesetzes aus dem Jahre 1977 zum Inhalt haben sollte. 
Zu unserer großen Überraschung hörten wir, daß 
ein Komplex, nämlich der für die Verhaltensregeln 



17466 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 

Spilker 
der Abgeordneten maßgebende, abgesetzt wurde — 
gerade dieser —, weil die einmütige Beschlußfas-
sung des federführenden Ausschusses für Wahlprü-
fung, Immunität und Geschäftsordnung von der 
SPD-Fraktion nicht akzeptiert wurde. Ich will das 
nicht bewerten, aber feststellen und erklären, daß 
es damit bis auf weiteres bei den Verhaltensregeln 
bleibt, die in der Geschäftsordnung festgelegt und 
seit vielen Jahren praktiziert wurden. Auch wir hät-
ten freilich diesen Teil des Abgeordnetengesetzes 
für die Verhaltensregeln gern fortgeschrieben, wei-
terentwickelt und der Praxis angepaßt. Eine zwin-
gende oder gar dramatische Notwendigkeit dazu, 
wie von manchen betont, vor allen Dingen vor vie-
len Monaten, bestand und besteht allerdings nicht. 
Wir können also abwarten, wie die weitere Entwick-
lung sein wird. 

Anders, meine verehrten Damen und Herren, 
sieht es bei einem anderen Komplex des Abgeord-
netengesetzes aus, für den nun ein gemeinsamer 
Entwurf von CDU/CSU, SPD und FDP vorliegt. Än-
derungen sind hier notwendig geworden, da es be-
trächtliche Probleme beim Vollzug des Abgeordne-
tengesetzes vom 1. April 1977 gegeben hat und gibt: 
Versorgungs- und Versicherungsfragen, Probleme 
der Hinterbliebenenversorgung, Bemessung der 
Beitragszuschüsse zur Krankenversicherung, An-
rechnung von Bezügen aus öffentlichen Kassen auf 
die Leistungen nach dem Abgeordnetengesetz, Ver-
sorgungsausgleich und andere Fragen mehr verlan-
gen Änderungen, Ergänzungen, auch Klarstellun-
gen, die nunmehr beantragt worden sind. Gewiß, 
das ist eine recht komplizierte und sehr in die Ein-
zelheiten gehende Materie , zumal es sich in vielen 
Fällen um Ausnahmen handelt, aber auch um Ent-
wicklungen in der Rechtsprechung, vor allem bei 
den Familiengerichten. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich im übrigen 
den Mitarbeitern des Hohen Hauses ausdrücklich 
danken, die der Rechtsstellungskommission, die 
vom Ältestenrat berufen worden ist, mit ihrer Zuar-
beit behilflich waren. Ich erinnere daran, daß diese 
Rechtsstellungskommission unter dem Vorsitz von 
Frau Vizepräsident Renger stand und steht. 

Der jetzt vorliegende Entwurf -- ich deutete es 
an — bedarf eingehender Beratungen. Wir beantra-
gen auch unter diesem Gesichtspunkt Überweisung 
an den zuständigen Ausschuß. 

Nun haben wir einen weiteren Komplex. Er um-
faßt die Änderung des Abgeordnetengesetzes und 
des Europaabgeordnetengesetzes bezüglich der 
Entschädigung der Mitglieder des Deutschen Bun-
destages und der deutschen Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments. Nach § 30 des Abgeordneten-
gesetzes hat der Präsident des Deutschen Bundes-
tages im Benehmen mit dem Ältestenrat seinen Be-
richt über die Angemessenheit der Entschädigung 
im Sinne des Art. 48 Abs. 3 des Grundgesetzes er-
stattet und einen Vorschlag zur Anpassung der Ent-
schädigung unterbreitet. Der Präsident schlägt in 
diesem Bericht eine Erhöhung der steuerpflichtigen 
Entschädigung um 2,8 % vor. Gleichzeitig empfiehlt 
er die Erhöhung der Kostenpauschale um 1,8 %. 
Diese Vorschläge sind in einem gemeinsamen Ent-

wurf der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP 
auf Drucksache 10/5733 niedergelegt. Wir begrüßen 
diese Vorschläge und beantragen, den Gesetzent-
wurf an den federführenden Ausschuß zu überwei-
sen. 

Ich danke Ihnen sehr. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zu dem Gesetzentwurf, den Herr Spilker 
angesprochen hat und den wir gar nicht beraten, 
auch ein paar Bemerkungen machen: Bei der ab-
schließenden Beratung eines vorgesehenen Ent-
wurfes für ein Fünftes Gesetz zur Änderung des 
Abgeordnetengesetzes sind in bezug auf die Verhal-
tensregeln für die Mitglieder des Deutschen Bun-
destages ganz am Schluß noch Fragen aufgetreten, 
die nicht abschließend beantwortet werden konn-
ten. Es handelt sich um Probleme bei der Anzei-
gepflicht der Abgeordneten und um Fragen der Ver-
fassungsmäßigkeit der vorgesehenen Bestimmun-
gen. 

Deshalb haben die Fraktionen des Bundestages 
die abschließende Beratung dieses Gesetzentwurfes 
auf die Zeit nach der Sommerpause verschoben, 
mindestens die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
der FDP. 

Ich will sagen, daß es in bezug auf die abschlie-
ßende Beantwortung dieser Fragen darum ging, 
daß die SPD weitergehende Vorstellungen bei der 
Offenlegung hat und hatte, als sie gestern abschlie-
ßend beantwortet werden konnte. Wir haben auch 
im Ausschuß nicht formell abgestimmt. Die Rück-
koppelung in die Fraktionen war möglich. 

Ich sage nach wie vor: Ich möchte mich darum 
bemühen, daß es zu einem Konsens in dieser Frage 
kommt. Es wäre j a sehr einfach, die beiden Vor-
schläge, die gemacht worden sind — den der CDU/ 
CSU und den der SPD —, zur Abstimmung zu stel-
len. Aber ich glaube, daß es doch vernünftiger wäre, 
wenn wir uns weiterhin darum bemühen, zu einem 
Konsens bei den Verhaltensregeln für die Abgeord-
neten zu kommen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun 

zum Sechsten Gesetz zur Änderung des Abgeordne-
tengesetzes, in dem es um die Anhebung der Be-
züge der Mitglieder des Deutschen Bundestages 
geht. Ich darf hier in der ersten Lesung sagen: Der 
Präsident hat seinen Vorschlag gemacht; die Frak-
tionen von SPD, CDU/CSU und FDP haben diesen 
Vorschlag zur Kenntnis genommen und daraus ei-
nen Gesetzentwurf entwickelt, der uns heute vor-
liegt. 

Ich will bei dieser Gelegenheit noch einmal daran 
erinnern, daß wir uns, nachdem uns das Bundesver-
fassungsgericht die Aufgabe übertragen hat, hier 
selbst über unsere Bezüge zu diskutieren und zu 
entscheiden, damals darauf verständigt haben, bei 
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diesem Gesetz die Löhne und Gehälter in Industrie 
und Handel, die Dienst- und Versorgungsbezüge im 
öffentlichen Dienst, die Vergütungen der Angestell-
ten und die Löhne der Arbeiter im öffentlichen 
Dienst, die Renten in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und die Leistungen nach dem Bundessozi-
alhilfegesetz zu berücksichtigen. Das heißt, aus der 
breiten Palette der Erhöhung von Einkommen in 
einem Jahreszeitraum einen Durchschnittssatz zu 
ermitteln, der uns angemessen erscheint. Das ist 
auch jetzt der Fall. Darüber wollen wir in zweiter 
und dritter Lesung noch beraten. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Hirsch? 

Becker (Nienberge) (SPD): Bitte sehr. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Becker, halten Sie 
es für legitim und zulässig — wie es in der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs heißt —, auch die zurück-
liegenden Nicht-Erhöhungen aus den Jahren 1977 
bis 1983 als Begründung für eine Diätenerhöhung 
heranzuziehen, obwohl doch sicherlich ein Teil der 
Mitglieder dieses Hauses dem Haus damals gar 
nicht angehört hat? Halten Sie es für legitim, die 
frühere Enthaltsamkeit sozusagen rückwirkend 
wieder aufzuheben? 

Becker (Nienberge) (SPD): Lieber Kollege 
Dr. Hirsch, wir haben das schon geändert. Ich glau-
be, Sie haben nicht den letzten Text des Gesetzent-
wurfs in der Hand. Dort steht jetzt nämlich: 

Im Hinblick auf die seit Mai 1985 eingetretene 
reale Einkommensentwicklung ist eine Anpas-
sung der Entschädigung erforderlich. 

Der Satz, auf den Sie abheben, ist bereits gestri-
chen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Das Ergebnis ist aber 
dasselbe geblieben!) 

— Ja, dieser Satz in der Begründung war falsch. 
Darauf haben wir aufmerksam gemacht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich darf vielleicht 

noch kurz auf den Entwurf eines Siebten Gesetzes 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes eingehen. 
Herr Kollege Spilker hat auch hier schon darauf 
hingewiesen, daß eine ganze Reihe von Fragen 
nach der Verabschiedung des Gesetzes vom 1. April 
1977 aufgetreten sind, mit denen wir uns noch ein-
mal beschäftigen müssen. 

Lassen Sie mich nur einen einzigen Punkt her-
ausgreifen. Hier geht es um Regelungen, die wir 
hier damals für Hinterbliebene getroffen haben. 
Dabei sind hier einige sehr schwierige Fälle aufge-
treten. Daran wird deutlich, daß man sich nach 
zehn Jahren auch mit dieser Materie noch einmal 
beschäftigen muß. Wir wollen das in den Auschuß-
beratungen nach Ende der Sommerpause sorgfältig 
tun. Wir werden dann die Gesetze zur zweiten und 
dritten Beratung hier im Plenum wieder vorlegen. 

Wir stimmen den vorgesehenen Überweisungen 
an die Ausschüsse zu. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD, bei der CDU/CSU und 

der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Frau Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! 

Politisch Mächtige und ihre Organisationen 
ziehen Geld an wie ein Magnet die Eisen-
späne. 

Ich zitiere Peter Lösche „Wovon leben die Parteien? 
— Über das Geld in der Politik", ein Buch, das ich 
allen Kolleginnen und Kollegen dringend zur Lek-
türe empfehle. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Macht der 
eine Buchbesprechung oder hält er eine 

Rede?) 
Wir sprechen hier heute an diesem Zahltag, einen 

Tag, bevor die Sommerpause beginnt, über unsere 
eigenen Einkünfte, über Änderungen der Rechts-
stellung der Abgeordneten und leider — was ich 
sehr bedaure — nicht über die Verhaltensregeln. — 
Herr Kollege Langner, ich freue mich, daß Sie, der 
frühere Vorsitzende des 1. Untersuchungsausschus-
ses, des Flick-Untersuchungsausschusses, anwe-
send sind. Hier in diesem Hohen Hause war im 
Herbst 1984 von Selbstreinigung, von Konsequen-
zen aus dem Fall Barzel die Rede. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, Sie haben gestern dafür gesorgt, daß hier 
heute nicht über die Verhaltensregeln diskutiert 
werden kann. Ich finde, das ist parlamentarisch ein 
sehr schlechter Stil. Ich bedaure außerordentlich, 
daß wir hier in erster Lesung über die Rechtsstel-
lung der Abgeordneten — einschließlich mancher 
Privilegien — sowie über eine Diätenerhöhung be-
raten, ohne — wir sind da im Wort — unsere Ver-
pflichtung vom Herbst 1984 den Bürgern gegenüber 
zu erfüllen, zur Selbstreinigung Richtlinien, Verhal-
tensregeln zu beschließen, die eine echte Offenle-
gung, gläserne Taschen für Abgeordnete bedeutet 
hätten. 

Das wird jetzt in der Hoffnung auf das schlechte 
Gedächtnis der Bürgerinnen und Bürger draußen 
im Lande auf die Zeit nach der Sommerpause ver-
tagt. Wir sind sehr gespannt, Herr Kollege Becker, 
wie die Haltung der SPD nach den Sommerferien 
sein wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Schwenk? 

Mann (GRÜNE): Wenn sie nicht auf die Redezeit 
angerechnet wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, sie wird nicht auf 
die Redezeit angerechnet. Das ist doch allgemein 
bekannt. 

Mann (GRÜNE): Bitte sehr. 



17468 	Deutscher Bundestag — 10.  Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Kollege Mann, 
ich würde gern wissen, wie Sie der Tatsache, daß 
sich die SPD nach einer intensiven Beratung ent-
schlossen hat, die Vorlagen nicht zu beschließen, 
entnehmen, daß das im Herbst doch der Fall sein 
werde. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Dr. Schwenk, ich 
kann hier nur feststellen, daß bis gestern in der 
Frage der Verhaltensregeln in diesem Hause eine 
große Koalition, an der die GRÜNEN in der Tat 
nicht beteiligt sind, bestanden hat, alles beim alten 
zu belassen — um das in dieser kurzen Zeit poli-
tisch auf den Punkt zu bringen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sie waren doch gar 
nicht dabei!) 

— Ich bin dabei gewesen und stelle das hier in die-
ser Form fest. Das können Sie übrigens heute auch 
in verschiedenen Zeitungen nachlesen. 

Ich stelle für die GRÜNEN fest: Wir sind weder 
hinsichtlich der Diätenerhöhung noch der Fest-
schreibung von Privilegien bereit, uns an der gro-
ßen Koalition der Altparteien, an einer Selbstbedie-
nungskoalition, zu beteiligen. Das war in den ver-
gangenen Jahren so, und das wird auch immer so 
bleiben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sie nehmen bloß das 
Geld, Sie Pharisäer! — Dr. Müller [Bre

-

men] [GRÜNE]: Was haben Sie gegen Pha

-

risäer? — Zuruf von der CDU/CSU: Zahlt 
das Geld an Europa zurück!) 

Ich habe darauf hingewiesen, daß wir aus den 
Affären Flick und Barzel, die in der Tat nur die 
Spitze eines Eisberges sind, durch eine umfassende 
Offenlegung der Abgeordneteneinkünfte ein-
schließlich der Nebeneinkünfte und der Nebentätig-
keiten Konsequenzen ziehen sollten. Daran fehlt es. 
Deswegen — und das ist der Punkt, den ich hier 
heute in dieser kurzen Zeit nur betonen kann — ist 
es vom politischen Stil her unglaublich, eine Diäten-
erhöhung in den Bundestag einzubringen, die dazu 
führt, daß Abgeordnete eine Entschädigung, ein-
schließlich der Kostenpauschale, von etwa 13 000 
DM zur Verfügung haben, etwa 5 000 DM steuerfrei 
und über 8 000 DM zu versteuern. Das ist einfach 
unglaublich. 

(Eigen [CDU/CSU]: Geben Sie es doch dem 
Roten Kreuz, wenn Sie es nicht haben wol

-

len! Kein Problem! — Senfft [GRÜNE]: Un

-

glaublich!) 
Ich will noch einen letzten Satz sagen, vielleicht 

zum Verständnis: Wir sind der Meinung, daß es in 
der Parteienfinanzierung viele ungelöste Probleme 
gibt. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Vor allen Dingen 
bei den GRÜNEN!) 

Was unsere Diäten angeht, so ist in allen Fraktio-
nen festzustellen, daß an Fraktionen, daß an Par-
teien Beträge von den Diäten geleistet werden, was 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts widerspricht. Deswegen finde ich es gar nicht 
schlecht, daß wir nach der Sommerpause noch ein-
mal über die Verhaltensrichtlinien zu entscheiden 

haben werden. Bis dahin wird nämlich, am 9. Juli, 
das Bundesverfassungsgericht über das Parteienfi-
nanzierungsgesetz entschieden haben. Ich hoffe 
hier auf eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, die einen ersten Schritt hin zu einer demo-
kratischen Parteienfinanzierung ermöglicht. Wir 
werden in der Zukunft diesem Hohen Hause Vor-
schläge unterbreiten, die dazu führen, daß in den 
Parteien so viel innerparteiliche Demokratie herge-
stellt wird, daß möglichst nur noch Bürger kandi-
dieren, die nicht käuflich sind. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist eine Unver-
schämtheit! Wer ist denn käuflich? — Hau-
ser [Krefeld] [CDU/CSU]: Die Vorbestraf-
ten, die aber werden kandidieren? — Dr. 
Müller [Bremen] [GRÜNE]: Was haben Sie 
gegen Vorbestrafte? — Abg. Bohl [CDU/ 
CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte schön, Herr Kollege Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Kollege Mann, wann wird 
denn die Partei DIE GRÜNEN endlich die ihr nicht 
zustehenden 9 Millionen DM zurückzahlen? 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Bohl, ich kann an-
gesichts der kurzen Zeit auf diese sehr polemische 
Frage nur ganz kurz antworten: 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir reden hier zu Abgeordnetendiäten. 

Ich möchte zum Schluß feststellen: Die GRÜNEN 
haben durchschaubare Beschlüsse. Wir geben von 
unseren Diäten erhebliche Teile, ich für meine Per-
son im Monat fast 6 000 DM, dem Steuerzahler mit-
telbar zurück, indem wir ökologische und alterna-
tive Projekte fördern. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Jetzt kom

-

men mir aber die Tränen!) 
Nehmen Sie sich an uns ein Beispiel, statt Ihre bil-
lige Polemik, Ihre Wahlkampfpolemik an dieser 
Stelle, wo Sie fürwahr genug Dreck am Stecken 
haben, in den Bundestag einzubringen! 

Vielen Dank! 
(Beifall bei dem GRÜNEN — Lachen bei 

der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Das 
Bundesverfassungsgericht hat uns ja Kriterien zur 
Regelung der Abgeordnetendiäten an die Hand ge-
geben. Es ist vielleicht hilfreich — auch für die 
GRÜNEN —, sich einmal mit dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts wirklich auseinanderzuset-
zen. Sie haben ja gerade angekündigt, daß Sie ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts mit besonde-
rer Spannung erwarten; vielleicht lesen Sie dieses 
mit besonderer Spannung nach. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 
— Herr Kollege Mann, Sie sollten das tun. Dann 
werden Sie feststellen, daß das Bundesverfassungs- 
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gericht erstens die Belastung eines Abgeordneten 
als Kriterium heranzieht. Vielleicht haben Sie nicht 
viele Belastungen; das mag j a sein. Wir haben ei-
nige Belastungen. 

Zweitens gewichtet das Bundesverfassungsge-
richt die mit dem Amt verbundene Verantwortung. 
Es mag j a auch sein, daß Sie diese gering einschät-
zen. 

Drittens hebt das Bundesverfassungsgericht die 
Position des Abgeordneten im gesamten Verfas-
sungsgefüge hervor. Diese schätzen Sie mit Sicher-
heit für sich selbst sehr gering ein. 

Diese Kombination, die das Bundesverfassungs-
gericht vorgegeben hat, dieser Dreiklang, ist die 
Grundlage für die Überlegungen, wie diese Ent-
schädigung nun finanziell eingebunden werden 
soll. 

Ich bin dem Bundestagspräsidenten dankbar, daß 
er gemäß seiner Pflicht nach dem Abgeordnetenge-
setz diese Vorlage unterbreitet hat. Er hat sorgfältig 
gegeneinander abgewogen: die Anhebung im öf-
fentlichen Bereich, im Tarifbereich, im Rentenbe-
reich. Das, was er vorschlägt, ist sehr maßvoll im 
Hinblick auf das, was im öffentlichen Bereich und 
im privatwirtschaftlichen Bereich von den Tarif-
partnern vorgeschlagen worden ist, was exekutiert 
wird, und was auch im Rentenbereich geschieht. Ich 
meine, das ist ein Punkt, den wir festhalten dürfen: 
eine maßvolle, eine gerechtfertigte Anhebung, ge-
rade im Hinblick auf das Urteil auf das Bundesver-
fassungsgerichts. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Übrigens, Herr Kollege Mann, haben Sie sich in 
Ihrer Rede weitgehend mit Verhaltensregeln be-
schäftigt. Sie wollten das wohl deswegen tun, weil 
Sie gestern schon eine Voraberklärung dazu veröf-
fentlicht haben und nun feststellen müssen, daß 
diese Rede gar nicht gehalten werden kann, denn 
sie stehen ja nicht auf der Tagesordnung. Man muß 
eben doch flexibel bleiben können. 

Ich möchte zu dieser Phantomdebatte nur eines 
anmerken. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist wohl wahr!) 

— Es ist eine Phantomdebatte, weil dazu keine Ge-
setzesvorlage existiert. 

Ich möchte dazu anmerken, daß wir uns wün-
schen, daß im Herbst so bald wie möglich die zweite 
und dritte Beratung dieses Gesetzes über die Ver-
haltensregeln erfolgen kann. Ich wünsche mir auch, 
daß die Einmütigkeit des Geschäftsordnungsaus-
schusses nach langen Kompromißüberlegungen 
dazu führt, daß wir gemeinsam mit den Sozialdemo-
kraten ein so wichtiges Gesetz, das uns alle sehr 
betrifft, verabschieden können. 

Aber zurück zu dem Thema, zu dem hier die Ge-
setzesvorlage auf dem Tisch liegt. Herr Kollege, Sie 
haben wortreich beklagt, daß hier unerhörte Anhe-
bungen geschehen. Sie haben erklärt: Die GRÜNEN 
werden sich immer außerordentlich sparsam ver-
halten, sie werden den Steuerzahler nicht belasten. 

(Mann [GRÜNE]: Wir versuchen das!) 

Sie wollten schon vor drei Jahren dem Haus erklä-
ren, wie Sie es denn mit Ihren eigenen Diäten hal-
ten; daß Sie für jeden Unterhaltsberechtigten 
500 DM freistellen. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Ich kenne eine ganze Menge von Kollegen hier im 
Hause, die sehr froh wären, wenn sie für jeden 
Unterhaltsberechtigten in der Familie, für den sie 
einstehen müssen, 500 DM steuerfrei zusätzlich be-
kämen. 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 
Aber das ist ja noch nicht alles, Herr Kollege 

Mann. 
(Mann [GRÜNE]: Kann ich jetzt meine 

Frage stellen?) 
— Sie können zum Schluß auf die Dinge eingehen. 
Ich bin ja gern bereit, Ihre Frage entgegenzuneh-
men. Aber es kommen noch einige Punkte. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Mann? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Frau Präsidentin, 
ich möchte gern die drei Punkte im Zusammenhang 
vortragen, damit der Kollege Mann Gelegenheit 
hat, sie alle drei aufzugreifen. 

Wie kommt es denn, daß Sie in Hessen für unqua-
lifizierte GRÜNE hohe und höchste Beamtenstellen 
fordern? Wie kommt das? Wie verträgt sich das mit 
Ihren Vorstellungen, die Sie hier vortragen? Wie 
sieht das eigentlich aus? 

(Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 
Da, wo Sie an der Krippe sind, weil Sie einen 

Minister stellen, meinen Sie, können Sie zuschla-
gen. So sieht das aus. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Wie sieht es denn aus, Herr Kollege Mann, wenn 
ein früherer Bundestagsabgeordneter, in Berlin 
wohnend, zusätzlich zu dem Übergangsgeld — das 
nicht zu knapp bemessen ist, weil wir ja möchten, 
daß eine Eingliederung möglich ist — von 16 000 
DM auch noch Arbeitslosengeld beansprucht? Sind 
das neue Möglichkeiten, den Staat anzuzapfen? 

(Senfft [GRÜNE]: Wen meinen Sie denn? 
— Gegenrufe von der CDU/CSU: Schnei-

der!) 
Ich meine, bevor Sie hier den Moralapostel spie-

len und der Mehrheit dieses Parlaments einen Spie-
gel vorhalten wollen, sollten Sie selbst in diesen 
Spiegel sehen. Sie werden überraschende Einblicke 
haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich möchte noch ein Wort zum Siebten Gesetz zur 

Änderung des Abgeordnetengesetzes sagen. Der 
Kollege Spilker hat schon vorgetragen, um was es 
da alles geht. Ich kann mich kurzfassen. Es gibt 
dabei für uns eine wichtige Leitlinie. Wir werden sie 
in den Beratungen sorgfältig betrachten. Die Abge- 
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ordneten sind keine Beamten. Wir sind keine, wir 
wollen auch keine sein; wir sind nicht auf Lebens-
zeit gewählt wir sind unabhängig. Deswegen müs-
sen wir darauf achten, daß wir in den Regeln, die 
wir uns selbst geben, nicht verbeamtet werden. Die 
Fraktion der Freien Demokratischen Partei wird 
darauf ein besonderes Augenmerk legen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, der Herr Abgeordnete Lammert hat um das 
Wort nach § 29 Abs. 3 gebeten. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bundestag sollte sich 
heute nachmittag ursprünglich mit drei unter-
schiedlichen Regelungsabsichten zum Abgeordne-
tengesetz befassen. Nach einer Vereinbarung sind 
zwei davon übriggeblieben. 

Ich möchte zum Ausdruck bringen, daß ich die 
Entscheidung, den dritten vorgesehenen Rege-
lungsgegenstand von der Tagesordnung abzuset-
zen, für unglücklich, unnötig und auch peinlich 
halte. 

Ich halte ihn deswegen für unnötig, weil nach 
monatelangen sorgfältigen Beratungen im ersten 
Ausschuß ein Ergebnis über die Materie Verhal-
tensregelungen erzielt war, von dem nicht nur ich 
persönlich glaube, sondern mit Ausnahme des Ver-
treters der GRÜNEN alle Mitglieder des Ausschus-
ses über alle Parteien hinweg der Überzeugung wa-
ren, daß dies eine der Sache und der Bedeutung die-
ser Frage angemessene Regelung des Sachverhalts 
hätte sein können. 

Ich finde es deshalb sehr unglücklich, daß dies 
von der Tagesordnung gestrichen worden ist, weil 
man über einen Tagesordnungspunkt, der nicht 
mehr vorhanden ist, auch nicht inhaltlich reden 
kann und deswegen nicht die Möglichkeit besteht, 
die den Sachverhalt völlig verzerrenden Darstellun-
gen des Kollegen Mann Punkt für Punkt zurückzu-
weisen, die er vorhin vorgetragen hat. Ich finde es 
im übrigen -- um es vorsichtig zu sagen — höchst 
unverständlich, wem es weiterhelfen soll, wenn hier 
ein Beitrag abgeliefert wird, Herr Kollege Mann, 
der mit hohem polemischem Aufwand und gespiel-
ter Entrüstung in einem deprimierenden Gegensatz 
zu dem sehr begrenzten Einsatz in der Sache steht, 
den Sie bei der Beratung dieses Sachverhalts im 
Ausschuß zu diesem Thema bewiesen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich finde die Absetzung des Tagesordnungs-
punkts aus dem Kontext, in dem er gestanden hat, 
für uns alle deswegen peinlich, weil der Eindruck 
entstehen könnte, als wäre von drei Absichten zur 
Änderung des Gesetzes, von denen zwei mit den 
Ansprüchen der Abgeordneten zu tun haben und 
der dritte mit Verpflichtungen, im Konsens nur die 
Abteilung Ansprüche zu regeln und die Abteilung 
Pflichten nicht. Ich finde das in hohem Maße be-
dauerlich und gehe davon aus, daß die Fraktionen, 
die sich zu dieser Absetzung entschlossen haben,  

weil sie nach wie vor der Meinung sind, daß diese 
Regelung, die wir alle wollen, im Konsens verab-
schiedet werden müsse, sich zu dieser Art von Bera-
tung nur deswegen heute entschlossen haben, weil 
es sich bei den verbleibenden Bestandteilen des Ab-
geordnetengesetzes um eine erste Lesung handelt 
und deswegen die Möglichkeit besteht, den inneren 
Zusammenhang wiederherzustellen, wenn wir in 
die zweite und dritte Lesung dieser Teile eintreten. 

Ich möchte an uns alle appellieren, daß wir diesen 
fast schon zu einem erfolgreichen Ergebnis ge-
brachten Prozeß der Herstellung eines Einverneh-
mens über die Neudefinition von Verpflichtungen, 
die sich für Abgeordnete ergeben, unmittelbar nach 
der Sommerpause zu einem endgültigen Abschluß 
bringen können. 

Danke schön. 
(Zustimmung bei der CDU/CSU, der FDP 

und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort zur Ge-
schäftsordnung hat nach § 29 Abs. 3 der Herr Abge-
ordnete Dr. Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Lammert, 
ein Punkt in Ihrer Erklärung hat mich veranlaßt, 
mich ebenfalls noch zu Wort zu melden. 

Es muß einer Fraktion vorbehalten bleiben, bis 
zur Schlußentscheidung die Vorbereitungen für 
nicht ausreichend zu erklären, wenn mindestens 
ein wichtiger Punkt nicht zur Zufriedenheit dieser 
Fraktion geklärt ist. 

(Bohl [CDU/CSU]: Die Fraktion hat doch 
zugestimmt!) 

— Herr Kollege Bohl, ob die Fraktion in ihrer Frak-
tionssitzung mehrheitlich unter einigen Vorbehal-
ten, die ich in der Ausschußsitzung noch einmal 
vorgetragen hatte, zugestimmt hat, dann erneut 
vorgetragen bekommen will, wie die Sache aus-
sieht, und schließlich wegen eines wesentlichen 
Punktes zu einer anderen Entscheidung kommt, 
muß ihr nun einmal vorbehalten bleiben, denn das 
letzte Wort hat hier im Plenum zu fallen. Auch 
wenn wir in den Beratungen mitgeteilt haben, wie 
weit wir in der Rückkopplung mit unserer Fraktion 
sind, ist das nicht eine Vorwegnahme der Schluß-
entscheidung hier im Plenum; sonst könnten wir 
nämlich das Plenum auflösen, und das wollen wir 
nicht. Hier im Plenum fällt die letzte Entscheidung, 
und vorher muß man sagen können: Ein wichtiger 
Punkt ist nicht zu unserer Zufriedenheit geregelt, 
und deshalb kann dem nicht zugestimmt werden. 

Das, was Sie wegen der Kopplungen gesagt ha-
ben, kann ich so nicht unterstreichen, sondern hier 
ging es um einen Punkt, den wir von unserer Frak-
tion nicht mitmachen konnten, weshalb die Ent-
scheidung abgesetzt worden ist. 

Ob es im Herbst zu neuen, erfolgversprechenden 
Verhandlungen und Beratungen kommt, kann ich 
von dieser Stelle aus nicht sagen. Dazu wurde der 
entscheidende Punkt auch als zu gravierend ange-
sehen. Darüber muß fraktionsintern noch einmal 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 	17471 

Dr. Schwenk (Stade) 
gründlich beraten werden, und es muß nach ande-
ren Lösungen gesucht werden. Ich will hier aber 
noch einmal feststellen: Es handelt sich nicht um 
Kopplungsgeschäfte, sondern um Entscheidungen 
in der Sache. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, die Aussprache ist geschlossen. 

Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf auf 
der Drucksache 10/5733 zur federführenden Bera-
tung an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung sowie zur Mitberatung und 
zur Beratung gemäß § 96 der Geschäftsordnung an 
den Haushaltsausschuß zu überweisen. 

Weiter wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf 
auf der Drucksache 10/5734 zur federführenden Be-
ratung an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung, zur Mitberatung an den 
Innenausschuß, den Rechtsausschuß und den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung sowie zur Mit-
beratung und gemäß § 96 der Geschäftsordnung an 
den Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Ströbele, Mann, Frau Dann, Dr. Schierholz 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Errichtung einer Gedenk- und Dokumenta-
tionsstätte im ehemaligen Konzentrationsla-
ger Salzgitter-Drütte 
— Drucksache 10/3990 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Tietjen, 
Bachmaier, Dr. Ehrenberg, Dr. Emmerlich, 
Ewen, Fischer (Osthofen), Klein (Dieburg), 
Dr. Kübler, Lambinus, Oostergetelo, Polkehn, 
Schmidt (München), Schröder (Hannover), 
Stiegler, Dr. de With, Dr. Schwenk (Stade), 
Frau Terborg und der Fraktion der SPD 
Errichtung eines Dokumentations- und In-
formationszentrums auf dem Gelände des 
ehemaligen Konzentrationslagers Esterwe-
gen 
— Drucksachen 10/579, 10/3950 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Tietjen 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der unter a und b aufge-
führten Vorlagen und ein Beitrag bis zu fünf Minu-
ten für jede Fraktion vereinbart worden. Ist das 
Haus einverstanden? — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Seiters. 

Selters (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte zunächst ein Wort zur 
Errichtung eines Dokumentations- und Informa-
tionszentrums über die Emsland-Lager und über 
die Beschlußempfehlung und den Bericht des In-
nenausschusses sagen. Ich möchte persönlich, aber 
auch für meine Fraktion diese Beschlußempfehlung 
begrüßen und die Anerkennung, die in ihr für die 
private Initiative des Aktionskomitees zur Samm-
lung, Auswertung, Aufarbeitung und Darstellung 
von Materialien aus der Zeit der Emsland-Lager 
während der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft und für die Arbeiten der Stadt Papenburg 
und des Landkreises Emsland zum Ausdruck 
kommt. 

Ich möchte auch wiederholen, was ich ähnlich in 
der ersten Lesung hier im Deutschen Bundestag 
bereits erklärt habe: Wir teilen die Auffassung, daß 
die Geschichte der Konzentrationslager nicht in 
Vergessenheit geraten darf. Es ist unsere gemein-
same Aufgabe, die Erinnerung an die geschichtli-
chen Ereignisse und die Verbrechen des National-
sozialismus wachzuhalten. Dies gilt auch und un-
eingeschränkt 50 Jahre nach der Machtergreifung, 
auch für das Emsland und das ehemalige Konzen-
trationslager Esterwegen. 

Wie ich höre, ist die Bundesregierung bereit, die 
Errichtung eines Dokumentations- und Informa-
tionszentrums, in dem über die Geschichte der 
Emsland-Lager und das Schicksal der dort inhaf-
tierten Menschen berichtet wird, nicht nur im Rah-
men der politischen Bildungsarbeit zu fördern, son-
dern auch mit Mitteln der Arbeitsmarktpolitik und 
bei künftigen Forschungsvorhaben. Die Bundesre-
gierung hat mir auch mitgeteilt, daß sie bereit sei, 
beim Aufbau des Zentrums Hilfestellung durch Ver-
mittlung von Kontakten zum Institut für Zeitge-
schichte München und zum Deutschen Histori-
schen Institut London zu leisten. Beide Einrichtun-
gen könnten mit ihrer reichhaltigen Erfahrung das 
Zentrum beim Aufbau seiner Dokumentation bera-
ten. Da die britische Regierung kürzlich die Archiv-
bestände zur Besatzungszeit 1945 bis 1955 freigege-
ben habe, sei es nicht ausgeschlossen, daß das Zen-
trum mit Hilfe des Deutschen Historischen Insti-
tuts Unterlagen zur Zeitgeschichte der Emsland

-

Lager erschließen und erwerben könne. Im übrigen 
sei die Bundesregierung für jede weitere Anregung 
und Überlegung aufgeschlossen, die dazu führen 
könne, das Vorhaben dieses Dokumentations- und 
Informationszentrums auch von Bundes wegen mit 
voranzubringen. 

Mir liegt auch eine Stellungnahme des nieder-
sächsischen Ministers des Innern vom 16. Juni 1986 
vor, in der es unter anderem heißt: 

Ich darf versichern, daß ich das Vorhaben nach-
drücklich unterstützen werde, soweit eine För-
derung mit Landesmitteln in Betracht kommt, 
und mich auch für die Bereitstellung privater 
Mittel einsetzen werde, soweit das Land hier-
auf Einfluß nehmen kann. 

Von daher hoffe ich, daß es im Emsland jetzt ge

-

lingt, zwischen dem Verein „Historisch-Ökologi

-

sches Schulungszentrum Emsland", der Stadt Pa- 
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Seiters 
penburg, dem Landkreis und dem Aktionskomitee 
zu einer gemeinsamen Konzeption zu gelangen. 

Der Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
stimmen wir zu. 

Meine Damen und Herren, diese Überlegungen 
müssen grundsätzlich auch für das ehemalige Kon-
zentrationslager Salzgitter-Drütte gelten. Der Ziel-
setzung des vorliegenden Antrags, zu einer Ausein-
andersetzung mit der lokalen Geschichte des Natio-
nalsozialismus zu ermutigen, wird niemand hier im 
Hause widersprechen. Ich darf in diesem Zusam-
menhang auf die vorhandenen Gedenkstätten in 
der dortigen Region hinweisen: auf den Ehrenfried-
hof Westenholz in Salzgitter-Hallendorf mit 860 To-
ten, auf den Ehrenfriedhof Jammertal bei Salzgit-
ter-Lebenstedt mit 3 000 Toten, aber auch auf Ber-
gen-Belsen, das in Niedersachsen mit Abstand 
größte Lager, in dem sich am Tage der Befreiung 
noch ca. 60 000 Menschen befanden. Sie wissen, daß 
die Landesregierung Bergen-Belsen zu einer zen-
tralen Gedenkstätte für ganz Niedersachsen ausge-
baut hat. Die Bilder und Dokumente, die in dieser 
Gedenkstätte ausgestellt sind, stehen steilvertre-
tend für das leidvolle Geschehen auch in anderen 
Lagern und Außenstellen. 

Dennoch, auch wenn von manchem die Frage ge-
stellt wird, ob durch eine Vermehrung von Gedenk-
stätten die Intensität des Gedenkens wirklich ver-
tieft wird, es sollte nach meiner Auffassung dabei 
bleiben, daß die Kommunen, aber nicht nur sie, auf-
gefordert sind, im örtlichen Bereich an Stätten der 
NS-Gewaltherrschaft zu erinnern. Die rechtliche 
Entscheidung über eine Wiederherstellung der KZ- 
Anlage liegt beim Vorstand des Stahlwerks Peine

-

Salzgitter, das — und das ist die eine Position — 
gegen die Errichtung eines Denkmals im unmittel-
baren Werksgelände die Werkssicherheit und in-
nerbetriebliche Argumente ins Feld führt, aber be-
reit ist, eine Gedenkstätte z. B. in der Schachtanlage 
Haverlahwiese, in der in erheblichem Umfang 
Zwangsarbeiter und KZ-Häftlinge eingesetzt wor-
den waren, zu unterstützen. Dort sei das im Origi-
nalzustand aus dem Dritten Reich erhaltene Ver-
waltungsgebäude auf dem damaligen Betriebsge-
lände bereits unter Denkmalschutz. 

Ich weiß, daß es zum Standort zwei unterschiedli-
che Meinungen gibt. Ich habe mich vorhin bei ei-
nem Rundgang durch die Ausstellung auch davon 
überzeugen können. 

Ich sichere zu, daß wir die Argumente unvorein-
genommen im Ausschuß prüfen werden, weil wir 
immer wieder in Erinnerung rufen wollen, was eine 
Diktatur für die Menschen, für die Freiheit und für 
den Rechtsstaat bedeutet. 

Wir bitten, den Antrag an die zuständigen Aus-
schüsse zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsident! Verehrte 
Männer und Frauen! Liebe Freundinnen und 

Freunde aus Salzgitter-Drütte, die hier heute dieser 
Debatte beiwohnen! 

Unter der Hochstraße, in dem Werk Salzgitter-
Drütte, dort war das Lager, dort wurden die 
Leute aufgehängt. Die deutschen Arbeiter, die 
oben über die Hochstraße gingen, konnten das 
nicht sehen. Kontakte der Häftlinge zu den 
deutschen Arbeitern waren bei Todesstrafe 
verboten. 

Das erzählen zwei ehemalige Häftlinge des Lagers 
Salzgitter-Drütte, ein Pole und ein Franzose, die 
jetzt Gelegenheit hatten, an die Stätte ihrer Leiden 
zurückzukommen. 

Die Hochstraße und die wesentlichen Baulichkei-
ten dieses Lagers gibt es heute noch. Die Werkslei-
tung will beides abreißen und 95 Millionen DM an 
dieser Stelle investieren. Der Betriebsrat des Stahl-
werkes Salzgitter-Peine steht voll hinter dem Pro-
jekt, hieraus eine Gedenk- und Dokumentations-
stätte zu machen. Der Stadtrat von Salzgitter hat 
sich mit großer Mehrheit ebenfalls hinter diese 
Pläne gestellt. Ehemalige Häftlinge aus Polen und 
aus Frankreich haben sich dafür eingesetzt. Die 
Leute in Salzgitter diskutieren und tragen die Do-
kumente aus der damaligen Zeit zusammen. Es gibt 
Diskussionen in der Stadt. Der niedersächsische 
Landtag hat bereits darüber diskutiert; ein Land-
tagsausschuß war vor Ort. 

Die Menschen, die sich mit der eigenen Geschich-
te, der Geschichte ihrer Stadt und der Geschichte 
ihres dortigen Industriebetriebes beschäftigen, ha-
ben sehr viel in Bewegung gebracht. Jetzt sind sie 
mit ihrem Anliegen beim Deutschen Bundestag, 
weil die Peine-Salzgitter AG zu fast 100% in der 
Hand des Bundes ist. Der formelle Grund für die 
Beschäftigung des Bundestages liegt darin. 

Aber Salzgitter, die Stadt, der Industriekonzern 
Salzgitter-Peine sind vor 40 Jahren entstanden, ge-
boren allein aus der Nazi-Rüstungsindustrie. Die 
Bürger der Stadt, die Arbeiter in der Fabrik, haben 
diese Geschichte nicht verdrängt. Sie stehen, im Ge-
gensatz zu vielen anderen Deutschen, zu ihrer Ge-
schichte, zu ihrer Stadt und zu dem Werk. Solche 
Menschen und solche Institutionen schützen uns 
am ehesten davor, daß sowas, wie in Drütte von 
1942 bis 1945 geschehen, jemals wieder in Deutsch-
land passiert. Deshalb ist es so wichtig, daß das Pro-
jekt erfolgreich ist und daß die Gedenk- und Doku-
mentationsstätte unter der Hochstraße auch tat-
sächlich eingerichtet wird, weil sich nichts anderes 
so eindrucksvoll dazu eignet, die Geschichte der 
Stadt und des Werkes an andere weiter zu vermit-
teln, wie die Erhaltung der alten Mauern unter der 
Hochstraße mitten in einer lebenden und sich ent-
wickelnden Fabrik. 

Solche Projekte, wie das in Salzgitter-Drütte und 
in Esterwegen haben wir gemeint, als wir uns dafür 
eingesetzt haben, dezentral, regional und lokal Ge-
denkstätten und Dokumentationsstätten in der 
Bundesrepublik zu errichten und dort, wo Ge-
schichte tatsächlich stattgefunden hat, die Ge-
schichte zu studieren, zu versuchen aus der Ge-
schichte zu lernen. Wir sind dankbar für jeden Men- 
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Ströbele 
sehen, der eine solche Initiative ergreift und solche 
Geschichtsprojekte mit uns gemeinsam fördert. 

Gegen den Plan eines monumentalen histori-
schen Museums in Berlin oder eines sogenannten 
nationalen Mahnmals hier in Bonn setzen wir die 
Unterstützung vieler, möglichst tausender solcher 
Projekte wie der Gedenkstätte in Salzgitter-Drütte. 
Das ist der richtige Weg, sich mit Geschichte zu 
beschäftigen, aus der Geschichte zu lernen und da-
mit eine solche Geschichte in Zukunft in Deutsch-
land unmöglich zu machen. 

Danke sehr. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Tietjen. 

Tietjen (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bei der Einbringung des Antrages der SPD-
Fraktion habe ich am 2. Dezember 1983 in diesem 
Hause unter anderem gesagt, daß weder der An-
trag noch die Debatte notwendig gewesen wären, 
wenn man dem ehemaligen Verteidigungsminister 
Dr. Hans Apel gefolgt wäre, der mir damals, im 
April 1982, mitgeteilt habe, daß der Bund bereit sei, 
ein Gelände von 5 000 Quadratmetern in Esterwe-
gen zur Einrichtung eines Dokumentations- und In-
formationszentrums zur Verfügung zu stellen. Ich 
habe dafür seinerzeit Herrn Minister a. D. Apel im 
Namen der SPD-Bundestagsfraktion herzlich ge-
dankt und wiederhole dies heute. 

Weiter habe ich ausgeführt, daß der Antrag und 
die Debatte notwendig geworden seien, weil nur ein 
Jahr nach der Zusage durch Dr. Apel dessen Nach-
folger, Herr Dr. Wörner, diese Zusage rückgängig 
gemacht habe. 

Inzwischen, meine Damen und Herren, arbeitet 
das Aktionskomitee für ein Dokumentations- und 
Informationszentrum in der von-Velen-Anlage in 
Papenburg. Ich sage hier für mich dazu, daß der 
Standort eines Dokumentations- und Informations-
zentrums auf dem Gelände eines der ehemaligen 
emsländischen Lager, wie z. B. in Esterwegen, der 
angemessenere Standort gewesen wäre. 

Wir stimmen der einstimmigen Beschlußempfeh-
lung des Innenausschusses auch bei der heutigen 
Plenardebatte zu — dies auch deshalb, weil wir 
inzwischen die Früchte der Arbeit des Aktionsko-
mitees für ein Dokumentations- und Informations-
zentrum Emslandlager in Papenburg erkennen. 

Im Vergleich zu früheren Jahren zeigen die öf-
entlichen Reaktionen der letzten Zeit, daß das Ak-

tionskomitee mit seinem Anliegen endlich ernst ge-
nommen wird. Ich bin dankbar dafür, daß die objek-
tive Notwendigkeit eines Dokumentations- und In-
formationszentrums zur Geschichte der Emsland-
Lager von keiner ernstzunehmenden Stelle mehr in 
Frage gestellt wird. Daher will ich mich an dieser 
Stelle auch beim Landkreis Emsland und der Stadt 
Papenburg für die dem Aktionskomitee allerdings 
erst nach Überwindung einiger Startschwierigkei-
ten gewährte Unterstützung bedanken. 

Die ehemaligen Emsland-Lager gestatten wegen 
ihrer Verschiedenartigkeit einen differenzierten 
Einblick in die Nazi-Diktatur. Die besondere Be-
deutung der Emsland-Lager im Zusammenhang 
mit dem NS-Terrorsystem liegt darin, daß dort vor-
nehmlich in der Anfangszeit mit politischen Geg-
nern des Nazismus abgerechnet wurde. Dem ent-
spricht der hohe Anteil von Mitgliedern von im 
Reichstag vertreten gewesenen politischen Par-
teien unter den Gefangenen. Die Emsland-Lager 
waren ein Ort, an dem sich auch ein Kapitel der 
Geschichte des deutschen Parlamentarismus abge-
spielt hat. 

Im Emsland-Lager saß damals unter anderem als 
sogenannter Schutzhäftling der Zentrumspolitiker 
und preußische Wohlfahrtsminister Hirtsiefer ein. 
Hier waren die Reichstagsabgeordneten Friedrich 
Ebert, Sohn des ehemaligen Reichspräsidenten, Ju-
lius Leber, Theodor Haubach, Ernst Heilmann, der 
Vorsitzender der SPD-Fraktion im preußischen 
Landtag war; er wurde in den Emsland-Lagern be-
sonders gequält. In den Emsland-Lagern wurde 
aber auch der Reichstagsabgeordnete und frühere 
Polizeipräsident von Altona Otto Eggerstedt hinter-
rücks erschossen — genauso wie der Bergarbeiter-
führer und Reichstagsabgeordnete Fritz Huse-
mann. Dies sind nur wenige Namen, und ich weiß, 
daß ich die prominenteren herausgegriffen habe. 

Auch Fritz Erler, einer der führenden Parlamen-
tarier der Bundesrepublik Deutschland, verbrachte 
einen Teil der ihm vom Volksgerichtshof zudiktier-
ten Zuchthausstrafe wegen angeblichen Hochver-
rats in einem der Emsland-Lager. Das Mitglied des 
Deutschen Bundestages, Egon Franke, war unter 
den Häftlingen ebenso wie der ehemalige Minister-
präsident von Niedersachsen, Georg Diedrichs. 

Meine Damen und Herren, ich will abschließen 
mit einem Zitat aus der Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses: 

Die private Initiative des Aktionskomitees zur 
Errichtung eines Dokumentations- und Infor-
mationszentrums zur Sammlung, Auswertung, 
Aufarbeitung und Darstellung von Materialien 
aus der Zeit der Emsland-Lager verdient den 
Respekt und die Anerkennung des Deutschen 
Bundestages. 

Ich sage zu dem Antrag der GRÜNEN, daß er uns 
Gelegenheit gibt, über das Problemfeld Salzgitter-
Drütte hinaus das ganze Gebiet der staatlichen Be-
teiligung — der staatlichen Beteiligung, nicht nur 
der gemeindlichen Beteiligung allein — an solchen 
Dokumentations- und Informationszentren noch 
einmal im Innenausschuß zu prüfen. Ich sehe dieser 
Beratung im Innenausschuß mit sehr großer Erwar-
tung entgegen. 

Ich bedanke mich. 
(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe in den Re-
den meiner Vorredner keine ernsthaften Gegen- 
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Dr. Hirsch 
sätze zur Kenntnis nehmen können, wenn ich von 
der Bemerkung des Kollegen Ströbele absehe, der 
sich zu der zentralen Mahn- und Gedenkstätte ne-
gativ geäußert hat. Ich kann diesen Zusammenhang 
nicht sehen; denn unabhängig davon, wie wir mit 
dieser zentralen Gedenk - und Mahnstätte in Bonn 
verfahren, zu der wir natürlich eine einheitliche, 
eine übereinstimmende Lösung brauchen und ha-
ben wollen, kann und muß man sich die Frage stel-
len, was wir tun, um die Erinnerung an düstere Vor-
gänge auch an den Orten des Geschehens selber 
wachzuhalten. 

Der Innenausschuß hat sich eingehend mit dem 
Zentrum auf dem Gelände des ehemaligen Konzen-
trationslagers in Esterwegen befaßt. Ich will hier 
über die Schwierigkeiten, die sich j a über lange Zeit 
hingezogen haben und die sich der Verwirklichung 
dieses Planes entgegengestellt haben, nicht mehr 
im einzelnen sprechen. Es ist schon richtig, daß eine 
örtliche Gedenkstätte die Erinnerung an bestimmte 
Dinge in besonderer Weise wachhält, die wir weder 
vergessen dürfen noch vergessen wollen. Sie waren 
düster genug; Herr Tietjen hat das dargestellt. Man 
kann die Liste der Namen, Herr Tietjen, wenigstens 
noch um einen verlängern, nämlich um Carl von 
Ossietzky, der in einem dieser Lager ein schlimmes 
Schicksal erlitten hat. Und man muß an die vielen 
denken, deren Namen wir nicht gegenwärtig haben. 
Das war düster. 

Wenn man die Erinnerung daran wachhalten will, 
dann ist es, glaube ich, nicht damit getan, daß man 
ein Gebäude oder einen Gedenkstein errichtet, wo-
hin man Besucher führen und wo man einen Kranz 
niederlegen kann, und dann geht man anschließend 
seiner Wege. Vielmehr kommt es darauf an, die da-
malige Wirklichkeit für diejenigen nachvollziehbar 
zu machen, die keine eigene Erinnerung mehr an 
die Wirklichkeit des sogenannten Dritten Reiches 
haben; die Zahl dieser Menschen nimmt ja naturge-
mäß immer mehr zu. Es ist wichtig, das nachvoll-
ziehbar zu machen. Darum ist es im Ergebnis rich-
tig, daß die Kommunen des Emslandes gemeinsam 
mit diesem Aktionskomitee für ein Dokumenta-
tions- und Informationszentrum dort ein gemeinsa-
mes Schulungszentrum errichten wollen, um dort 
politische Bildungsarbeit betreiben zu können. 

Wir haben mit Befriedigung zur Kenntnis genom-
men, daß die Bundesregierung bereit ist, dieses Pro-
jekt mit finanziellen Mitteln zu unterstützen. Ich 
denke, sie wird prüfen, in welchem Umfang sie ge-
meinsam mit der Niedersächsischen Landesregie-
rung auch an anderen Orten solche Einrichtungen 
fördern und unterstützen kann. 

Nun will ich zu Salzgitter -Drütte etwas sagen: Ich 
bin bisher nicht dort gewesen. Bei allen solchen 
Diskussionen merke ich, wie schwierig es ist, von 
hier aus zu entscheiden, welche der unterschiedli-
chen Meinungen über die örtliche Gestaltung oder 
den Ort selber richtig ist. Das ist außerordentlich 
schwer. 

Daß örtliche Einrichtungen einen besonderen 
Sinn haben, habe ich für uns betont. Ich denke, daß 
sich meine Fraktion bei allen Erörterungen im In-
nenausschuß wesentlich auch daran orientieren  

wird, was die Gremien vor Ort, was die Gemeinde, 
was die Parteien vor Ort, was die Vertretungen vor 
Ort, was die Landesregierung dazu sagen werden. 
Ich denke, daß es nicht nur ein Salzgitter-Drütte 
gibt, sondern daß es viele solcher Orte geben kann, 
an denen es wert ist, sich zu erinnern, sich erinnern 
zu sollen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Zu Tagesordnungspunkt 9 a schlägt der Ältesten-
rat Überweisung des Antrags auf Drucksache 
10/3990 an den Innenausschuß vor. Gibt es dazu 
noch weitere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 9 b, und zwar über die Beschlußemp-
fehlung des Innenausschusses auf Drucksache 
10/3950. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 
Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung tarifrechtlicher Bestimmun-
gen im Seehafenhinterlandverkehr 
— Drucksache 10/3532 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
— Drucksache 10/5695 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Hettling 
(Erste Beratung 156. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. Erhebt sich 
dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Fischer (Hamburg). 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zum 
Zeitpunkt eines Weltereignisses des Sports möchte 
ich mit einem Vergleich aus der Welt des Sports 
beginnen, um die Lage der deutschen Seehäfen ge-
genüber der Konkurrenz in den Rheinmündungs-
Häfen von Belgien und Holland zu beschreiben. Es 
ist im Sport selbstverständlich, daß deutsche Sport-
ler, z. B. bei Olympiaden, an der gleichen Startlinie 
beginnen wie Sportler aus den europäischen Part-
nerstaaten. Und beim Fußball ist selbstverständlich, 
daß die Entfernung beim Strafstoß zum Tor für die 
deutsche Mannschaft genauso weit ist wie für 
Mannschaften aus anderen europäischen Ländern 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Wie ist es 
mit außereuropäischen Ländern?) 

und allen Ländern, die sich beteiligen. 
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Fischer (Hamburg) 
Dies ist leider Gottes beim Seehafenhinterland-

verkehr nicht so. Hier gelten unterschiedliche Be-
dingungen für den Wettbewerb. Die Rheinmün-
dungs-Häfen haben eben einen kürzeren Weg zum 
Tor oder einen kürzeren Weg zum Ziel als die deut-
schen Häfen. Sie haben im Wettbewerb entschei-
dende Vorteile. Die Realität, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ist paradox: Längere Trans-
porte zu den Rheinmündungs-Häfen sind billiger, 
kürzere Wege zu den deutschen Seehäfen teurer. 
Das Resultat ist: Wir haben den ohnehin bestehen-
den geographischen Nachteilen unserer Häfen 
hausgemachte Nachteile — auf Grund unterschied-
licher Ordnungspolitik, je nachdem, ob der natio-
nale Verkehr oder der grenzüberschreitende Ver-
kehr gemeint ist — hinzugefügt. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden die 
Probleme des Hinterlandverkehrs unserer Seehä-
fen sicherlich nicht endgültig abgehakt, aber es 
wird doch ein ganz entscheidender Schritt zu mehr 
Chancengleichheit für unsere Häfen getan. Das 
Thema Seehafenhinterlandverkehr beschäftigt uns 
nicht erst seit gestern, sondern schon seit Jahren. 
Es war ein langer Weg bis zu der heutigen Entschei-
dung. Zunächst hat die Bundesregierung das 
Thema seinerzeit einmal gründlich angepackt. Sie 
hat in zwei Berichten zum Seehafenhinterlandver-
kehr eine gründliche Analyse der Situation durch-
geführt und wichtige Entscheidungshilfen geliefert. 
Es ist ein Arbeitskreis Seehafenhinterlandverkehr 
eingerichtet worden, der im Frühjahr 1983 seine Er-
gebnisse vorgelegt hat. Damals wurden verschie-
dene Gesetzesänderungen vorgeschlagen, aber es 
sollten zunächst einmal freiwillige Anstrengungen, 
Tarifmaßnahmen des Gewerbes, abgewartet wer-
den. Sowohl vom Binnenschiffahrtsgewerbe als 
auch vom Güterkraftverkehrsgewerbe sind dann 
zahlreiche Tarifmaßnahmen für den Seehafenhin-
terlandverkehr ergriffen, eingeführt worden. Das 
waren sehr sinnvolle Beiträge zur Lösung der Pro-
bleme. Beiträge, die auch heute und in der Zukunft 
ihre Wirksamkeit voll entfalten können. 

Es muß die Bundesregierung auch deswegen ge-
lobt werden, weil der Bundesverkehrsminister die 
Deutsche Bundesbahn von der Einzeltarifgenehmi-
gungspflicht für die Verkehre zu den Seehäfen zum 
1. Januar 1984 sehr spontan freigestellt hat. Wir ha-
ben in der parlamentarischen Beratung diese Fra-
gen ebenso gründlich angepackt und durchgearbei-
tet. Wir haben eine öffentliche Anhörung durchge-
führt, in der alle Verbände ihre Probleme und Inter-
essen vortragen konnten. Es haben unzählige Ein-
zelgespräche über Jahre mit allen Interessenvertre-
tern stattgefunden, und die jetzige Entscheidung ist 
insoweit sehr gründlich vorbereitet worden. 

Ich meine -- meine Fraktion hat dieser Lösung 
auch deswegen zugestimmt —, daß jetzt ein fairer 
Kompromiß gefunden worden ist. Diese Gesetzes-
novelle ist ein fairer Interessenausgleich für alle 
Beteiligten, sowohl für die Seehäfen als auch für 
das Lkw-Gewerbe, und ich meine, alle können da-
her diesem Parlament in seiner Entscheidung ver-
trauen. 

Für die Seehäfen wird jetzt endlich die Möglich-
keit geschaffen, flexibler durch Sonderabmachun-
gen Frachtbedingungen zu verhandeln und dann 
auch vertraglich zu vereinbaren. Der Grundge-
danke ist, daß dann ein günstigerer Preis für die 
Beförderung von Gütern zu und von unseren Seehä-
fen weg vereinbart werden soll, wenn eine große 
Menge in einem kurzen Zeitraum befördert und da-
mit die Auslastung der Lkw optimiert werden kann. 
Dieses war immer der entscheidende Punkt bei der 
Diskussion um den Seehafenhinterlandverkehr: 
große Mengen mit günstiger Kalkulationsgrund-
lage zu günstigen Preisen. Ich meine, daß davon 
auch das Lkw-Gewerbe mit einer besseren Ausla-
stung seiner Transporte im Ergebnis profitieren 
wird. 

Diese Novelle ist kein Polster für die Seehäfen, 
ganz im Gegenteil. Die Hafenwirtschaft, die Hafen-
administrationen müssen sich weiterhin offensiv 
dem Wettbewerb mit den Rheinmündungshäfen 
stellen. Es muß darauf geachtet werden, daß auf 
Grund von Hafendurchgangskosten und Abferti-
gungsbedingungen keine Wettbewerbsnachteile 
entstehen. Ich meine, an der Stelle muß den Betrof-
fenen gesagt werden: Hafenstrategie ist notwendig. 
Dieses muß in der Zukunft bei allen Entscheidun-
gen bedacht werden. 

Wir haben uns nicht entschließen können, die 
EG-Margenregelung im Güterkraftverkehr, wie sie 
im grenzüberschreitenden Verkehr praktiziert 
wird, für unsere Seehafenhinterlandverkehre zu 
übernehmen. Das heißt, wir haben uns bemüht, eine 
behutsame Lockerung des Ordnungsrahmens in ei-
nem begrenzten Sonderbereich, aber keine prinzi-
pielle Liberalisierung vorzuschlagen. 

Auf dem Sektor der Binnenschiffahrt haben wir 
wegen umfangreicher Margen-Tarifmaßnahmen 
gegenwärtig für die Einführung des Instituts der 
Sonderabmachung keine Notwendigkeit gesehen. 
Allerdings müssen bei allen freiwilligen Tarifmaß-
nahmen in der Zukunft die Beratungs-, Beschluß- 
und Genehmigungsverfahren sehr zügig durchge-
führt werden. 

Es gab in der Beratung ein Problem mit unseren 
Binnenhäfen, soweit von ihnen oder zu ihnen See-
transporte abgewickelt werden. Wir haben im Wege 
der Interpretation und der Zusage der Bundesregie-
rung, dieses administrativ umzusetzen, aufgrund 
der gleichen ordnungspolitischen Wettbewerbslage 
zu den Rheinmündungshäfen, z. B. in Neuss oder 
Duisburg, entschieden, daß, wenn von dort aus di-
rekter Seeverkehr abgewickelt wird, auch diese 
Verkehre für Sonderabmachungen offen sein müs-
sen, daß man auch für solche Verkehre derartiges 
nach dem Güterkraftverkehrsgesetz abschließen 
können sollte. Ich bin sicher, daß damit auch den 
Binnenhäfen für solche Transporte eine gleiche und 
gerechte Behandlung in der Zukunft zuteil wird. Ich 
habe keinen Zweifel, daß dies auch für die Tarif-
maßnahmen in der Zukunft Praxis sein wird. Das 
heißt also, wir knüpfen nicht mehr an irgendwelche 
Seehäfen oder Binnenhäfen an, sondern wir knüp-
fen an Seetransportgeschäfte an. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, was ist 

in der Zukunft zu tun? Ich meine, in erster Linie ist 
politisch auf EG-Ebene dafür zu streiten, daß end-
lich eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedin-
gungen stattfindet: Angleichung aller Wettbewerbs-
faktoren in der Europäischen Gemeinschaft, d. h. im 
sportlichen Sinne ein fairer Wettbewerb unter 
gleichen Startbedingungen. Hier hat die Bundesre-
publik Deutschland darauf zu drängen, daß harmo-
nisiert wird, weil wir im Vergleich zu anderen EG-
Ländern besonders schlecht gestellt sind, z. B. hin-
sichtlich der fiskalischen Belastung des Güterkraft-
verkehrsgewerbes, bei der Kfz-Steuer, bei der Mine-
ralölsteuer, bei den Straßenbenutzungsgebühren, 
natürlich auch bei den Maßen und Gewichten der 
Nutzfahrzeuge, bei dem einheitlichen Vollzug der 
EG-Sozialvorschriften. Hier müssen die Kontrolle 
und die Verfolgung von Verstößen mit gleicher In-
tensität in allen europäischen Staaten durchgeführt 
werden. Der Ausschuß meint — wir haben das auch 
in einer Entschließung zum Ausdruck gebracht, die 
heute vorgelegt worden ist —, daß auf diesem Sek-
tor in der Zukunft politisch offensiv gehandelt wer-
den muß. 

Ich komme zum Schluß und möchte den Bundes-
ländern an dieser Stelle für ihr kooperatives Ver-
halten bei den langwierigen und schwierigen Dis-
kussionen danken. Sie haben über einem langen 
Zeitraum der Entscheidungsfindung immer Ver-
handlungs- und Kompromißbereitschaft gezeigt. 
Wir werden leider mit der heutigen Entscheidung 
die Wünsche nicht vollständig umsetzen können. 
Ich hoffe und glaube aber, daß sie dennoch immer 
überzeugt waren, daß wir uns in der Sache sehr viel 
Mühe gegeben haben. Ich bin sicher, daß der Bun-
desrat unserem ausgewogenen Vorschlag seine Zu-
stimmung nicht versagen wird. 

Wenn in den letzten Tagen der Bundesratsver-
kehrsausschuß mit einer überwältigenden Mehr-
heit schon im Vorwege, also vor unserer heutigen 
Entscheidung, die Annahme dieser Initiative vorge-
schlagen hat, kann auch Anfang Juli vielleicht im 
Bundesrat die Entscheidung positiv ergehen. Ich 
bin überzeugt, daß wir damit alle in einer großen 
gemeinsamen Anstrengung für unsere Seehäfen et-
was erreicht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hettling. 

Hettling (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Liebe Kollegen! Mir wurde soeben zu-
gerufen, ich solle doch Herrn Fischer ins Abseits 
stellen, um im sportlichen Bild zu bleiben. Ganz ins 
Abseits stellen werde ich ihn nicht können. Aber ich 
werde einige Unterschiede in der Betrachtungs-
weise dessen, was Hintergrund und Verlauf der 
letzten zwei Jahre in dieser Debatte waren, darstel-
len, denn zwei Jahre ist es her, seit wir im April 
1984 eine Entschließung des Bundestages hatten, 
doch mit allen Mitteln sicherzustellen, daß die 
Wettbewerbsverzerrungen der deutschen Seehäfen  

gegenüber den Westhäfen aufgehoben bzw. besei-
tigt werden. 

Die dazu notwendigen Berichte der Bundesregie-
rung kamen erst zwei Jahre später, obwohl schon 
damals jeder wußte, um welche Wettbewerbsverzer-
rungen es sich handelte. Es bedurfte erst einmal 
einer Anhörung des Verkehrsausschusses des Bun-
destages im Juni 1985, also genau vor einem Jahr, 
um noch einmal die Problematik von allen Seiten 
zu beleuchten. Es gab im Grunde genommen keine 
neuen Erkenntnisse über die Notwendigkeit einer 
Änderung, einer Änderung, wie sie dann, weil es auf 
Bundesebene nicht voranging, der Bundesrat durch 
einen eigenen Gesetzentwurf, der heute zur Debatte 
steht, eingeleitet hat. 

Die Bundesregierung und die Koalition waren 
ausschließlich darauf eingestellt, daß sie mit freiwil-
ligen Maßnahmen des Gewerbes die Wettbewerbs-
verzerrung beseitigen wollten, die Wettbewerbsver-
zerrung wohlgemerkt im tariflichen Bereich. Diese 
Bemühungen sind letztendlich vor ungefähr vier 
oder fünf Wochen gescheitert, nachdem Kollegen 
des Bundestages, die Kollegen Metz und Fischer, 
noch einmal versucht hatten, dies mit dem Gewerbe 
in der letzten Minute hinzubekommen. Erst dann 
war die Koalition überhaupt bereit, in einem Min-
destbereich — für die Häfen aber ein sehr wichtiger 
Bereich, nämlich in dem Bereich der Sonderverein-
barungen im Güterkraftverkehr — entsprechende 
gesetzliche Regelungen zu machen. Wir hatten dies 
schon lange gefordert und sind nach wie vor der 
Auffassung — und zwar mit der Küste —, daß auch 
die Margentarife bei Lkw wie auch die Margenta-
rife und Sondervereinbarungen der Binnenschiff-
fahrt im Gesetz zu regeln sind. 

Der Gesetzentwurf, wie er jetzt vorliegt und im 
Bundestagsverkehrsausschuß einstimmig beschlos-
sen worden ist, ist ein Optimum dessen, was zur 
Zeit durchsetzbar ist. Der Gesetzentwurf über-
nimmt die Flexibilität der EG-Regelung im Bereich 
der Sondervereinbarungen und stellt durch einen 
Erlaß des Bundesverkehrsministers sicher, daß 
auch direkter Seeverkehr, der über Binnenhäfen 
wie Duisburg abgewickelt wird, genauso behandelt 
wird wie direkter Seeverkehr, der über die deut-
schen Seehäfen abgewickelt wird. 

Der Widerstand gegen ein solches Gesetz, wie es 
der Bundesrat eingebracht und der Verkehrsaus-
schuß jetzt beschlossen hat, kam zu einem überwie-
genden Teil vom Bundesverband des Deutschen 
Güterverkehrs. Eine der wesentlichen Ursachen 
dieses Widerstandes war, daß das Güterverkehrsge-
werbe, aber auch die Binnenschiffer der Auffassung 
waren, mit einer solchen Gesetzesänderung werde 
der gesamte Ordnungsrahmen in Frage gestellt. 
Dies wollte hier im Bundestag und auch im Aus-
schuß niemand, dies will auch niemand an der Kü-
ste. Gerade diese Gesetzesregelung, wie sie jetzt 
hier vorliegt, zeigt auch eindeutig, daß in Zukunft 
sichergestellt ist, daß der Ordnungsrahmen erhal-
ten bleibt. Aber es muß möglich sein, notwendige 
Verbesserungen und eine flexible Handhabung des 
Ordnungsrahmens durchzusetzen. 
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Nur wenn die Interessen aller Beteiligten berück-

sichtigt werden — wie in diesem Fall die der Seehä-
fen —, ist eine gemeinsame Front gegen weitere 
Liberalisierungsbestrebungen außerhalb der EG 
gegenüber dem Ordnungsrahmen in der Verkehrs-
wirtschaft möglich. Dies sollten sich der BDF und 
auch die Binnenschiffahrtsverbände gut merken. 
Nur gemeinsam sind wir, die Küste, die Verlader 
und auch die Fuhrunternehmen, in der Lage, den 
Ordnungsrahmen zu gestalten, der zur Abwicklung 
der Hinterlandverkehre und des übrigen Verkehrs 
erforderlich ist. 

Wie gesagt, der Gesetzentwurf ist ein Kompro-
miß. Er enthält das, was jetzt gegenüber dem ent-
sprechenden Gewerbe durchsetzbar ist. Wir, die 
SPD, stimmen diesem Gesetzentwurf ausdrücklich 
zu. Wir sind aber der Auffassung, daß mit diesem 
Gesetzentwurf nicht alles erledigt ist. Ich habe ein-
gangs schon gesagt, daß dieser Gesetzentwurf die 
Wettbewerbsverzerrungen, soweit sie im tariflichen 
Bereich vorhanden sind, nur zum Teil beseitigt hat. 
Es wird sich zeigen, ob die freiwilligen Maßnahmen 
wirksam sind, ob sie ausreichen oder ob später noch 
eine Änderung vorzunehmen ist. 

Bei der Debatte über den Seehafenhinterlandver-
kehr spielte aber immer die Frage eine Rolle, inwie-
weit die Seehäfen überhaupt bereit sind, ihre Wett-
bewerbsfähigkeit herzustellen oder zu sichern. Man 
muß ganz deutlich sagen, daß in einer Studie, in der 
ein Vergleich zwischen den drei Nordseehäfen und 
den Westhäfen angestellt worden ist, festgestellt 
wurde, daß die Supra- und Infrastruktur dieser Hä-
fen identisch ist, daß die deutschen Seehäfen in 
Teilbereichen sogar schneller und besser sind. Es 
sind also überwiegend nur künstliche Wettbewerbs-
verzerrungen 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Und geo

-

graphische!) 
— überwiegend, habe ich gesagt, Herr Fischer —, 
die die Nachteile nach sich ziehen. 

Deshalb unterstütze ich auch die Forderung der 
Häfen, die klipp und klar sagen: Wir wollen keine 
Privilegien, sondern wir wollen gleiche Wettbe-
werbsbedingungen. Das wird in der Zukunft für uns 
alle sehr wichtig sein. Wenn ich mir anschaue, daß 
nicht nur im Bereich der Tarife, der Steuern, bei der 
Einhaltung der Sozialvorschriften, sondern auch bei 
den Maßen und Gewichten sowie bei den Freimen-
gen für Dieselkraftstoff, der mit über die Grenzen 
genommen werden darf, unterschiedliche Bedin-
gungen — sowohl beim Lkw-Verkehr als auch beim 
Binnenschiffsverkehr — herrschen, dann stelle ich 
fest, daß hier noch eine ganze Menge Arbeit zu lei-
sten ist, um diese Wettbewerbsverzerrungen zu be-
seitigen. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen: Allein 
die steuerliche Situation stellt sich so dar, daß ein 
deutscher Lkw 9 000 DM Kraftfahrzeugsteuer ko-
stet, ein holländischer Lkw nur 3 000 DM. Die Mi-
neralölsteuer in Holland beträgt rund 16 Pf; bei uns 
sind es 44 Pf. Wenn man sich die Kalkulation eines 
entsprechenden Fuhrunternehmers ansieht, kann 
man davon ausgehen, daß es Unterschiede von bis 
zu 40% gibt. Wie soll da noch kalkuliert werden, und  

wie kann da noch von gleichen Wettbewerbsbedin-
gungen geredet werden? Also, über den Teil hinaus, 
den wir heute geregelt haben, ist es unbedingt not-
wendig, daß die Bundesregierung auf der EG-Ebe-
ne, insbesondere in den Verhandlungen mit den 
Niederländern und Belgiern, die weiteren Wettbe-
werbsverzerrungen beseitigt. 

Ich will noch ein paar Zahlen nennen: Der Stück-
gutumschlag in den deutschen Häfen hat in der Zeit 
von 1980 bis 1984 um 16%, aber in den Westhäfen 
um 28 % zugenommen. In derselben Zeit sank der 
Anteil der deutschen Seehäfen am Stückgutum-
schlag beim Import von 47 auf 41 % und beim Export 
von 60 auf 45%. Daran zeigt sich sehr deutlich, wie 
berechtigt die Forderung der Küste ist. Ich wieder-
hole das mit aller Eindringlichkeit. Wir wollen auch 
in den anderen Bereichen gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen. Wenn wir die haben, werden die deut-
schen Häfen auch in der Lage sein, mit den Westhä-
fen zu konkurrieren. 

Wir sind einen wesentlichen Schritt in der Frge 
gleicher Wettbewerbsbedingungen weitergekom-
men, was den tariflichen Bereich angeht. Ich for-
dere die Kollegen der CDU/CSU-, der FDP-Fraktion 
und der Fraktion DIE GRÜNEN auf, genauso ko-
operativ weiterzuarbeiten, um die Interessen der 
Küste durchzusetzen. Leider haben wir im entspre-
chenden Gewerbe nicht dieses Verständnis. Bei der 
Bundesregierung, meine ich, kann dieses Verständ-
nis wiederum nur mit der vereinten Kraft der Küste 
herbeigeführt werden. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kohn. 

Kohn (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Das Thema der Änderung 
tarifrechtlicher Bestimmungen im Seehafenhinter-
landverkehr scheint auf den ersten Blick ein sehr 
sprödes Thema zu sein. Wenn man sich aber inten-
siver damit beschäftigt, wird man feststellen, daß es 
sich hier um sehr fundamentale ökonomische Pro-
bleme handelt, die weit über das hinausgehen, was 
mit diesem Thema zunächst verbunden zu sein 
scheint. 

Was ist das Problem? Das Problem besteht darin, 
daß die deutschen Seehäfen in einem harten Wett-
bewerbskampf mit den Rheinmündungshäfen ste-
hen. Es gibt in diesem Wettbewerb Verzerrungen zu 
Lasten der deutschen Seehäfen auf Grund ver-
kehrsrechtlicher Bestimmungen in der Bundesre-
publik Deutschland. Ich darf darauf hinweisen, daß 
wir bei dem, was wir die grüne Grenze nennen, bei 
der Binnenschiffahrt einen freien Preiswettbewerb 
haben und beim gewerblichen Güterkraftverkehr 
Margen von plus/minus 15%, während bei der 
blauen Grenze das Tarifniveau erheblich über dem

-

jenigen  des grenzüberschreitenden Verkehrs inner-
halb der EG liegt. Dies hatte zur Konsequenz, daß 
der Marktanteil der deutschen Seehäfen am deut-
schen Außenhandel in den Jahren 1980 bis 1983 
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beim Import von 47 auf 41 % und beim Export von 80 
auf 45 % zurückgegangen ist. 

Das Verkehrsgewerbe hat vor diesem Hinter-
grund eine Reihe von Tarifsenkungen von und nach 
den deutschen Seehäfen eingeführt bzw. den Spiel-
raum für Tarifsenkungen erweitert, so im Schie-
nengüterverkehr die Freistellung von der Einzelta-
rifgenehmigungspflicht. In der Binnenschiffahrt 
werden nur noch Margen beschlossen, meistens 
kombiniert mit Frachtsenkungen und Abschlägen. 
Im Straßengüterfernverkehr wurden eine Reihe 
von neuen Ausnahmetarifen beschlossen bzw. be-
stehende erweitert. Diese Maßnahmen haben si-
cherlich eine gewisse Entspannung gebracht, ge-
wisse Fortschritte beim Abbau der bestehenden 
Wettbewerbsverzerrungen gebracht. Jedoch sind 
die erreichten Ergebnisse leider nicht befriedigend 
gewesen. 

Deshalb hat sich der Verkehrsausschuß nach 
sorgfältiger Beratung — Herr Kollege Fischer hat 
das hier im historischen Ablauf dargestellt — dafür 
ausgesprochen, den Gesetzentwurf des Bundesrates 
im Sinne einer kleinen Lösung zu akzeptieren. 

Ich möchte an dieser Stelle eine Anmerkung zum 
Kollegen Hettling machen: Es zeigt sich an dieser 
Frage gesetzliche Regelungen j a oder nein sicher-
lich der Unterschied zwischen Sozialdemokraten 
und Liberalen. Während Sozialdemokraten immer 
dann, wenn irgendwo ein Problem entsteht, dazu 
neigen, zu sagen, es müsse auf der Stelle mit dem 
großen Knüppel des Gesetzes operiert werden, sa-
gen wir Liberalen: Laßt uns erst sehen, ob es mög-
lich ist, zu freiwilligen Regelungen zu kommen; ge-
setzliche Regelungen sollten erst dann ergriffen 
werden, wenn sich zeigt, daß die freiwilligen Maß-
nahmen nicht ausreichend sind. 

So haben wir Liberalen auch in diesem Fall ge-
handelt. 

Nach unserer Auffassung ist die Beschlußemp-
fehlung des Verkehrsausschusses ein fairer und ak-
zeptabler Kompromiß zwischen den Interessen der 
deutschen Seehäfen und der verladenden Wirt-
schaft einerseits und dem Verkehrsgewerbe ander-
seits. Ich versage es mir, die Maßnahmen hier im 
einzelnen darzustellen. Das wurde schon von den 
Kollegen Fischer und Hettling vorgetragen. 

Ich möchte aus Anlaß dieser Diskussion drei 
grundsätzliche Bemerkungen machen. Erstens. Wir 
Liberalen sind der Auffassung, daß ein erheblicher 
europäischer Harmonisierungsbedarf besteht. Ich 
verweise hier etwa auf die fiskalische Belastung 
des Güterkraftverkehrsgewerbes, ich verweise auf 
das Problem des einheitlichen Vollzugs der Sozial-
vorschriften innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft, wo es j a erhebliche Unterschiede gibt. 

Zweitens. Wir glauben, daß die Hafenwirtschaft 
auch in Zukunft wichtige Beiträge leisten muß, um 
ihre Wettbewerbssituation zu erhalten oder auszu-
bauen. Ich nenne hier nur die Stichworte Hafen-
durchgangskosten und Abfertigungsbedingungen. 

(Zuruf von der SPD) 

Drittens. Sie alle wissen, daß der Europäische Ge-
richtshof gefordert hat, daß wir bis 1992 im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft zu einer Herstel-
lung des Binnenmarkts auch im Verkehrsbereich 
kommen sollten. Dies ist, wie ich denke, eine Her-
ausforderung für die Verkehrspolitik, ja darüber 
hinaus für die Wirtschaftspolitik in der nächsten 
Legislaturperiode, wobei es insbesondere darum ge-
hen wird, dafür zu sorgen, daß wir ein leistungsfähi-
ges Verkehrsgewerbe haben, das den Bedingungen 
einer fortgeschrittenen Industriegesellschaft Rech-
nung trägt und — es wird Sie nicht überraschen, 
wenn ein Liberaler dieses hier sagt — das auch der 
Bedingung Rechnung trägt, daß wir das mittelstän-
disch strukturierte Verkehrsgewerbe lebensfähig 
halten. 

Dies sind die beiden Voraussetzungen, die zu er-
füllen sind. Bundeswirtschaftsminister Bangemann 
hat hierzu in der Vergangenheit eine Reihe von, wie 
ich denke, guten und klaren Worten gesagt. 

Meine Damen und Herren, in der „Deutschen 
Verkehrszeitung" vom Dienstag konnten wir einen 
interessanten Kommentar finden, den ich Ihnen 
nicht vorenthalten möchte. Er lautet: 

Die anstehende Erweiterung des tariffreien 
Raums zusammen mit den freiwilligen Tarif-
maßnahmen vergrößert den Handlungsspiel-
raum für die Häfen und verkleinert gleichzeitig 
die Wettbewerbsverzerrungen gegenüber der 
ausländischen Hafenkonkurrenz. Das Trans-
portgewerbe hat zwar Federn gelassen, ist aber 
nicht Verlierer dieser langanhaltenden ver-
kehrspolitischen Auseinandersetzung. 

Ich glaube, daß dies eine präzise und gute Be-
schreibung des Sachverhalts ist. Ich möchte des-
halb an dieser Stelle sagen, daß die FDP-Fraktion 
dem Gesetzentwurf in der Fassung der Vorschläge 
des Verkehrsausschusses zustimmen wird. Ich 
möchte an das Gewerbe appellieren, mit mehr 
Selbstvertrauen in die schwierigen Diskussionen 
der nächsten Jahre einzutreten. Ich glaube, es hat 
allen Anlaß dazu, Vertrauen in die eigene Lei-
stungsfähigkeit zu haben. Wir deutschen Liberalen 
werden es jedenfalls bei der Herstellung fairer 
Wettbewerbsbedingungen nachhaltig und nach-
drücklich unterstützen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Natürlich ist es ein 
Schritt vorwärts, wenn es auf Initiative letztendlich 
der norddeutschen Küstenländer gelungen ist, das, 
was an Benachteiligung der deutschen Häfen — 
insbesondere Hamburg, Bremen und Bremerhaven 
— durch die bisherige Tarifstruktur gegeben ist, 
einigermaßen auszugleichen. Ich möchte doch auf 
einiges hinweisen; denn mir scheint in dieser De-
batte deutlich zu werden, daß die Diskussion über 
diese Situation unter dem Aspekt der Konkurrenz 
mit anderen, insbesondere unter dem Aspekt der 
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Tarife bezüglich des Seehafenhinterlandverkehrs, 
die Gefahr in sich birgt, daß die wirkliche Proble-
matik der Häfen auf diese Art und Weise verdrängt 
wird. 

Die norddeutschen Häfen sind nicht einzig und 
allein dadurch benachteiligt, daß der Seehafenhin-
terlandverkehr von Rotterdam aus günstiger abzu-
wickeln ist. Sie sind auch dadurch benachteiligt, 
weil sie schlichtweg ins Abseits gekommen sind, 
Kollege Fischer. Eines muß man klar sagen, falls 
Sie die Abseitsregel beherrschen: Da läuft man mei-
stens hinein. Selbstverständlich gibt es auch eine 
Reihe von Gründen zu nennen, warum die nord-
deutschen Häfen in diese Abseitsfalle gelaufen 
sind. Das heißt, es gibt auch ein eigenes Zutun. Das 
muß man sehen. 

Wir sind der Auffassung, daß die Tarifänderung 
noch einen weiteren erheblichen Wermutstropfen 
in sich birgt. Sie ist eine einseitige Förderung des 
Lkw-Verkehrs. 

(Metz [CDU/CSU]: Das ist falsch!) 

Ich brauche nicht zu betonen — der Kollege Senfft 
hat es immer wieder getan —, daß der Lkw-Verkehr 
aus ökologischen Gründen nicht zu befürworten 
ist. 

Wenn Ihnen aber daran gelegen wäre, norddeut-
sche Häfen konkurrenzfähig zu halten, und wenn 
Sie davon ausgehen, daß durch die Modernisierung 
des gesamten Transportverkehrs das, was wir in 
Norddeutschland an Hafenkapazität überhaupt ha-
ben, bereits Überkapazität geworden ist — das ist 
Faktum —, dann allerdings, meine Damen und Her-
ren von der CDU und auch von der SPD, hätte ich 
natürlich erwartet, daß Sie dem Dollarthafenpro-
jekt nicht zustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es gibt eine Reihe von Projekten, wo dieselbe 
Konkurrenz eine große Rolle spielt, beispielsweise 
der Bau der A 60. Da hätte man mehr erwartet. Der 
Bau der A 60 wird letztlich bringen, daß die Rhein-
häfen noch weiter in Vorteil kommen. 

(Tatge [GRÜNE]: Ein ökologisch verhee

-

rendes Projekt!) 

Um die norddeutsche Hafenstruktur überhaupt 
zu verbessern, sind wir der Auffassung, daß sich 
eine Reihe von Forderungen zu entwickeln haben. 
Ich nenne sie im einzelnen. 

Es kommt darauf an, daß wir eine Entwicklung 
von flexibleren Bundesbahngütersystemen in der 
Zukunft bekommen und damit der Konkurrenzvor-
teil, der durch Straßenbaumaßnahmen einzig und 
allein dem Lkw-Verkehr zukommt, ausgeglichen 
wird. 

Zweitens kommt es darauf an, daß eine grund-
sätzliche Stärkung des vorhandenen Wirtschaftspo-
tentials an der Küste, insbesondere die Umwand-
lung von Werftbetrieben in moderne Betriebe des 
Anlagebaus, gewährleistet ist, um die Wirtschafts-
struktur der Küste zu verbessern. 

Es kommt drittens darauf an, daß in Zukunft — 
vielleicht ist das hier ein erster Schritt — eine Ko-

operation zwischen den deutschen Häfen geschaf-
fen wird, um zu einer rationellen Verteilung des 
Güteraufkommens zu gelangen, die langfristig die 
Aufhebung der nationalen Hafenkonkurrenz garan-
tiert. Statt Neubau von Hafenanlagen — ich denke 
insbesondere an den Dollarthafen — käme es dar-
auf an, eine Rekultivierung von Industriebranchen 
in Hafennähe herbeizuführen, um einen modernen 
Hafenbetrieb möglich zu machen. 

Letztendlich — ich komme damit zum Schluß —, 

meine Damen und Herren: Wenn Sie wirklich etwas 
für die Hafenwirtschaft tun wollen, dann kommt es 
darauf an, die Arbeitsbedingungen in den Häfen zu 
verbessern. Ich denke insbesondere an Arbeitszeit-
verkürzungen. Denn Hafenarbeit ist harte Arbeit. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN — Tatge [GRÜ

-

NE]: Das mußte ja einmal gesagt werden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die  Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einigen Gegenstimmen und 
einer Enthaltung sind die Vorschriften angenom-
men. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einigen Gegenstimmen und einer Ent-
haltung ist das Gesetz angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Druck-
sache 10/5696 unter Nr. H die Annahme einer Ent-
schließung. Wer dieser Entschließung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen ist die Entschließung angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Verbesserung der Situation der Sinti und 
Roma 
zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 
Lage der Sinti, Roma und verwandte Grup-
pen 
zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Ströbele, Frau Dann, Mann und der 
Fraktion DIE GRÜNEN zur Großen Anfrage 
der Abgeordneten Fischer (Frankfurt), Schi-
ly, Frau Reetz und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 
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Vizepräsident Frau Renger 
Lage und Forderungen der Sinti, Roma und 
verwandte Gruppen 
zu dem Antrag der Abgeordneten Ströbele 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Gesetzentwurf zur Regelung einer angemes-
senen Versorgung für alle Opfer nationalso-
zialistischer Verfolgung in der Zeit von 1933 
bis 1945 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Bestandsaufnahme, Bericht und Prüfung 
von verbesserten Leistungen an Opfer natio-
nalsozialistischer Verfolgung von 1933 bis 
1945 
zu dem Antrag der Abgeordneten Schily, 
Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Entschädigung für Zwangsarbeit während 
der Nazi-Zeit 
zu der Unterrichtung durch das Europäische 
Parlament 
Entschließung zu Entschädigungsleistungen 
für ehemalige Sklavenarbeiter der deutschen 
Industrie 
— Drucksachen 10/4127, 10/4128, 10/4129, 
10/4040, 10/4638, 10/4640, 10/4996, 10/5765 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Schulhoff 
Poß 

Interfraktionell ist für die Beratung ein Beitrag 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann 
ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es gibt Themen, die 
für parteipolitische Auseinandersetzungen und Pro-
filierungen eigentlich wenig geeignet sein sollten. 
Heute behandeln wir eine Entschließung aller Frak-
tionen dieses Hauses über Nazi-Unrecht und Wie-
dergutmachung. Dieses Thema geht alle Demokra-
ten gleichermaßen moralisch und politisch an, und 
so positiv es nun ist, einen gemeinsamen Beschluß 
zu fassen, so ist doch auch unverkennbar, daß nur 
ein kleiner gemeinsamer Nenner gefunden werden 
konnte. 

Meine Damen und Herren, zu einem großen Teil 
können wir ja auf Wiedergutmachungsgesetze und 
Wiedergutmachungsleistungen nach Niederringung 
des Faschismus stolz sein, aber dieser Stolz wird 
getrübt. Man darf sich nämlich nicht den Blick da-
für verstellen, daß ganz bewußt oder auch unbe-
wußt bestimmte Opfer und Opfergruppen des Nazi-
Terrors und der rassenideologischen Verblendung 
vergessen worden sind. Deshalb kann auch 41 
Jahre nach dem Jahre 1945 noch kein Schlußstrich 
gezogen werden. 

Der Bundesfinanzminister hat Ende April dieses 
Jahres im Haushaltsausschuß des Bundestages 
eine Vorlage eingebracht, die in unseren Augen 
eine Dokumentation des Nichtwillens ist, bisher  

nicht geregelte Fälle doch noch auf gerechte und 
vernünftige Weise einer Regelung zuzuführen. Der 
Bundesfinanzminister hat bei den Parlamentariern 
Furcht erwecken wollen mit Milliardensummen, die 
angeblich noch zusätzlich nötig wären, um Gerech-
tigkeit herzustellen. Er hat so getan, als solle das 
Parlament lieber die Finger davon lassen. 

Mit der gemeinsamen Entschließung, die wir 
heute verabschieden wollen, wollen wir die Bundes-
regierung in die Lage versetzen, eine ehrliche Bi-
lanz zu ziehen und eine glaubwürdige Aufstellung 
über die noch notwendigen Maßnahmen und die 
dafür erforderlichen Finanzmittel vorzulegen. Wir 
Sozialdemokraten werden uns nicht davon abhalten 
lassen, Vorschläge einzubringen, damit die verges

-

senen oder bewußt ausgeschlossenen Opfer des Na-
tionalsozialismus doch noch zu ihrem Recht kom-
men. Mit allen sozialdemokratischen Landtagsfrak-
tionen sind wir uns darin einig, das nach Möglich-
keit über eine öffentliche Stiftung zu bewerkstelli-
gen. 

Wir wollen, daß folgende Gruppen einbezogen 
werden: erstens die Angehörigen der Sinti und 
Roma und verwandter Gruppen, zweitens die Opfer 
der Erbgesundheitsgesetzgebung. Das Erbgesund-
heitsgesetz von 1933 selbst und die darauf gegrün-
deten Unrechtsurteile müssen für null und nichtig 
erklärt werden. Euthanasiegeschädigte, Zwangsste-
rilisierte und Frauen, bei denen vor der Sterilisa-
tion eine schon entstandene Leibesfrucht zwangs-
weise abgetrieben worden ist, haben schweres Un-
recht über sich ergehen lassen müssen, und dies 
muß durch gerechte Entschädigungsleistungen do-
kumentiert werden. 

Drittens. Während der Nazizeit wurden vielfach 
Homosexuelle in KZs gebracht. Sie konnten die 
Wiedergutmachungsgesetze innerhalb der Frist 
nicht in Anspruch nehmen, weil eine Antragstel-
lung sie einer Strafverfolgung nach dem damals 
noch geltenden § 175 des Strafgesetzbuches unter-
worfen hätte. Ihnen muß heute eine Entschädigung 
angeboten werden. 

Viertens. Es gibt weitere Personenkreise, die 
ohne Gerichtsverfahren in Konzentrationslager 
oder in Tötungsanstalten für geistig und körper-
lich Behinderte gebracht wurden, und es gibt poli-
tisch Verfolgte, die nach 1945 von den Leistungen 
der Wiedergutmachungsgesetzgebung ausdrücklich 
ausgeschlossen wurden. 

Fünftens, meine Damen und Herren, gibt es ne-
ben diesen meist nicht jüdischen Opfern auch noch 
jüdische Opfer, die besonders grausam verfolgt und 
behandelt wurden und die mit den normalen Lei-
stungen der Wiedergutmachungsgesetze nicht ge-
recht entschädigt worden sind. Als Beispiel nenne 
ich Zwillinge, die als Kinder in Auschwitz-Birkenau 
medizinischen Experimenten unterworfen wurden. 
Von insgesamt 1 500 dieser sogenannten Mengele

-

Zwillinge haben 1945, bei der Befreiung von Au-
schwitz, noch 180 gelebt; heute leben noch 100. Die-
ses Parlament wäre keinen Pfifferling wert, wenn 
es diesen besonders schwer mißhandelten und dau-
ergeschädigten Menschen nicht eine angemessene 
Hilfe anbieten würde, unbürokratisch und so, daß 
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Waltemathe 
sie wenigstens heute rehabilitiert werden und heu-
te, materiell gesehen, ein menschenwürdiges Leben 
führen können. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Sechstens nenne ich schließlich die Zwangsarbei-

ter. Unser Staat muß garantieren, daß sie endlich 
eine Entschädigung erhalten. Aber die Entschädi-
gung ist nicht allein Sache des Staates, sondern wir 
wollen, daß auch die Profiteure der Zwangsarbeit, 
also die Industrie, sich daran finanziell kräftig be-
teiligen. 

Wir Sozialdemokraten stimmen also der Ent-
schließung zu. Wir sind uns bewußt, daß dies der 
erste Schritt ist. Für uns, und wir meinen: für alle 
Fraktionen, sind damit die Anträge zwar formal er

-

ledigt, aber bestimmt nicht inhaltlich. Die Inhalte 
werden wir weiterverfolgen. 

Wir werden uns nicht davon abbringen lassen, 
noch in dieser Legislaturperiode auf der Grundlage 
des angeforderten Berichts und nach Anhörung der 
Betroffenen einen Gesetzentwurf über eine Stiftung 
einzubringen, die noch vorhandenes Unrecht und 
Ungerechtigkeiten lindern soll. Es muß gelingen — 
auch da waren wir uns einig — noch in dieser 
Legislaturperiode zu materiellen Lösungen zu kom-
men. Es ist höchste Zeit, aber es ist noch nicht zu 
spät, wenigstens den heute noch lebenden Opfern 
ihre Ehre und ihre Menschenwürde wiederherzu-
stellen und ihnen, soweit dies möglich ist, eine ge-
rechte Entschädigung zu gewähren. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD, der FDP und den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schulhoff. 

Schulhoff (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir befassen 
uns jetzt mit einem Thema, dessen historische Be

-

deutung einen Konsens über alle Fraktionsgrenzen 
hinweg bewirkt hat. Herr Waltemathe, ich stelle 
dies wie Sie mit großer Freude und Genugtuung 
fest. Gemeinsam haben wir eine Beschlußvorlage 
erarbeitet, die noch einmal das schwere Unrecht 
deutlich macht, das Sinti, Roma und verwandten 
Gruppen während der nationalsozialistischen 
Schreckensherrschaft zugefügt wurde. Sie zeigt 
darüber hinaus auch das Bekenntnis aller im Deut-
schen Bundestag vertretenen Parteien zu mehr Be-
wußtseinsbildung im Umgang mit anderen Bevölke-
rungsgruppen, zur Hilfe im Einzelfall und — das 
halte ich eigentlich auch für das Wichtigste — für 
die Bereitschaft zur Versöhnung. Letzteres ist zuge-
gebenermaßen ein sehr schwieriger Weg. Denn er 
läßt sich eben nicht nur mit finanziellen Hilfen be-
schreiten. Versöhnung ist ein langwieriger Prozeß, 
der täglich erlebt werden muß, in Dialog und Zu-
sammenleben mit den Betroffenen. Er bedeutet 
Aufgeschlossenheit und Toleranz, Anteilnahme und 
Hilfsbereitschaft. Manchmal stören schon pau-
schale Vorurteile das friedliche Miteinander. 

Nur wenn sich alle am Dialog Beteiligten wirklich 
um Verständnis bemühen — und ich glaube, das 
haben wir bei der Beratung im Ausschuß getan —, 
können wir erwarten, daß aus dem Versuch der Ver-
ständigung eine Versöhnung wird. Das bedingt je-
doch auch, daß wir unsere Geschichte nicht ver-
drängen. Wir müssen uns dessen hier ständig be-
wußt sein; denn nur so läßt sich die Gegenwart im 
Dialog mit den vom Unrecht unserer Vergangenheit 
Betroffenen gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb muß an dieser Aufgabe auch unsere junge 
Generation mitwirken — alleine können wir das 
nicht —, die sicherlich nicht für das verantwortlich 
gemacht werden kann, was damals geschah. Aber 
sie ist in der Gegenwart und damit für die Gegen-
wart verantwortlich und somit für das, was in der 
Geschichte aus der Vergangenheit wird. 

Lassen Sie mich unseren Bundespräsidenten 
Richard von Weizsäcker zitiern, der anläßlich des 
40. Jahrestages des Kriegsendes vor dem Deut-
schen Bundestag in seiner großen Rede erklärte: 

... Es geht nicht darum, Vergangenheit zu be-
wältigen. Das kann man gar nicht. Sie läßt sich 
j a nicht nachträglich ändern oder ungeschehen 
machen. Wer aber vor der Vergangenheit die 
Augen verschließt, wird blind für die Gegen-
wart. Wer sich der Unmenschlichkeit nicht er-
innern will, der wird wieder anfällig für neue 
Ansteckungsgefahren .. . 

„Das Vergessenwollen verlängert das Exil, und 
das Geheimnis der Erlösung heißt Erinne-
rung."  

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Auch die gängige Redewendung, daß die Zeit alle 
Wunden heile, ist im Hinblick auf das „Gebirge 
menschlichen Leidens", um nochmals unseren Bun-
despräsidenten zu zitieren, mehr als fragwürdig. 
Wer nämlich glaubt, man könne jetzt einfach unter 
diesen Abschnitt unserer Geschichte einen Schluß-
strich ziehen, weil der zeitliche Abstand so groß ist 
und weil man annimmt, es wäre j a finanziell viel 
geschehen, hat aus unserer Geschichte nichts ge-
lernt. Im Gegenteil, die wache Erinnerung an die 
unzähligen Opfer von Gewaltherrschaft und Ras-
senwahn darf niemals verlorengehen. Denn nur so 
begreife ich die auf der Inschriftenwand von Ber-
gen-Belsen mahnenden Zeilen — ich zitiere —: 
„Durch ihren gewaltsamen Tod sind sie den Leben-
den Mahnung zum Widerstand gegen das  Unrecht." 

 Diese Mahnung, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist heute noch so aktuell wie zu dem Zeit-
punkt, als sie geschrieben wurde. Sollten wir jemals 
über diese Themen hinweg, weil sie vielleicht unan-
genehm sind, einfach zur Tagesordnung übergehen, 
so lösen wir uns aus unserer geschichtlichen Ver-
antwortung, ja wir machen uns wiederum schuldig 
an den Opfern der Gewaltherrschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 
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Schulhoff 
Und lassen Sie mich direkt mit einem Zitat aus der 
uns hier vorliegenden gemeinsamen Beschlußemp-
fehlung fortfahren: „Rassendiskriminierungen darf 
es auf deutschem Boden nie mehr geben." 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 
In diesem Zusammenhang begrüßen wir auch die 

Klarstellung der Bundesregierung, daß Sinti und 
Roma im Informationssystem INPOL nicht beson-
ders erfaßt werden und Bund wie Länder entspre-
chend dem Anliegen des Zentralrates deutscher 
Sinti und Roma die Begriffe „Landfahrer" und „Zi-
geuner" im INPOL-System gestrichen haben. So 
wird gerade vor dem geschichtlichen Hintergrund 
jeglicher Anschein einer Diskriminierung vermie-
den. Wir werden heute mit der gemeinsam erarbei-
teten Vorlage die Bundesregierung auffordern, ei-
nen umfassenden Bericht über den gesamten Pro-
blemkomplex abzugeben. Denn es gilt, auf der 
Grundlage vollständiger Daten in vielen Fällen, 
Herr Waltemathe, direkt zu helfen. Ich denke z. B. 
an die Verbesserung der Ausbildungschancen 
durch Alphabetisierungsprogramme, berufliche 
Förderungsmaßnahmen und Werkstattmodelle mit 
traditionellen Berufen der Sinti und Roma, die ih-
nen eine soziale Eigenständigkeit sichern können. 
Es gibt viele Einzelprobleme. Die Stadt Düsseldorf 
beispielsweise hat in vorbildlicher Weise Probleme 
gemeinsam mit den Sinti gelöst. 

Meine Damen und Herren, letztlich wird es auf 
das Miteinander von allen Bürgern unseres Landes 
ankommen, um unser Ziel, nämlich die Aussöhnung 
mit den Sinti und Roma und verwandten Gruppen 
zu erreichen. Dies erreichen wir jedoch nur, wenn 
unsere Bemühungen auch die Herzen der Betroffe-
nen erreichen. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 

SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte 
Männer und Frauen! 

(Zuruf von der SPD: „Frauen und Männer" 
heißt das!) 

Ich hatte eigentlich hier heute nach langen Ver-
handlungen und vielen Ausschußsitzungen — In-
nenausschuß, Finanzausschuß, Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung -- die Absicht, eine versöhnli-
che, eine fast frohe Rede zu halten, weil ich dachte, 
wir hätten uns hier auf einen Entschließungsantrag 
geeinigt, durch den wenigstens einige Forderungen 
der Verfolgten, insbesondere der Sinti und Roma, 
erfüllt werden können und mit dem die Bundesre-
gierung dazu veranlaßt werden kann, einen konkre-
ten Vorschlag zu machen und einen detaillierten 
Bericht über die bisherige Entschädigungs- und 
Wiedergutmachungspraxis vorzulegen. Was ich 
dann aber gestern im Finanzausschuß erlebt habe 
-- und es ist sicherlich nicht unsymptomatisch, daß 
von der SPD, wahrscheinlich auch von der FDP 
nicht die Vertreter aus dem Finanzausschuß hier an 
das Rednerpult geschickt werden, sondern andere 

Vertreter, die schöne Worte finden können —, hat 
es mir kalt den Rücken herunterrieseln lassen. Alle 
Parteien haben kalt, eiskalt, systematisch und bü-
rokratisch die Verfolgten um ihre berechtigten An-
sprüche in diesem und im nächsten Jahr betrogen. 
Das haben Sie gestern hier hingekriegt. 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Das ist 
eine Unverschämtheit!) 

Sie haben mit Ihrer Mehrheit im Ausschuß einen 
Entschließungsantrag durchgedrückt, 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Das ha

-

ben Sie doch mit ausgearbeitet!) 
über den man inhaltlich reden kann, 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Na also! 
Darum geht es jetzt doch!) 

der aber der Bundesregierung bis zum 1. November 
dieses Jahres Zeit gibt, einen Bericht vorzulegen. 
Jeder weiß, wie dieser Bericht aussieht und daß in 
dieser Legislaturperiode keinerlei gesetzliche Rege-
lung für Ansprüche von Verfolgten mehr erfolgen 
wird. Das wissen Sie alle. Sie sagen es nicht, aber 
sie handeln so. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Demagogisch!) 

Das ist der erste Punkt. 
Der zweite Punkt: Sie haben diesen Entschlie-

ßungsantrag, der hier so umsäuselt wird und den 
ich in einzelnen Passagen auch richtig finde, den 
wir in einzelnen Passagen unterstützen, miß-
braucht und zum Anlaß genommen, sämtliche An-
träge auf gesetzliche Regelung für Wiedergutma-
chung und für Zwangsarbeiter vom Tisch zu wi-
schen. Sie sind erledigt, so wurde erklärt; sie sind 
für diese Legislaturperiode erledigt. Das ist die Un-
geheuerlichkeit, die Sie nicht uns angetan haben, 
sondern die sie ganz kalt berechnend den Betroffe-
nen angetan haben, weil Sie wissen, daß diese Men-
schen, die in den Genuß der Ansprüche kommen 
könnten, in einigen Jahren nicht mehr leben wer-
den. Das kalkulieren Sie ein, das wollen Sie. Sie 
wollen Zeit gewinnen, Sie wollen auf diese niedrige 
Art Geld machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich! — 
Unverschämt! — Woher nehmen Sie diese 
Selbstgerechtigkeit? — Weitere Zurufe von 

der SPD und der FDP) 
Darum geht es Ihnen, darum geht es der SPD 

genauso wie der CDU/CSU. Das Ergebnis ist, daß in 
dieser Legislaturperiode keine einzige Mark mehr 
an die Verfolgten gezahlt wird. 

Herr Waltemathe, alles was Sie sagen, ist falsch. 
Es gibt überhaupt keine Anträge auf Initiativen 
mehr. Es ist überhaupt nicht mehr möglich, in die-
ser Legislaturperiode irgend etwas zu machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU, SPD und FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Strö-
bele, gestatten Sie Zwischenfragen? 

Ströbele (GRÜNE): Ja. 
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Vizepräsident Stücklen: Bitte schön, Herr Walte-
mathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Kollege Ströbele, abgese-
hen davon, daß es keine höhere Moral verleiht, 
wenn man die Gnade des späten Einzuges in den 
Bundestag erlangt hat — 

Ströbele (GRÜNE): Manchmal bin ich froh, daß 
ich das erlebe! 

Waltemathe (SPD): — möchte ich Sie fragen, ob 
Sie erstens wissen, daß ich Mitglied des Haushalts-
ausschusses bin und dort für einvernehmliche Re-
gelungen gesorgt habe? Zweitens, ob es zutrifft, daß 
die Vertreter der GRÜNEN die Entschließung, der 
wir zustimmen wollen, mit ausgehandelt haben, 

(Ströbele [GRÜNE]: Richtig!) 

und drittens, daß wir uns gemeinsam bemühen wol-
len, noch in dieser Legislaturperiode eine Regelung 
hinzubekommen? Trifft das zu oder ist das falsch? 

Ströbele (GRÜNE): Ich will Ihnen alle drei Fragen 
beantworten, Herr Waltemathe. 

Erstens. Daß im Haushaltsausschuß irgend etwas 
für die Verfolgten erreicht worden ist, ist falsch. 
Wenn Sie das in der Öffentlichkeit behaupten, dann 
legen Sie mir das vor, was Sie erreicht haben — 
irgendeine Gesetzesvorlage, irgendeinen Vorschlag, 
der abgesegnet worden oder auch nur diskutiert 
worden ist. 

Sie haben ja in den Ausschüssen über unsere 
Anträge auf eine Gesetzesinitiative für die Verfolg-
ten nicht einmal inhaltlich diskutiert, bis heute 
nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU, der SPD und 
der FDP) 

Sie haben sie einfach vom Tisch gewischt. Sie ha-
ben sie mit einem Geschäftsordnungstrick vom 
Tisch gewischt. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD) 

Nun zu dem Entschließungsantrag. Es ist richtig, 
daß die Vertreter unserer Fraktion — auch ich — 
sich im Finanzausschuß für diesen Entschließungs-
antrag stark gemacht haben, aber ohne das Datum, 
das die ganze Sache auf den November 1986 ver-
schiebt, 

(Waltemathe [SPD]: Mit Frau Wagner!) 

im sicheren Wissen, daß dann in dieser Legislatur-
periode nichts mehr daraus wird. Ich wußte nicht, 
daß dieser Entschließungsantrag dazu mißbraucht 
wird, gleich fünf weitere Initiativen vom Tisch zu 
wischen. 

Sie betrügen die Verfolgten. Sie gehen offen in 
die Öffentlichkeit, in Interviews, ins Radio, ins 
Fernsehen und versichern ihnen, was Sie alles für 
sie tun. Sie tun nichts für sie. 

(Zurufe von der CDU/CSU, der SPD und 
der FDP) 

Sie verhindern, daß ihnen Geld gezahlt wird. Ich 
weiß, wann Sie etwas freigebiger werden, wann es 

bei Ihnen umschlägt: wenn einige Jahre ins Land 
gegangen sind, wenn weniger da sind, wenn die 
meisten gestorben sind. Damit kalkulieren Sie. Die-
ses üble Spiel spielen Sie mit den Verfolgten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie sind bösar

-

tig und unsachlich! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU und der SPD) 

Das sollten Sie nicht tun. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Strö-
bele, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage von 
Herrn Abgeordneten von Wartenberg? — Bitte 
schön. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Kollege, 
sind Sie der Meinung, daß Sie durch Ihre unbe-
herrschten, hektischen 

(Haehser [SPD]: Unverschämten!) 

und kalt berechnenden Emotionsausbrüche den Be-
troffenen wirklich helfen? 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege, ich sehe als 
meine Aufgabe an, endlich einmal in der Öffentlich-
keit davon zu berichten, was hinter verschlossenen 
Türen in den Ausschüssen geschieht, was gestern 
im Finanzausschuß von Ihnen gemacht worden ist, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist doch 
dummes Zeug! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

was Sie mit den Interessen der Verfolgten tun. Sie 
treiben Schindluder und stellen sich hierhin und 
halten salbungsvolle Reden. 

Wir werden uns dafür einsetzen, daß dieser Ent-
schließungsantrag ohne dieses Datum 1. November 
1986 durchkommt. Wir werden noch in dieser Wo-
che unsere Anträge, die Sie gestern vom Tisch ge-
wischt haben, neu im Bundestag einbringen. Wir 
werden Sie immer wieder zwingen, dazu zu reden. 
Wir können sie nicht durchsetzen, aber wir können 
in der Öffentlichkeit klarmachen, welches verlo-
gene Spiel Sie mit den Interessen der Verfolgten 
hier spielen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Kroll

-

Schlüter [CDU/CSU]: Unverschämt! — Dr. 
von Wartenberg [CDU/CSU]: Das ist ja un

-

glaublich! — Zuruf von der SPD: Unver

-

schämtheit!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich glaube, ich spreche 
im Namen aller anderen Fraktionen, wenn ich die 
Unterstellungen und Vorwürfe des Vorredners zu-
rückweise 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

und versuche, wieder zu einer sachlichen Auseinan-
dersetzung zurückzukehren, die in Anbetracht der 
wirklich sehr ernsten Materie auch geboten ist. 
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Ich verstehe ja Ihre Erregung, Herr Kollege Strö-

bele. Aber ich glaube, wir kommen so nicht weiter. 
Wir müssen doch endlich etwas tun. Das ist doch 
der große Ansatz unserer gemeinsamen Erklärung. 
Wir brauchen doch ein Datum. Herr Ströbele, wenn 
wir nicht den November als Termin setzen, bekom-
men wir doch von der Exekutive in dieser Legisla-
turperiode überhaupt nichts mehr. Das wäre ein fal-
scher Weg. 

Ich glaube — das darf ich für die Fraktion der 
Freien Demokraten sagen —, daß der heute vorlie-
gende Entschließungsantrag aller Fraktionen ein 
vorläufiges — und nur ein vorläufiges — Ergebnis 
der zahlreichen Debatten, Bemühungen, Anfragen 
und auch Initiativen in dieser Legislaturperiode 
darstellt. Ich erinnere an die sehr bewegenden De-
batten, die wir quer durch alle Fraktionen geführt 
haben. Der Antrag ist ein gutes Ergebnis dieser Dis-
kussionen, für das wir allen danken wollen, die dazu 
beigetragen haben. 

Er ist auch ein gutes Ergebnis, Herr Abgeordne-
ter Ströbele, wenn man bedenkt, wie schwierig es 
war, in diesem Parlament einen neuen Anlauf zu 
nehmen, wie bedrückend es auch für uns und für 
mich persönlich war, zu sehen, daß viele heimliche 
und offen vorgetragene Widerstände zu überwinden 
waren, um diesen Anlauf zu nehmen. 

Vizepäsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Wenn es mir nicht 
angerechnet wird, gerne. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Kollegin, können Sie 
bitte einige Worte dazu sagen, daß gestern im Fi-
nanzausschuß die Anträge aller Parteien, auch die 
von den GRÜNEN, als erledigt erklärt worden sind 
auf Grund eines Auftrags an die Bundesregierung, 
lediglich zu berichten? Damit sind Anträge, Geset-
zesinitiativen, Forderungen auf Einrichtung von 
Fonds und Stiftungen vom Tisch. Sie sind nicht 
mehr Gegenstand der Beratung im Plenum, und sie 
stehen nicht mehr auf der Tagesordnung der Aus-
schüsse. Dazu hätte ich von Ihnen gerne eine Äuße-
rung. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Kollege Strö-
bele, ich weiß nicht, was sich da abgespielt hat. Aber 
ich denke, wenn der Bericht im November vorliegt, 
haben wir doch alle die Freiheit, konkrete Initiati-
ven, die sich auf Grund dieses Berichtes als notwen-
dig erweisen, zu ergreifen. Das führt doch weiter, 
weil wir dann besser informiert sind. 

(Zustimmung bei der FDP, der CDU/CSU 
und der SPD — Ströbele [GRÜNE]: Dann 

kommt wieder die Sechswochenfrist!) 
Es geht darum, daß wir gemeinsam die immer 

noch ungelösten Probleme aus der makabren Erb-
schaft des Nationalsozialismus nun endlich einer 
erträglichen Lösung zuführen. Mehr als eine erträg-
liche Lösung werden wir nicht mehr schaffen. Es 
sind die ungezählten vergessenen Opfer der 
Schreckensherrschaft. Ihnen soll wenigstens ein 
kleines Stück Genugtuung — denn von Wiedergut-

machung kann ja kaum noch die Rede sein — zuteil 
werden. Es handelt sich um die von Herrn Kollegen 
Waltemathe genannten Gruppen der aus rassischen 
und/oder sozialen Gründen verfolgten Sinti und 
Roma, der Zwangssterilisierten, der Angehörigen 
von Opfern der Euthanasie, der Homosexuellen, der 
Sklavenarbeiter in deutschen Rüstungsbetrieben 
und — auch das möchte ich hinzufügen und aus-
drücklich in den Auftrag einbeziehen, weil es erst in 
den letzten Tagen bekannt wurde — der wenigen 
noch überlebenden Opfer grausamster medizini-
scher Experimente des KZ-Arztes Mengele. Sie 
wurden damals an Zwillingen ausgeführt, von de-
nen nur diejenigen, die damals noch Kinder waren, 
überhaupt überleben konnten. 

Ich glaube, der vorliegende Antrag schafft eine 
gute Voraussetzung dafür, der bisher leider zögern-
den und hinhaltenden Exekutive heute einen kla-
ren und unmißverständlichen Auftrag mit auf den 
Weg zu geben. Das ist wichtig, weil das nämlich das 
Selbstverständnis des Parlaments unterstreicht, 
daß wir die Initiative ergreifen müssen, wenn sie 
seitens der Exekutive offenbar nicht ergriffen wird. 
Wir, die Vertreter des ganzen Volkes, wollen bekun-
den, daß dieses hoffentlich letzte Kapitel materiell 
und ideell unerledigter Entschädigungen ange-
sichts unserer fortwirkenden Verantwortung durch 
erträgliche und vertretbare Regelungen abgeschlos-
sen wird. Ich glaube auch, daß wir so bald wie mög-
lich — noch in dieser Legislaturperiode und ohne 
weiteres Zögern — diese Entscheidung treffen müs-
sen. Es war ja oft kaum noch verständlich und 
kaum noch erträglich, wie ich selber in ungezählten 
Anfragen und Briefen erfahren habe, mit welch un-
erbittlicher — ich finde keinen anderen Ausdruck 
— Sturheit hier seitens der Exekutive geantwortet 
wurde. Wenn ich den in Form und Sprache wirklich 
verletzenden Brief an den Rechtsvertreter der we-
nigen überlebenden Opfer eben jener medizini-
schen Experimente lese, dann kann ich nicht an-
ders, als mich der bürokratischen Kälte dieser deut-
schen Bundesbehörde zu schämen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich bitte Sie, sich diesen Brief daraufhin anzuguk-
ken. Wer die verstümmelten, lebenslang leidenden, 
vom Schmerz gezeichneten Opfer dieser Experi-
mente im Fernsehen gesehen hat, vermag es nur 
noch als zynisch zu bezeichnen, daß das Finanzmi-
nisterium bei seiner Ablehnung sich auf einen Ka-
binettsbeschluß aus dem Jahre 1951 beruft und eine 
„akute Notlage" dieser 80 bemitleidenswerten Opfer 
verneint. 

Meine Damen und Herren, im vorliegenden Ent-
schließungsantrag wird klargestellt, daß wir eine 
Bereinigung des gesamten Komplexes anstreben, 
und hierzu bedürfen wir zunächst der nötigen Vor-
arbeiten. Ich denke, diese Initiative ist ein erfreuli-
cher Beweis unseres parlamentarischen Selbstver-
ständnisses. Wir werden uns darauf gefaßt machen 
müssen — und vielleicht ergreift hier ein Vertreter 
des Finanzministeriums auch noch das Wort —, daß 
dem heutigen ersten Schritt ein zweiter, sicher 
schwierigerer wird folgen müssen. Aber auch dieser 
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Schritt muß getan werden, weil wir dieser kleinen, 
von Jahr zu Jahr kleiner werdenden Gruppe von 
bisher vergessenen und nicht berücksichtigten 
überlebenden Opfern des Naziterrors, diese kleine 
Entschädigung bisher schuldig geblieben sind. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Finanzausschusses auf Drucksache 
10/5765. Die GRÜNEN haben abschnittsweise Ab-
stimmung beantragt. Ich rufe Abschnitt I auf. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Keine Gegenstim-
men. Enthaltungen? — Keine. Einstimmige Annah-
me. 

Ich rufe den Abschnitt II auf. Unter Ziffer 1 möch-
ten Sie eine Änderung haben. 

Vogel (München) (GRÜNE): Ich beantrage, als Be-
richtsdatum nicht den 1. November 1986, sondern 
den 10. September 1986 einzusetzen. 

Vizepräsident Stücklen: Wer dieser Änderung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! Enthaltungen? — Bei eini-
gen Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Abschnitt II Ziffer 1 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Gegen-
stimmen ohne Enthaltungen angenommen. 

Wer Abschnitt II als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gebrauchsmu-
stergesetzes 
— Drucksache 10/3903 — 
a) Beschlußempfehlung und Bericht des 

Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/5720 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Saurin 
Stiegler 

b) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/5721 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Zutt 
von Hammerstein 
Suhr 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für  

jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Saurin. 

Saurin (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Mit der heutigen Verabschie-
dung der Novellierung des Gebrauchsmustergeset-
zes erfolgt in dieser Legislaturperiode ein weiterer 
Schritt der Regierungskoalition, um den Schutz von 
geistigem Eigentum und Erfindungen zu verbes-
sern. Durch die Novellierung wird der Gebrauchs-
musterschutz im Interesse der Einzelerfinder sowie 
der kleinen und mittleren Unternehmen, die sich 
vorwiegend dieses Schutzrechtes bedienen, ausge-
dehnt und erweitert. 

Gerade der Gebrauchsmusterschutz ist von An-
fang an durch das praktische Bedürfnis getragen 
worden, eine Schutzform für die „kleinen Erfindun-
gen" zu haben, für die sich ein Patent nicht lohnt 
oder nicht eignet. 

In den letzten Jahren hat insbesondere das Inter-
esse von kleinen und mittleren Unternehmen am 
Gebrauchsmusterschutz zugenommen, da er für 
diese im Rahmen einer Kosten-Nutzen-Kalkulation 
auf Grund geringerer Gebühren und einfacherer 
Handhabung vorteilhafter ist. 

Durch den Gesetzentwurf wird das Gebrauchs-
musterrecht an das Patentgesetz angepaßt, das auf 
Grund einer Vereinbarung der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft an das europäische Pa-
tentrecht angeglichen worden ist. 

Lassen Sie mich kurz einige Aspekte der Novel-
lierung beleuchten. Im Gebrauchsmusterrecht wird 
die Recherche eingeführt. Dies ist in der Vergan-
genheit häufig von den beteiligten Kreisen gefor-
dert worden, um die Rechtsbeständigkeit des unge-
prüften Schutzrechts und die Aussichten eines Ver-
letzungsverfahrens besser abschätzen zu können. 

Der Gebrauchsmusterschutz wird auf räumlich

-

körperlich konkretisierte Schaltungen, Schaltsche-
mata und Schaltprinzipien, die Teil eines Ge-
brauchsgegenstandes sind, erweitert. Bisher wurde 
der Gebrauchsmusterschutz dann versagt, wenn Er-
findungen elektrisch-funktioneller Art hauptsäch-
lich auf den Schutz für ein reines Schaltschema 
oder Schaltprinzip hinausliefen. Um die bestehen-
den Abgrenzungsschwierigkeiten zu beseitigen und 
dem technischen Fortschritt Rechnung zu tragen, 
werden Schaltungen zukünftig geschützt. 

Die Berichterstatter haben im Rahmen der Ge-
setzesberatung auch überlegt, gänzlich auf das 
Raumformerfordernis beim Gebrauchsmuster-
schutz zu verzichten. Das Raumformerfordernis 
wirft erhebliche Abgrenzungsprobleme auf, wie sei-
tenweise Ausführungen der juristischen Wissen-
schaft und Rechtsprechung der Gerichte belegen. 
Die Entscheidungen des Bundespatentgerichts zum 
materiellen Gebrauchsmusterrecht befassen sich 
zu 63 % mit der Frage der einheitlichen Raumform. 

Zudem sind viele Neuentwicklungen mangels 
Raumform nicht schutzwürdig. Wenn z. B. mit Ge-
bäuden fest verbundene wesentliche Bestandteile 
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— wie Heizungs- oder Klimaanlagen — als unbe-
wegliche Sachen nicht als gebrauchsmusterfähig 
angesehen werden, dagegen aber demontierbare 
und transportable Gebäude, Frischluftanlagen oder 
Schiffsrümpfe den Schutz erhalten, so gibt es dafür 
heute keine wirtschafts- oder rechtspolitischen 
Gründe mehr. 

100 Jahre nach Erlaß des Gesetzes erscheint es 
erwägenswert, den Gebrauchsmusterschutz zu ei-
nem kleinen Patent fortzuentwickeln, in dem auf 
das Raumformerfordernis verzichtet wird. Eine sol-
che grundlegende Änderung des Gebrauchsmuster-
gesetzes hätte jedoch Diskussionen mit allen betei-
ligten Kreisen über einen längeren Zeitraum not-
wendig gemacht. Die Verabschiedung der Gesetzes-
novellierung wäre dann in dieser Legislaturperiode 
unmöglich gewesen. Im Interesse der Einzelerfin-
der sowie kleiner und mittlerer Unternehmen 
wurde daher einer zügigen Verabschiedung des Ge-
setzes Vorrang eingeräumt. 

Um die Streichung des Raumformerfordernisses 
weiterverfolgen zu können, liegt dem Haus ein Ent-
schließungsantrag vor, in dem die Bundesregierung 
aufgefordert wird, in zwei Jahren einen Bericht zur 
Problematik des Raumformerfordernisses vorzule-
gen. 

Der Gebrauchsmusterschutz wird durch die No-
vellierung auch um zwei Jahre verlängert. Diese 
Schutzrechtsreform wird damit vor allem für Ein-
zelerfinder sowie für kleine und mittlere Unterneh-
men noch attraktiver gemacht. 

Auf Grund eines erheblichen Bedürfnisses der 
Wirtschaft hat der Rechtsausschuß eine Änderung 
des Regierungsentwurfs vorgenommen. Damit sol-
len die nachteiligen Konsequenzen einer Entschei-
dung des Bundesgerichtshofs, wonach einfache Li-
zenzen gegenüber dem Erwerber des lizenzierten 
Schutzrechts keine Wirkung haben, beseitigt wer-
den. Diese Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
führt zu einer Risikoverlagerung, die den wirt-
schaftlichen Erfordernissen nicht gerecht wird. Es 
wurde daher eine Bestimmung aufgenommen, wo-
nach der Fortbestand einfacher Lizenzen nicht 
durch eine spätere Veräußerung oder Belastung des 
lizenzierten Patents beeinträchtigt wird. Eine Publi-
zitätspflicht wird der Wirtschaft ausdrücklich nicht 
auferlegt. Gerade mittlere und kleine Unterneh-
men, die in der Regel nicht ständig über juristi-
schen Sachverstand verfügen können, werden von 
dieser Gesetzesänderung profitieren. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es wird hier oft beklagt, daß es zu wenig 
Kooperation über alle Seiten hinweg gibt. Die Bera-
tungen, die in dieser Legislaturperiode zum Thema 
gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht ge-
führt worden sind, zeigen, daß es doch noch eine 
ganze Menge Gemeinsamkeiten gibt und daß es 
möglich ist, über Fraktionsgrenzen hinweg zu ein-

vernehmlichen Lösungen zu kommen. Die Reform 
betreffend, das sogenannte kleine Patent, ist ein 
Beleg dafür, wie in enger Zusammenarbeit mit dem 
Bundesjustizministerium und mit den entsprechen-
den Verbänden der interessierten Kreise kooperiert 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir begrüßen, daß wir durch diese Novelle eine hö-
here Verfahrenspraktikabilität bekommen werden, 
daß wir durch die Möglichkeit, die Schutzdauer zu 
verlängern, vor allem den kleineren und mittleren 
Unternehmen geholfen haben, daß wir mit der Ge-
brauchsmuster-Recherche sehr viel in der prakti-
schen Arbeit helfen und vor allem auch, daß es uns 
gelungen ist, den Widerstand des Justizministers zu 
überwinden, die Weitergeltung der einfachen Li-
zenz zu gewährleisten, auch wenn sie vorher nicht 
publiziert worden ist. Hier sind wir dem Vorschlag 
der Deutschen Vereinigung für gewerblichen 
Rechtsschutz und Urheberrecht gefolgt und haben 
die beteiligten Kreise unterstützt. Der Bundesju-
stizminister, der sicherlich gute Gründe dafür hatte, 
andere Vorschläge zu machen, ist letzten Endes die-
sen Weg mit uns gegangen. 

Wichtig ist die Erweiterung des Gebrauchsmu-
sterschutzes auf Schaltungen. Das ist ein wichtiger 
Schritt von den schlichten Arbeitsgerätschaften, die 
bei der Schaffung des Gesetzes vor 100 Jahren 
Schutzgegenstand waren, hin zu den modernen 
Entwicklungen, zu den modernen Tageserfindun-
gen mit entsprechend verringertem Schutzbedürf-
nis bzw. verringertem Schutzdauerbedürfnis. Aber 
wir sind den Weg nicht zu Ende gegangen; der Kol-
lege Saurin hat darauf hingewiesen, daß die Be-
richterstatter, stark beeinflußt durch einen Aufsatz 
und durch ein persönliches Gespräch mit Professor 
Beier, eigentlich grimmig entschlossen waren, die 
überholte Raumform zu beseitigen. Wir haben uns 
dann aber letzten Endes von Ministerialdirektor 
Krieger davon abbringen lassen, das schon jetzt zu 
machen, weil noch eine Reihe von Bedenken vorge-
tragen worden ist, die uns zwar nicht überzeugt 
haben, die aber, wenn wir sie gründlich erörtert hät-
ten, die Anpassung an das Patentrecht in dieser 
Legislaturperiode verhindert hätten. So haben wir 
uns zähneknirschend, so muß ich sagen, entschlos-
sen, nur einen kleinen Schritt in die richtige Rich-
tung zu tun. Wir meinen, daß wir bald die volle Par-
allelität zum patentrechtlichen Erfindungsbegriff 
auch im Gebrauchsmusterrecht durchsetzen müs-
sen. Wir hoffen, daß wir im Jahre 1988, wenn der 
Regierungsentwurf vorliegen wird, in einem näch-
sten Schritt wesentlich weiterkommen. 

Es ist wirklich unglaublich, wenn man sich ein-
mal alle Entscheidungen der entsprechenden Ge-
richte und des Patentamtes ansieht und vor Augen 
führt, welche geradezu scholastischen Übungen ver-
anstaltet werden müssen, um dem sogenannten 
Raumformerfordernis zu entsprechen. Man sieht 
dann, daß hier eigentlich unnötigerweise Arbeitska-
pazitäten gebunden sind und daß uns nur eine über-
holte Formulierung im Gesetz auf der Grundlage 
der Erfahrungen von vor 100 Jahren daran hindert, 
bei schutzwürdigen Erfindungen zu vernünftigen 
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Lösungen zu kommen. Wir werden hier weiterge-
hen. 

Ich schließe mit dem Dank an die beteiligten 
Kreise, an die Deutsche Vereinigung für gewerbli-
chen Rechtsschutz und Urheberrecht. Ich schließe 
ausdrücklich auch mit dem Dank an Professor Bei-
er, der die Diskussion zur Raumform sehr belebt 
und sehr heftige Reaktionen ausgelöst hat. Ich 
schließe mit dem Dank an die Fachbeamten des 
Bundesjustizministeriums, angeführt von Ministe-
rialdirektor Dr. Krieger, die in einer sehr soliden 
Weise mit den Berichterstattern zusammengearbei-
tet haben. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu. Wir kündi-
gen an, daß wir auf die Vollendung dieses kleinen 
Schrittes hin zu einem großen Schritt und zu einer 
vollständigen Anpassung des Gebrauchsmuster-
rechts an die Begriffe des Patentrechts weiterarbei-
ten werden. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die hier vorgesehene 
Novellierung des Gebrauchsmusterrechts zeigt auf, 
daß die Bundesregierung auch auf rechtspolitischen 
Nebenkriegsschauplätzen bemüht ist, eine Verbes-
serung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
herbeizuführen. Ich freue mich, daß aus den Aus-
führungen des verehrten Kollegen Stiegler hervor-
gegangen ist, daß dies auch bei der Opposition aner-
kannt wird. 

Meine Damen und Herren, empirisch abgesi-
cherte sozialwissenschaftliche Untersuchungen ha-
ben verdeutlicht, daß das Gebrauchsmuster, das so-
genannte kleine Patent, für die kleineren Erfindun-
gen gerade für die mittelständische Industrie von 
enormer Bedeutung ist. Diese mittelstandspoliti-
sche Komponente des Gebrauchsmusterrechts wird 
durch die hier vorgesehenen Änderungen weiter 
verstärkt und ausgebaut. Der Gesetzgeber erkennt 
in noch stärkerem Maße als bisher an, daß die An-
meldung eines Gebrauchsmusters für kleine und 
mittlere Unternehmen oft der einzige gangbare 
Weg ist, sich vor Zugriffen auf Betriebsergebnisse 
zu schützen. Der Gesetzgeber will diesen Unterneh-
men ein gewerbliches Schutzrecht an die Hand ge-
ben, das zwar nicht den starken rechtlichen Bin-
dungen unterliegt wie das Patent, das jedoch einen 
immerhin sechs Jahre, nach nunmehriger Verlän-
gerungsmöglichkeit bis zu acht Jahre dauernden 
Abwehrtatbestand schafft. 

Die hier vorgenommene Ausgestaltung des Ge-
brauchsmusterrechts konstituiert einen kostengün-
stigen und vor allem schnellen Schutz von Erfin-
dungen ohne ein vorheriges langatmiges und auf-
wendiges Prüfverfahren. Es trägt der vielfach zu 
beobachtenden Erfahrung Rechnung, daß gerade 
die Unternehmen, die nicht über den notwendigen 
verwaltungstechnischen und wissenschaftlichen 

Unterbau verfügen, vor einer Patentanmeldung zu-
rückschrecken und eher auf den Gebrauchsmuster-
schutz ausweichen. 

Die Novellierung des Gebrauchsmustergesetzes 
unterstützt diesen Trend, ohne allerdings das Pa-
tent als eigenständiges Schutzrecht anzutasten. Aus 
diesem Grunde ist auch keine völlige Gleichstellung 
beider Verfahrensbereiche vorgenommen worden. 
Es war durchaus Absicht des Gesetzgebers, an die-
ser Zweiteilung festzuhalten. 

Neben dieser mittelstandspolitischen Kompo-
nente trägt der Entwurf auch europäische Züge. Er 
berücksichtigt die auf europäischer Ebene in den 
letzten Jahren vorgenommenen Änderungen im 
Gebrauchsmuster- und Patentrecht. Er führt den 
Prozeß der Harmonisierung und Rechtsanglei-
chung auch in diesem Bereich fort und trägt damit 
zu mehr Rechtssicherheit, aber auch zu einem — 
insgesamt betrachtet — einfacheren und schnelle-
ren Verfahren bei. 

Meine Damen und Herren, mit der vorgelegten 
Reform ist gewährleistet, daß das deutsche Ge-
brauchsmusterrecht europäischen Erfordernissen 
genügt und der durch die Eintragung in das Ge-
brauchsregister entstehende Musterschutz eine eu-
ropaweite Ausstrahlung erhält. 

Der vorliegende Entwurf stellt allerdings keine 
völlige Um- und Neuordnung des Gebrauchsmuster-
rechts dar. Er legt das fest, was in der augenblickli-
chen Situation festgelegt werden konnte und was 
im Sinne der Rechtsanwender dringend erforder-
lich war. 

So mußte eben auch ein Problembereich ungere-
gelt bleiben — darauf ist vorhin schon hingewiesen 
worden —, obwohl sich der Rechtsausschuß der 
Schwierigkeiten in diesem Punkt durchaus bewußt 
war. 

Die Problematik des sogenannten Raumformer-
fordernisses ist ausgeklammert worden, weil man 
noch kein einheitliches Meinungsbild hat gewinnen 
können. Weder die Betroffenen aus der Wirtschaft 
noch die damit befaßte wissenschaftliche Literatur 
konnten sich auf eine einheitliche Betrachtungs-
weise verständigen, so daß es angebracht erschien, 
diesen Komplex späteren Novellierungen vorzube-
halten. 

Es ist aber ausdrücklich zu begrüßen, daß die 
Bundesregierung aufgefordert wurde, sich dieser 
Problematik anzunehmen und Vorschläge für eine 
Neuordnung in diesem Bereich zu unterbreiten. Wir 
gehen nun davon aus, daß diese Überprüfungsphase 
bis zum Sommer 1988 abgeschlossen werden kann 
und dann Ergebnisse und Vorschläge vorliegen, die 
gesetzgeberisch umgesetzt werden können. 

Insgesamt betrachtet, meine Damen und Herren, 
stellt diese Überarbeitung des Gebrauchsmuster-
rechts aber dennoch einen wesentlichen Fortschritt 
auf dem Weg hin zu einem effektiven und vor allem 
praktisch handhabbaren Musterschutz dar. 

Meine Fraktion stimmt diesem Entwurf daher 
gerne zu. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Mann. — 

(Senfft [GRÜNE]: Ist nicht anwesend!) 

— Sehr verehrter Herr Kollege, dann ziehen Sie 
doch bitte die Wortmeldung zurück. 

(Senfft [GRÜNE]: Er hat überhaupt keine 
Wortmeldung abgegeben!) 

— Mann ist hier gemeldet. 

(Senfft [GRÜNE]: Dann hat sich der Herr 
Schriftführer vertan!) 

Das Wort hat der Herr Bundesminister der Ju-
stiz. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Bundesregie-
rung will mit dem Entwurf einer Novelle des Ge-
brauchsmusterrechts die Rahmenbedingungen und 
Marktchancen insbesondere für die mittelständi-
sche Wirtschaft verbessern. Sie möchte damit vor 
allem die für die gesamte Wirtschaft wichtige Inno-
vationsbereitschaft der kleinen und mittleren Un-
ternehmen fördern, die in einem sehr beachtlichen 
Maß Gebrauchsmuster anmelden. 

Ich freue mich, daß dieses Anliegen in den Aus-
schüssen des Deutschen Bundestages breite Unter-
stützung und Übereinstimmung gefunden hat. 

Diese Novelle wird, wie bereits erwähnt, folgende 
Verbesserungen bringen: Die Einführung der Ge-
brauchsmusterrecherche erlaubt es künftig allen 
Betroffenen, die Rechtsbeständigkeit des ungeprüf-
ten Schutzrechts vor Verletzungsverfahren und Lö-
schungsanträgen besser abzuschätzen. 

Weiter: Die Verlängerung der Schutzdauer um 
zwei Jahre wird es vor allem den Einzelerfindern 
und kleinen und mittleren Unternehmen ermögli-
chen, die gestiegenen Innovationskosten leichter 
aufzufangen. Sie können dadurch ihre Marktposi-
tion insbesondere im Wettbewerb mit Großunter-
nehmen verbessern. Trotz dieser Verlängerung soll 
der Wettbewerb aber nicht unverhältnismäßig 
durch Schutzrechte behindert werden, die für den 
Rechtsinhaber nur mehr geringere Bedeutung ha-
ben. Deswegen hat sich die Bundesregierung in den 
Ausschüssen dafür eingesetzt, die von ihr vorge-
schlagene Verlängerungsgebühr in Höhe von 600 
DM nicht zu ermäßigen. Die Bundestagsausschüsse 
sind dieser Auffassung der Regierung gefolgt und 
haben insofern nicht aufgegriffen, was seitens des 
Bundesrats angeregt worden war. 

Ich freue mich, daß dieser Entwurf heute hier 
abschließend beraten und verabschiedet werden 
kann. Das ist nicht zuletzt ein Verdienst der zu 
Ende einer Legislaturperiode stark in Anspruch ge-
nommenen Ausschüsse, insbesondere des Rechts-
ausschusses. 

Ich kann feststellen, daß der Bereich des gewerb-
lichen Rechtsschutzes und das Urheberrecht beim 
Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages gut  

aufgehoben sind. So war es möglich, vor gut einem 
Jahr die Novellierung des Urheberrechts zu verab-
schieden. Heute ist das Gebrauchsmustergesetz 
dran. Wenn ich recht höre, so ist durchaus beabsich-
tigt, in der Kürze der noch verbleibenden Zeit in 
dieser Legislaturperiode auch den Entwurf des Ge-
schmacksmustergesetzes abschließend zu beraten 
und zu verabschieden. Mit Aussicht auf diese noch 
sehr wichtige Ergänzung für diesen Bereich habe 
ich meinerseits an dieser Stelle für die Bundesre-
gierung zu danken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Einzelberatung und Ab-
stimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 7, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Eine Enthaltung. Mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung mit 
großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Schäfer (Offenburg), Dr. Wernitz, Dr. 
Penner, Dr. Nöbel, Tietjen, Bernrath, Duve, 
Frau Dr. Hartenstein, Jansen, Kiehm, Reuter, 
Schröer (Mülheim), Wartenberg (Berlin), Pa-
terna und der Fraktion der SPD 

Personalinformationssysteme und Daten-
schutz 
— Drucksachen 10/3657, 10/4594 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 45 Minu-
ten vorgesehen. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wartenberg. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In immer mehr Großbetrieben 
sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich 
werden Personalinformationssysteme eingeführt, 
d. h. immer mehr Arbeitnehmer werden von diesen 
Einrichtungen betroffen werden. 

Vordergründig signalisieren Personalinformati-
onssysteme nicht mehr als einen Wandel der Verar-
beitungstechnik. Wo die Entscheidung für ihre Ver-
wendung fällt, beherrscht die Automatisierung das 
Feld. Die Verarbeitung wird mit Hilfe der Personal-
infomationssysteme auf eine völlig neue Grundlage 
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gestellt, die Inhalt und Tragweite der Verwendung 
von Arbeitnehmerdaten von Grund auf verändert. 

Wohl am deutlichsten zeigt sich dieser Wandel in 
der vielfachen Verwendbarkeit, also der Multifunk-
tionalität dieser Daten. Die automatische Verarbei-
tung sichert nicht nur den jederzeitigen Zugriff; sie 
verwandelt zugleich die einmal erhobenen Angaben 
in ein für die verschiedensten Zwecke beliebig nutz-
bares Informationsmaterial. Ganz gleich, aus wel-
chem Anlaß die Angaben gespeichert werden: Der 
Grund für die Speicherung umschreibt nicht mehr 
als ein erstes vorläufiges Verwendungsziel. Da-
durch wird ein nahtloser Übergang von der Perso-
nalverwaltung zur Personalkontrolle und zur Per-
sonalplanung möglich. 

So rechnen beispielsweise Angaben zum Verlauf 
der Arbeitsleistung zwar zu den  selbstverständli-
chen Voraussetzungen einer korrekten Lohnbe-
rechnung bei der Akkordzeit, sie lassen sich aber 
auch gut für eine gezielte Langzeitüberwachung be-
stimmer Arbeitnehmer verwenden oder — nach ei-
ner Verknüpfung mit Daten des Arbeitsprozesses 
— für eine Neuberechnung der Normleistung. 

Nicht anders ist es bei Fehlzeitangaben. Wie-
derum wird in aller Regel ein administrativer 
Grund der Speicherungsanlaß sein. Sobald die Da-
ten jedoch registriert sind, bietet sich die Chance, 
sie für konkrete und auf einzelne Arbeitnehmer be-
zogene Maßnahmen ebenso heranzuziehen wie da-
für, langfristige Veränderungen der Personalstruk-
tur vorzubereiten. 

Die möglichst exakt festgehaltenen Arbeitsplatz-
anforderungen bestimmen damit über die Beschäf-
tigungschancen des einzelnen Arbeitnehmers. Je-
der Schritt in diese Richtung ist aber zwangsläufig 
an ein wachsendes Maß an Informationen zur Per-
son der Arbeitnehmer gebunden. Erst wenn Ar-
beitsplatz und persönliches Profil übereinstimmen, 
erreicht eine konsequente Personalplanung ihr 
Ziel, nämlich den „richtigen" Arbeitnehmer dem 
„richtigen" Arbeitsplatz zuzuordnen. 

Der Weg in die Personalplanung ist deshalb zu-
gleich der Weg in eine ständig zunehmende und 
immer weiter differenzierte Verarbeitung von Ar-
beitnehmerdaten. Das kann und wird, wenn es 
nicht gesetzlich eingegrenzt wird, dazu führen, daß 
die derzeitige Machtverteilung zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern weiter einseitig zugunsten 
der Arbeitgeber verschoben, wenn nicht sogar auf-
gehoben wird. 

Beurteilt man nun die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage der SPD, so muß man 
das an dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zur Volkszählung messen, in dem die Grundsätze 
der informationellen Selbstbestimmung festgelegt 
worden sind. Grundsätzlich positiv ist bei der Be-
antwortung der Anfrage durch die Bundesregie-
rung zu bemerken, daß erstmals auch die Bundesre-
gierung fordert, daß gesetzliche Regelungen des Ar-
beitnehmerdatenschutzes geboten sind und damit 
einer mißbräuchlichen und unangemessenen Ver-
wendung entgegengewirkt werden muß. 

Leider ist in dem Entwurf zur Änderung des Da-
tenschutzgesetzes, den die Bundesregierung einge-
bracht hat, von dieser positiven Antwort, die wir auf 
diese Große Anfrage erhalten haben, überhaupt 
nichts zu spüren. Das heißt konkret, in den Geset-
zesvorschlägen der Bundesregierung, finden wir 
überhaupt nichts, in der Antwort zur Anfrage aller-
dings positive Grundaussagen. 

Trotzdem begrüßen wir es, daß die Bundesregie-
rung an vielen Punkten auf die Tätigkeitsberichte 
des Datenschutzbeauftragten eingegangen ist und 
selbst meint, daß in diesem Bereich gesetzliche 
Grundlagen geschaffen werden müssen. 

Wenn man den Komplex der Arbeitnehmerdaten 
und Personalinformationssysteme diskutiert, kann 
man den individualrechtlichen Ansatz in der Daten-
schutzgesetzgebung nicht von der Frage nach den 
arbeitsrechtlichen Konsequenzen trennen. Dazu 
werde ich hier aber nichts sagen. Das macht mein 
Kollege Peter. 

In der Antwort auf die Anfrage gibt es allerdings 
auch Falschbeurteilungen. Es wird gesagt, die be-
triebenen und geplanten automatisierten Personal-
verwaltungssysteme eignen sich weder als Kontroll-
instrument noch für die Erstellung und Erfassung 
von Persönlichkeitsprofilen im Bereich der öffentli-
chen Verwaltung. Das ist falsch. Bei der Bundes-
bahn und insbesondere nach den Plänen, die die 
Bundespost schon verwirklicht hat oder die zum 
Teil vorliegen, zeigt sich, daß auch in der von der 
Regierung unterstellten Großbehörde nach Grund-
sätzen gearbeitet wird, die nicht den Anforderun-
gen entsprechen, die der Datenschutzbeauftragte 
aufgestellt hat. Nicht richtig ist, daß die in der Bun-
desverwaltung bestehenden automatisierten Perso-
nalverwaltungsverfahren die vom Bundesverfas-
sungsgericht zum Volkszählungsgesetz aufgestell-
ten Grundsätze bereits berücksichtigen. Offensicht-
lich weiß die Bundesregierung in ihrem eigenen Be-
reich gar nicht, daß bei Bundespost, Bundesanstalt 
für Arbeit und Bundesbahn zum Teil schon Perso-
nalcomputer und Personalinformationssysteme ein-
geführt sind oder sich in der Einführungsphase be-
finden. Sonst könnte die Bundesregierung die Ant-
wort zur Großen Anfrage so nicht geben. 

Bezüglich der Verwendung von Personalcompu-
tern sind die Anforderungen an die Verwirklichung 
von Datenschutz aus zwei Gründen zu verschär-
fen. 

Erstens entfallen bei der Arbeit an Personalcom-
putern mit auch durch den Anwender selbst ent-
worfener Software das sogenannte Vieraugenprin-
zip, die Protokollierungsmöglichkeit und damit jede 
mögliche Form der nachträglichen oder auch mit-
laufenden Kontrolle wie auch der unkontrollierten 
Multiplizierbarkeit der gespeicherten Informatio-
nen, beispielsweise bei telefonischer Direktübertra-
gung in andere Systeme. 

Zweitens verfügt der Anwender allein am Ort so-
wohl über den Datenträger als auch über die Pro-
gramme und das System. In diesem Bereich sind 
eine enge Kontrolle und lückenlose Überprüfung 
der Datenverarbeitung notwendig, und zwar nicht 
nur für Systeme, die zur Personaldatenverarbei- 
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tung bestimmt sind, sondern, wie es auch der Bun-
desdatenschutzbeauftragte postuliert, auch für sol-
che Systeme, die für die Erstellung und Verarbei-
tung von Personaldaten zwar nicht bestimmt, aber 
geeignet sind. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle nur auf das vom 
Bundesbeauftragten genannte Beispiel der War-
tungsdienste und Einsatzplanungen der Bundes-
bahn verweisen, stellvertretend für viele Systeme, 
die zwar zu Zwecken angeschafft werden, die zu-
nächst einmal mit der Personaldatenverarbeitung 
nichts zu tun haben, dann aber quasi als Abfallpro-
dukt eine Auflistung von Leistungsprofil und Kran-
kenstand der einzelnen Arbeitnehmer abwerfen, 
was natürlich zur Planstellenkoordination tauglich 
und nützlich ist, aber auch für alle anderen Ent-
scheidungen verwandt werden kann. 

Im übrigen ist die Antwort der Bundesregierung 
trotz konkreter Fragen so allgemein gehalten, daß 
man von einer Nichtbeachtung der Forderungen 
des Bundesbeauftragten in vielen Fällen sprechen 
kann, die dieser insbesondere im achten Tätigkeits-
bericht aufgestellt hat. 

Maß aller Dinge im Datenschutz und vor allem 
im Arbeitnehmerdatenschutz muß das Zweckbin-
dungsprinzip für die Speicherung, Verarbeitung 
und Weitergabe von Daten sein. Ich will gar nicht 
im einzelnen auf die Probleme eingehen, die bei der 
Erhebung von Daten entstehen, wenn Eigenschaf-
ten und Leistungen von Personen auf Raster über-
tragen werden. Unsere Phantasie setzt uns da keine 
Grenzen. Aber es steht unzweifelhaft fest, daß dabei 
das, was das Individuum ausmacht, die Menschlich-
keit, verlorengeht. Der Gesetzgeber muß seiner 
Pflicht nachkommen, die aus dem Volkszählungsur-
teil resultierenden Anforderungen zum Schutze von 
Arbeitnehmerdaten umzusetzen sind. 

In der Frage der Datensicherung und der Daten-
kontrolle beantwortet die Regierung den Sachver-
halt falsch. Es ist nicht richtig, daß inzwischen ins-
besondere in den Bundesverwaltungen zum 
Schutze der automatisierten Personalverwaltungs-
systeme so umfangreiche Sicherungsmaßnahmen 
getroffen worden sind, wie sie vom Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz vorgeschlagen worden 
sind. 

Wenn wir schon gerade bei der Kontrolle sind, 
muß man wohl auch einmal darauf hinweisen, daß 
beim Bundesdatenschutzbeauftragten ganze vier 
Leute für die Kontrolle dieses Bereichs zuständig 
sind, und denen unterstehen der gesamte Bereich 
der Betriebskrankenkassen und der gesamte Be-
reich der Bundesanstalt für Arbeit; außerdem sollen 
sie eigentlich beratend tätig sein, und zwar bei Be-
triebsräten aus der freien Wirtschaft, die, etwa bei 
Großunternehmen, vor der Problematik stehen, daß 
Personalinformationssysteme eingeführt werden 
sollen. Ich glaube, man muß auch hier sagen, daß 
dieser Bereich personell ausgeweitet werden muß; 
sonst wird man zwar ein System gesetzlich normie-
ren können, aber eine Kontrolle im individualrecht-
lichen Bereich — bei dem, was arbeitsrechtlich 
nicht abgesichert ist — wird dann durch den Bun-

desdatenschutzbeauftragten nur in ganz wenigen 
Fällen möglich sein. 

Mir scheint, daß diese Beantwortung der Großen 
Anfrage in der Tendenz von uns durchaus positiv 
bewertet werden kann; allein, uns fehlt der Glaube, 
wenn wir den konkreten Gesetzentwurf zum Bun-
desdatenschutzgesetz sehen. Die Sozialdemokraten 
haben ja einen eigenen Entwurf vorgelegt, in dem 
diese Regelungen auch schon gefordert und ausfor-
muliert worden sind. Wir bitten Sie, gerade diesen 
Teil aus dem Entwurf der Sozialdemokraten mit zu 
übernehmen, und bitten Sie auch dringend, das 
dann umzusetzen, weil ohne diese Grundlagen die 
rasante technische Entwicklung zukünftig zuun-
gunsten der Arbeitnehmer laufen wird. 

Insofern habe ich bei der Beantwortung manch-
mal das Gefühl: Das alles ist zwar vom Ministerium 
für Arbeit und Sozialordnung sehr positiv gesehen 
worden, aber der Bundesinnenminister, der für das 
Datenschutzgesetz zuständig ist, hat offensichtlich 
nicht viel von dem gewußt, was in dieser Antwort 
steht. Wir hoffen jedenfalls, daß Sie in der Lage 
sind, mit uns zusammen diese gesetzlichen Grund-
lagen zu schaffen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Schutz der Persönlichkeits-
rechte und der Umgang mit Personaldaten haben 
den Bundestag in der Vergangenheit schon mehr-
fach beschäftigt. Die rasante Entwicklung der Tech-
nik mit ihren vielfältigen Anwendungsmöglichkei-
ten zwingt uns dazu, immer wieder zu prüfen, wie 
wir den einzelnen Menschen und seine Belange 
schützen, ohne die technische Entwicklung zu hem-
men. Die Bedeutung der anstehenden Fragestellun-
gen für die Realisierung der Grundrechte sowie für 
die weitere gesellschaftliche Entwicklung steht au-
ßer Frage. Im Namen der CDU/CSU-Fraktion er-
kläre ich hier ausdrücklich, daß wir uns diesen Fra-
gen stellen und uns um ausgewogene und angemes-
sene Lösungen bemühen. 

Die Diskussion um den Schutz von Personaldaten 
wird uns der Lösung der anstehenden Probleme 
nur dann näherbringen, wenn wir diese Diskussion 
sachlich und ohne Vorurteile führen. Eine generelle 
Technologiefeindlichkeit, eine Verteufelung der 
elektronischen Datenverarbeitung, ist ebenso tö-
richt wie die Unterstellung, eine gesellschaftliche 
Gruppe wolle mit Hilfe der EDV die andere unter-
drücken. Es tut der Sache nicht gut, wenn Sie, Herr 
Kollege Wartenberg, das sachlich legitime Anliegen 
des Schutzes von Personaldaten dadurch selbst ent-
werten, daß Sie glauben, eine klassenkämpferische 
Pflichtübung machen zu müssen, indem Sie die Ar-
beitgeber verdächtigen, sie würden mit Hilfe der 
Personalinformationssysteme — ich zitiere jetzt 
wörtlich aus der Vorbemerkung Ihrer Anfrage, und 
Sie, Herr Kollege Wartenberg, haben das eben ja 
auch wiederholt — „die derzeitige Machtverteilung 
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zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern weiter 
einseitig zugunsten der Arbeitgeber" verschieben, 
wenn nicht sogar aufheben. 

Diese und ähnliche Töne lenken von den eigentli-
chen Problemen ab und schieben die Diskussion 
auf ein Gleis, das uns in eine Richtung führt, in der 
gerade nicht der Schutz der Menschenwürde ober-
stes Ziel ist. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Schlagworte wie „gläserner Mensch" oder die be-
rühmten Schauermärchen über die Gefahren der 
EDV-mäßigen Verknüpfung sind in bestimmten 
Kreisen zwar üblich geworden; sie hindern aber 
daran, in sachlichen Diskussionen zu zeitgerechten 
und überzeugenden Lösungen zu gelangen, weil sie 
unnötige Ängste aufbauen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie soll-
ten in Personalinformationssystemen nicht, wie Sie 
es tun, die „Ausgeburt des Bösen" sehen; sonst 
müßte ich Ihnen vorhalten, Sie wären an diesem 
Geburtsvorgang selber beteiligt gewesen. Als Sie 
die Bundesregierung stellten, gab es zahlreiche In-
itiativen und auch erhebliche finanzielle Mittel, um 
die Entwicklung von Personalinformationssy-
stemen zu fördern. Ich will Sie hierfür beileibe nicht 
tadeln; aber Sie sollten bitte nicht vergessen, was 
Sie selber damals für gut befunden haben. 

Wir sehen in Personalinformationssystemen das, 
was sie tatsächlich sind, nämlich Hilfsmittel der 
Personalverwaltung, um Personalentscheidungen 
gerechter, schneller, fehlerunabhängiger und wirt-
schaftlicher zu machen. Insofern bringen sie dem 
Arbeitnehmer in Wirtschaft und Verwaltung ebenso 
einen Nutzen wie dem Arbeitgeber. Personalinfor-
mationssysteme schaffen nicht den gläsernen Men-
schen. Sie wollen auch kein umfassendes Persön-
lichkeitsbild zeichnen, das in einem diabolischen 
technischen System gleichzeitig überwacht und 
kontrolliert. Ein Personalinformationssystem 
macht auch die individuelle Personalentscheidung 
des für Personalfragen zuständigen Entscheides 
nicht überflüssig, sondern stellt Daten zur Verfü-
gung, so wie es in der Vergangenheit jede Personal-
datei getan hat. Die Personalentscheidung per 
Knopfdruck gehört ebenso zu den Hirngespinsten 
wie vieles mehr, was sonst in diesem Zusammen-
hang zu lesen ist. 

Ich stelle natürlich nicht in Abrede, daß Gefahren 
aufkommen, wenn das „Werkzeug" EDV mit seinen 
vielfältigen Möglichkeiten eingesetzt wird. Hier gilt 
es, zu beobachten und Vorkehrungen zu treffen, die 
den notwendigen Schutz der Persönlichkeitsrechte 
der Arbeitnehmer gewährleisten. Ich begrüße daher 
die Ankündigung der Bundesregierung, sowohl für 
den Bereich des Arbeitsrechts wie auch für die öf-
fentliche Verwaltung neben dem allgemeinen Da-
tenschutzrecht bereichsspezifische gesetzliche Re-
gelungen zu schaffen. Sie haben ja in einem Ent-
wurf eines Datenschutzgesetzes, der nicht übermä-
ßig Beachtung gefunden hat und auch nicht über-
mäßig Beachtung verdient, solche Vorschläge ge-
macht. Ich glaube, daß eine bereichsspezifische Re-

gelung, wie sie hier von der Bundesregierung in 
Aussicht gestellt ist, das Problem sachgerecht löst. 

Wir werden uns von seiten unserer Fraktion an 
den Arbeiten für diese Gesetzentwürfe tatkräftig 
beteiligen. Wir werden uns hierbei davon leiten las-
sen, daß oberstes Ziel der Schutz der Persönlich-
keitsrechte sein muß. Zahlreiche Einzelprobleme 
harren dabei einer gesetzlichen Regelung. Sie sind 
in der Antwort der Bundesregierung genannt. Wir 
behalten uns vor — und wir werden es sicherlich 
tun —, weitere Fragestellungen in die Diskussion 
einzubringen. 

Wir werden aber auch darauf achten, daß keine 
Lösungen geschaffen werden, die jede zukunfts-
orientierte Entwicklung unmöglich machen. Eine 
gesetzlich verordnete Technologiefeindlichkeit ist 
inhuman, weil sie die Kreativität als Ausdruck 
menschlicher Freiheit — ein ebenso hohes wie 
schützenswertes Gut — schrumpfen läßt und zu ei-
ner Gefährdung unseres Innovationsvermögens 
führt. Wir sind, um international bestehen zu kön-
nen, darauf angewiesen, moderne Technologien 
auch im Dienstleistungssektor zu nutzen. So 
schwierig im Einzelfall ein rechtsstaatlicher Aus-
gleich zwischen dem Schutz der Persönlichkeits-
rechte und einer technologisch gestützten Zu-
kunftsentwicklung sein mag, ich bin jedenfalls opti-
mistisch und  hänge nicht einem allgemeinen Kul-
turpessimismus an, wie er bei mancher Frage von 
Ihnen, meine Damen und Herren von der SPD, 
durchschimmert. Wenn wir Schutzbestimmungen 
für notwendig halten, Herr Kollege Peter, werden 
auch die notwendigen technischen Sicherungen da-
für bereitgestellt werden können. 

Lassen Sie mich abschließend zum Ausdruck 
bringen, daß ich die Diskussion um Nutzen, Gefah-
ren und Gestaltung von Personalinformationssy-
stemen begrüße und rechtsstaatliche gesetzliche 
Regelungen für notwendig halte. Wir sollten in ei-
nen Dialog mit der Bundesregierung eintreten. Wir 
sollten in diesen Dialog Technologieforscher, Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber ebenso wie Daten-
schutzbeauftragte und Gerichte einbeziehen. Wir 
sollten uns nicht von einem Mißtrauen — wie häu-
fig bei Datenschutzdebatten — leiten lassen, son-
dern von dem gemeinsamen Bemühen um eine 
rechtsstaatliche und zweckmäßige Lösung. 

Danke schön. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der Frage der Technikentwick-
lung, Herr Kollege Fellner, geht man eigentlich im-
mer davon aus, daß die Wissenschaft gegenüber 
denjenigen, die die Technik anwenden, einen Vor-
sprung von fünf, sechs Jahren hat, gegenüber der 
Politik einen Vorsprung von zehn Jahren und nach 
dem, was ich eben gehört habe, gegenüber dem 
Bundestagsabgeordneten Fellner etwa einen Vor-
sprung von 15 bis 20 Jahren. 
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Der Bericht über die Notwendigkeit einer gesetz-

lichen Regelung des Datenschutzes für die Arbeit-
nehmer und die Antwort der Bundesregierung auf 
unsere Große Anfrage zum Personalinformations-
system zeigt j a durchaus, daß die Bundesregierung 
bereit ist, diesen Abstand zwischen wissenschaftli-
chem und technischem Stand der Diskussion und 
den nachhinkenden Erfordernissen der gesetzli-
chen Regelung zu verkürzen. Das verdient Aner-
kennung. Die Situation ist allerdings so, als hätte 
man die Bundesregierung dabei zum Jagen tragen 
müssen. Wir haben bereits 1982 den Antrag auf 
einen Bericht über die Erforderlichkeit von gesetzli-
chen Regelungen und über Handlungsbedarf im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und im In-
nenausschuß verabschiedet. Es ist eben so wie in all 
diesen Bereichen, in denen Sozialpolitik oder Ar-
beitsrecht angesprochen wird, daß immer dann, 
wenn es um die Interessen der Arbeitnehmer geht, 
die Lippen gespitzt werden, aber gepfiffen wird 
nicht. Da wird vom Prüfen gesprochen, aber ent-
schieden wird nichts. Würden Sie nur einen Bruch-
teil der gesetzgeberischen Energie, die Sie zur 
Durchsetzung von Arbeitgeberinteressen aufwen-
den, für berechtigte Belange der Arbeitnehmer und 
der Gewerkschaften einsetzen, dann hätten wir 
auch mit unserer Unterstützung eine vernünftige 
Regelung des Arbeitnehmerdatenschutzes und der 
Mitbestimmung bei der Planung, Einführung und 
Inbetriebnahme von Personalinformationssy-
stemen längst verabschiedet. Wir brauchten dann 
nicht jeweils auf die nächste Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts zu hoffen. 

Es ist nämlich in der Tat höchste Zeit. Die techni-
sche Entwicklung der computergestützten und ver-
netzten Informationssysteme läuft der Gesetzes-
lage immer weiter davon. Die Ausweitung betriebli-
cher Informationssysteme, der damit verbundene 
Zwang zur Protokollierung läßt immer mehr Daten 
anfallen, die geeignet sind, die informationelle 
Selbstbestimmung der Arbeitnehmer anzutasten. 
Der Trend zur Überwachung ist einfach in der 
Technik spezifisch angelegt. Die Beschäftigung des 
Bundesarbeitsgerichts mit der Frage: Zur Verarbei-
tung von Personaldaten vorgesehen oder geeigent? 
erfaßt dabei nur die Spitze des Eisberges. Es ist 
inzwischen so, daß das Instrumentarium der Be-
triebsräte zur Kontrolle dieser Entwicklung trotz 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts im-
mer weniger ausreicht. Der Betriebsbegriff beginnt 
sich zu wandeln, der Arbeitnehmerbegriff beginnt 
sich zu wandeln, und Verarbeitung von Personalda-
ten erfolgt immer mehr auf internationaler Ebene. 
— Das hat den Kollegen Fellner so verschreckt, daß 
er fluchtartig die erste Bankreihe verläßt. 

Die SPD hat die notwendige Novellierung des Be-
triebsverfassungsgesetzes im Bundestag einge-
bracht. Auf seiten der CDU fehlt dafür weiterhin die 
Bereitschaft, sich auf die Diskussion einzulassen. 
CDA-Vorschläge erwecken bei uns von seiten der 
SPD längst keine Hoffnung mehr. Im Gegenteil, sie 
erfüllen mit Mißtrauen, und Vertröstung statt muti-
gen Herangehens an die Probleme kann keine Al-
ternative sein. 

Deshalb unsere Eckpunkte: Um mit dem Problem 
der Personalinformationssysteme fertig zu werden, 
brauchen wir die Mitbestimmung des Betriebsrates 
bei Einführung, Anwendung, Änderung und Erwei-
terung neuer technischer Einrichtungen und Ver

-

fahren jetzt — das ist geprüft, da gibt es Erfahrung 
in den Betrieben; da gibt es offensichtlich ein Ver-
abschiedungshemmnis innerhalb der Bundesregie-
rung —, Mitbestimmung bei der Festlegung, ob und 
wie arbeitnehmerrelevante Daten erhoben, verwen-
det und übermittelt werden dürfen, die Subsumie-
rung der Auslagerung von Arbeit unter den Begriff 
der Betriebsänderung, das Recht außerbetriebli-
chen Sachverstand zur Regelung der innerbetriebli-
chen Probleme vom Betriebsrat durchzusetzen, und 
die Sicherstellung der Kontrollierbarkeit durch 
Vorgaben bei der Entwicklung der Techniken. Das 
sind die Eckpunkte von uns vorliegender Gesetzent-
würfe. Schieben Sie eine gesetzliche Regelung der 
Probleme im Interesse der Arbeitnehmer nicht wei-
ter auf die lange Bank! Dann wäre uns und den 
Arbeitnehmern viel geholfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordente Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Peter, ich 
glaube, Sie haben irgendwann im Verlauf Ihrer 
Rede gesagt, Sie wollten jemanden zum Jagen tra-
gen. Bei dem Temperament, das Sie hier offenbart 
haben, müssen Sie die Schnecke für ein jagdbares 
Wild halten. Sonst kann ich mir das Bild nicht vor-
stellen. 

(Heiterkeit — Dr. Penner [SPD]: Ich habe 
das Gefühl, Sie fühlen sich persönlich an

-

gesprochen!) 
Herr Kollege, so leicht können Sie einen Hirsch 
nicht auf die Decke legen. 

Die Bundesregierung hat ja in ihrer Antwort ei-
nen Bericht vom April 1985 beigefügt, in dem sie 
ausführlich dazu Stellung genommen hat, daß sie 
eine gesetzliche Regelung der Personaldatenverar-
beitung für notwendig hält. Soweit diese Debatte es 
zeigt, stimmen offenbar alle mit dieser Absicht 
überein. Wir wissen auch alle, daß wir im Laufe die-
ser Legislaturperiode mit diesem segensreichen 
Werk nicht mehr zu Rande kommen werden. 
Trotzdem spielen sich diese Systeme nicht im 
rechtsfreien Raum ab, sie unterliegen den Daten-
schutzgesetzen, und sie unterliegen dem Betriebs-
verfassungsgesetz, wie es ja die sich allmählich 
dazu ausbildende Rechtsprechung der Arbeitsge-
richte dankenswerterweise zeigt. 

In dem Gesetzentwurf der SPD ist eine, ich muß 
sagen: rudimentäre Lösung des Problems versucht 
worden, die wir nicht für ausreichend halten. Wir 
glauben auch nicht, daß es möglich ist, dies in ei-
nem Auffanggesetz zu machen. Man muß also ent-
weder ein eigenes Gesetz für die Personalinformati-
onssysteme machen, oder man muß entsprechende 
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Regelungen in das Betriebsverfassungsgesetz auf-
nehmen. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Beides!) 

Diese Personalinformationssysteme sind ja in 
der Tat in den siebziger Jahren in breitem Umfang 
in Wirtschaft und Verwaltung eingeführt worden, 
und dafür — ich sehe Herrn Fellner nicht — kann 
man keinen verantwortlich machen. Wir haben sel-
ber dazu beigetragen, nämlich durch eine Fülle von 
gesetzlichen Regelungen, die den Arbeitgebern die 
Verpflichtung auferlegen, bestimmte Daten vorzu-
halten. Das sind bis zu 214 Einzelangaben zu einer 
Person auf Grund von 126 Gesetzen und Verordnun-
gen. Es sind bis zu 239 unterschiedliche gesetzlich 
vorgeschriebene Datenübermittlungen an 75 öffent-
liche Stellen — direkt oder über den Betroffenen —, 
die in immerhin 323 Rechtsnormen verankert sind. 

Wenn man so etwas verlangt, wenn man so etwas 
machen will, dann geht dies nur mit einer funktio-
nierenden Datenverarbeitung. Deswegen hat man 
damals diese Systeme als eine wesentliche Erleich-
terung der Personalverwaltung betrachtet, und — 
das muß man hinzufügen — man hat sie damals 
auch als ein Element der Gerechtigkeit im Sinne 
von Gleichbehandlung der Arbeitnehmer betrach-
tet. 

Erst in den letzten Jahren ist die Kehrseite der 
Medaille immer deutlicher geworden, daß man 
nämlich mit Personalinformationssystemen Über-
wachungssysteme einrichten und betreiben kann, 
daß man individuelle Entscheidungen schematisch 
vorbereiten und treffen kann und daß solche Perso-
nalinformationssysteme gleichzeitig als ein Mittel 
der Überlegenheit durch Wissen zu nutzen sind. Ge-
nau das führt dazu, daß in den Betrieben Arbeitge-
ber und Arbeitnehmervertretungen über den Um-
fang dieser Daten und über den Zugang zu ihnen 
streiten. 

Diese Tatbestände sollen zwar nicht, können aber 
zu einem Instrument der Machtausübung in Unter-
nehmen und Betrieben werden. 

Uns beschäftigt nicht so sehr der Einfluß der Or-
ganisationen, sondern uns interessiert zunächst 
einmal insbesondere, welche Rechte der einzelne 
Arbeitnehmer hinsichtlich seiner Daten hat und 
welchen Einflüssen er unterworfen wird. Darum 
muß eine gesetzliche Regelung nach unserer  Über-
zeugung nicht etwa allein daran anknüpfen, wann 
Mitbestimmungstatbestände berührt sind, sondern 
man muß mit der Frage beginnen, ob in solchen 
Personalinformationssystemen Daten über Arbeit-
nehmer und Arbeitsverhältnisse auch auf Vorrat 
gesammelt werden können oder ob zu jedem einzel-
nen Datum der Nachweis erforderlich ist, daß der 
Arbeitgeber dieses Datum für eine konkrete Ent-
scheidung im Rahmen der Personalführung oder im 
Rahmen seiner gesetzlichen oder vertraglichen 
Verpfichtungen nach dem Arbeitsverhältnis benö-
tigt. 

Von ebenso entscheidender Bedeutung für den 
einzelnen ist es, ob er wirklich lückenlosen Einblick  

in die über ihn gespeicherten Daten bekommt und 
verlangen kann. 

(Baum [FDP]: Sehr richtig!) 
Wir begrüßen es, daß sich Rechtsprechung, Wis-

senschaft und Praxis den Fragen umfangreich wid-
men, die mit den Personalinformationssystemen zu-
sammenhängen. Wir hoffen, daß diese Vorarbeiten 
es uns erleichtern werden, möglichst bald nach Be-
ginn der nächsten Legislaturperiode in eine Gesetz-
gebung zu diesem Bereich einzutreten, die sowohl 
für das Betriebsklima wie für die Rechte der Arbeit-
nehmer und für die Unternehmen von erheblicher 
Bedeutung ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Vogt. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Debatte über Daten-
schutz darf nicht in das falsche Fahrwasser gera-
ten. Das berechtigte Interesse der Bürger am ver-
traulichen Umgang mit ihren persönlichen Daten 
darf nicht zum Geschäft mit der Angst werden. Wir 
brauchen eine ruhige und eine sachliche Diskus-
sion. Klar ist nämlich: Die elektronische Datenver-
arbeitung bringt Vorteile, die unbestreitbar sind. 

Sie entlastet die Personalabteilungen von um-
fangreichen, fehlerträchtigen und arbeitsintensiven 
manuellen Tätigkeiten. Bei der Lohn- und Gehalts-
abrechnung und bei der Datenübermittlung an die 
Sozialversicherungsträger gibt es keine vernünftige 
Alternative zur elektronischen Datenverarbeitung. 

Dieses grundsätzliche Ja zum Einsatz von Perso-
nalinformationssystemen ist aber natürlich an Be-
dingungen geknüpft; denn die Technik erlaubt den 
Verbund mehrerer Dateien, bei denen der Betrof-
fene den Überblick verliert, wer welche persönli-
chen Daten zu welchen Zwecken verwendet. Diese 
Undurchschaubarkeit macht den Schutz des Betrof-
fenen besonders vordringlich. 

Dabei gibt es, Herr Kollege Peter, einen Interes-
senkonflikt: auf der einen Seite das berechtigte In-
teresse des Arbeitgebers an einem möglichst gro-
ßen und kombinierbaren Datenbestand; auf der an-
deren Seite das Interesse des Arbeitnehmers, per-
sonenbezogene Daten so wenig wie möglich preis-
zugeben. Der Arbeitgeber braucht jedoch be-
stimmte Daten; er muß sie dazu auch auswerten. 
Insoweit gibt es gar keinen Gegensatz zu den Be-
langen des Arbeitnehmers. Der Arbeitnehmer hat 
allerdings auch in diesem Falle ein Interesse an der 
Geheimhaltung seiner Daten und daran, daß sie 
nicht von Unberufenen abgerufen und ausgewertet 
werden können. 

Bei dieser Abwägung brauchen wir gesetzliche 
Regelungen, die sowohl für Arbeitnehmer als auch 
für die Arbeitgeber einsichtig sind. Sie müssen den 
Datenschutz wahren und im Arbeitsleben eine Be-
friedungsfunktion ausüben. 

Die Bundesregierung will dem Mißbrauch und 
der unangemessenen Verwendung personenbezoge- 
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ner Arbeitnehmerdaten entgegenwirken. Das wird 
durch einen Ausbau des rechtlichen Schutzes von 
Personaldaten geschehen. Die Bundesregierung hat 
sich auch in ihrem dem Innenausschuß des Bundes-
tages erstatteten Bericht über die Notwendigkeit 
einer gesetzlichen Regelung des Datenschutzes für 
Arbeitnehmer vom 30. April 1985 für eine gesetzli-
che Regelung des Datenschutzes im Arbeitsrecht 
ausgesprochen. 

Bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen 
geht die Bundesregierung selbstverständlich von 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Volkszählungsgesetz aus. 

(Baum [FDP]: Sehr gut!) 

Darin hat das Bundesverfassungsgericht festge-
stellt, daß der Schutz des einzelnen gegen unbe-
grenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und 
Weitergabe seiner persönlichen Daten von dem all-
gemeinen Persönlichkeitsrecht umfaßt ist. Die zum 
Schutz dieses Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung notwendigen Regelungen lassen sich 
nicht, Herr Kollege Peter, als zwei generalklausel-
artige Zusatzparagraphen in das Bundesdaten-
schutzgesetz einfügen, wie es der SPD-Entwurf zur 
Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes vor-
sieht. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Haben Sie ihn gele

-

sen?) 

Die Sensibilität der Arbeitnehmerdaten verlangt 
eine sehr sorgfältige Ausgestaltung der gesetzli-
chen Regelung. Sie muß die jeweilige spezielle Ver-
arbeitungsbedingung und Verarbeitungsmöglich-
keit der Daten berücksichtigen. Denn das Bundes-
verfassungsgericht fordert auch die Einhaltung der 
Grundsätze der Normenklarheit und der Verhält-
nismäßigkeit einer gesetzlichen Regelung. Natür-
lich wird die Bundesregierung auch die Empfehlun-
gen des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
prüfen und ausloten. 

Ich habe meine Zweifel, ob sich eine solche ge-
setzliche Regelung des Arbeitnehmerdatenschutzes 
für eine Aufnahme in das Bundesdatenschutzge-
setz eignet. Denn das Bundesdatenschutzgesetz soll 
ein allgemeines Auffanggesetz bleiben. Deshalb 
brauchen wir eine eigenständige — wie die Juristen 
sagen: bereichsspezifische — Regelung. Diese Re-
gelung sollte sich nicht darauf beschränken, Ver-
botsnormen aufzustellen. Ein wirksamer Daten-
schutz macht es vielmehr auch nötig, die Rechtsfol-
gen eines Verstoßes im einzelnen zu regeln. Das 
komplexe Thema verbietet also gesetzgeberische 
Schnellschüsse, und Sie haben etwas schnell ge-
schossen, Herr Kollege Peter. 

Wir haben die Arbeiten für eine gesetzliche Rege-
lung aufgenommen, aber wir sollten uns zeitlich 
nicht unter Druck setzen. Denn der Arbeitnehmer 
ist bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes keineswegs 
schutzlos, wie manchmal dargestellt wird. Auch 
heute bereits sind Arbeitnehmerdaten in gewissem 
Umfang geschützt, u. a. durch die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes, durch die Mitbestim-
mungs- und Kontrollrechte des Betriebsrates, durch 
die Rechtsprechung zum Fragerecht des Arbeitge-

bers, zur Zulässigkeit von Eignungsuntersuchun-
gen, zum Zeugnisrecht und zur Erteilung von Aus-
künften. Außerdem ist davon auszugehen, daß künf-
tige arbeitsgerichtliche Entscheidungen die Grund-
sätze des Volkszählungsurteils beachten und dem 
Datenschutz im Arbeitsrecht einen höheren Rang 
als bisher verschaffen. Das Bundesarbeitsgericht 
hat z. B. bereits Konsequenzen für das Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrats bei der Einführung 
und Anwendung von technischen Einrichtungen 
zur Überwachung des Verhaltens oder der Leistung 
von Arbeitnehmern gezogen. 

Meine Damen und Herren, Ziel der Bundesregie-
rung ist es, zu einer für Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer gleichermaßen befriedigenden Regelung zu 
kommen. Personalinformationssysteme sollen nicht 
den Konflikt zwischen Kapital und Arbeit reaktivie-
ren. Sie sollen vielmehr konsensfähige Arbeitser-
leichterungen für die Praxis bringen. Über dieses 
Ziel sollten wir uns einig sein, für dieses Ziel sollten 
wir deshalb auch gemeinsam arbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 13 
auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Hauff, Frau Dr. Hartenstein, Bachmeier, 
Frau Blunck, Brück, Duve, Dr. Hauchler, Dr. 
Holtz, Ibrügger, Immer (Altenkirchen), Dr. 
Klejdzinski, Kretkowski, Lennartz, Menzel, 
Müller (Düsseldorf), Reschke, Reuschenbach, 
Schäfer (Offenburg), Stahl (Kempen), Wolf-
ram (Recklinghausen), Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 
Konzept zur Sanierung von Altlasten 
— Drucksache 10/5527 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

b) Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über Finanzhilfen des Bundes zur Be-
seitigung von Altlasten (Altlastenfondsgesetz 
— AltfG) 

— Drucksache 10/5529 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

c) Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über die Erhebung einer Sonderab- 
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Vizepräsident Stücklen 
gabe auf Sondermüll (Sondermüllabgaben-
gesetz — SomüAbG) 
— Drucksache 10/5531 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

d) Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
Chlorsteuergesetzes 

— Drucksache 10/5530 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
gemeinsame Beratung der Tagesordnungspunk-
te 13 a bis 13d vereinbart worden. Die ursprüngliche 
Vereinbarung über eine Aussprache mit Beiträgen 
bis zu fünf Minuten ist hinfällig geworden, weil auf 
die Aussprache verzichtet wird. 

Nun, meine Damen und Herren, besteht eine in-
terfraktionelle Vereinbarung, daß die Reden zu die-
sen und den folgenden Tagesordnungspunkten zu 
Protokoll gegeben werden'). Dieser Regelung 
schließt sich auch der Herr Bundesminister für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit an, so daß 
wir heute keine weiteren Wortmeldungen mehr ha-
ben. Ist das Haus mit dieser Regelung einverstan-
den? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es 
ist also so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, die Vorlagen unter 
den Punkten a bis c sollen zur federführenden Be-
ratung nicht — wie in der Tagesordnung ursprüng-
lich aufgeführt — an den Innenausschuß, sondern 
an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit überwiesen werden. Ansonsten 
bleibt es bei den in der Tagesordnung aufgeführten 
Überweisungsvorschlägen. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Zu Punkt 1 d wird vorgeschlagen, den Gesetzent-
wurf auf Drucksache 10/5530 zur federführenden 
Beratung an den Finanzausschuß und zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit und den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? 
— Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 
a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 

Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. 
Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Büchler (Hof), Rapp (Göppingen), Dr. Hauch-
ler, Amling, Ibrügger, Dr. Klejdzinski, Kret-
kowski, Lambinus, Frau Matthäus-Maier, 
Menzel, Dr. Mitzscherling, Oostergetelo, Frau 
Schmedt (Lengerich), Sieler, Frau Dr. Skar-
pelis-Sperk, Dr. Soell, Dr. Spöri, Stahl (Kern- 

')  Siehe Anlagen 2 bis 6 

pen), Stiegler, Dr. Wieczorek, Wolfram (Reck-
linghausen), Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 
Anschlußregelung zum Welttextilabkommen 

— Drucksachen 10/5067, 10/5614 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Tatge 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 
Anschlußregelung zum Welttextilabkommen 
— Drucksache 10/5702 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Meine Damen und Herren, auch hier wird auf die 
Aussprache verzichtet. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über Tages-
ordnungspunkt 14a, also über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Wirtschaft auf Druck-
sache 10/5614. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/5067 abzu-
lehnen. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das ist also bei 
einigen Enthaltungen mit Mehrheit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 14b schlägt der Älte-
stenrat die Überweisung des Antrags auf Druck-
sache 10/5702 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vor. Gibt es anderweitige Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 8 der Tagesordnung 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung des Wirt-
schaftsplans des ERP-Sondervermögens für 
das Jahr 1987 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1987) 

— Drucksache 10/5406 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/5738 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Niegel 
Jung (Düsseldorf) 
(Erste Beratung 216. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. 
Ausschuß) zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD zur dritten Beratung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Feststellung 
des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermö-
gens für das Jahr 1986 (ERP-Wirtschafts-
plangesetz 1986) 
— Drucksachen 10/4438, 10/5744 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Grünbeck 
Rapp (Göppingen) 
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Vizepräsident Stücklen 
Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren! Ich bitte, die beiden Zusatz-
punkte 8 a und 8 b getrennt zu behandeln, weil wir 
über sie getrennt abstimmen müssen. 

Vizepräsident Stücklen: Wir kommen zunächst zur 
Einzelberatung und Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
10/5406 in der Ausschußfassung. 

Ich rufe die §§ 1 bis 11, Einleitung und Überschrift 
mit den vom Ausschuß empfohlenen Änderungen 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist mit Mehr-
heit angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 
Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustim-

men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Enthaltun-
gen? — Zwei Enthaltungen. Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt-
schaft auf Drucksache 10/5744. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/4438 abzulehnen. Wer der 
Beschlußempfehlung zuzustimmen, also den Ent-
schließungsantrag abzulehnen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Damit ist die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses angenommen. Der Entschließungsan-
trag der SPD ist abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 
Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Aufhebung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes 
— Drucksache 10/4288 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat 
schlägt auf Drucksache 10/4288 Überweisung des 
Gesetzentwurfes an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vor. Gibt es weitere Vorschlä-
ge? — Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Emmerlich, Bachmaier, Fischer (Ostho-
fen), Klein (Dieburg), Lambinus, Schmidt 
(München), Dr. Schöfberger, Schröder (Han-
nover), Dr. Schwenk (Stade), Stiegler, Dr. de 
With, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Richterwahlgesetzes 

— Drucksache 10/5446 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des Ge-
setzentwurfes auf Drucksache 10/5446 an den 
Rechtsausschuß vor. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Dann ist es so beschlossen. 

Bevor ich Schluß mache, habe ich noch zwei amt-
liche Mitteilungen zu machen. 

Erstens. Im Ältestenrat ist vereinbart worden, die 
verbundene Tagesordnung um den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und der Frak-
tion DIE GRÜNEN zur Überweisung von Vorlagen 
an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit zu erweitern. Sämtliche Überwei-
sungen sind auf der inzwischen verteilten Druck-
sache 10/5786 zusammengestellt. Sind Sie mit den 
Überweisungen einverstanden? — Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Zweitens. Darüber hinaus ist im Ältestenrat ver-
einbart worden, daß in der ersten Sitzungswoche 
nach der Sommerpause wegen der Haushaltsbera-
tungen keine Fragestunden und keine Aktuellen 
Stunden stattfinden sollen. Sind Sie auch mit die-
sem Vorschlag des Ältestenrates einverstanden? — 
Ich höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag den 27. Juni 1986, 
8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.31 Uhr) 

Berichtigung 

223. Sitzung: Laut nachträglicher Mitteilung des 
Auswärtigen Amtes sind auf den Seiten III bis IV 
bei den Anlagen 10 bis 17 statt „SchrAntw StMin 
Dr. Stavenhagen AA" zu lesen „SchrAntw StMin 
Möllemann". 

Auf den Seiten 17333 bis 17336 ist bei den Anlagen 
10 bis 17 jeweils „Antwort des Staatsministers Möl-
lemann" zu lesen. 
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Anlage 1 
Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Dr. von Bülow 26. 6. 
Frau Dempwolf 27. 6 
Dr. Ehrenberg 26. 6. 
Gansel 27. 6. 
Genscher 27. 6. 
Grüner 27. 6. 
Hauck 27. 6. 
Hoffie 27. 6. 
Jung (Düsseldorf) 26. 6. 
Kiechle 26. 6. 
Dr. Kohl 

27.
6. 

Marschewski 27. 6. 
Dr. Mertens (Bottrop) 

28.

6 
Pohlmann 27. 6. 
Frau Roitzsch (Quickborn) 

29.

6. 
Schmidt (Hamburg) 27. 6. 
Schröder (Hannover) 27. 6. 
Schulze (Berlin) 27. 6. 
Dr. Stavenhagen 27. 6. 
Voigt (Frankfurt) 27. 6. 
Dr. Voss 27. 6. 
Dr. Wieczorek 26. 6. 

Anlage 2 
Zu Protokoll gegebene Reden 

zu Punkt 16 der Tagesordnung 
(Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Richter-

wahlgesetzes) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Nach dem 
von der SPD-Fraktion eingebrachten Entwurf zur 
Änderung des Richterwahlgesetzes soll künftig für 
die Wahl der Richter der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes statt der einfachen Mehrheit die Zweidrit-
telmehrheit erforderlich sein. 

Der Gesetzentwurf stimmt mit einem von fünf 
Ländern im Bundesrat eingebrachten Gesetzesan-
trag überein. Im Plenum und im Rechtsausschuß 
des Bundesrates ist das Thema bereits eingehend 
diskutiert worden. Der Rechtsausschuß des Bun-
desrates hat einstimmig beschlossen, die Behand-
lung des Gesetzesantrages zu vertagen, um Mög-
lichkeiten auszuloten, ohne Gesetzesänderung die 
Praxis des Wahlverfahrens zu verbessern. 

Aus der Sicht des Bundesministers der Justiz be-
steht kein Bedürfnis für die vorgeschlagene Ände-
rung des Richterwahlgesetzes. In den über 35 Jah-
ren seit Inkrafttreten des Richterwahlgesetzes ist 
es bei wechselnden Mehrheitsverhältnissen gelun-
gen, die obersten Gerichtshöfe des Bundes mit hier-
für geeigneten Richtern zu besetzen. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Nach der Begründung des Gesetzentwurfes soll 
das Vertrauen des Bürgers in eine von sachfremden 
Einflüssen freie Rechtsprechung dadurch gestärkt 
werden, daß die Wahl der Richter weitgehend auch 
von der Zustimmung der politischen Minderheit ab-
hängig gemacht wird. Das Gegenteil ist zu erwar-
ten: 

Erstens. Die Parteien würden durch die vorge-
schlagene Regelung verstärkt der Versuchung aus-
gesetzt, die Wahlen auf die Richter zu beschränken, 
die ihnen angehören oder die ihnen nahestehen. 

Zweitens. Für die Richter ohne parteipolitischen 
Rückhalt würde die Situation nur schlechter, übri-
gens auch für die, wie es Minister Dr. Günther im 
Bundesratsplenum ausdrückte, „originellen und 
profilierten Richterpersönlichkeiten mit Ecken und 
Kanten, die nicht allen genehm sind". Eine partei-
politische Ausrichtung der Richterwahl würde nicht 
nur das Vertrauen in die Objektivität der Recht-
sprechung, sondern auch ihre Qualität beeinträchti-
gen. 

Eine weitere Folge des Quorums einer Zweidrit-
telmehrheit wäre die vom Bundesverfassungsge-
richt her bekannte Gefahr einer „Blockade", wenn 
Mehrheit und Minderheit sich nicht auf Kandidaten 
einigen können. Da Wahlen für die obersten Ge-
richtshöfe des Bundes bei insgesamt 477 Richtern 
im Bundesdienst sehr viel häufiger durchzuführen 
sind als für das Bundesverfassungsgericht mit nur 
16 Richtern, könnten nicht vertretbare Verfahrens-
verzögerungen die Folge sein. Wahlen für das Bun-
desverfassungsgericht sind nicht mit denen für die 
obersten Gerichtshöfe zu vergleichen. Die Wahlen 
für das Bundesverfassungsgericht stehen in ganz 
besonderem Maße unter der Kontrolle der Öffent-
lichkeit. Bei den Wahlen für die obersten Gerichts-
höfe des Bundes, die ohnehin ein wesentlich be-
grenzteres Interesse finden, wäre von dieser Kon-
trolle wenig zu spüren, wenn die Minderheit über 
das Erfordernis einer Zweidrittelmehrheit in der 
Verantwortung eingebunden wäre. 

Insgesamt: Die vorgeschlagene Regelung ist eine 
unnötige, ja eher schädliche Therapie. 

Dr. Bernera (CDU/CSU): Nach dem Gesetzesan-
trag der SPD sollen die Richter an den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes nicht mehr, wie im § 12 I 
Richterwahlgesetz bestimmt ist, mit der einfachen 
Mehrheit, sondern mit Zweidrittelmehrheit gewählt 
werden. Eine seit Jahren bestehende und auch von 
Ihrer Seite bisher unbeanstandete Praxis soll nun 
auf Ihren Antrag hin geändert werden. Da drängt 
sich doch die Frage nach dem „Warum" auf. 

Vordergründig stützt sich Ihr Antrag auf die 
Wahrung der persönlichen, politischen und sachli-
chen Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der 
Richter an unseren obersten Bundesgerichten. Da-
mit wiederholen Sie zunächst einmal bereits gesetz-
lich Verankertes; denn der Richterwahlausschuß ist 
schon von rechts wegen gehalten, Richter nach ih-
rer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
auszuwählen. 
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Der wahre Zweck Ihres Antrages ist allerdings 
nur andeutungsweise zu erkennen. Seien Sie doch 
ehrlich, meine Damen und Herren von der SPD, in 
Wirklichkeit geht es Ihnen gar nicht um eine Entpo-
litisierung der zu besetzenden Richterstellen, d. h. 
um den „neutralen" Richter, Ihnen geht es einzig 
und allein um die Absicherung des parteipolitischen 
Proporzes, d. h. Ihres Anteils. 

Anlaß Ihres Antrages sind nämlich ganz offen-
sichtlich die am 30. Januar 1986 stattgefundenen 
Richterwahlen zu den obersten Bundesgerichten. 

Obwohl die Beratungen des Richterwahlaus-
schusses vertraulich sind, d. h. in geheimer Abstim-
mung entschieden wird, haben zwei Mitglieder die-
ses Wahlausschusses — aus den Reihen der SPD  — 
Details  dieser Wahl unverblümt in die Öffentlich-
keit getragen, da angeblich die Vorschläge der SPD 
nicht berücksichtigt wurden. Daß diese Behauptun-
gen jeglicher Grundlage entbehren, braucht mei-
nerseits nicht weiter ausgeführt zu werden, da dies 
der Parlamentarische Staatssekretär Benno Erhard 
(BMJ) — jederzeit überprüfbar — bereits widerlegt 
hat. 

Ich stimme meinerseits allerdings voll darin 
überein, daß die obersten Gerichtshöfe des Bundes 
ausgewogen zu besetzen sind. Nur fragt sich, was 
Sie, meine Damen und Herren von der SPD, unter 
„ausgewogen" verstehen. Mit ein paar Zahlen kann 
ich Ihnen das ganz genau erklären: Von 1970 bis 
1976 wurden 76 Bundesrichter auf Vorschlag der 
SPD gewählt, 3 auf Vorschlag der FDP und nur 29 
auf Vorschlag der Union. Zu dieser Zeit stand die 
Mehrheit im Richterwahlausschuß auf Seiten der 
SPD/FDP-Koalition. Aus diesen Zahlen läßt sich 
doch leicht erkennen, was Sie unter „ausgewogen" 
verstehen: ausgewogen dann, wenn die Majorität 
auf Seiten der SPD besteht. 

Aber, meine Damen und Herren, Ihrem Antrag 
kann begründet entgegengehalten werden, daß die 
bisherige Praxis der Richterwahl zu den obersten 
Gerichten in keiner Weise Anlaß gibt, daran zu 
zweifeln, daß sich die Mitglieder des Ausschusses 
bei ihren Entscheidungen von den Kriterien Eig-
nung, Befähigung und fachliche Leistung haben lei-
ten lassen. Wie käme es sonst, daß — trotz geän-
derter Mehrheitsverhältnisse im Richterwahlaus-
schuß —: bis 1984 (!) von sieben Vorsitzenden Rich-
tern des Bundesarbeitsgerichts bis auf einen partei-
losen alle übrigen Richter bei ihrer Berufung Mit-
glieder der SPD waren, und ebenso der Präsidialrat 
dieses Gerichts nur mit einem parteilosen und an-
sonsten mit Richtern besetzt ist, die ebenfalls Mit-
glieder der SPD sind? Dies, meine Damen und Her-
ren, belegt doch sehr eindeutig, daß die geltende 
Regelung keinesfalls zu einer unsachgemäßen Be-
setzung geführt hat, oder was wollen Sie den eben 
genannten Zahlen entgegenhalten? 

Daher kann ich meinerseits nur feststellen, daß 
sich dieses Wahlverfahren über Jahre hinweg be-
währt hat und keinerlei Anlaß zur Änderung gibt. 

Schmidt (München) (SPD): Eine zentrale Voraus-
setzung für den Rechtsstaat ist die Unabhängigkeit 
der Richter und damit die Unabhängigkeit der 

Rechtsprechung. Ist diese Voraussetzung nicht ge-
geben oder gibt es berechtigte Zweifel daran, dann 
ist die durch Art. 20 des Grundgesetzes verankerte 
Ordnung unseres Staates in Gefahr. 

Den Vätern dieser Verfassung war diese Bestim-
mung des Grundgesetzes so wichtig, daß sie aus-
drücklich ein Widerstandsrecht in Abs. 4 verankert 
haben: 

Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ord-
nung zu beseitigen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe 
nicht möglich ist. 

Die Unabhängigkeit unserer Rechtsprechung ist 
in Gefahr, seit diese Wenderegierung jede Beset-
zung einer Richterstelle in einer Art Piratenmenta-
lität als willkommene Beute betrachtet, deren Fell 
man nach Belieben unter sich aufteilen kann. Nicht 
die Besetzung dieser Stellen mit unabhängigen, 
qualifizierten Richterpersönlichkeiten ist das Ziel, 
sondern der parteipolitische Durchgriff in die ober-
sten Gerichte. Diese rigorose Personalpolitik, die 
der „Spiegel" als die „Installierung einer schwarzen 
Garde" bezeichnet, richtet unabsehbaren Schaden 
an, indem sie das Vertrauen in die Unabhängigkeit 
der Rechtsprechung untergräbt. 

Die Unionsparteien sind sehr schnell bei der 
Hand, junge Leute als Verfassungsfeinde zu brand-
marken und ihnen den Zugang zum öffentlichen 
Dienst zu verweigern. Keiner dieser jungen Leute 
bedeutet eine ernsthafte Gefahr für unsere Ord-
nung — im Gegensatz zu Ihrem Verhalten im Rich-
terwahlausschuß. Der weiß Gott zurückhaltende 
und die Öffentlichkeit scheuende Verein der Bun-
desrichter und Bundesanwälte beim Bundesge-
richtshof protestiert mit folgenden Worten gegen 
diese Praxis: 

Eine Personalpolitik, die nur den einer be-
stimmten gesellschaftlichen Gruppe genehmen 
Richter fördert, würde eine Gefahr für das un-
abhängige Richteramt darstellen. Derartige 
Methoden könnten den Boden für den manipu-
lierten Richter bereiten, der das Ende des 
Rechtsstaates wäre. 

Dieser Protest, diese Warnung wiegt schwer. Al-
lerdings nicht bei dieser Regierung; teilte uns doch 
der FAZ-Journalist Fromme in kaum verhüllten 
Worten mit, daß im Kabinett die Gesinnungsschnüf-
felei, die Parteibuchprüfung zum Maßstab aller 
Dinge bei der Richterberufung erhoben wurde. Von 
den über 50 seit der Wende berufenen Richtern sind 
etwa 40 vorwiegend unter diesem Gesichtspunkt be-
rufen worden — nicht unter dem Gesichtspunkt der 
juristischen Qualifikation, der richterlichen Erfah

-

rung  und ihrer Persönlichkeit. Nun möchte ich kei-
neswegs allen der auf diese Art Gewählten unter-
stellen, daß sie die Erwartungen ihrer Auftraggeber 
erfüllen und zu willfährigen Vollstreckern der Er-
wartungen, die diese Regierung in sie setzt, werden. 
Gar mancher wird sicher denen, die ihn berufen 
haben, ein Schnippchen schlagen, aber auf allen 
lastet der Makel dieser Art ihrer Berufung. 

Den Müller, der seinem absolutistischen Herr-
scher trotzig und vertrauensvoll entgegenschleu-
dert: „Noch gibt es Richter in Berlin" oder die Anti- 
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gone, die sagt: „Den Starken zu besiegen, vermag 
der Schwache alleine durch sein Recht", wird man 
angesichts des Verhaltens dieser Regierung in un-
serem demokratischen und sozialen Rechtsstaat 
kaum mehr finden. 

Aber nicht nur bei der Wahl von Richtern, auch 
bei der Berufung von Präsidenten oder Senatspräsi-
denten dieser Gerichte setzt sich die Wenderegie-
rung, die sich — was sich heute wie Hohn aus-
nimmt — für die moralische Erneuerung dieser Re-
publik einsetzen wollte, über Qualifikation, über 
einstimmige Voten des Richterkollegiums und des 
Präsidialrats des Inhalts, daß der oder die Betref-
fende ungeeignet sei, bedenkenlos hinweg. So ist es 
auch verständlich, wenn der Präsident des Bundes-
arbeitsgerichtes in einer Richterversammlung 
zürnt, „daß im Sinne einer parteipolitischen Doktrin 
eine Art Gleichschaltung oder Gleichklang partei-
politischer Art erreicht werden soll". 

In dieser Situation wäre der Bundesminister der 
Justiz gefordert, der den Vorsitz im Richterwahl

-

ausschuß hat, seine Stimme zu erheben, auf Aus-
gleich zu dringen, einer bestimmten Wahl nicht zu-
zustimmen; er müßte ja nicht einmal zurücktreten. 
Aber dies könnte nur ein Minister, der über morali-
sche und politische Autorität verfügt — wie Dehler 
und Heinemann — und dessen Stimme auch Gehör 
findet. Leider haben wir einen solchen Minister 
nicht. Auf der Regierungsbank tummeln sich die 
politischen Leichtgewichte. 

Während der sozialliberalen Koalition wurde 
noch immer eine Einigung versucht. Jeder gewählte 
Richter wurde entweder einstimmig oder mit einer 
die Parteigrenzen überschreitenden Mehrheit ge-
wählt. Eine solche Einigung wird heute entweder 
kaum mehr versucht oder scheitert von vornherein. 
Darum schlagen wir Sozialdemokraten  vor, die 
Richter der obersten Bundesgerichte wie die Bun-
desverfassungsrichter mit Zweidrittelmehrheit zu 
wählen, um auf breiter Basis Richter zu wählen, 
deren Qualifikation und Persönlichkeit ihre Wahl 
rechtfertigen. Auch wir wissen, daß damit nicht alle 
Probleme gelöst sind, daß es dann immer noch 
daran mangelt, daß der Ausschuß allein auf Grund 
der Akten entscheiden muß, ohne daß er einen per-
sönlichen Eindruck von dem Vorgeschlagenen hat, 
und daß mehr Publizität — wie in Amerika — nicht 
schaden könnte. 

Ich kann nur sagen: Wir haben hier einen Vor-
schlag gemacht, der der Gefahr entgegenwirken 
soll, daß sich Richter, die etwas werden wollen, aus 
reiner Opportunität einer Partei anschließen und 
willfähig mit einer Schere im Kopf entscheiden, um 
Bundesrichter werden zu können. Es gibt in diesem 
Lande hervorragende Richter mit Parteibuch. Es 
spricht sogar viel für einen Richter, der sich poli-
tisch — auch parteipolitisch — engagiert. Aber es 
spricht alles gegen Richter, deren einziges Motiv 
für einen Parteieintritt die Erwartung ist, auf die-
sem Wege Bundesrichter zu werden. 

Eine solche Haltung wird durch Ihre Wahlpraxis 
geradezu herausgefordert. Wir Sozialdemokraten 
sind bei den Beratungen im Rechtsausschuß, an 
den unser Gesetzentwurf überwiesen werden soll,  

zu Erweiterungen unseres Vorschlags jederzeit be-
reit. Aber das, was wir heute vorschlagen, nämlich 
die Zweidrittelmehrheit, ist angesichts der für den 
Rechtsstaat verheerenden Praxis dieser Regierung 
das absolute Minimum. 

Mann (GRÜNE): Der Vorschlag der SPD ist 
ebenso wie die entsprechende Bundesratsinitiative 
grundsätzlich zu begrüßen. Es ist sachgerecht, wie 
beim Bundesverfassungsgericht die Wahl der Rich-
ter der obersten Gerichtshöfe von der Zustimmung 
auch der Minderheit abhängig zu machen. Ange-
sichts der Entwicklung, immer häufiger die Wert-
entscheidungen nicht im Gesetz zu treffen, sondern 
sie der Exekutive oder der dritten Gewalt faktisch 
zu übertragen, bedarf die Rechtsprechung der ober-
sten Gerichtshöfe zusätzlicher demokratischer Le-
gitimation. Abzulehnen sind jedoch Verfahren, bei 
denen nach Proporzgesichtspunkten die sachliche 
Qualifikation der Richter auf der Strecke bleibt und 
in einer faktischen Allparteienkoalition Richter 
nach ihrer parteipolitischen Orientierung gewählt 
werden. Das zur Zeit geschlossene Verfahren im 
Richterwahlausschuß muß sowohl für die Richter 
als auch die Bevölkerung, in deren Namen Recht 
gesprochen wird, durchschaubar werden. Ein 
Schritt auf diesem Wege könnte sein, die Kandida-
tenbenennungen durch die Mitglieder des Richter-
wahlausschusses durchschaubarer zu machen. Von 
daher bestehen Bedenken, ohne gründliche Bera-
tung eine Regelung zu treffen. 

Bei der Neuwahl des Richterwahlausschusses 
müßte es im übrigen eine demokratische Selbstver-
ständlichkeit sein, anders als 1983 auch einen Ver-
treter der GRÜNEN zu berücksichtigen, wenn nicht 
die im SPD-Entwurf genannte Begründung der „Zu-
stimmung weitgehend auch der politischen Minder-
heit" zu einer Leerformel verkommen soll. 

Anlage 3 
Zu Protokoll gegebene Reden 

zu Zusatzpunkt 8 a und b der Tagesordnung 
(Entwurf des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 1987 
und Beschlußempfehlung zu dem Entschließungs

-

antrag der Fraktion der SPD zum ERP-Wirt

-

schaftsplangesetz 1986) 

Niegel (CDU/CSU): Der ERP-Unterausschuß und 
der Wirtschaftsausschuß haben die Beratungen so 
vorbereitet, daß schon vor der Sommerpause in 2. 
und 3. Lesung der ERP-Wirtschaftsplan 1987 be-
schlossen werden kann. Im einzelnen darf ich dazu 
sagen: 

Die von uns auf ein jährliches Fördervolumen 
von rund 2,3 Milliarden DM angehobene Mittel-
standsförderung wird beibehalten. Sie ist damit 
weitgehend bedarfsgerecht ausgestattet und gibt 
den mittelständischen Betrieben die Möglichkeit, 
weiterhin ihren Beitrag zu dem guten Investitions- 
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klima in der Bundesrepublik zu leisten. Ich bin froh, 
daß hierüber in diesem Hause weitgehender Con-
sensus herrscht, und darf als Leitlinie für die Zu-
kunft an die Debatte über den ERP-Plan 1986 an-
knüpfen: Die ERP-Mittelstandsprogramme müssen 
auch in den kommenden Jahren unverändert wei-
tergeführt werden. Außerdem bleiben Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und Ausgleichsbank aufgefordert, 
Eigenmittel zur Ergänzung dieser ERP-Programme 
einzusetzen. Sowohl dafür, aber auch für die Ab-
wicklung des ERP-Programmes möchte ich den drei 
Hauptleihinstituten als Vorsitzender des ERP-Un-
terausschusses, nämlich der KfW, der DAB und der 
Berliner Ausgleichsbank recht herzlich danken. 

Unter den ERP-Mittelstandsprogrammen hat 
sich allerdings eine betragsmäßig geringfügige, för-
derpolitisch aber wichtige Änderungsnotwendigkeit 
ergeben. In Abänderung der Regierungsvorlage ha-
ben der Unterausschuß ERP-Wirtschaftsplan und 
der Wirtschaftsausschuß beschlossen, wegen der 
zunehmenden Nachfrage, die auch 1987 anhalten 
wird, das ERP-Programm für mittelständische Be-
teiligungen um 10 Millionen auf 35 Millionen DM zu 
heben. Die Deckung hierfür kann in einer entspre-
chenden Reduzierung des Ansatzes für das ERP-
Gemeindeprogramm gefunden werden, in dem die 
Nachfrage weniger drängend ist, worauf ich bei der 
Erläuterung der ERP-Umweltschutzansätze noch-
mals zurückkommen werde. Der Mittelumschich-
tung, also Erhöhung bei mittelständischen Beteili-
gungen und Ermäßigung bei Gemeinden um jeweils 
10 Millionen DM, entspricht mein im federführen-
den Wirtschaftsausschuß einstimmig mit einer Ent-
haltung angenommener Beschlußvorschlag. 

Auch für die Berliner gewerblichen Investitionen 
wird die Förderung bei Anhebung des Ansatzes um 
20 Millionen DM auf 685 Millionen DM beibehal-
ten. 

Neben diesen langfristig laufenden ERP-Förder-
blöcken enthält der ERP-Plan 1987 die zweite Tran-
che in Höhe von 800 Millionen DM zusätzlicher 
ERP-Mittel, die im Rahmen des von der Bundesre-
gierung im Juli vorigen Jahres beschlossenen Maß-
nahmenpaketes als Incentive zur Stärkung und 
Verstetigung vor allem kommunaler Bauinvestitio-
nen dienen sollen. Entsprechend dieser Zielrich-
tung kommen die Mittel zusammen mit einer regu-
lären Planaufstockung um 200 Millionen DM in er-
ster Linie den ERP-Umweltschutzprogrammen zu-
gute. Diese sind 1987 mit 1,35 Milliarden DM dotiert, 
also 170 Millionen DM mehr als im Plan 1986, der 
die erste Aufstockungstranche von 800 Millionen 
DM enthält, und gut 700 Millionen DM mehr als bis 
1985 aus der regulären jährlichen ERP-Förderung 
möglich. 

Die starke Inanspruchnahme der ERP-Umwelt-
schutzmittel 1986 und der flankierend bereitgestell-
ten KfW-Mittel für baurelevante kommunale Vor-
haben zeigt, daß die Zusatzförderung genau die ge-
wünschte Wirkung hat und überwiegend volkswirt-
schaftlich sinnvollen Bauinvestitionen zugute 
kommt. In diesem Zusammenhang spielt die für das 
ERP-Abwasserprogramm ab Jahresanfang erwei-
terte Zweckbestimmung eine besondere Rolle: 

Rund 35 % der Vorhaben betreffen Regenüberlauf-
becken, Hauptsammler und Kanalisationen in ge-
werblich genutzten Gebieten. 

Die hohe Nachfrage gerade für die genannten 
Zwecke hat meine Fraktion veranlaßt, auch hier 
nach Möglichkeiten einer Mittelaufstockung zu su-
chen. Da die Mittel des im Maßnahmenpaket eben-
falls enthaltenen ERP-Gemeindeprogramms schon 
im laufenden Jahr weniger stark nachgefragt wer-
den, meinen wir, sie sollten — soweit für diesen 
Zweck nicht benötigt — für Abwassermaßnahmen 
eingesetzt werden. Der von uns beantragte Dek-
kungsvermerk, dem der Wirtschaftsausschuß ein-
stimmig zugestimmt hat, dient diesem Zweck. 

Die geringe Nachfrage nach dem ERP-Gemein-
deprogramm liegt mit darin begründet, daß es an 
die Schwerpunktorte geknüpft ist. Viele Gemeinden 
würden gerne die Mittel in Anspruch nehmen, kön-
nen aber nicht, weil sie keine Schwerpunktorte 
sind. Das System der regionalen Wirtschaftsförde-
rung von Schwerpunktorten sollte deshalb über-
prüft werden. Ideologische Scheuklappen sind hier 
fehl am Platze. 

Für die ERP-Programme Abfallwirtschaft und 
Luftreinhaltung sieht bereits der Regierungsent-
wurf der erwarteten Nachfragesteigerung entspre-
chend erhöhte Zusagemöglichkeiten, nämlich 
490 Millionen DM bzw. 250 Millionen DM, vor. 

Erfreulich ist, daß die Existenzgründungswelle 
ungeschmälert weiterläuft. Der darin zum Aus-
druck kommende Optimismus bestätigt die Richtig-
keit der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingun-
gen. Die ausgereichten ERP-Existenzgründungs-
kredite 1986 liegen bis einschließlich Ende Mai um 
41 Millionen DM höher als zur gleichen Zeit des 
Vorjahres. Bis Ende Mai 1986 sind rund 5 500 Exi-
stenzgründungskredite bewilligt worden. Die ERP-
Existenzgründungen 1985 betrugen rund 14 000. 

Die kürzlich bekanntgegebenen Horrorzahlen 
von angeblichen Pleiten bei Neugründungen sind 
untypisch. Sie betreffen lediglich Gewerbeanmel-
dungen schlechthin und nicht echte Existenzgrün-
dungen, wie wir sie meinen und wie sie auch geför-
dert werden. Öffentlich geförderte Gründungen 
sind in der Bestandfestigkeit anderen Gründungen 
weit überlegen. Die Ausfallquote liegt weit unter 
zehn Prozent. 

Sicherlich werden mit der Existenzgründung 
auch Arbeitsplätze geschaffen. Man muß aber der 
Vorstellung entgegenwirken, die Existenzgründer 
müßten auch gleich maximal Arbeitsplätze schaf-
fen. Es ist besser, auch im Interesse des Gründungs-
erfolges, wenn dies erst später erfolgt. Bei guten 
Gründungen ist dies auch der Fall, was kürzlich 
vom Ifo-Institut bestätigt wurde. 

Das Volumen aller ERP-Förderungen für 1987 zu-
sammengenommen beträgt einschließlich der 
neuen Verpflichtungsermächtigungen 4,6 Milliar-
den DM gegenüber dem Plan 1986 mit 4,4 Milliar-
den und 1985 mit 3,4 Milliarden DM. Die Summe der 
Baransätze, die für Auszahlungen in 1987 bestimmt 
sind, einschließlich der Zusagen aufgrund früherer 
Verpflichtungsermächtigungen und einschließlich 
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eines Ansatzes von 646 Millionen DM zur Verzin-
sung aufgenommener Fremdmittel beträgt 4,9 Milli-
arden DM. Der Fremdmittelzinsanteil hieran macht 
mithin 13 % aus. 

Es ist also durchaus richtig und konsequent, 
wenn die Bundesregierung die überproportionale 
ERP-Planaufstockung um insgesamt 1,6 Milliarden 
DM auf zwei Jahre beschränkt hat. Mit ihr ist das 
Sondervermögen bis an die Grenze seiner Lei-
stungsfähigkeit gegangen einschließlich der Mög-
lichkeiten, Vermögenswerte durch Übertragung auf 
den Bundeshaushalt zu mobilisieren. Danach müs-
sen — will man nicht den Fehlern der früheren 
Bundesregierung verfallen — und werden die ein-
mal gegebenen Anstöße ohne Anschlußprogramme 
fortwirken, vor allem bei den Kommunen, aber 
auch bei den Großunternehmen. Bei ihnen muß für 
Umweltschutzvorhaben dann das Verursacherprin-
zip wieder verstärkt zur Geltung gebracht und für 
Gemeinden obendrein auf die Finanzierungskom-
petenz der Länder verwiesen werden. ERP-Mittel 
sollten dann in erster Linie auf den durch Umwelt-
schutzauflagen und -vorschriften besonders bela-
steten gewerblichen Mittelstand konzentriert wer-
den. 

Bei den Vorbereitungen für die Weiterführung 
der Dankesspende in Höhe von 100 Millionen DM 
an den German Marshall Fund of the United States, 
verteilt auf die nächsten zehn Jahre, konnte er-
reicht werden, daß für die Hälfte der Mittel ein 
deutsches Komitee Vorschläge im Zusammenwir-
ken mit dem ERP-Unterausschuß erarbeitet. Damit 
ist eine parlamentarische Anbindung hergestellt 
worden, die beim früheren Programm nicht möglich 
war. Der ERP-Unterausschuß hat auch dieser Tage 
Kontakt mit Vertretern des Boards of the German 
Marshall Fund of the United States aufgenommen. 
Für die künftige Zusammenarbeit und Ausweitung 
der deutsch-amerikanischen Freundschaft werden 
weitere engere Kontakte zwischen beiden Gremien 
sehr nützlich sein. 

In diesem Sinne bitte ich den Regierungsentwurf 
des ERP-Wirtschaftsplanes 1987 mit den im Be-
schlußvorschlag genannten Änderungen in zweiter 
und dritter Lesung anzunehmen; zwei Änderungen 
habe ich erläutert, die dritte ist lediglich techni-
scher Natur. 

Dem Bundestag liegt auch ein Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD vor, wonach eine Titel-
gruppe zur Förderung von Betrieben der Selbstver-
waltungswirtschaft in genossenschaftlicher oder 
genossenschaftsähnlicher Form mit einem Ansatz 
von 30 Millionen DM eingestellt werden soll. Dafür 
fand sich keine Mehrheit im Ausschuß. Wenn die 
sogenannten alternativen Betriebe die erforderliche 
Bonität und die banküblichen Erfordernisse bieten, 
können sie mit dem jetzigen Instrumentarium, 
nämlich mit Eigenkapitalhilfe, Gründungsdarlehen 
und Kapitalbeteiligungen, gefördert werden. An-
ders ausgedrückt: Wenn klare Verantwortlichkeiten 
geschaffen werden, können auch derartige alterna-
tive Betriebe öffentliche Gelder erhalten. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Zum ERP-Wirtschafts-
plan '87 ist, was die Veränderungen in Volumen und 
Struktur anbelangt, wenig zu vermelden. Die Ge-
samtsumme der Ausgaben — Baransätze — steigt 
um 6,4 % auf 4,9 Milliarden DM, was sich in der Pro-
grammgruppe „Umweltschutz" niederschlägt und 
dem Bauwirtschaftsprogramm der Bundesregie-
rung zuzurechnen ist. Für die beiden anderen Titel-
gruppen „Leistungssteigerung kleiner und mittlerer 
Unternehmen" und „Berlin" bleiben die Baransätze 
mit 2,2 Milliarden DM und 665 Millionen DM prak-
tisch gleich. Unter den Mini-Programmen ist die 
Förderung des Wohn- und Freizeitwertes von 
Schwerpunktorten rückläufig; sie soll wohl auslau-
fen. Der Finanzierungssaldo — das, was nicht aus 
den Rückläufen gespeist ist — beläuft sich auf 
1 077 Millionen DM; auch dies ungefähr wie ge-
habt. 

Manche fragen sich — man wird immer wieder 
gefragt —, warum man sich das ERP-Sondervermö-
gen nicht gerade jetzt in höherem Maße nutzbar 
macht, um zügiger die Gemeinschaftsbedürfnisse, 
z. B. im Umweltschutz, aufzuarbeiten und dabei und 
dadurch zugleich vermehrt Arbeitsplätze zu schaf-
fen. Die Antwort ist schlicht die, daß bei steigenden 
Zinskosten aus vermehrter Aufnahme von Kapital-
marktmitteln einerseits und niedrig gehaltenen Er-
tragszinsen andererseits alsbald der Punkt erreicht 
würde, jenseits dessen das ERP-Sondervermögen 
sich aufzehrte. Sieht man sich allerdings die Ver-
mögensrechnung an, so ist zu statuieren, daß sich 
das Sondervermögen von 1984 auf 1985 um eine 
halbe Milliarde DM auf 15 Milliarden DM aufge-
stockt hat. Dagegen kann man gewiß nichts haben, 
mit Zinsänderungsrisiken muß man immer rech-
nen; ich meine allerdings, daß ein bißchen mehr 
Mut zur Expansion angezeigt gewesen wäre. 

Die Struktur des Wirtschaftsplans ist die, daß auf 
den Titelblock „Kleine und mittlere Unternehmen" 
45 %, auf den Umweltschutz 23 %, auf Berlin und auf 
die Zinsausgaben je etwa 13 % entfallen — bei 
leicht steigender Tendenz des Anteils für den Um-
weltschutz. Unter der erwähnten Maxime des Be-
standserhalts ist klar, daß man sich gleichwohl die 
große Lösung der Finanzierung z. B. der Altlastbe-
seitigung vom ERP-Sondervermögen nicht verspre-
chen darf — so wertvoll die ERP-Programme zur 
Abwasserreinigung, zur Abfallwirtschaft und zur 
Luftreinhaltung auch sind. Dies gilt besonders un-
ter dem Aspekt, daß die Mittel zur Förderung klei-
ner und mittlerer Unternehmen ja eher auch noch 
erhöht werden sollten. Und eben weil das alles so 
ist, setzen gerade hier meine Partei und meine 
Fraktion mit ihrem Projekt „Sondervermögen Ar-
beit und Umwelt" ein, das für diese Zwecke eine 
andere Finanzierung vorsieht, im übrigen aber sich 
die Erfahrungen mit dem ERP-Sondervermögen zu 
eigen und zunutze macht. 

Was nun die Titelgruppe „Kleine und mittlere Un-
ternehmen" selbst anbelangt, so spricht zweierlei 
für die Stimmigkeit der dort ausgelegten Program-
me: Erstens sind die Ausfälle minimal, zweitens 
sind die aus dem ERP-Sondervermögen geförderten 
Existenzgründungen bestandskräftiger als die nicht 
geförderten. Klar: Gefördert zu werden ist an sich 
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schon ein Qualitätsausweis; es kommt aber hinzu, 
daß mit der Förderung eine Prüfung und Beratung 
verbunden ist, von der die Gründer zehren können. 
Woraus erhellt, wie kurzsichtig es ist, wenn die 
Bundesregierung die Fördermittel zur Beratung 
kleiner und mittlerer Unternehmen kürzt. 

Ich habe im ERP-Unterausschuß einen Bericht 
über die Erkenntnisse zur Doppel- und Mehrfach-
förderung erbeten. Das alte Problem, den Pro-
grammwirrwarr aus der Bundes- und Länderförde-
rung zu redressieren, müssen wir ja wohl als unlös-
bar zu den Akten nehmen. Also kommt es darauf 
an, wenigstens Doppelförderungen zu vermeiden. 
Sie sind unfair gegenüber denjenigen, die über-
haupt nicht zum Zug kommen, sie sind auch ord-
nungspolitisch bedenklich. Vermehrt kriegen wir 
aus dem Handwerk und dem Handel zu hören, 
Gründungsförderung verzerre den Wettbewerb. 
Daß mancher Gründer einen etablierten Wettbe-
werber verdrängt, wird und muß in einer Wettbe-
werbswirtschaft so sein; Arbeitsmarkteffekte aus 
der Existenzgründung muß man deshalb netto und 
per Saldo sehen — und der Saldo ist gleichwohl 
positiv. Der Kollege Grünbeck hat wohl recht, wenn 
er auf den Effekt der Frischluftzufuhr hinweist und 
ihm auch im Vergleich zur Arbeitsplatzwirksamkeit 
einen hohen Rang beimißt. Doppel- und Mehrfach-
förderungen zu vermeiden ist und bleibt dabei eine 
wichtige Aufgabe. 

In diesen Zusammenhang gehört der Antrag der 
SPD-Fraktion auf Drucksache 10/4438, in dem vor-
geschlagen wird, zur Förderung von Betrieben der 
Selbstverwaltung in genossenschaftlicher und ge-
nossenschaftsähnlicher Form eine eigene Titel-
gruppe vorzusehen und dafür 30 Millionen DM ein-
zustellen. Die Koalitionsfraktionen haben diesen 
Antrag im Ausschuß abgelehnt, wir werden unsere 
Forderung heute neu stellen. Das gegen unseren 
Antrag vorgebrachte Argument, derartige Betriebe 
seien aus der regulären Förderung ja nicht ausge-
schlossen, sticht genau deshalb nicht, weil es sich 
oft um eine nach den üblichen Konditionen regu-
läre Förderung nicht handeln kann. Das ist ein Cir-
culus vitiosus: Da solche Betriebe nach Banker-Kri-
terien regelmäßig weniger gut sind, bleiben ihnen 
die Chancen zur Verbesserung durch Rat und Hilfe 
versagt. Diese Falle wollen wir mit unserer Forde-
rung aufbrechen — und dazu bedarf es einer eige-
nen Titelgruppe im Wirtschaftsplan, um in der 
schwierigen Anlaufphase, die man ja begrenzen 
könnte, den besonderen Umständen Rechnung zu 
tragen. In anderen europäischen Ländern geschieht 
das, in Österreich mit gutem Erfolg; das Land Hes-
sen ist dabei, ähnliche Hilfen zu organisieren. Und 
Sie werden sehen, meine Damen und Herren, daß 
die Ausfälle nicht nennenswert höher sein werden 
als in der regulären Förderung. Die Motivation, die 
hinter dem Willen zu solidarischem und gleichbe-
rechtigtem Arbeiten und Produzieren in Selbstver-
waltung steht, ist sehr wohl ein Bonitätsmoment. 
Und gibt es nicht gute Beispiele, wie gut beratene 
und klug geförderte Belegschaften heruntergewirt-
schaftete Betriebe wieder hochgebracht und ihre 
Arbeitsplätze erhalten haben? 

Um die Dinge in die richtigen Proportionen zu 
rücken: Wir versprechen uns von selbstverwalteten 
und sogenannten alternativen Betrieben nicht die 
Lösung des Beschäftigungsproblems, vielmehr nur 
einen kleinen Beitrag dazu, den aber sehr wohl. 
Darüber hinaus können von selbstverwalteten Be-
trieben sozialinnovative Anstöße ausgehen: Wenn 
Formen des solidarischen und gleichberechtigten 
Wirtschaftens sich bewähren — auch im Markt sich 
bewähren —, wird das andernorts verholzte Oben-
unten-Strukturen fragwürdig erscheinen lassen. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren von den 
Koalitionsfraktionen, sehr herzlich, sich unserem 
Antrag zugunsten der selbstverwalteten Betriebe 
nicht zu versagen. Die SPD-Fraktion wird dem 
Wirtschaftsplan '87 des ERP-Sondervermögens im 
übrigen zustimmen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein paar Sätze 
sagen zu einem der kleinsten Plantitel, zur Dankes

-

spende des deutschen Volkes an das amerikanische 
Volk für die Marshallplan-Hilfe, die wir jährlich mit 
10 Millionen DM dotieren und die dem German 
Marshall Fund der Vereinigten Staaten zufließt. Die 
veranschlagten Mittel kommen überwiegend der 
deutsch-amerikanischen Zusammenarbeit bei For-
schungs- und Studienprogrammen zugute. Selten 
haben wir für so wenig Geld einen so großen Nut-
zen gestiftet. Daß es zwischen den USA und der 
Bundesrepublik immer wieder sachliche Meinungs-
verschiedenheiten gibt, ist unvermeidlich und hat 
seine Ordnung — daß sie sich nicht aus Vorurteilen 
speisen und zu Vorurteilen verdichten, ist mit eine 
der Aufgaben des German Marshall Fund. Wir, die 
wir mit diesem Geld unseren Dank für die uns 
zuteil gewordene Marshallplan-Hilfe bekunden, ha-
ben Grund, den damit Bedachten dafür zu danken, 
daß sie und wie sie diese Spende zu beiderseitigem 
Nutzen wirksam werden lassen. 

Anlage 4 
Zu Protokoll gegebene Reden 

zu Punkt 13 a bis d der Tagesordnung 
(Konzept zur Sanierung von Altlasten, Altlasten

-

fondsgesetz, Sondermiillabgabengesetz und Chlor

-

steuergesetz) 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Die Bundesregierung 
sieht in der Sanierung der Altlasten ein besonders 
drängendes Umweltproblem, das wir im Interesse 
der Gesundheit unserer Bürger lösen müssen. In 
dieser Zielsetzung sehe ich mich mit der Opposition 
einig, in den Wegen unterscheiden wir uns grundle-
gend. 

Die von den GRÜNEN eingebrachten Gesetzent-
würfe sind fachlich unausgegoren. Ich will das be-
gründen. Wir haben bis heute — und da sind sich 
alle Experten einig — weder genaue Daten über die 
Zahl der Verdachtsflächen, noch kennen wir hinrei- 
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chend umfassend deren mögliches Gefährdungs-
potential, noch sind die erforderlichen Sanierungs-
technologien hinreichend erforscht und entwickelt. 

Die bisherigen Kostenschätzungen sind deshalb 
spekulativ. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, was wir brauchen ist eine solide Umweltpolitik, 
die nicht auf Vermutungen und Annahmen aufbaut, 
sondern sich an Fakten hält. 

Diese Politik muß vor allem den Wechselwirkun-
gen zwischen den Anforderungen an Luftreinhal-
tung, Gewässerreinhaltung, Bodenschutz und ord-
nungsgemäßer Entsorgung von Abfällen Rechnung 
tragen. 

Die von der Bundesregierung durchgesetzten ver-
schärften Anforderungen zur Luftreinhaltung füh-
ren unvermeidbar zu Filterstäuben, der weitere 
Ausbau der Abwasserreinigung zu Klärschlämmen. 
Es mutet schon abenteuerlich an, wenn etwa die 
Betreiber von Verbrennungsanlagen mit der höch-
sten Abgabe (150,— DM/t) belegt, oder genauer ge-
sagt: bestraft werden sollen, weil sie die geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen zur Luftreinhaltung 
einhalten. 

Die bloße Übernahme des hessischen Abfallkata-
loges mit seinen umstrittenen Abfallkategorien 
zeigt, daß man dem Schaueffekt einer umfangrei-
chen Drucksache den Vorzug vor solider fachlicher 
Arbeit gegeben hat. Nebenbei ist anzumerken, daß 
der hessische Abfallkatalog durch eine von Bund 
und Ländern im Vorfeld der TA-Abfall vorgenom-
mene Fortschreibung der Informationsschrift Ab-
fallarten längst überholt ist. 

Die zentrale Frage der Altlastensanierung ist vor-
erst auch nicht die Finanzierung. Wir müssen uns 
vielmehr fragen, wie wir organisatorisch, technolo-
gisch und ökonomisch diese Aufgabe lösen können. 
Zunächst gilt es zu verhindern, daß neue Altlasten 
weiterhin entstehen. Mit der 4. Novelle zum Abfall-
gesetz ist hierfür jetzt Sorge getragen. 

Die Anforderungen an die Ablagerung von Abfäl-
len und Sondermüll werden im Rahmen der TA 
Abfall drastisch verschärft werden, die abfallrecht-
liche Überwachung auch auf Abfallablagerungen 
vor Inkrafttreten des Abfallbeseitigungsgesetzes im 
Jahre 1972 ausgedehnt. 

Der Bund und die für die Sanierung von Altlasten 
grundsätzlich zuständigen Länder haben in den 
vergangenen Jahren erhebliche Anstrengungen zur 
Verringerung dieser Probleme unternommen. 

Dies betrifft die Erfassung von ehemaligen Ab-
fallablagerungen, die Bewertung der davon ausge-
henden Umweltrisiken sowie die Entwicklung und 
Durchführung geeigneter technischer Verfahren 
zur Sanierung von unsachgemäßen und umweltge-
fährdenden Altablagerungen. Die so gewonnenen 
Erfahrungen zeigen, daß sich die Umweltprobleme 
aus Altablagerungen, besonders auch die Gefahren 
für Boden und Grundwasser, nicht verallgemeinern 
lassen. Jeder Einzelfall erfordert hinsichtlich des 
Umweltrisikos und möglicher Sanierungsmaßnah-
men eine gesonderte Bewertung. 

Die Bundesregierung unterstützt die Länder im 
Rahmen der verfassungsrrechtlichen und finanziel-
len Möglichkeiten. Bis heute sind rund 48 Millionen 
DM bereitbestellt worden, um neue, kostenspa-
rende Technologien zur Auffindung, Analyse und 
Sanierung von Altlasten zu entwickeln. Vor allem 
im Bereich der Forschung und Entwicklung von 
Techniken zur Auffindung, Analyse und Sanierung 
von Altlasten muß Terrain aufgeholt werden. Alte 
Sanierungsverfahren sind teuer und verlagern das 
Problem nur räumlich und zeitlich. Außerdem geht 
wertvoller Deponieraum damit verloren. 

Im Rahmen der Städtebauförderung stehen eben-
falls Mittel zur Altlastensanierung in Höhe von ins-
gesamt 2,3 Milliarden DM zur Verfügung. Auch auf 
Grund des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf-
gabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur ist eine Förderung der Sanierung kontami-
nierter Flächen möglich, sofern diese Flächen in 
den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe lie-
gen und sie für gewerbliche Zwecke zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die Bundesregierung lehnt den vorschnellen 
Griff in die Tasche des Bürgers ab. Das wäre das 
Ergebnis der Vorschläge der Opposition, weil Abga-
ben- oder Steuerlösungen letztlich den Verbraucher 
treffen. Die Mehrheit der Länder hat bundesein-
heitlichen Finanzierungsmodellen, wie sie von der 
Opposition gefordert werden, eine deutliche Absage 
erteilt. Angestrebt wird eine vertragliche Koopera-
tionslösung auf Länderebene. Das heißt: Solidari-
sche Finanzierungsmöglichkeiten in kooperativer 
Form zwischen öffentlicher Hand und Wirtschaft, 
wenn das Verursacherprinzip nicht greift. Darüber 
hinaus halte ich es für sinnvoll — und damit bin ich 
mir mit der Mehrheit der Länderkollegen einig —, 
daß sich die Länderfinanzminister mit der Altla-
stenfinanzierung befassen sollten. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Im Bereich der Umwelt-
schutzpolitik messen wir der Lösung der Altlasten-
problematik eine hohe Priorität bei. Das Gefähr-
dungspotential ist beträchtlich, und wir wissen, daß 
die Altlasten-Hypothek aus der Vergangenheit ein 
flächenhaftes Problem darstellt. Jede neu entdeckte 
Altlast hat in der Vergangenheit zwar Aktionismus 
hervorgerufen, es fehlte aber zumeist eine systema-
tische und effektive Sanierungskonzeption. 

Voraussetzung zur Lösung des Problems ist fol-
gendes: 1. die Sanierung der Altlasten — grundle-
gend hierzu: Erfassung der „Verdachtsflächen" und 
Abschätzung der Gefährdung —, 2. die Vermeidung 
der Entstehung potentieller Altlasten durch eine ge-
zielte Vorsorgepolitik, 3. die Finanzierung der Sa-
nierung von Altlasten. 

Zu all diesen Punkten wurden konkrete Schritte 
bereits eingeleitet. So haben wir die abfallrechtliche 
Überwachung im neuen Abfallgesetz, das wir vor 
kurzem beschlossen haben, auch auf solche Abfall-
ablagerungen ausgedehnt, die vor Inkrafttreten des 
Abfallbeseitigungsgesetzes im Jahre 1972 erfolgten. 
Die Frage der Altlasten ist nämlich unserer Mei-
nung nach in einem engen Zusammenhang mit ei- 
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ner zukunftsorientierten Abfallentsorgung zu se-
hen und also in eine Gesamtkonzeption einer Ab-
fallwirtschaft einzubinden. 

Damit kommen wir zu einer planmäßigen Erfas-
sung von Altlasten. Bund und Länder arbeiten (seit 
Mitte 1984) in verschiedenen Arbeitsgruppen sehr 
eng zusammen, um einheitliche Kriterien zur Erfas-
sung und Bewertung von Altablagerungen aufzu-
stellen. 

Wir haben durch ein intensives Forschungspro-
gramm erreicht, daß sowohl leistungsfähige und ko-
stengünstige Sanierungsalternativen entwickelt 
werden als auch eine bessere Bewertung des Gefah-
renpotentials von Altlasten möglich wird. Diese 
zielgerichtete Forschungs- und Entwicklungspolitik 
ist mit einem Volumen von 47,5 Millionen DM aus-
gestattet. 

Im Bereich der Vorsorge haben wir, wie schon 
erwähnt, durch das neue Abfallgesetz sichergestellt, 
daß durch die Technische Anleitung Abfall der 
Stand der Technik im Bereich der Abfallentsorgung 
in der Zukunft überall realisiert wird. Auch die ent-
sprechenden — derzeit in der Beratung stehenden 
— Wassergesetze werden mit dazu beitragen, daß 
durch die Anwendung des Standes der Technik, 
durch Verschärfung der Grenzwerte, durch bessere 
Kontroll- und Überwachungsmechanismen keine 
zusätzlichen neuen Gefahren für unsere Umwelt 
entstehen. 

Kernpunkt der heute vorliegenden Gesetzesent-
würfe der Opposition ist die Finanzierung der Altla-
stensanierung. Erste — wenn auch nicht sehr ge-
naue — Gefährdungs- und Kostenschätzungen des 
Umweltbundesamtes liegen vor. Bei Altablagerun-
gen dürfen von 30 000 Verdachtsfällen ca. 30 %, das 
sind rund 9 000 Fälle, besonders untersuchungsbe-
dürftig und im Gefährdungspotential abzuschätzen 
sein. Es ist zu erwarten, daß ungefähr 3 000 Fälle 
verbleiben, die saniert werden müssen. Die Gesamt-
kosten für eine Untersuchung, Bewertung und Sa-
nierung werden in den nächsten 10 Jahren unge-
fähr 4,5 Milliarden DM ausmachen. 

Für kontaminierte Standorte ergibt sich folgen-
des Bild: Von 5 000 Verdachtsfällen dürften hier 
etwa 80 % — das entspricht ca. 4 000 Fällen — be-
sonders untersuchungsbedürftig und im Gefähr-
dungspotential einzustufen sein. Es werden etwa 
2 000 sanierungsbedürftige Fälle erwartet, deren 
Gesamtkosten in den nächsten 10 Jahren rund 
9,3 Milliarden DM betragen könnten. 

Damit sind laut Bundesamt innerhalb des näch-
sten Jahrzehnts Kosten für die Altlastensanierung 
von rund 14 Milliarden DM zu erwarten. Hierbei 
handelt es sich um eine Minimalabschätzung, da 
viele kontaminierte Standorte noch nicht erfaßt 
sind. Eine große Anzahl der Fälle kann nach dem 
Verursacherprinzip saniert werden, d. h. es gibt zah-
lungsfähige Verantwortliche. 

Für die restlichen Fälle gibt es unterschiedliche 
Auffassungen in der Altlastenfinanzierung. Die 
SPD plädiert für eine bundeseinheitliche gesetzli-
che Lösung, sie will den deutschen „Superfund" 
bzw. eine Entgiftungssteuer. Dies ist unserer Mei-

nung nach aus vielen Gründen der falsche Weg. Wir 
wollen auf der Ebene der Bundesländer bei Aner-
kennung des Verursacher- und Gemeinlastprinzips 
eine kooperative Lösung zwischen Staat und Wirt-
schaft und zwar im Rahmen einer Gesamtkonzep-
tion, welche die zukünftige Abfallentsorgung ein-
schließt. Hier gibt es bereits verschiedene Modelle. 
Besonders Rheinland-Pfalz und Baden-Württem-
berg sind auf diesem Wege schon sehr weit voran-
geschritten. Alle Bundesländer sind hier am Zuge. 
Es darf jedoch kein Zweifel darüber bestehen, daß 
nach Klärung aller Vorfragen die Chance einer ver-
traglich vereinbarten Kooperation genutzt werden 
muß. Denn eines ist sicher: Eine solide Finanzie-
rungsgrundlage für die Altlastensanierung muß 
bald gefunden werden. 

Baum (FDP): Altlasten, also Ablagerungsplätze 
mit kommunalem und gewerblichem Abfall aus der 
Zeit vor 1972, sind eine „umweltpolitische Zeitbom-
be". Von ihnen können erhebliche Gefahren ausge-
hen. Bisher gibt es kein Einvernehmen zwischen 
den Beteiligten, wie man das Problem lösen kann. 
Die Umweltministerkonferenz hat sich mehrfach 
mit dem Problem befaßt. Eine Einigung auf ein ein-
heitliches Vorgehen ist bisher nicht erfolgt. 

Die Kommunen sind gemeinsam mit den Wasser-
behörden aufgerufen, eine exakte Erfassung dieser 
Altlasten vorzunehmen. Auch dies wird schon er-
hebliche Kosten und Anstrengungen erfordern. Die 
Bewertung wird auch über eine genaue Kenntnis 
der Grundwasserdaten vorgenommen werden müs-
sen. Bisherige Erfahrungen zeigen, daß viele Altab-
lagerungen an ihrem bisherigen Ort verbleiben 
können. Notwendig ist insbesondere die Lösung der 
akuten Fälle. 

Die Sanierungskosten müssen nach den Prinzi-
pien unseres Umweltrechts von den Verursachern 
getragen werden. Soweit sie feststellbar sind, muß 
dieses Prinzip auch bei der Beseitigung der Altla-
sten gelten. Nur wenn die Durchsetzung des Verur-
sacherprinzips nicht möglich ist, tritt das Gemein-
lastprinzip an die Stelle des Verursacherprinzips. 
Der Bund ist nach dem bundesstaatlichen Lasten-
verteilungsgrundsatz rechtlich zur Kostenüber-
nahme nicht verpflichtet. 

Die Altlastenproblematik verlangt ein Gesamt-
konzept, das alle Beteiligten einschließt. Ich teile 
die Auffassung der Kommunen, daß es sich hier um 
eine gesamtstaatliche Aufgabe handelt, die von al-
len gemeinsam — auch durch Einbeziehung der In-
dustrie — gelöst werden muß. Zu bedauern ist, daß 
die Bemühungen um einen Solidarfonds der Indu-
strie bisher ohne Erfolg waren. Wir fordern die Um-
weltminister der Länder auf, sich auf ein gemeinsa-
mes Konzept zu einigen. Wir erwarten vom Bundes-
umweltminister, daß er diese Einigung fördert, auch 
im Sinne einer möglichen Lastenverteilung zwi-
schen den Ländern. Wir schließen nicht aus, daß bei 
einem tragfähigen Gesamtkonzept der Bund einen 
Beitrag leistet. 

Die Vorschläge der SPD und der GRÜNEN leh-
nen wir ab. Die SPD bringt erneut ihre Allzweck-
Waffe „Sondervermögen Arbeit" ins Gespräch. Was 
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soll dieser Fonds eigentlich noch finanzieren? Es 
handelt sich um neue Abgaben insbesondere auf 
Energie. Die Verbraucher werden einseitig bei be-
stimmten Produkten belastet. Unsere Gründe gegen 
diesen Fonds bleiben bestehen. Er ist kein geeigne-
tes Instrument zur Lösung der Umweltprobleme, 
auch wenn es sich hier um eine Anwendung des 
Gemeinlastprinzips handelt. Die Finanzierung 
kann nur aus allgemeinen Steuermitteln erfolgen. 
Ansonsten will die SPD diesen Fonds ja für Fälle 
einsetzen, in denen das Verursacherprinzip ohne 
Schwierigkeiten angewandt werden kann. 

Der Vorschlag der GRÜNEN zur Einführung ei-
ner Chlorsteuer ist aus unserer Sicht auch kein 
geeignetes Mittel. Die chemische Industrie sollte 
sich auf andere Weise an der Finanzierung beteili-
gen, wie dies beispielsweise in Rheinland-Pfalz ge-
schieht. Neue Steuern widersprechen auch der Poli-
tik der EG-Kommission, wonach die speziellen Ver-
brauchsteuern, bis auf wenige Ausnahmen, abge-
schafft werden sollen. 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zu Punkt 14 a und b der Tagesordnung 
(Anschlußregelung zum Welttextilabkommen) 

Dr. Schwörer (CDU/CSU): Zunächst einige Worte 
an die Kollegen der SPD. Die CDU/CSU bedauert, 
daß es zu dem Thema Welttextilabkommen nicht zu 
einer gemeinsamen Entschließung gekommen ist. 
Trotz Vermittlungsversuchs des Vorsitzenden des 
Wirtschaftsausschusses war die SPD nicht bereit, 
mitzumachen. Ich sage: wider besseres Wissen ha-
ben Sie sich versagt. Sie haben sich der Meinung 
der Gewerkschaft Textil gefügt, die gemeinsame 
Entschließung dürfe nicht positiv zu der passiven 
Lohnveredelung Stellung nehmen. Die Begründung 
lautete: durch die passive Lohnveredelung gingen 
Arbeitsplätze verloren. Dabei stimmt genau das Ge-
genteil: angesichts der hohen Kosten der Inlands-
fertigung sind die deutschen Bekleidungsunterneh-
men unbedingt auf die Möglichkeit der Mischkalku-
lation angewiesen, um im internationalen Wettbe-
werb dieser Branche bestehen zu können. Ohne die 
passive Lohnveredelung wären viele Unternehmen 
aus Kostengründen zu Produktionseinstellungen 
gezwungen. Bei der passiven Lohnveredelung lie-
fern die deutschen Firmen Stoffe, Zutaten, Muster 
und Know-how für die Fertigung. Ca. 50 bis 60 % der 
Produktionskosten entstehen in Deutschland, und 
damit bleiben die Arbeitsplätze. Die Alternative 
wäre der Vollimport und damit Wegfall aller Ar-
beitsplätze. Die SPD sollte Betriebsräte befragen, 
wie sie vor Ort zur passiven Lohnveredelung ste-
hen. 

Selbstverständlich bleiben beim PV die Be-
schränkungen, die bisher bestehen: PV-Berechti-
gung nur für Produktionsfirmen, nicht für den Im-

porthandel, und nur in Höhe eines bestimmten Pro-
zentsatzes der einheimischen Produktion und nur 
mit dem Einsatz von einheimischen bzw. EG-Vor-
material. Deshalb hat 1985 der PV noch keine 20% 
des Umsatzes der Bekleidungsindustrie ausge-
macht. Die nötigen Beschränkungen sollen bleiben. 
Der PV hat ausschließlich das Ziel, durch eine 
Mischkalkulation einheimische Arbeitsplätze erhal-
ten zu können. 

Aus diesem Grunde verstehen wir nicht, daß die 
SPD wegen der Passage über den PV die gemein-
same Entschließung nicht mitgemacht hat. 

Nun zum Hauptinhalt der Entschließung: Die 
deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie hat in 
den zurückliegenden Jahren einen unvermeidbaren 
Strukturanpassungsprozeß mit Verringerung der 
Zahl der Betriebe und der Arbeitnehmer durchma-
chen müssen. Sie hat diesen Prozeß im großen und 
ganzen erfolgreich durchlaufen. Die Unternehmen 
die übriggeblieben sind, zählen zu den modernsten 
der Welt. Ständig werden neue Produktionsverfah-
ren entwickelt, neue hochwertige Produkte geschaf-
fen und neue Märkte erschlossen. Es gibt aber noch 
Bereiche, wie z. B. die lohnintensive Maschenin-
dustrie, die noch Anpassungsbedarf haben. Für 
diese Firmen ist die Anpassung dann besonders 
schwer, ja unlösbar, wenn sie Wettbewerbern ge-
genüberstehen, denen zu den niedrigen Lohnkosten 
der Staat noch durch Subventionen unter die Arme 
greift. 

Die CDU/CSU will die Öffnung der Märkte, sie 
will einen freien Welthandel für alle Industriepro-
dukte und die Beseitigung des Protektionismus in 
jeglicher Form. Dabei wollen wir vor allem die fort-
geschrittenen Entwicklungsländer und besonders 
die Schwellenländer in eine verbesserte GATT-Dis-
ziplin einbinden; das bedeutet: Marktöffnung und 
Wegfall von Subventionen. 

Wir verstehen, daß die Entwicklungsländer die 
Anschlußregelung des WTA mit kritischen Augen 
sehen. Vor allem in einer Zeit hoher deutscher Au-
ßenhandelsüberschüsse ist unsere Verhandlungspo-
sition nicht die beste. Trotzdem müssen wir darauf 
bestehen, daß es auch dieses Mal mit einer Verlän-
gerung des WTA zu einem tragbaren Kompromiß 
zwischen den Erfordernissen eines freien Handels 
und den noch bestehenden Schutzinteressen der eu-
ropäischen Textil- und Bekleidungsindustrie 
kommt, der die Weiterführung der Anpassung, vor 
allem auch im Interesse der Arbeitsplätze ermög-
licht. Diese Arbeitsplätze sind überwiegend in 
strukturschwachen Regionen, die heute durch die 
Schwierigkeiten der EG-Agrarpolitik belastet sind. 
Außerdem sind es wieder Frauenarbeitsplätze, die 
nicht ersetzbar sind, weil wir wissen, daß die Erlöse 
aus dem Export von Textilerzeugnissen zur Linde-
rung von Zahlungsbilanz-Problemen und zur Bedie-
nung der Auslandsschulden der Entwicklungslän-
der von erheblicher Bedeutung sind, wollen wir so-
weit wie möglich entgegenkommen, um auch die 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse der Ent-
wicklungsländer verbessern zu helfen. 

Ein neues WTA ist auch deswegen unbedingt er-
forderlich, weil es die Voraussetzung der Zustim- 



17506* 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Juni 1986 

mung der Entwicklungsländer zu einer neuen 
GATT-Runde darstellt, die aus unserer Sicht unbe-
dingt 1987 beginnen muß. 

Über den Umfang, den das Abkommen einnimmt, 
bestehen manche falsche Meinungen. Nur ein Drit-
tel der Textileinfuhren der Bundesrepublik ist da-
von erfaßt. Von einer Abschottung kann also keine 
Rede sein. Kein Land führt so viele Textilien ein 
wie die Bundesrepublik. 

Wir bedenken sehr wohl, daß die Ausfuhr gerade 
auch in der Textilindustrie einen immer größeren 
Raum einnimmt. Nach Italien sind wir das größte 
Textilausfuhrland. Jeder dritte Arbeitsplatz in der 
Textilindustrie hängt am Export, vor allem in hoch-
wertiger Ware. Auch aus diesem Grunde verbietet 
sich jede Art von Protektionismus. 

Wir bejahen die Zielrichtung des neuen WTA, den 
Handel im Textil- und Bekleidungssektor auszuwei-
ten, Handelshemmnisse abzubauen, die Zerrüttung 
einzelner Märkte und Produktionssparten zu ver-
hindern und als Endziel die volle Liberalisierung zu 
ermöglichen. 

Bei der Neuregelung sollte beachtet werden: 

1. Es muß deutlich zwischen echten Entwicklungs-
ländern und den sog. Schwellenländern unter-
schieden werden. Letztere haben oft die Grenze 
zum Industrieland schon erreicht oder teilweise 
überschritten. Die echten Entwicklungsländer 
sollen steigende Quoten erhalten zu Lasten der 
Schwellenländer. 

2. Bei den Schwellenländern sollen die Länder be-
vorzugt behandelt werden, die ihrerseits ihre 
Märkte für europäische Waren öffnen. 

3. Die Einfuhrzuwächse sollen die zu erwartende 
Entwicklung des Textilverbrauchs berücksichti-
gen. 

4. Die Einhaltung der Quotenregelung muß besser 
überwacht werden. Betrugsmanöver und Umge-
hungseinfuhren müssen wirksamer bekämpft 
werden. 

5. Die Quoten müssen weiterhin auf die einzelnen 
EG-Länder verteilt werden. Die Bundesrepublik 
kann nicht der Abladeplatz sämtlicher billiger 
Textileinfuhren sein. 

6. Der Musterschutz muß verbessert werden, Lie-
ferungen mit unerlaubt verwendeten oder nach-
geahmten Mustern, Modellen oder Warenzei-
chen müssen verhindert werden. Dazu müssen 
sich die Vertragspartner ausdrücklich verpflich-
ten. 

7. Ein endgültiger Auslauftermin für das verlän-
gerte WTA soll nicht vereinbart werden. Die 
Frage einer weiteren Sonderregelung im An-
schluß an die dritte Erneuerung des WTA sollte 
im Rahmen einer neuen GATT-Runde behandelt 
werden. 

Wie ich bereits ausgeführt habe, ist das WTA nur 
eine bescheidene Hilfe für den Strukturwandel. 
Hinzu kommen muß für die deutsche Textilindu-
strie eine Harmonisierung der Rahmenbedingun-
gen im nationalen Bereich. Besonders die Bedin-

gungen für Eigenkapital und Investitionen müssen 
denen der Wettbewerbsländer angepaßt werden. 
Das heißt: kräftige Entlastungen. 

Dazu gehört die Entbürokratisierung im grenz-
überschreitenden Verkehr. Dazu gehört auch eine 
Stärkung der Massenkaufkraft durch Entlastung 
der Arbeitnehmer von Steuern und Sozialabgaben, 
die einen viel zu großen Teil des Einkommens weg-
fressen. Dies wird sicher der Textilindustrie zugute

-

kommen. 

Die erfolgreiche Politik der Regierung Kohl, be-
sonders die Stabilisierung des Geldwertes, gibt 
auch der Textilindustrie und ihren Arbeitnehmern 
wieder sichere Arbeitsplätze. Sie gibt den Entwick-
lungsländern zusätzliche Absatzchancen. Zu Zeiten 
einer guten Konjunktur, die auf soliden Fundamen-
ten gebaut ist, lassen sich nötiger Strukturwandel 
und freier Welthandel am besten verbinden. Wir 
hoffen auf einen guten Abschluß der WTA-Verhand-
lungen! 

Rapp (Göppingen) (SPD): Wer immer sich mit un-
serem Thema, dem Welttextilabkommen, befaßt, 
wird sich dabei die weiße Weste der reinen Lehre 
verkleckern. Einerseits ist es wahr, daß die Ent-
wicklungsländer, und die hochverschuldeten zumal, 
keine Chance haben, wenn wir ihnen nicht unsere 
Märkte für ihre Produkte öffnen. Das gilt im Agrar-
bereich, das gilt im gewerblichen Bereich. Wir lie-
fern z. B. die Textilmaschinen, die diese Länder 
doch nur mit den Produkten aus diesen Maschinen 
bezahlen können. Übrigens wird die Öffnung der 
Märkte gar nicht ausreichen, um die Strangulation 
ganzer Völker im Netz der Verschuldung zu been-
den — aber das wäre ein anderes Thema. Einerseits 
— sagte ich, und andererseits hat die deutsche Tex-
til- und Bekleidungsindustrie in den letzten zehn 
Jahren fast 500 000 Arbeitsplätze und rund 45% ih-
rer Betriebe verloren. Sie ist die am stärksten vom 
Wandel der internationalen Arbeitsteilung und der 
Strukturanpassung betroffene Branche. Und man 
mag sich gar nicht vorstellen, um wieviel dramati-
scher noch der Schrumpfungsprozeß verlaufen 
wäre ohne den flankierenden Schutz des 1973 abge-
schlossenen Welttextilabkommens. Diese Feststel-
lung gilt für die Textilindustrie unserer westlichen 
Partnerländer in gleicher Weise. 

Wie löst sich das Dilemma dieses einerseits/ande-
rerseits? Noch immer gilt und heute wohl mehr 
denn je, was hier im Bundestag schon mehrfach 
gesagt werden mußte: Die Alternative zum Welttex-
tilabkommen ist nicht der freie Handel, sondern 
das Chaos bilateraler Protektionismen. Und des-
halb brauchen wir jetzt, da das Abkommen ausläuft, 
dessen Verlängerung. Wir brauchen eine weitere 
Anschlußregelung, um die verbliebenen 420 000 Ar-
beitsplätze — Frauenarbeitsplätze zumeist und oft 
in strukturschwachen Regionen belegen — zu 
schützen. Eine Anschlußregelung liegt auch im In-
teresse der meisten Schwellen- und Entwicklungs-
länder, insbesondere der LLDCs, die sich gegen die 
preisliche und qualitative Vormachtstellung der so-
genannten Hauptlieferländer — Hongkong, Taiwan, 
Südkorea, Macao und neuerdings auch die Türkei 
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— nicht behaupten könnten, wenn deren Produkte 
ungehindert Einlaß fänden. Denn nur durch das in 
den vergangenen 15 Jahren ausbalancierte System 
der Quoten- und Richtmengenregelungen werden 
die diesen Entwicklungsländern eingeräumten 
Mengen auch tatsächlich abgerufen. Ich denke da-
bei vor allem an Indien, Pakistan, Bangladesch, 
Brasilien oder Sri Lanka. 

Die genannten Hauptlieferländer unter den 22 
Abkommensländern sind Niedrigpreisländer, und 
das heißt nichts anderes als Niedriglohnländer. So 
erhält z. B. eine Näherin in Taiwan einen Tageslohn 
von umgerechnet 3 bis 4 DM. Einem Wettbewerb 
dieser Art kann und darf man deutsche Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nicht aussetzen. Wer 
da dem weltwirtschaftlichen Strukturwandel im 
völlig freien Wettbewerb freien Lauf geben wollte, 
müßte doch zumindest zusammen mit uns die Be-
mühungen der internationalen Arbeitsorganisation 
unterstützen, in diesen Ländern unabhängige und 
durchsetzungsfähige Gewerkschaften aufzubauen, 
die den Arbeitnehmern dieser Länder endlich ge-
rechte Lohn- und befriedigende Sozialleistungen er-
kämpfen, die sich zumindest an den internationalen 
Standards orientieren. 

Die Koalitionsfraktionen haben nunmehr einen 
Antrag zum Welttextilabkommen vorgelegt, der 
wortgleich ist mit einem gemeinsamen Kompro-
mißentwurf, an dem für meine Fraktion auch der 
Kollege Dr. Peter Mitzscherling mitgewirkt hat. Der 
Kompromiß scheiterte, weil wir die darin enthal-
tene Forderung, den passiven Lohnveredelungsver-
kehr aus den WTA-Beschränkungen herauszuneh-
men, nicht mittragen können. Was die erste Be-
gründung anbelangt, auf die Sie diese Forderung 
stützten, so ist nicht zu bestreiten, daß die passive 
Lohnveredelung den Unternehmen Möglichkeiten 
zur Mischkalkulation eröffnet. Die zweite Begrün-
dung freilich, die passive Lohnveredelung sichere 
Arbeitsplätze auch bei uns, ist doch schon ein allzu 
raffiniertes Stück dialektischer Rabulistik. Die 
niedrigen Löhne in Tunesien, Marokko oder auch in 
Malta haben nun doch mal erweislich zur Vernicht-
ung deutscher Arbeitsplätze beigetragen. Die Frei-
stellung der passiven Lohnveredelung von der An-
rechnung auf die Quoten und Richtmengen des 
Welttextilabkommens würde diesen Prozeß ganz 
unzweifelhaft beschleunigen. Dem kann die SPD-
Fraktion nicht zustimmen. 

Sie sagen, daß die Lohnveredelung im Ausland 
die Existenz hier noch bestehender Betriebe im 
Grenzbereich der Rentabilität und damit auch Ar-
beitsplätze sichere. Dem kann man und wollen wir 
nicht total widersprechen. Wir machen jedoch nicht 
mit, wenn jetzt von Ihnen das vielberufene Kind 
mit dem Bade ausgeschüttet werden soll. Zwischen 
den beiden Extremen — Anrechnung der Lohnver-
edelung auf das Vollgeschäft einerseits und weitge-
hende Freistellung der Lohnveredelung von den Be-
schränkungen andererseits — gibt es nämlich ei-
nen praktikablen und sehr vernünftigen Mittelweg, 
den nämlich, zusätzlich zu den Vollgeschäftsquoten 
für die einzelnen Kategorien ebenfalls Quoten für 
die passive Lohnveredelung zu vereinbaren. Dieses 

Verfahren hat den doppelten Vorzug, daß Lohnvere-
delungsquoten zusätzlich gewährt werden und da-
bei doch der gleichen Kontrolle unterliegen wie das 
sogenannte Vollgeschäft. 

Die sozialliberale Bundesregierung hatte sich in 
Brüssel nachdrücklich für dieses Verfahren einge-
setzt; dem haben andere Mitgliedsländer — Groß-
britannien ausgenommen — sich angeschlossen. 
Gesonderte Lohnveredelungsquoten wurden bilate-
ral im Mittelmeer-Präferenzabkommen eingeführt, 
sie konnten mittlerweile mit fünf WTA-Ländern für 
einige Kategorien vereinbart werden. In dieser 
Richtung muß weiterverhandelt werden. Einer völli-
gen Freistellung der Lohnveredelungseinfuhren 
von den Beschränkungen des WTA kommt jeden-
falls für uns nicht in Frage; sie würde per Saldo ein-
deutig arbeitsplatzvernichtend sein. 

Ich fasse zusammen: Die SPD-Fraktion unter-
stützt nachdrücklich die Bestrebungen des GA TT 

 und der EG, eine Anschlußregelung für das Welttex-
tilabkommen zu finden und zu vereinbaren. Dabei 
ist den ärmeren Entwicklungsländern eine weitere 
Öffnung der Märkte der Industrieländer einzuräu-
men. Die Verbesserung der Absatzmöglichkeiten 
für die LLDCs muß zu Lasten der sogenannten 
Hauptlieferländer gehen, d. h. für weitere Zuge-
ständnisse an diese Schwellenländer ist nur dann 
und nur in dem Maße Raum, in dem diese Länder 
selbst ihre stark geschützten Binnenmärkte auch 
für Einfuhren aus der Europäischen Gemeinschaft 
öffnen. Das gilt insbesondere für Halbwaren, also 
für Garne und Gewebe; in diesen Produkten sind 
wir auch gegenüber den Niedrigpreis- und Niedrig-
lohnländern wettbewerbsfähig geworden. Nur mit 
einer solchen Anschlußregelung kann der in Gang 
gekommene Prozeß der Konsolidierung der deut-
schen und europäischen Textil- und Bekleidungsin-
dustrie fortgeführt werden. 

Die SPD-Fraktion beantragt die gesonderte Ab-
stimmung über die Ziffer 3 des Beschlußtextes auf 
der Drucksache 10/5702, die die passive Lohnver-
edelung betrifft. Dieser Ziffer können wir nicht zu-
stimmen. Im übrigen — mit dieser Ausnahme also 
-- machen wir uns den Antrag der Koalitionsfrak-
tionen, an dessen Zustandekommen wir j a mitge-
wirkt haben, zu eigen. 

Anlage 6 
Zu Protokoll gegebene Reden 

zu Punkt 15 der Tagesordnung 
(Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) 

Tatge (GRÜNE): Schon bei der Verabschiedung 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wußte man 
um das Auseinanderklaffen von Gesetz und Praxis. 
Dies spiegelt sich auch wider in der 1972 gleichzei-
tig mit dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz be-
schlossenen Pflicht der Bundesregierung zur Be- 
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richterstattung über die Erfahrungen bei der An-
wendung des Gesetzes. 

Und in der Tat: von Anfang an ging der Miß-
brauch weiter. Nach Auffassung des DGB liegt die 
Zahl der illegal verliehenen Arbeitnehmer über 
100 000. Die Bundesanstalt für Arbeit berichtete für 
1983, daß die Zahl illegaler Beschäftigungen zwi-
schen 100 000 und 500 000 Fällen liegt, und dies sei 
nur die Spitze des Eisbergs. 

170 Milliarden DM volkswirtschaftlicher Schaden 
entsteht durch illegale Leiharbeit und Wirtschafts-
kriminalität. 13 000 Strafanzeigen wurden wegen il-
legaler Beschäftigung eingereicht. 

Leiharbeit ist ein Beispiel für eine bundesweit, ja 
europaweit operierende Mafia, die brutalen Men-
schenhandel betreibt. 

Das bestehende Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz trägt auch zum Arbeitsplatzabbau bei. Ur-
sprünglich war Leiharbeit in Unternehmen auf drei 
Monate begrenzt. Diese Regelung ist nunmehr 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz dieser 
Bundesregierung auf sechs Monate geändert wor-
den. 

Noch mehr als früher kann infolge der Gesetzes-
änderung Leiharbeit dazu eingesetzt werden, Dau-
erarbeitsverhältnisse im Betrieb aufzulösen und da-
mit die Stammbelegschaften zu reduzieren. Das Be-
schäftigungsrisiko wird nach außen auf die Arbeit-
nehmer verlagert. Insoweit gefährdet das beste-
hende Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und seine 
Durchführung Dauerarbeitsplätze und unterläuft 
die gewerkschaftliche Tarifpolitik. 

Ich habe schon in der Debatte im November 1985 
über die Erfahrungen mit der Anwendung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes den Hintergrund 
unserer Einschätzung der Leiharbeit sowie einige 
Beispiele genannt. Deswegen möchte ich mich 
heute zu unserem Gesetzentwurf auf einen ganz 
konkreten Fall aus der bundesrepublikanischen 
Wirklichkeit beschränken: 

Tatsache ist, daß die illegale Arbeitnehmerüber-
lassung wie die legale ansteigt. So hat auch still und 
ohne allzu großes Aufsehen der Leiharbeiter Ein-
zug in das bundesdeutsche Nobelunternehmen 
Lufthansa gehalten. Die Konsequenz aus dieser Si-
tuation: es gibt vier Klassen von Arbeitnehmern 
und Arbeitnehmerinnen bei der Lufthansa. Die er-
ste Klasse sind die fest Angestellten, die zur Zeit 
noch unter den besten Arbeits- und Tarifvertrags-
bedingungen arbeiten. Die zweite Klasse sind die zu 
großen Teilen legalen Arbeitnehmer, die vom Ar-
beitsamt von zugelassenen Firmen bei der Luft-
hansa eingesetzt werden und wenigstens minimale 
Schutzrechte einfordern können. Die dritte Klasse 
sind die Kollegen, die von Subunternehmen über 
ganz normale Werkverträge arbeiten. Die vierte 
Klasse sind Kollegen, die unter kaschierten Werk-
verträgen arbeiten. 

Diese Form der Ausbeutung betreiben die Men-
schenhändler, denen die Genehmigung zur legalen 
Arbeitnehmerüberlassung von den Arbeitsämtern 
entzogen wurde. Die von diesen Firmen vermittel-

ten Kollegen machen die schwerste, gefährlichste 
und schmutzigste Arbeit — in den Nachtschichten 
beizen und entlacken sie die Flugzeuge. 

Da bis zum Jahr 1984 bei der Lufthansa so gut 
wie keine Schadstoffmessungen durchgeführt wur-
den und bei den Spritzlackierern, die ebenfalls bei-
zen und spritzen, völlig falsche und gesättigte Filter 
im Einsatz waren, läßt sich die vergangene Gesund-
heitsgefährdung nur erahnen. Jedoch gelang es in-
zwischen dem Betriebsrat, großflächige Schadstoff-
messungen in den Flugzeughallen mit den Berufs-
genossenschaften durchzusetzen. Das Fazit der 
Messungen zum Thema Beizen wird in dem Bericht 
der Berufsgenossenschaft vom 1. Dezember 1984 
deutlich: 

Die Konzentrationssituation der Schadstoffe 
beim Beizen überschritt in einigen Fällen die 
für Einzelstoffe wie Phenol, Ameisensäure, 
Dichlormethan gültigen MAK-Werte, die Kurz-
zeitwerte sind teilweise kritisch überschritten. 

Um dem Treiben der Menschenhändler ein Ende 
zu bereiten und um den Verleiher, die Firma Gräfe, 
und den Entleiher, die Lufthansa, ans Tageslicht zu 
zerren, bedurfte es der offiziellen Ermittlung des 
Arbeitsamtes und der Staatsanwaltschaft. 

Dies beschreibt bundesdeutsche Realität im 
Jahre 1984. Neben die lächelnden Stewardessen der 
Firma Lufthansa stellen sich die lächelnden Herren 
Kohl und Bangemann, alle darum bemüht, ihr 
Image zu wahren und bundesdeutsche Realität 
nicht zur Kenntnis zu nehmen. 

Wer diesen Menschenhandel unterbinden will, 
wer die Würde des Menschen ernst nimmt, wer das 
Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
ernst nimmt, muß einem Verbot der Leiharbeit zu-
stimmen. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Der Gesetzentwurf 
ist typisch für die GRÜNEN. Er schießt in der Sache 
völlig über das Ziel hinaus, und er ignoriert das 
Grundgesetz. Er beweist, daß die GRÜNEN in ihrer 
Politik mit der Verfassung nichts zu tun haben wol-
len. Denn Ziel des Gesetzentwurfes ist ein völliges 
Verbot der Arbeitnehmerüberlassung. Dabei sollte 
auch den GRÜNEN bekannt sein, daß ein solches 
Verbot nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes gegen das Grundrecht der Freiheit 
der Berufswahl aus Art. 12 des Grundgesetzes ver-
stößt. Und ich darf die GRÜNEN daran erinnern — 
es  scheint nötig zu sein —, daß Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts auch den Gesetzgeber 
binden. 

Natürlich können sich die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse und damit auch die Voraussetzungen än-
dern, die einer Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes zugrunde gelegen haben. Genau das 
ist aber hier nicht der Fall. Denn eine gegenüber 
den Sachverhaltsfeststellungen des Urteils völlig 
abweichende Entwicklung des Anteils der Arbeit-
nehmerüberlassung am Arbeitsmarkt hat es nicht 
gegeben. Nach wie vor ist der Anteil der legalen 
Leiharbeitnehmer — gemessen am gesamten Ar- 
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beitsmarkt — gering. Am 30. Juni 1985 wurden 
48 707 Leiharbeitnehmer gezählt. Das waren nur 
0,24 % aller zu diesem Zeitpunkt sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmer. 

Im übrigen sollte vor einer erneuten Diskussion 
über die Arbeitnehmerüberlassung die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts zum Teilver-
bot der Leiharbeit im Baugewerbe nach § 12 a des 
Arbeitsförderungsgesetzes abgewartet werden. 
Diese Entscheidung ist noch in diesem Jahr zu er-
warten. 

Aber abgesehen von verfassungsrechtlichen Be-
denken wäre ein völliges Verbot der Arbeitnehmer-
überlassung auch unzweckmäßig. Denn zunächst 
einmal würden 45 000 Arbeitsplätze bei den Verlei-
hern hinfällig. Und es kann keinen Zweifel darüber 
geben, daß diese 45 000 Arbeitsplätze zu einem gro-
ßen Teil dem Arbeitsmarkt insgesamt verlorenge-
hen würden. Betriebe, die heute auf Leiharbeit zu-
rückgreifen, werden dann nämlich gezwungen sein, 
entweder Aufträge abzulehnen oder verstärkt mit 
Überstunden zu arbeiten, ganz abgesehen davon, 
daß es auch Personengruppen gibt, die als Arbeit-
nehmer speziell ein Leiharbeitsverhältnis suchen 
— etwa Personen, die nur gelegentlich erwerbstätig 
sein wollen. 

Aber es werden auch zunehmend Arbeitnehmer 
Interesse an Leiharbeitsverhältnissen finden, die 
auf wechselnden Arbeitsplätzen unterschiedliche 
Betriebe kennenlernen und damit ihr Arbeitsleben 
abwechslungsreicher gestalten wollen. 

Der Verleih eines Arbeitnehmers ist nur mit Er-
laubnis der Bundesanstalt für Arbeit zulässig, und 
die Erteilung der Verleiherlaubnis ist nur nach ei-
ner umfangreichen Zuverlässigkeitsprüfung des 
Verleihers möglich, bei der sogar seine Bonität auf 
den Prüfstand gesetzt wird. Während des Verleihes 
unterliegt das Zeitunternehmen der ständigen Kon-
trolle durch die Bundesanstalt für Arbeit und um-
fangreichen Meldepflichten. Verstöße gegen das Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz — z. B. gegen das 
Verbot, einen befristeten Arbeitsvertrag abzuschlie-
ßen — oder gegen andere Gesetze führen zum so-
fortigen Entzug der Verleiherlaubnis. 

Wer den legalen Sektor überprüfbarer Leiharbeit 
verbieten will, drängt die Leiharbeit insgesamt in 
die Illegalität. Deshalb kann auch ein Totalverbot 
Auswüchse nicht vollständig verhindern. Außerdem 
wäre auch keine Verringerung des Kontrollaufwan-
des zu erwarten. 

Falsch ist die Unterstellung der GRÜNEN, daß im 
Bereich der legalen Arbeitnehmerüberlassung 
überdurchschnittlich häufig Gesetzesverstöße fest-
gestellt wurden. Deshalb ist der Weg des Verbots 
ein deplazierter Gesetzes-Knüppel gegen eine Form 
der Beschäftigung, die — in regulierten Bahnen — 
ihre sinnvolle Aufgabe am Arbeitsmarkt erfüllt. 

Dreßler (SPD): Der Gesetzentwurf ist schlicht, 
allzu schlicht angelegt. Die Problemkomplexe le-
gale Leiharbeit/Arbeitnehmerüberlassung, illegale 

Leiharbeit/Arbeitnehmerüberlassung, illegale Aus-
länderbeschäftigung, Schwarzarbeit in der Form 
des Leistungsmißbrauchs (-betrugs) und unechte 
Werkverträge muß man im Zusammenhang sehen. 
Nur einen Punkt herauszugreifen ist zu kurz ge-
sprungen. 

Die Probleme sind im letzten Jahr einem weiten 
Publikum deutlich geworden — das ist das Ver-
dienst von Günter Wallraff. Nur die Leiharbeit zu 
verbieten, löst die Probleme nicht; denn all das, was 
Günter Wallraff z. B. beschrieben hat, ist längst ver-
boten. Die illegale Ausländerbeschäftigung ist das 
Hauptproblem, aber nicht das alleinige. Günter 
Wallraff hat all die miesen Beispiele aufgedeckt, 
wie Zigtausende unserer ausländischen Kollegin-
nen und Kollegen von den „modernen" Sklaven-
händlern buchstäblich ausgebeutet werden. 

Die illegale Beschäftigung hat ständig zugenom-
men. Die Schätzungen sind sehr unterschiedlich. 
Niemand kann die genauen Zahlen kennen; zwi-
schen 100 000 und 500 000 illegal beschäftigte Ar-
beitnehmer dürfte es geben. Die Hyänen der Ar-
beitswelt — anders kann man die „modernen" Skla-
venhändler nicht nennen — treiben ihr Unwesen 
bis zum heutigen Tag. Dagegen muß mit allen Mit-
teln vorgegangen werden. 

Wir Sozialdemokraten haben in der Zeit unserer 
Regierungsverantwortung versucht, entscheidende 
Schritte zu tun. Einiges ist uns gelungen. Von einem 
durchschlagenden Erfolg kann man aber bis heute 
nicht sprechen. Wir haben 1981 das Verbot der Leih-
arbeit im Baugewerbe durchgesetzt, weil in dieser 
Branche die größten Auswüchse festzustellen wa-
ren. Und wir sind auch heute davon überzeugt, daß 
das Verbot der Leiharbeit schrittweise ausgedehnt 
werden muß. Wir haben bereits 1981 die Vorausset-
zungen für eine stärkere Überwachung und eine 
bessere Zusammenarbeit der Verfolgungsbehörden 
geschaffen, um die illegale Beschäftigung zu be-
kämpfen. Weitere Schritte sind fällig: 

Schaffung eines Straftatbestandes für die illegale 
Beschäftigung (Ordnungswidrigkeiten werden als 
Drohung nicht ernstgenommen); 

Bildung von mobilen Einsatzgruppen bei den Ge-
werbeaufsichtsämtern, die Fremdfirmen kontrollie-
ren (durch solche Gruppen kann auch der „Flexibili-
tät" der Verleiher, die bundesweit und darüber hin-
aus arbeiten, ein adäquates Gegengewicht entge-
gengesetzt werden); 

Verkürzung der Meldefrist zur Sozialversiche-
rung, um den Arbeitgebern die Möglichkeit zu neh-
men, Arbeitnehmer nachträglich anzumelden, wenn 
sie gerade erwischt wurden; 

Verpflichtung für die Unternehmen, eine einheit-
liche Arbeitssicherheit für ihr gesamtes Werksge-
lände zu garantieren; 

Ausdehnung der Beteiligungsrechte der Betriebs-
räte der Entleihfirmen, die bisher für die Arbeitneh-
merüberlassung gelten, auf alle Fremdfirmenaktivi-
täten; 
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Schaffung von rechtlichen Vorkehrungen, um das 
Ausweichen in unechte Werkverträge zu verhin-
dern. 

Machen wir uns nichts vor: Die Probleme, die ich 
genannt habe, waren und sind den Experten be-
kannt. Neu ist, daß sie in den letzten Monaten ei-
nem breiten Publikum bewußter geworden sind. Es 
muß endlich dafür gesorgt werden, daß die un-
menschlichen Arbeits- und Lebensbedingungen 
verschwinden. Vor allem kommt es vordringlich 
darauf an, die illegale Beschäftigung mit allen Mit-
teln zu bekämpfen. 

Das beste Mittel gegen solche Arbeitsverhält-
nisse ist, die Massenarbeitslosigkeit entschieden zu 
bekämpfen, die soziale Sicherung so zu gestalten, 
daß niemand gezwungen ist, solche Arbeitsbedin-
gungen zu akzeptieren. 

Wer sich wirklich ernsthaft für Menschen einset-
zen will, die unter Mißständen leiden, der sollte 
nicht so vorgehen, wie die GRÜNEN mit ihrem Ge-
setzentwurf. Selbst wenn der Entwurf Gesetz würde 
— helfen würde er nicht. 
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